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LE MONDE diplomatique 



Ein Faden im Labyrinth der Welt 



von IGNACIO RAMONET 

»In jenem Reich erlangte die Kunst der Kartografie eine solche 
Vollkommenheit, dass die Karte einer einzigen Provinz den Raum 
einer Stadt einnahm und die Karte des Reichs den einer Provinz. 
Mit derzeit befriedigten diese maßlosen Karten nicht länger, 
und die Kollegs der Kartografen erstellten eine Karte des Reiches, 
die die Größe des Reiches besaß und sich mit ihm in jedem 
Punkte deckte.« 

Jorge Luis Borges 1 

Kann eine ausnehmend detailgenaue kartografische 
Darstellung die Komplexität eines Landes oder einer 
Region besser verstehen helfen? Natürlich nicht, denn auch 
hier ist das Bessere der Feind des Guten, wie der argentinische 
Schriftsteller Jorge Luis Borges (1899-1986) mit seiner 
lakonischen Parabel zeigt. Auf einer Karte alles und jedes 
verzeichnen zu wollen liefe auf eine Absurdität hinaus: 
auf eine tautologische Geografie im Maßstab eins zu eins, 
was hieße: die vermeintliche Verkleinerung hätte exakt die 
Maße der wirklichen Welt. Von der praktischen Realisier- 
barkeit einmal abgesehen, wäre sie eine bloße Reproduktion, 
ein Abklatsch ohne jeden Anspruch auf wissenschaftliche 
Erkenntnis. Das Wesentliche würde fehlen, nämlich die 
Interpretation der Wirklichkeit. Wenn das beste Modell einer 
Sache die Sache selbst sein soll, dann hat die Wissenschaft 
abgedankt, hat sich als überflüssig erwiesen. 

Ein chinesisches Sprichwort sagt, Gott habe die Katze 
erschaffen, damit der Mensch einen Tiger zum Streicheln 
habe. Auf die menschliche Vernunft übertragen, könnte man 
sagen, sie habe die geografische Karte erfunden, damit der 
Mensch die Welt in Händen halten kann - als eine Art 
zweidimensionales Bonsai-Universum. Und der Sinn der Sache 
besteht nicht darin, sich wie der Adolf Hitler in 
Charlie Chaplins genialem Film »The Great Dictator« (1940) 
an irgendwelchen größenwahnsinnigen Herrschafts- und 
Besitzfantasien zu berauschen, sondern darin, unsere 
Kenntnisse und unser Wissen zu bereichern - damit wir uns 
in den Labyrinthen dieser unbekannten Welt immer besser 
zurechtfinden. 

Historiker nehmen an, dass die ersten skizzenhaften, 
der dauerhaften Wegmarkierung dienenden kartografischen 
Darstellungen älter sind als die frühesten Schriftzeugnisse. 
Im Londoner British Museum befinden sich Tontafeln aus der 
Zeit um 3000 v. u. Z., die belegen, dass man schon damals nach 
Möglichkeiten suchte, geografisches Wissen festzuhalten. 
Wobei dieses Wissen schon seit damals zwei Hauptzielen 
diente: dem Handel und dem Krieg. 

Die großen Entdeckerfahrten auf den Weltmeeren und 
zumal die so genannte Entdeckung der Neuen Welt durch 
Christoph Kolumbus und die erste Erdumseglung durch 



Magellan und Elcano haben das damalige geografische 
Weltbild binnen dreißig Jahren (1492-1522) völlig 
umgestoßen. Damit mussten auch neue Systeme der 
zeichnerischen Darstellung entwickelt werden. Es begann das 
Goldene Zeitalter der klassischen Kartografie. An die Stelle der 
Kosmografie trat die Geografie, die das »Theatrum Orbis 
Terrarum«, den »Schauplatz des Erdenkreises« beschrieb. 
Im 19. Jahrhundert wurde die neue Wissenschaft überall von 
den Militärs in Beschlag genommen, das galt für Frankreich, 
England und Deutschland ebenso wie für Russland. Ingenieur- 
Geografen-Korps erstellten »Generalstabskarten« und spezielle 
Kartenwerke für militärische Operationen und Kriegs- 
schauplätze. Die wesentlich politische Funktion der Karte 
wird damit offenbar: Sie soll »dem Monarchen eine 
Darstellung des von ihm regierten Landes bieten, um 
dessen Verteidigung und Verwaltung zu gewährleisten«. 2 

Allerdings dient die Kartografie - so wenig wie die 
Geografie - ausschließlich dem Krieg. Auch sie hat heute den 
Anspruch, Aspekte unserer Welt aufzuzeigen, die sonst nicht 
wahrgenommen werden. Und davon gibt es mehr, als man 
glauben möchte. Trotz der rasant gewachsenen Möglichkeiten 
der Kommunikation und Information leben wir in einer 
weithin unbekannten Welt. Unbekannt nicht in dem Sinn, 
wie sie es für die einstigen Entdeckungsreisenden war. 
Sondern in dem Sinne, dass wir bei Phänomenen, 
die verschiedenen Bereichen zugehören, häufig deren 
Zusammenhänge und Wechselwirkungen nicht sehen. 
Zum Beispiel die Wechselwirkungen zwischen Ökonomie und 
Ökologie, zwischen Handelsbeziehungen und militärischen 
Aktionen, zwischen Umweltbedingungen und sozialen 
Bewegungen, zwischen der Geschichte einer Region und den 
Konflikten ihrer Bewohner. 

Das Ende des Kalten Krieges (1947-1991) hat in uns das 
Gefühl verstärkt, dass wir es mit einer neuen Welt zu tun 
haben. Diese Welt kommt uns bedrohlicher vor, weil sie uns 
weniger vertraut ist und wir uns an die Konstellationen und 
Kräfteverhältnisse der bipolaren Welt gewöhnt hatten (die 
freilich, unter anderem wegen der Gefahr eines Atomkriegs, 
keineswegs weniger gefährlich war). 

Deshalb brauchen wir ein kartografisches Werk, das die 
unentbehrlichen Informationen aus allen Gebieten 
zusammenbringt: aus Wirtschaft, Gesellschaft, Politik, Kultur, 
Ideologie, Militär und Umwelt, damit wir die - oft unsichtbare 
- Lebenswirklichkeit der Völker und der Staaten besser 
einschätzen können. Angesichts der ungeheuren Vielfalt und 
Komplexität der Daten müsste sich sonst jeder Student und 
jeder Lehrer, jeder Journalist und jeder Politiker oder 
Verbandsfunktionär eine Synthese dieser Wissensgebiete 
erarbeiten, die so seriös wie irgend möglich die Arbeit der 
Spezialisten auswertet, und das auch noch in einer Form, die 
für eine möglichst breite Öffentlichkeit verständlich ist. 
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Dazu sind aber weder die Tagespresse noch Radio oder 
Fernsehen in der Lage, selbst wenn diese Medien das ernsthaft 
anstreben würden und keinerlei Manipulationen ausgesetzt 
wären. 

Genau dies ist auch der Grund, warum »Le Monde 
diplomatique« eine so originelle und unentbehrliche 
Informationsquelle ist. Die deshalb auch allergrößten Wert 
auf die kartografische Darstellung legt, die im Journalismus 
zunehmend in Vergessenheit gerät. Gerade deshalb haben wir 
für unsere Leser diesen neuen Atlas 3 zusammengestellt. 
Auf den folgenden Seiten wird so konsequent wie möglich ein 
bestimmtes Konzept umgesetzt: Anerkannte Experten aus 
allen Fachgebieten haben sorgfältige Gesamtdarstellungen 
erarbeitet, Synthesen aus Texten und vielfältigen Karten und 
Grafiken, die auf gemeinsamem und gründlichem Nach- 
denken unserer Redaktionsmitglieder und Mitarbeiter 
beruhen. Diese Darstellung der einzelnen Themenkomplexe 
soll dazu beitragen, dass jede und jeder seine Aufgabe in 
einem weniger labyrinthischen »Welttheater« voll und ganz 
wahrnehmen kann. 

► Ignacio Ramonet ist Herausgeber von »Le Monde diplomatique« 
und Autor von u. a. »Kriege des 21. Jahrhunderts. Die Welt vor neuen 
Bedrohungen«, Zürich (Rotpunkt) 2002, sowie »Irak. Histoire d'un 
desastre«, Paris (Galilee) 2005. 



1 »Von der Strenge der Wissenschaft«, in: »Borges und ich«; nach der Übersetzung 
von Karl A. Horst bearbeitet von Gisbert Haefs, Hanser 1982, S.121. 

2 Siehe S. 190/191. 

3 Der erste Atlas der Globalisierung erschien 2003 in acht Sprachen und wurde über 
400.000-mal verkauft. 
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Für die Globalisierung 
der Nachhaltigkeit 



von Klaus Töpfer 

Blicken wir zurück auf 1992 - das Jahr des »Erdgipfels« in 
Rio de Janeiro. Es war die erste globale Konferenz nach 
dem Fall der Berliner Mauer und dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion. Getragen von der Euphorie der historischen 
Entwicklung wollte man gemeinsam eine neue Zukunfts- 
dimension der Welt denken und ein Programm erarbeiten, 
das die Vision umsetzt: Frieden und gerechte Entwicklungs- 
chancen für alle Menschen, Respektierung der Menschen- 
rechte, eine globale soziale Verantwortung, der Erhalt einer 
vielfältigen Natur und damit einer stabilen und leistungs- 
fähigen Umwelt. 

Die Euphorie von Rio rührte von der fast undiskutierten 
Gewissheit, dass man diese Visionen dank einer »Friedens- 
dividende« realisieren könne. Die hunderte von Milliarden 
Dollar und Rubel, die zuvor für die Vernichtungspotenziale 
in Ost und West verpulvert wurden, sollten künftig helfen, 
die Armut abzubauen oder gar zu beseitigen und vor allem 
die Lebenschancen zwischen Nord und Süd sukzessive 
anzugleichen. 

Ein ähnlicher Traum war knapp 50 Jahre zuvor unter den 
Sequoia-Baumriesen in den Wäldern bei San Francisco 
erörtert worden. Die Gründung der Vereinten Nationen am 
25. Juni 1945 erfolgte auch in der Überzeugung, den 
entscheidenden Schritt zu einer globalen Institution der 
Friedenssicherung getan zu haben. Nie wieder sollten 
Probleme mit Waffengewalt oder bilateral gelöst werden. 
Deshalb wurde die Verpflichtung zu Verhandlungslösungen 
global, multilateral festgeschrieben. Militärische Interven- 
tionen waren nur als allerletztes Mittel zur Friedenssicherung 
völkerrechtlich legitimiert. Deshalb erfordern sie explizit eine 
multilaterale Entscheidung des UN-Sicherheitsrats. 

Um ihre Friedensaufgaben erfüllen zu können, müssen 
die UN die Ursachen möglicher Konflikte früh erkennen. 
Auch dieser Kern einer präventiven Friedenspolitik wurde 
1945 in die UN-Charta aufgenommen. Art. 1.3 formuliert das 
Ziel, »eine internationale Zusammenarbeit herbeizuführen, 
um internationale Probleme wirtschaftlicher, sozialer, 
kultureller und humanitärer Art zu lösen«. 

Das ganze Programm stand unter dem Motto: »Make 
poverty history, make conflicts and wars history, make environ- 
ment distruction history, make human abuse history.« Die 
historische Überwindung all dieser Übel sollte in der 
gemeinsamen Verantwortung aller Menschen liegen und 
damit bei einer UNO, die auch über die erforderlichen 
Ressourcen verfügt. 

Diese Ziele waren auch die wichtigste Motivation für die 
Vorbereitung des Gipfels in Rio und für die dort gefassten 
Beschlüsse: 

• die »Agenda 21«, die zu Recht als »Pflichtenheft« für die 
entwickelten Länder gilt; 

• die »Rio-Prinzipien«, die hinsichtlich der Umwelt das 



Verursacherprinzip und das Vorsorgeprinzip festschreiben 
und den Zugang zu Informationen über Umweltbelastungen 
garantieren. 

Die Rio-Prinzipien beinhalten darüber hinaus das 
Entwicklungsversprechen für alle und das Bekenntnis zu einer 
gemeinsamen, zwischen den Industrieländern und den 
Entwicklungsländern allerdings unterschiedlich verteilten 
Verantwortung. Der Rio-Gipfel hat damit Grundprinzipien für 
ein gemeinsames, globales Handeln im Rahmen der Vereinten 
Nationen geliefert. 

Die Begeisterung von Rio hatte allerdings die Kehrseite, 
dass über die Umsetzung der Ziele, über verbindliche Fristen 
und finanzielle Festlegungen nicht intensiv genug verhandelt 
wurde. Auf die Euphorie folgte also schnell Ernüchterung. 
Wichtige Zusagen wurden nicht eingehalten, vor allem der 
Beschluss der Industrieländer, »sobald als möglich« 
0,7 Prozent ihres Bruttosozialprodukts für die Entwicklungs- 
zusammenarbeit bereitzustellen. Dieser Anteil ging im 
Gegensatz weiter deutlich zurück. 

Auch die anderen Zielsetzungen von Rio wurden weit 
verfehlt: Die Ausbeutung von Natur und Umwelt ging und geht 
nahezu ungehindert weiter. Die Belastung der Atmosphäre mit 
klimaschädlichen Gasen wurde in den hoch entwickelten 
Ländern nicht verringert - im Gegenteil: Die Emission steigt 
weiter, sogar mit beschleunigtem Tempo. Die Folgen des 
dadurch verursachten Klimawandels werden immer 
drastischer sichtbar. Selbst die Begrenzung des Temperatur- 
anstiegs auf 2 Grad Celsius erscheint gegenwärtig kaum noch 
erreichbar. Dieses »2 Grad Celsius«-Ziel haben die 
Klimaforscher zur »Leitplanke« erklärt, weil die Folgen eines 
solchen Anstiegs gerade noch beherrschbar erscheinen. 

Die Anzeichen des Klimawandels sind erschreckend: 
Das Polareis schmilzt, die Meere versauern, werden wärmer 
und steigen an, die Permafrostböden weichen auf (was zusätz- 
liche Mengen von Klimagasen freisetzt), extreme Wetterphä- 
nomene nehmen zu. All das sind keine Horrorszenarien 
nervöser Umweltschützer, sondern allseits zu beobachtende 
Fakten. 

Ebenso klar zeichnet sich ab, dass diese Klimaentwicklung 
die globalen Verteilungskonflikte verschärfen wird. Die 
kommenden Generationen werden die Kosten begleichen 
müssen, die wir bei den Kalkulationen für unseren Wohlstand 
unberücksichtigt lassen. Aber diese Kosten werden nicht nur 
auf die Zukunft abgewälzt, sondern auch auf Menschen in 
entfernten Regionen, auf Natur und Umwelt insgesamt. Das 
»Millennium Eco System Assessement« belegt den rapiden 
Schwund des Naturkapitals mit konkreten Zahlen. 

Ebenso klar ist auch, dass gerade die Ärmsten der Armen 
von diesen Veränderungen zuerst und mit der größten Wucht 
überrollt werden. Die Menschen in den Armuts- und 
Entwicklungsgürteln Afrikas, Asiens und Lateinamerikas, 
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die nicht oder nur sehr begrenzt für den Klimawandel 
verantwortlich sind, sind von dessen Folgen massiv betroffen: 
durch extreme Wetterlagen, Wüstenbildung, veränderte 
Niederschlagsmuster, sinkende Agrarproduktion, 
zunehmenden Wassermangel. 

Diese Länder zahlen die doppelte Zeche dafür, dass die 
hoch entwickelten Länder ihren Wohlstand massiv ökologisch 
subventionieren. Eine Änderung der Konsum- und 
Produktionsmuster, die erstmals 2002 in Johannesburg im 
dort beschlossenen Aktionsprogramm genannt wurden, ist 
noch kaum in Gang gekommen. Nach wie vor wird in den 
Industrieländern der Konsum als erste Bürgerpflicht 
angemahnt, schließlich muss die Wirtschaft wachsen, und 
zwar um jeden Preis. 

Dieser Teufelskreis muss aufgebrochen werden. Die häufig 
auf geradezu perverse Art zur Schau gestellten Konsum- 
und Wohlstandsunterschiede zwischen den reichen und 
armen Ländern und Menschen dieser Welt, müssen 
abgetragen werden. Diese Unterschiede sind es vor allem, 
die Konflikte und Spannungen und häufig Hass und blinden 
Terror hervorrufen. Eine Allianz gegen den Terror wird nur 
erfolgreich sein, wenn sie aufbaut auf einer überzeugenden 
Allianz gegen Armut und Hunger, gegen Arbeitslosigkeit und 
Diskriminierung, gegen Intoleranz und ideologische 
Radikalisierung. Vor allem den Jugendlichen in den Städten 
muss man glaubwürdige Perspektiven für ihre Zukunft 
geben, und das gilt für die Slums in den ungebremst 
wachsenden Stadtmaschinen der Entwicklungsländer 
wie für die städtischen Ghettos der entwickelten Länder. 

Dafür müssen die drei Säulen der nachhaltigen 
Entwicklung, also wirtschaftliches Wachstum, sozialer Aus- 
gleich und ökologische Stabilität, tragfähig gemacht werden. 
Das setzt voraus, dass die auf dem UN-Millenniumsgipfel im 
Jahr 2000 beschlossenen Entwicklungsziele erreicht werden: 
•Neue Perspektiven für die 1,5 Milliarden Menschen, die mit 
weniger als einem Dollar am Tag auskommen müssen; 
•Wasser für die 1,2 Milliarden Menschen ohne gesicherten 
Zugang zu sauberem Trinkwasser; 

• Nahrung für die 800 Millionen Menschen, die hungern, 
obwohl die Wohlhabenden mehr Nahrungsmittel wegwerfen, 
als zur Ernährung dieser 800 Millionen erforderlich wären; 

• Schulbildung für alle Kinder; 

• Entwicklung der Rechte und Möglichkeiten der Frauen dieser 
Welt; 

• die Gestaltung der Globalisierung als ein entscheidendes 
Mittel für die Beseitigung von Armut und Unterentwicklung, 
vor allem durch den Abbau von ökologisch und sozial 
perversen Subventionen. 

Diese Ziele können bis 2015 erreicht werden. Ja sie müssen 
erreicht werden, denn sie sind die Grundlage jeder 
Friedenspolitik. Entscheidend ist der politische Wille, 



die vorhandenen menschlichen, finanziellen, sozialen und 
ökologischen Ressourcen für eine globale Friedenspolitik 
einzusetzen. Dafür gibt es durchaus positive Beispiele: 
Drohende »Wasserkriege« können durch Investitionen in die 
Abwasserreinigung, in die Kreislaufführung des Wassers, 
durch bessere Wasserverteilsysteme und Wasser-Spartechno- 
logien und durch bessere Bewässerung in der Landwirtschaft 
präventiv unwahrscheinlich gemacht werden. Wir brauchen 
außerdem ein »Frühwarnsystem« für sich anbahnende 
Konflikte um Wasser. Gleiches gilt für die Böden, für die 
Artenvielfalt, für die Erdatmosphäre. Darüber hinaus können 
Energie-Technologien, die nicht auf Kohle, Erdöl und Erdgas 
setzen, Spannungen abbauen. 

Entwicklungszusammenarbeit darf für die hoch 
entwickelten Länder kein Almosen sein, das nur das schlechte 
Gewissen beruhigt. Und es geht dabei auch nicht nur um 
moralische Verantwortung. Entscheidend ist, dass die 
Entwicklungszusammenarbeit und die dafür eingesetzten 
Ressourcen rentable Investitionen in eine friedliche, 
zukunftsfähige Welt sind. 

Aber eine solche Zusammenarbeit wird nur dann Erfolg 
haben, wenn sie die Menschenrechte aller Bürger dieser Welt 
durchsetzen will, auf dem Respekt vor der kulturellen Vielfalt 
und den tradierten Strukturen aufbaut und die Identität der 
Menschen akzeptiert und fördert. 

Für eine breit angelegte Friedenspolitik in einer 
globalisierten Welt ist jedoch auch eine umfassende Reform 
der Vereinten Nationen unerlässlich. Nicht die Globalisierung 
ist zu bekämpfen, sondern alle Bestrebungen und 
Mechanismen, die im Prozess der Globalisierung die Gräben 
zwischen Arm und Reich weiter vertiefen. Und eben deshalb 
ist die Neustrukturierung des Wirtschafts- und Sozialrats der 
Vereinten Nationen von so entscheidender Bedeutung. 

► Klaus Töpfer, ehemaliger Bundesumweltminister, war von 1998 
bis 2006 Direktor des UN-Umweltprogramms (Unep) in Nairobi. 
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Silberstreif am Horizont 



von Mark Hertsgaard 

W r er in diesem Atlas liest, läuft Gefahr, von lähmender 
Verzweiflung erfasst zu werden. Die Probleme, die hier 
dokumentiert sind, wirken so ernst und allgegenwärtig, 
dass man sich fragt, was man gegen den übermächtigen Status 
quo noch ausrichten kann. Und doch wäre es kontraproduktiv, 
sich dieser Verzweiflung zu überlassen. Wir müssen ihr 
vielmehr widerstehen, wenn wir unser gemeinsames Ziel 
erreichen wollen, nämlich für die Menschen und für das 
ganze Ökosystem eine bessere Zukunft zu sichern. 

Als Journalist, der seit mehr als zwanzig Jahren über 
Politik und Ökologie schreibt, nehme ich mich von diesem 
Defätismus-Vorwurf nicht aus. Meine Zunft ist Teil des 
Problems. Wer von uns würde nicht verzagen, wenn er 
tagtäglich Meldungen von Kriegen, Epidemien und anderem 
Unheil liest? Mitschuld tragen aber auch Umweltschützer und 
Verfechter des sozialen Wandels. Mit ihrem Lamento scheinen 
sie den Menschen alle Hoffnungen und Visionen rauben zu 
wollen, ohne die der Kampf für eine bessere Zukunft von 
vornherein verloren ist. 

Sie wissen schon, wovon ich rede: dieser todernste bis 
tragische Ton von Verlautbarungen, in denen gnadenlos alles 
heruntergebet wird, was in der Welt schief läuft, ohne ein Wort 
davon, was man besser machen könnte. In diese Falle tappen 
auch so kluge und wohlmeinende Leute wie AI Gore. Vor 
kurzem kam »An Inconvenient Truth« heraus, ein Dokumen- 
tarfilm, in dem Clintons einstiger Vize den Klimawandel 
wirklich gut erklärt, mitsamt wissenschaftlichen Fakten und 
möglichen Folgen, aber er sagt fast nichts zu der Frage, was 
die Menschen dagegen tun können. 

»Ein brillanter Diavortrag«, meinte Rocky Anderson, der 
Bürgermeister von Salt Lake City nach der Premiere, »aber 
danach willst du dir einen Strick nehmen. Es fehlten einfach 
die Lösungen.« Nachdem er den Film gesehen hatte, verfasste 
Anderson einen Vortrag, in dem er davon erzählt, wie seine 
Stadt die Emission von Treibhausgasen drastisch reduziert hat 
- und wie dabei auch noch Geld in die Kasse floss. »Eine 
positive Botschaft ist wichtig«, meint Anderson, »die Leute 
reagieren ganz wunderbar auf die Aussage: Ja, es gibt schwer 
wiegende Probleme, aber wir packen sie an, und wenn wir es 
richtig machen, können wir es schaffen.« 

Anderson ist gottlob nicht der einzige Umweltpolitiker, 
der das begriffen hat. Immer mehr grüne Aktivisten in den 
USA reden heute weniger über mögliche Katastrophen und 
mehr über praktische und sogar ökonomisch lohnende 
Lösungen. Wie zum Beispiel Betsy Taylor, die Gründerin des 
Center for a New American Dream: »Wir haben beschlossen, in 
Zukunft die Hälfte unserer Zeit dafür zu verwenden, den 
Leuten zu zeigen, wie man die Probleme lösen und damit auch 
noch ein besseres Leben haben kann.« 

Woher kommt dieser Wandel? Die Aktivisten haben sich 
auf einen Grundzug der menschlichen Natur besonnen: Wenn 



man die Menschen mit zu vielen schlechten Nachrichten und 
unlösbaren Problemen konfrontiert, langweilt man sie, und 
sie schalten buchstäblich ab. Das ist wie bei einer Fußball- 
mannschaft, die überzeugt ist, dass der Gegner überlegen und 
der Schiedsrichter sowieso gekauft ist. Wer wie ein Verlierer 
denkt, wird auch verlieren. 

Nicht dass mich jemand falsch versteht: Ich plädiere nicht 
dafür, die harten Fakten zu schönen oder auf kleine Schritte 
zu setzen, wo radikale Lösungen vonnöten sind, sondern emp- 
finde es als meine journalistische Pflicht, kompromisslos die 
Wahrheit zu sagen. Aber ich möchte, dass wir die ganze Wahr- 
heit sagen. Ich habe es satt, mir ständig anzuhören, dass »die 
Guten« verlieren, ich will wissen, wie wir gewinnen können. 

Was in diesem Atlas zu kurz kommt, sind Informationen 
über die »positiven Aktivitäten«. Dabei gibt es viele Menschen 
und Organisationen - im öffentlichen wie im privaten Bereich, 
im Norden wie im Süden der Welt -, die mit langem Atem und 
erfolgreich an Problemlösungen arbeiten. Über diese 
Menschen sollten wir genauso viel erfahren wie über das, 
wogegen sie kämpfen. 

So haben sich zum Beispiel in den USA, obwohl die Bush- 
Regierung die Umweltbewegung anfeindet, 275 Städte 
verpflichtet, den Ausstoß von Treibhausgasen weit stärker zu 
reduzieren, als vom Kiotoprotokoll verlangt. Und es kommen 
ständig neue Städte dazu. Gouverneur Arnold Schwarzenegger 
setzt im größten und politisch wichtigsten US-Bundesstaat, 
Kalifornien, ernsthaft auf Ökologie - nicht zuletzt weil die 
kalifornischen Wähler das wollen. 

In Sachen Klimawandel ist Schwarzenegger mit Bush über 
Kreuz, seit er 2005 versprochen hat, dass Kalifornien seinen 
Ausstoß an Klimagasen bis 2020 um 20 Prozent und bis 2050 
um 80 Prozent reduzieren wird. Aber der Gouverneur redet 
nicht nur, er tut auch was. Zum Beispiel unterstützt er ein 
Programm, das eine Million Solardächer schaffen soll und 
damit die größte Solarenergiekampagne der Welt darstellen 
dürfte. Er hat in Kalifornien ein Gesetz durchgebracht, das 
30 Prozent weniger Ausstoß von Treibhausgasen für Autos 
vorschreibt, und hält trotz einer Klage der Autoindustrie und 
der US-Regierung daran fest. Und er redet mit den anderen 
Westküstenstaaten, Oregon und Washington, darüber, 
handelbare Emissionsrechte nach EU-Vorbild einzuführen. 

Das Ganze macht auch deshalb Mut, weil Kalifornien die 
fünftgrößte Wirtschaftsmacht der Welt ist. Seine Entscheidun- 
gen könnten also nicht nur auf andere Regierungen, sondern 
auch auf multinationale Konzerne abfärben. Inzwischen steht 
der Emissionshandel auch in New York und in sieben anderen 
Staaten im Nordosten der USA zur Debatte. Das macht dann, 
zusammen mit Kalifornien, die drittgrößte Wirtschaftsmacht 
der Welt. Ihre künftige Politik (Verbesserung der Energie- 
effizienz, Förderung von Windrädern und Solaranlagen) 
könnte einen Schub für die alternative Energietechnologie 
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bedeuten und die Kosten so weit senken, dass sie fürjeder- Kapitel 
mann erschwinglich wird. 

Inzwischen erhöhen Investoren den Druck auf die großen 
Unternehmen und auf Wall Street, das Problem 
endlich ernst zu nehmen. Das »Investor Network 
on Climate Risk«, zu dem sich Pensionsfonds und 
institutionelle Anleger zusammengeschlossen 
haben, droht der Industrie, dass ihre Anleger ihr 
Geld aus Firmen abziehen könnten, die den Klimawandel 
ignorieren. Und mittlerweile haben sich erstaunlich viele 
Großkonzerne zu der Zusage durchgerungen, ihre 
beanstandeten Praktiken zu verändern. 

US-Umweltschützer erzielen ihre Siege allerdings zumeist 
nicht auf bundesstaatlicher Ebene, sondern in Einzelstaaten 
und in Städten und Kommunen. So hat das Parlament von 
Idaho beschlossen, seine Kohlekraftwerke für zwei Jahre still- 
zulegen. Und Maryland - mit einem Republikaner als 
Gouverneur - hat das Kiotoprotokoll unterzeichnet. 

Außerdem sei an den Erfolg von Wangari Mathai erinnert: 
Die Wissenschaftlerin und Umweltaktivistin aus Kenia erhielt 
2004 den Friedensnobelpreis, und zwar ausdrücklich für ihr 
Engagement in Sachen Umwelt. Eine der ermutigendsten 
Geschichten, die ich kenne, ist die der brasilianischen Stadt 
Curitiba, die Bill McKibben in seinem Buch »Hope, Human 
and Wild« beschrieben hat. Curitiba hat sich aus einer 
höllischen Dritt-Welt-Stadt, die in Verkehr und Müll schier 
erstickte, in ein Modell für Nachhaltigkeit und soziale 
Gerechtigkeit verwandelt - obwohl die Stadt sehr arm ist. Das 
wurde möglich, weil die Menschen einen Bürgermeister 
gewählt haben, der hochfliegende Ideen entwickelt und 
dennoch unbeirrbar praktisch denkt. Jaime Lerner entwarf die 
Vision von einem weniger verschmutzten, sozial gerechteren 
Curitiba, begann dann aber, den Bürgern klar zu machen, dass 
diese Vision nur Wirklichkeit wird, wenn sie selbst dazu 
beitragen. Und das taten sie dann auch. 

Menschen wie Jaime Lerner können nicht nur eine Stadt, 
sondern ein ganzes Land und vielleicht sogar die Welt 
verändern. Es stimmt, unsere Erde ist in Gefahr, leider. Aber 
das muss nicht so bleiben. Wenn wir - durch diesen Atlas - 
Bescheid wissen über die Lage der Welt und dieses Wissen 
nutzen, um nicht auf die Hindernisse zu starren, sondern 
unserer Fantasie freien Lauf zu lassen - dann werden wir eine 
Welt schaffen, die es wert ist, gefeiert zu werden. 

► Mark Hertsgaard, www.markhertsgaard.com, amerikanischer 
Journalist, ist Autor von u.a. »Im Schatten des Sternenbanners«, 
München (Hanser) 2003, sowie »Expedition ans Ende der Welt. Auf 
der Suche nach unserer Zukunft«, Frankfurt/Main (Fischer) 2001. 

©2006 »Le Monde diplomatique«, Berlin 
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Wenn die Polkappen schmelzen 



Sollte das arktische Eis tatsächlich 
schwinden, ließen sich große Erdöl- 
und Erdgasvorkommen leichter 
erschließen. Allerdings wären die 
globalen Auswirkungen der Pol- 
kappenschmelze katastrophal: 
Der Meeresspiegel würde steigen, 
der Golfstrom umgelenkt und das 
ökologische Gleichgewicht im Meer 
nachhaltig gestört. 

Die Region um den Nordpol zeigt be- 
reits deutliche Anzeichen einer Ver- 
änderung. Unabhängig von den starken 
jahreszeitlichen und jährlichen Schwan- 
kungen soll die Fläche des Packeises in- 
nerhalb der letzten dreißig Jahre um 10 
Prozent abgenommen haben, ihre Dicke 



sogar um 40 Prozent. Bis zum Ende des 
21. Jahrhunderts könnte sich die Oberflä- 
che der Eiskappe halbieren. 

Manche sehen darin auch Vorteile. Sie 
versprechen sich die Öffnung der Nord- 
passagen für die Schifffahrt und einen 
leichteren Zugang zu den Gas- und Ölvor- 
kommen in Alaska und Sibirien, die 40 
Prozent der Weltreserven ausmachen. 
Doch diese positiven Aspekte wiegen we- 
nig im Vergleich zu den negativen. Deren 
gravierendster wäre kurzfristig wohl die 
Störung des Golfstroms. Erste Untersu- 
chungen haben ergeben, dass sich seine 
Umwälzgeschwindigkeit zwischen 1950 
und 2000 um 20 Prozent verringert hat, 
was in absehbarer Zukunft unter ande- 
rem zu einem vorübergehenden Tempe- 
raturabfall in Europa führen könnte. 

Auf globaler Ebene wird das Abschmel- 
zen der Polkappen wahrscheinlich die 
Erderwärmung beschleunigen, weil die 



Brechung der Sonnenstrahlung ab- 
nimmt. Denn Eis reflektiert 80 Prozent 
der Sonnenstrahlung, vegetationsloser 
Boden 30 Prozent und Meerwasser nur 7 
Prozent. Schon jetzt beginnen stellen- 
weise die Permafrostböden aufzutauen, 
auf denen Häuser und Straßen gebaut 
wurden. Die Erwärmung setzt zudem das 
in den Böden durch die Kälte gebundene 
Methan frei, das als wichtiges Treibhaus- 
gas seinerseits wiederum zur Erwärmung 
führt. 

Trotz dieser Gefahren hat sich der 1996 
gegründete Arktische Rat, dem unter an- 
deren die USA, Kanada und Russland an- 
gehören, auf keine einzige Gegenmaß- 
nahme einigen können. Dabei führt nicht 
das Abschmelzen der Nordpolkappe an 
sich zum Ansteigen der Weltmeere, da 
das Eis ja bereits auf dem Wasser 
schwimmt. Mit dem Schwinden der Eis- 
decke Grönlands und der terrestrischen 



Pazifischer Ozean 



Klimaentwicklung und Bodenschätze in der Arktis < 



^Exxon Valdez 

Trans-Alaska , * Alaska 
Pipeline System (TAPS)-t\ (USA) 




Atlantischer Ozean 



Reykjavik 
Island^ 

•: 

Europäisches * 
Nordmeer Norwegen 



Finnland H nach Westeuropa 



EKOFISK^f 



Fläche der nordpolaren Eiskappe 
zu Beginn des 21. Jh. 

Prognosen für die Zeiträume 

2010-2030 
2040-2060 
2070-2090 

Fläche der Permafrostböden 
zu Beginn des 21. Jh. 
Prognose für 2100 



nachgewiesene Erdöl- und Erdgasvorkommen, 
Lagerstätten in der Prospektionsphase 

Erdöl- und Erdgasförderung • 

wichtigste Öl- und Gaspipelines 
bestehender Betrieb 
geplant oder im Bau -— 

Abbau von Ölsand ■ 

Tanker- oder Pipelineunglück mit über >^ 
50.000 Tonnen ausgelaufenem Rohöl 

in 10 bis 15 Jahren ganzjährig befahrbare Meeresstraßen, _ 
wenn die Klimaerwärmung anhält 
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prognostizierte Temperaturveränderung bis 2050 

B -i,2 bis -o,4°C Atlantischer Ozean 

-0,4 bis +o,4°C 




Gletscher könnte der Meeresspiegel je- 
doch erheblich steigen. Die Daten des 
Forschungssatelliten »Topex-Poseidon« 
ergeben einen jährlichen Anstieg des 
Meeresspiegels um 2,4 Millimeter, was 
hochgerechnet bis zur nächsten Jahrhun- 
dertwende 25 Zentimeter bedeuten wür- 
de. Doch immer mehr Rechenmodelle 
prognostizieren einen Anstieg von einem 
oder gar mehreren Metern, falls sich der 
Abschmelzprozess in bestimmten Regio- 
nen der Antarktis fortsetzt. Trotz verblei- 
bender Unsicherheiten nimmt man an, 
dass das Phänomen zu einem Drittel al- 
lein von der Ausdehnung des durch den 
Treibhauseffekt erwärmten Meerwassers 
verursacht wird. Ein zweites Drittel käme 
vom Abschmelzen der Gletscher. Zum 
restlichen Drittel trägt nach neueren For- 
schungen auch der Südpol um die 15 Pro- 
zent bei. 

Noch vor kurzem waren die Wissen- 
schaftler überzeugt, dass nur die antark- 
tische Halbinsel betroffen sei. Hier ist die 
Temperatur zwischen 1974 und 2000 um 
durchschnittlich 3 Grad gestiegen, und 
hier löste sich im März 2002 eine 3.250 
Quadratkilometer große Eisplatte vom so 
genannten Larsen-Schelf. Würde das ge- 
samte Eis der Halbinsel schmelzen, wür- 
de der Meeresspiegel zusätzlich um 45 
Zentimeter ansteigen. Allerdings ist die- 
ses Eis nicht direkt mit der Polkappe des 
Kontinents verbunden, von der man bis- 
her annahm, dass sie stabil und für min- 
destens ein weiteres Jahrhundert von der 
globalen Erwärmung nicht beeinflussbar 
sei. Doch im Oktober 2004 teilte die US- 
Raumfahrtbehörde Nasa mit, sie rechne 
bis 2050 mit einem Temperaturanstieg 
um 3,6 Grad Celsius in einigen Teilen der 



Antarktis, während eine Forschergruppe 
des British An tarctic Survey zum Ergebnis 
kam, dass der westliche Teil jährlich ein 
Volumen von 250.000 Kubikmeter Eis ver- 
liert. Wenn sich der Prozess beschleu- 
nigt, könnte das Wasser aus dieser Regi- 
on in absehbarer Zeit ein Ansteigen der 
Meere um 8 Meter bewirken. Im Moment 
scheint die östliche Antarktis noch nicht 
betroffen zu sein. Sie ist der mit Abstand 
massivste Teil - ihr Eisvolumen entsprä- 
che, wenn es schmelzen würde, einem 
Anstieg der Meere um 64 Meter. 



Klimaentwicklung in der Antarktis < 



Das Schmelzen des Antarktis-Eises 
könnte die Meeresfauna stark beein- 
trächtigen. So sollen die Krillschwärme 
in den vergangenen dreißig Jahren schon 
um 80 Prozent abgenommen haben. Der 
Krill ist ein garnelerartiger Kleinkrebs, 
der sich von unter dem Eis lebenden Al- 
gen ernährt. Für die Nahrungskette der 
Ozeane ist er äußert wichtig, weil er vielen 
Fischen, Tintenfischen und Walen als Le- 
bensgrundlage dient - die bereits durch 
Überfischung und Korallenbleiche ge- 
fährdet ist. 



Die Arktis wird wärmer - Messdaten vom Nordpol 



Ausdehnung der Polkappe in Mio. km 2 
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■ Jahresdurchschnitt 

■ Winter (Durchschnitt Jan.-März) 

■ Sommer (Durchschnitt Juli-Sept.) 
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Schwankungen der Polkappenfläche in Mio. km 2 
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Monatsdurchschnitt 
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WWW 



Einführend 

Stiftung Alfred-Wegener-Institut für Polar- 
und Meeresforschung 

• www.awi-bremerhaven.de 
Klimaschutz in der Arktis 

• www.arctic-council.org 

Auswirkungen der Klimaveränderung auf die Arktis 
(Arctic Climate Impact Assessment) 

•www.acia.uaf.edu 

Center for International Climate and 
Environmental Research - Oslo 

•www.cicero.uio.no 

International Arctic Science Committee 

•www.iasc.no 

World Meteorological Organization 

•www.wmo.ch 

International Conference on Arctic Research 
Planning 

•www.icarp.dk 

zu den Permafrostböden 

•de.wikipedia.org/wiki/Permafrost 
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Leben mit dem Klimawandel 



Die meteorologischen Messungen 
belegen, dass sich die Erde erwärmt. 
Dazu trägt nicht zuletzt der hohe 
Ausstoß von Kohlendioxid bei. 
Die bisher ergriffenen Gegenmaß- 
nahmen kommen zu spät und 
reichen nicht aus. 



Die Prognosen zur globalen Erwär- 
mung sind im Lauf der letzten Jahre 
immer erschreckender geworden. Der 
Zwischenstaatliche Ausschuss für Klima- 
änderung (Intergovernmental Panel on 
Climate Change, IPCC) bestätigte in sei- 
nem 2001 veröffentlichten Bericht, dass 
der Treibhauseffekt seit dem 19. Jahr- 
hundert erheblich zugenommen hat. So 
hat der Kohlendioxidausstoß zu einem 
globalen Temperaturanstieg von 0,8 Grad 
zwischen 1860 und 2000 beigetragen. 
Nach demselben Bericht wird die Erwär- 
mung vom Jahr 2000 bis zum Jahr 2100 
zwischen 1,4 und 5,8 Grad liegen - eine 
gewaltige Veränderung, wenn man be- 
denkt, dass es auf der Erde während der 
letzten Eiszeit vor 15.000 Jahren um 



durchschnittlich gerade einmal 5 Grad 
kälter war als heute. 

Eine auf 2.578 Simulationen beruhende 
Studie, die 2005 von der Universität Ox- 
ford veröffentlicht wurde, prognostiziert 
eine noch stärkere Erwärmung: Die Vor- 
aussagen reichen von 1,9 bis zu 11,5 Grad, 
wobei die meisten Einzelergebnisse zwi- 
schen 2 und 8 Grad liegen. Am beunruhi- 
gendsten ist die Vorstellung, dass es zu ei- 
nem »point of no return« kommen könn- 
te. Selbst wenn heute drastische Gegen- 
maßnahmen ergriffen würden, könnten 
nämlich wegen der Langsamkeit der kli- 
matischen Reaktionen die schädlichen 
Auswirkungen noch viele Jahre zu spüren 
oder sogar überhaupt irreversibel sein. 
Der kritische Punkt scheint, so der sich 
abzeichnende Konsens, bei einem Plus 
von 2 Grad zu liegen. Um darunter zu blei- 
ben, dürfte die C0 2 - Konzentration in der 
Luft 550 ppm (parts per million) nicht 
übersteigen. Manche Wissenschaftler 
setzen diesen Höchstwert sogar nur bei 
400 ppm an. Die C0 2 -Konzentration ist 
aber von 270 ppm im Jahr 1850 auf 380 
ppm im Jahr 2005 gestiegen, ein einzigar- 
tiger Anstieg in den 420.000 Jahren, für 
die sich die Klimageschichte rekonstruie- 



ren lässt und in denen die C0 2 -Konzen- 
tration zwischen 180 und 280 ppm 
schwankte. Bei der derzeitigen Steige- 
rung von 2 ppm pro Jahr könnte ein kriti- 
scher Punkt in zehn bis dreißig Jahren er- 
reicht sein. Damit die kritischen 2 Grad 
Zunahme gar nicht erst erreicht werden, 
müssten außerdem die Industrieländer 
ihren C0 2 -Ausstoß bis zum Jahr 2050 auf 
ein Viertel der heutigen Emissionen re- 
duzieren. 

Zwar sind alle diese Prognosen mit Un- 
sicherheiten behaftet. Aber angesichts 
der immensen Risiken und des zuneh- 
menden Konsenses unter den Experten 
sollte das Vorsorgeprinzip gelten und 
ebenso schnell wie wirksam gegengesteu- 
ert werden. Wenn das Kiotoprotokoll in 
vollem Umfang umgesetzt wird, also auch 
die USA es ratifizieren und die Europäer 
halten, was sie versprochen haben, dann 
wird die für 2100 berechnete Klimaerwär- 
mung gerade um 0,06 Grad niedriger aus- 
fallen, also um 2 oder 3 Prozent. Überdies 
legt das Kiotoprotokoll keine Obergren- 
zen für den C0 2 -Ausstoß in den Ländern 
des Südens fest, die den legitimen 
Wunsch haben, den Westen »einzuho- 
len«. Das Scheitern der Verhandlungen 



► Langfristige Temperaturentwicklung 



Temperaturabweichungen im Vergleich zu 1950, in °Celsius 



Prognostizierte Erwärmung bei Verdopplung der C0 2 -Konzentration auf 760 ppm; Spanne: von plus 1,4° bis 11, 8° C 

Schätzung des IPCC 1 für 2100; Spanne: von plus 1,4° bis 5,8° C — ► 
2005 




1 1ntergovernmental Panel on Climate Change (Zwischenstaatlicher Ausschuss für Klimaänderung) 
1 1 1 1 r 
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C0 2 -Konzentration (parts per million, ppm) 



2030 



ritische C0 2 -Konzentration: 400 BIS 450 I 



2005 



Die vom IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change) erstellten Prognosen für den Zeitraum 2030-2100 basieren 
auf der Annahme eines rasanten Wirtschaftswachstums, das nicht auf einem exzessiven Energieverbrauch beruht, und 
eines beständigen Bevölkerungswachstums bis 2050. 



CQ 2 -Konzentration in den letzten 420.000 Jahren 
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► Langfristige Entwicklung der C0 2 -Konzentration 



bei der Kiotofolgekonferenz in Montreal 
2005 hat gezeigt, wie groß die Widerstän- 
de sind. 

Die Anzeichen für einen Klimawandel 
häufen sich. So war das zurückliegende 
Jahrzehnt das wärmste seit Beginn der re- 
gelmäßigen Messungen im 19. Jahrhun- 
dert. Und es war gekennzeichnet von ei- 
ner Zunahme extremer Klimaphänome- 
ne: Im Pazifik trat El Nino öfter und stär- 
ker auf, der europäische Hitzesommer 
2003 könnte sich zyklisch wiederholen, 
und in den USA und in Asien gab es 2004 
und 2005 so viele tropische Wirbelstürme 
wie nie zuvor. Die zunehmend überein- 
stimmenden Simulationsrechnungen le- 
gen nahe, dass es sich hier nicht um eine 
zufällige Häufung handelte. 

Im Übrigen erweisen sich einige Phäno- 
mene als dauerhaft, wenn auch in ihren 
Folgen nicht genau abschätzbar. Der Tem- 
peraturanstieg wirkt sich wahrscheinlich 
verheerend auf die Korallen und den von 
ihnen abhängigen marinen Lebensraum 
aus, der durch die Erwärmung der Polar- 
regionen (siehe Seite 10) bereits stark ge- 
fährdet ist. Die größere Ausdehnung des 
Meerwassers könnte außerdem zu einem 
Anstieg des Meeresspiegels um 25 Zenti- 
meter bis zu einem Meter führen. Bis zum 
Jahr 2050 könnten dadurch, wie Berech- 
nungen ergaben, 80 bis 400 Millionen so 
genannte Klimaflüchtlinge zu erwarten 
sein. Die Störungen der Niederschläge 
dürften sich auf die Landwirtschaft eben- 
so auswirken wie auf die Verbreitungsge- 
biete von Krankheiten. 



Auch in puncto Artenvielfalt wird die 
Klimaerwärmung dramatische Folgen 
haben, da sich viele Lebewesen nicht 
schnell genug werden anpassen können. 
Dabei steht der Mensch schon heute - mit 
der Zerstörung von Lebensräumen und 
der »gewöhnlichen« Umweltverschmut- 
zung - als der Verursacher der sechsten 
großen Lebensvernichtungsphase der 
Erdgeschichte da. 



WWW 

Einführend 

atmosphere.mpg.de/enid/660 
zum Treibhauseffekt 
•de.wikipedia.org/wiki/Treibhauseffekt 
UN-Klimarat 

•www.ipcc.ch 

UN-Klimarahmenkonvention 

•www.unfccc.int 

World Data Center for Climate 

•www.mad.zmaw.de/wdc-for-climate 
Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung 

•www.pik-potsdam.de/index_html_d 



Unsere Welt wird wärmer < 

16,6-. 




15,0_| , , , , , , , , , , , , , , 
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Sauberes Wasser - knappes Gut 



Fast die Hälfte des weltweit 
verbrauchten Wassers geht 
ungenutzt verloren - es 
versickert und verdunstet. 
Dabei ist sauberes Trinkwasser 
ein ebenso kostbares wie 
kostspieliges Gut. Es muss 
weltweit besser geschützt und 
gerechter verteilt werden. 



Mehr als 1,1 Milliarden Menschen ha- 
ben keinen Zugang zu sauberem 
Trinkwasser und 2,4 Milliarden keine ak- 
zeptablen sanitären Einrichtungen. Das 
kostbare Nass ist scheinbar im Überfluss 
vorhanden, doch die Vorräte sind un- 
gleich verteilt. Während ein paar Länder 
über 60 Prozent der Süßwasserreserven 
verfügen, muss Asien, wo knapp 60 Pro- 
zent der Weltbevölkerung leben, mit 30 
Prozent des Wassers auskommen. In ei- 
nem Dreieck, das sich von Tunesien bis 
nach Pakistan und in den Sudan er- 
streckt, ist der Wassermangel strukturell. 
Pro Kopf und Jahr stehen hier einschließ- 
lich des agrarischen Verbrauchs durch- 
schnittlich weniger als 1.000 Kubikmeter 
Süßwasser zur Verfügung, weshalb man 
auch von »chronischem Wassermangel« 



spricht. Ein weiteres Problem ist die Was- 
serqualität. Je mehr verbraucht wird, des- 
to mehr Abwasser entsteht. In den Ent- 
wicklungsländern gelangen 90 Prozent 
des verunreinigten Wassers und 70 Pro- 
zent der Industrieabfälle ungeklärt ins 
Oberflächenwasser. 

Als Folge davon sterben jedes Jahr über 
5 Millionen Menschen an Krankheiten, 
die mit dem Wasser in Verbindung ste- 
hen. Wenn die Weltbevölkerung tatsäch- 
lich von den derzeit 6,5 Milliarden auf die 
prognostizierten 8,5 Milliarden im Jahr 
2025 anwächst, stünde dann pro Kopf 
knapp ein Drittel weniger Süßwasser zur 
Verfügung. Laut UN werden bei gleich 
bleibend steigendem Verbrauch in zwan- 
zig Jahren 1,8 Milliarden Menschen in 
Gegenden leben, in denen absoluter Was- 
sermangel herrscht. Für 5 weitere Milliar- 
den Menschen wird sich der Bedarf nicht 
in Gänze decken lassen. 

Die Situation wird sich nicht zuletzt 
durch die anhaltende Landflucht und die 
Konzentration der Bevölkerung in Me- 
gastädten verschärfen. Im Jahre 2020 
werden von den 33 Städten mit über 8 Mil- 
lionen Einwohnern 27 in Ländern des Sü- 
dens liegen, was einen um 40 Prozent er- 
höhten Wasserverbrauch der privaten 
Haushalte nach sich ziehen wird. 

Je höher der Lebensstandard, desto grö- 
ßer die Verschwendung: Die vielen Haus- 



haltsgeräte der Wohlhabenden treiben 
den Wasserverbrauch in die Höhe, kein 
Umweltbewusstsein, kein Kostendenken 
vermag ihn zu bremsen. Die ärmere Be- 
völkerung dagegen spart Wasser, sobald 
die Versorger die Preise erhöhen. Die Eu- 
ropäer konsumieren heute achtmal so- 
viel Süßwasser wie ihre Großeltern, näm- 
lich zwischen 100 und 200 Liter täglich. 
Ein Australier verbraucht durchschnitt- 
lich mehr als 1.000 Liter am Tag, ein Ame- 
rikaner zwischen 300 und 400 Liter. In ei- 
nigen Entwicklungsländern dagegen 
liegt der durchschnittliche Tagesver- 
brauch bei wenigen Litern. 

Nur 55 Prozent des entnommenen Was- 
sers werden wirklich verbraucht. Die üb- 
rigen 45 Prozent sind Verluste, sei es 
durch undichte Leitungen, sei es durch 
Versickern oder Verdunsten bei der land- 
wirtschaftlichen Bewässerung, die im- 
merhin 70 Prozent des weltweiten Was- 
serverbrauchs ausmacht. Um aber die 
Weltbevölkerung zu ernähren, müsste 
die landwirtschaftliche Produktivität ge- 
steigert und die Bewässerung um weitere 
17 Prozent erhöht werden. 

Rein technische Maßnahmen wie die 
Meerwasserentsalzung sind zu teuer und 
energieaufwändig, um in größerem Rah- 
men Abhilfe zu schaffen. Viel sinnvoller 
wäre es, für eine effizientere Nutzung der 
knappen Ressource zu sorgen. Insbeson- 



► Die Stadt und ihr Grundwasser 

Am Anfang ist das Dorf ... ... das rasch zur Stadt wird 



j 1^ 
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Grundwasserschicht 




Grundwasserschicht 



I t 1 



Das Trinkwasser wird der obersten Grundwasserschicht entnommen (blaue Pfeile) 

In den Boden eingedrungenes Regenwasser bewegt sich horizontal und füllt 
die Grundwasserschicht auf (grüne Pfeile) 

Das Schmutzwasser wird teils aufbereitet, teils versickert es (braune Pfeile) 



Der Grundwasserspiegel sinkt, immer tiefere Förderbrunnen werden nötig 

Große Abwassermengen gelangen ungeklärt in den Boden 
und verschmutzen das Oberflächengrundwasser (braune Flächen) 
Weil der Grundwasserspiegel fällt, können Bodensenkungen 
und Hohlräume entstehen 
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2.500 

<- gelegentliche Engpässe 
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Verfügbarkeit von Süßwasser, in Kubikmeter pro Person und Jahr 



Wer Zugang zu sauberem Trinkwasser hat < 



dere bei der Bewässerung und beim 
Trinkwasser müssen Anlagen und Lei- 
tungen überholt bzw. neue gebaut wer- 
den. Die Vorräte müssen geschont und 
die Verschmutzung muss bekämpft wer- 
den. Nach Schätzungen von Finanzinsti- 
tuten müssten dafür in den kommenden 
fünfundzwanzig Jahren 180 Milliarden 
Dollar jährlich investiert werden - derzeit 
belaufen sich die Investitionen in die 
Wasserinfrastruktur auf jährlich 75 Milli- 
arden Dollar. Vor allem die Weltbank und 
der Internationale Währungsfonds sowie 



manche Regierungen halten die Privati- 
sierung des Wassers für das Mittel der 
Wahl. Bislang sind erst 5 Prozent der 
Weltwasservorräte privatisiert. Viele zivil- 
gesellschaftliche Bewegungen verurtei- 
len eine solche Vermarktung des Wassers 
und wollen den Zugang zu sauberem 
Wasser als »menschliches Grundrecht« 
verankern: Wasser müsse kostenlos sein, 
so lautet die Forderung, oder zum Selbst- 
kostenpreis abgegeben werden - die 
Ärmsten der Armen werden freilich nicht 
einmal den bezahlen können. 



WWW 



Einführend 

• www.menschen-recht-wasser.de 
Unesco Wasser-Portal 

• www.unesco.org/water 
Weltwasserforum 

• www.worldwaterforum.org 
Privatisierung des Wassers 

• www.icij.org/water 

NGO zu Flüssen und Staudämmen 
•www.irn.org 

bei der Weltnaturschutzunion 

• www.iucn.org/themes/wani/ 
Wasserforschung im Deutschen Institut 
für Entwicklungspolitik 

•www.die-gdi.de/die_homepage.nsf/ 
FSdfor?OpenFrameset 



Die Stadt wächst weiter . 



und wird zum Ballungszentrum 
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Grundwasserschicht 



Fernwasserversorgung 
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Grundwasserschicht 



Mit dem Verschwinden des unter der Stadt liegenden Grundwassers 
wird auch dessen Förderung eingestellt. 

Der Grundwasserspiegel steigt wieder an, doch die Verschmutzung durch 
private und industrielle Abwässer macht das Grundwasser unbrauchbar. 
Die Stadt wird aus Brunnen im Umland mit Wasser versorgt, wo der Wasserspiegel 
nun ebenfalls sinkt. Der Weg von der Förderstelle zum Verbraucher wird länger. 



Das Grundwasser im Umland reicht zur Versorgung der Stadt nicht mehr aus. 

Das Grundwasser unter der Stadt bleibt unbrauchbar, solange die Abwassersysteme 
nicht modernisiert sind und die natürliche Selbstreinigung nicht stattfinden kann. 
Die Stadt muss ihr Wasser aus größeren Entfernungen heranschaffen, 
was mit erhöhten Kosten verbunden ist. 
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Nahrung und Energie aus 
den Weltmeeren 



71 Prozent der Erdoberfläche 
sind von Ozeanen bedeckt. Sie 
sind eine wesentliche Quelle des 
Lebens auf dem Planeten. Ihre 
Fischbestände, unentbehrlich für 
die Ernährung der Welt, hat die 
Fangindustrie längst dezimiert. 



Der Ozean liefert etwa 80 Prozent - in 
absoluten Mengen: jährlich 110 Mil- 
lionen Tonnen (Mt) - der aus dem Wasser 
gewonnenen Nahrungsmittel. Die restli- 
chen 28 Mt kommen aus Binnengewäs- 
sern. Die Produktion aus dem Meer be- 
ruht zu wiederum 80 Prozent auf dem 
Fischfang und somit auf der bloßen Ent- 
nahme von Ressourcen und zu 20 Prozent 
auf Aquakultur - genauer: Marikultur -, 
das heißt auf Verfahren der kontrollierten 
Aufzucht. 

Die Fischerei war über Jahrtausende 
nicht besonders effektiv. Das hat sich je- 
doch im Lauf der letzten hundert Jahre ra- 
dikal geändert, nachdem Fangtechniken 



und Fangkonservierung verbessert wur- 
den. 1950 belief sich der Fischfang auf 
insgesamt 20 Mt, bis 1970 schnellte er auf 
70 Mt hoch, seither hat er sich bei 80 bis 
90 Mt jährlich eingependelt. Die dramati- 
sche Zunahme in den 1950er- und 1960er- 
Jahren verdankt sich größtenteils der in- 
dustriellen Nahrungsverwertung: Der 
Fang wird zu Produkten wie Fischmehl 
und Fischöl verarbeitet, die dann bei der 
Herstellung von Tierfutter Verwendung 
finden. 

Die industrielle Verwertung und die da- 
bei verbrauchten enormen Mengen (zeit- 
weise fast 40 Prozent des gesamten Fangs) 
führten zur Überfischung einiger Fang- 
plätze und zu Krisen, die Schlagzeilen 
machten. So brach schon 1968 die He- 
ringfischerei im östlichen Nordatlantik 
zusammen, ab 1972 auch der Sardellen- 
fang vor Peru. Die Krisen führten zur Ein- 
richtung von 200 Seemeilen breiten »aus- 
schließlichen Wirtschaftszonen« (AWZ, 
Art. 55 des Seerechtsübereinkommens 
der Vereinten Nationen), in denen die 
Küstenanrainerstaaten das alleinige Ver- 
fügungsrecht über die Ressourcen haben, 



sowie zu politischen Übereinkommen zu- 
gunsten eines Ressourcen-Managements. 
Dadurch wurden die lebenden Reichtü- 
mer, die hauptsächlich an den Rändern 
der Ozeane vorkommen, faktisch zwi- 
schen den Anrainerstaaten aufgeteilt. 
Auch das ging jedoch nicht ohne Streitig- 
keiten und Konflikte ab, wie der »Kabel- 
jaukrieg« zwischen Island und Großbri- 
tannien 1975 zeigte. Um die Festlegung 
der Fischereigrenzen streiten sich heute 
noch Russland und Norwegen. Die Überfi- 
schung führte namentlich in Asien zu ei- 
nem raschen Aufschwung der Marikultur. 
Innerhalb eines Vierteljahrhunderts stieg 
ihre Produktion von 6 auf 25 Mt. 

Im Weltdurchschnitt stehen pro Person 
jährlich etwa 16 Kilogramm Speisefisch 
zur Verfügung. Dieser Wert ist stabil, da- 
hinter verbergen sich aber gravierende 
Ungleichheiten. Während China (mit 
stark ansteigendem Fischverzehr) und die 
Länder des Nordens gut versorgt sind, ha- 
ben die ohnehin chronisch unterernähr- 
ten Menschen in Afrika oder Mittelameri- 
ka auch nur einen geringen Fischkonsum. 

Andere Nutzungsarten des Meeres 



► Der industrielle Fischfang plündert die Ozeane 
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~* Fischereiproduktion 
in Mio. Tonnen 

I Hochseefischerei 

_ H Fischfarmen 



Entwicklung der Fangmengen (1970-2000) 

Ü3 deutliche Abnahme stabil EZI leichte Zunahme 



deutliche Zunahme 



Aus den seit Beginn des 21. Jh. von der University of British-Columbia durchgeführten Untersuchungen und Statistiken geht hervor, dass die von 
China angegebenen Fangmengen stark überbewertet sind, was den tatsächlichen Rückgang der Fischerei seit Mitte der i98oer-Jahre verschleiert. 

Die globale Fischereiproduktion A 



befinden sich noch im Entwicklungssta- 
dium. Zum Beispiel ließen sich aus der 
Bewegung des Wassers - Wellen, Seegang, 
Strömungen - oder auch aus dem Tempe- 
raturunterschied zwischen dem warmen 
Wasser an der Oberfläche und dem kälte- 
ren in der Tiefe gigantische Energiemen- 
gen gewinnen. Die praktischen Ansätze 
dazu stecken jedoch, von einzelnen Aus- 
nahmen abgesehen, immer noch in der 
Versuchsphase. Gezeitenkraftwerke gibt 
es etwa in Frankreich (La Rance, seit 1966) 
und im Norden Russlands (seit 1968). 

Die so genannten fossilen Energieträger 
gehören einer anderen Kategorie an, da 
sie nicht erneuerbar sind: Kohleflöze er- 
strecken sich manchmal vom Festland 
aus bis unter den Meeresboden. Außer- 
dem gibt es dort Öl- und Gasvorkommen, 
nach denen heute intensiv gesucht wird, 
aber auch Minerale und Erze. 

Der größte Teil der Öl- und Gasvorkom- 
men unter dem Meeresboden wird von 
Plattformen aus gefördert, die auf Fest- 
landsockeln stehen, wo das Meer weniger 
als 200 Meter tief ist. Die steigenden Roh- 
ölpreise lassen es jedoch als denkbar er- 
scheinen, dass man auch in Tiefen von 
1.500 oder 3.000 Metern bohrt, allerdings 
auch dies in Küstennähe. 

Der Meeresboden birgt aber auch noch 
andere, bislang kaum genutzte Boden- 
schätze: eisen- und schwefelhaltige Mine- 
rale, metallhaltige Anschwemmungen, 
sedimentäre Baustoffe wie Sand, Kies 
oder Schotter, Phosphorite als Ausgangs- 
material zur Herstellung von Dünger. In 
den i97oer-Jahren weckten die Tiefsee- 
knollen aus Mangan, Nickel, Kobalt oder 



Kupfer große Hoffnungen - die aus Kos- 
tengründen jedoch bald wieder begraben 
wurden. Das Gleiche galt für die metall- 
haltigen Schlämme in den Tiefen des Ro- 
ten Meeres. 

Das Meerwasser selbst liefert in Salzgär- 
ten gewonnenes Natriumchlorid (Koch- 
salz) sowie Magnesium und Brom; von 
Letzterem werden 80 Prozent des Weltbe- 
darfs durch Extraktion aus dem Meer ge- 
deckt. Entsalzt dient Meerwasser außer- 
dem als Trinkwasser. 



WWW 

Einführend 

•de.wikipedia.org/wiki/Kabeljaukrieg 
nachhaltige Fischerei und Aquakultur 

•www.onefish.org 

bei der Welternährungsorganisation 

•www.fao.org/fi 

International Maritime Organization 

•www.imo.org 

zwischenstaatliche Ozeanografiekommission 

• www.ioc.unesco.org 

Internationaler Rat für Meeresforschung 

•www.ices.dk 

Daten und Messungen zur Ozeanographie 

• www.iode.org/oceanportal/ 

NGO zum Schutz der Meeresökosysteme 

• www.orf.org/home.htm 
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Die Atomkraft und ihre zivile 
und militärische Nutzung 



Nur ein geringer Anteil des 
Weltenergieverbrauchs wird 
heute durch die Atomkraft 
abgedeckt. Die meisten 
Reaktoren sind über zwanzig 
Jahre alt, und kaum ein neues 
Kraftwerk nutzt die Kernenergie. 
Überdies zeigt sich an den 
Konflikten mit Iran und 
Nordkorea, wie schwer die 
scharf e Abgrenzung zwischen 
ziviler und militärischer 
Nutzung der Atomenergie ist. 



Am 26. April 1986 bläst die Explosion im 
II Reaktorblock 4 des Atomkraftwerks 
Tschernobyl eine radioaktive Wolke in 
die Luft, die um den halben Globus zieht. 
Mehr als 400.000 Personen werden 
schließlich evakuiert. Zahlreiche Länder 
erlassen strikte Vorschriften für ihre 
Landwirtschaft, lassen Nutztiere töten 
und Ernten vernichten. Noch 2006 sind in 
Großbritannien, mehr als 2.500 Kilome- 
ter vom Unglücksort entfernt, 374 Bau- 
ernhöfe und gut 75.000 Hektar Weide- 
land von Einschränkungen betroffen. 

Man ist bei der Atomkraft immer wieder 
erstaunt, eine wie gewaltige Energie und 
Zerstörungskraft schon sehr kleine Men- 
gen an spaltbarem Material haben. In 
Tschernobyl haben weniger als 27 Kilo- 
gramm freigesetztes Cäsium-137 eine 
weltweite Kontamination verursacht und 



waren für drei Viertel der gesundheitli- 
chen Schäden verantwortlich. Dreihun- 
dertmal so viel lagert in Form von abge- 
brannten Brennelementen in den Kühl- 
becken des französischen La Hague. Die 
Spaltung von einem Milligramm Uran 
beim Unfall im japanischen Tokaimura 
im Jahre 1999 ließ zwei Menschen auf 
grausame Weise sterben und verstrahlte 
mehrere hundert Anwohner. Am 9. Au- 
gust 1945 tötete die Spaltung von etwa ei- 
nem Kilogramm Plutonium in 500 Meter 
Höhe über der Stadt Nagasaki auf einen 
Schlag 74.000 Menschen und verletzte 
mindestens ebenso viele, von den Lang- 
zeitfolgen ganz zu schweigen. 

Zwar hat die Atomtechnologie von An- 
fang an militärischen Zwecken gedient, 
doch die größten Mengen an radioakti- 
vem und waffenfähigem Material fallen 
heute bei der so genannten zivilen Nut- 
zung an. Jede zivile Atomanlage kann ein 
militärisches Angriffsziel werden, zumal 
das technische Know-how weit verbreitet 
ist. Dies hat dazu geführt, dass die Nukle- 
arprogramme von Ländern wie Iran und 
Nordkorea die Aufmerksamkeit der inter- 
nationalen Öffentlichkeit auf sich ziehen. 

Als Energieträger spielt die Kernkraft im 
Weltmaßstab eine eher bescheidene und 
tendenziell schwindende Rolle. Wenn 
man die Transformations- und Leitungs- 
verluste beim Strom einrechnet, deckt die 
Atomkraft keine 2 Prozent des Energiebe- 
darfs. Anfang 2006 lieferten die in ein- 
unddreißig Ländern betriebenen 443 Re- 
aktoren weltweit 16 Prozent der verkauf- 
ten Elektrizität und 6 Prozent der Primär- 
energie. Drei Viertel des Atomstroms 
stammen aus den sechs wichtigsten Er- 
zeugerländern USA, Frankreich, Japan, 
Deutschland, Russland und Südkorea. In- 
nerhalb der Europäischen Union entfal- 
len davon allein 45 Prozent auf Frank- 
reich, wo 75 Prozent der Stromerzeugung 
aus Kernkraftwerken stammen. 

Sofern nicht erhebliche technische Fort- 
schritte gemacht werden, wird die Situa- 
tion so bleiben. Selbst wenn die Laufzeit 
der Reaktoren auf vierzig Jahre verlängert 
würde, müssten, bloß um Ersatz für die 
abzuschaltenden Reaktoren zu schaffen 
und ihre Leistung zu erhalten, in den 



► Atomstrom verliert seit Ende der 1970er-Jahre an Bedeutung 

Leistung in Gigawatt 




iilL.il. hh. i. 



1955 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2004 

Baubeginn der AKWs 



► Atomstrom deckt nur einen Bruchteil des Endenergieverbrauchs 

Endenergieverbrauch in Mio. Tonnen Öleinheiten pro Jahr (2003) 




Gesamtverbrauch | 
Anteil des Atomstroms | 

Endenergieverbrauch: vor Ort verbrauchte Energie 
nach Abzug von Transformations-und Leitungsverlusten 
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kommenden zehn Jahren etwa 80 Reak- 
torblöcke ans Netz gehen (ein Block alle 
eineinhalb Monate) und weitere 200 in 
den zehn Jahren darauf (ein Block alle 
achtzehn Tage). 

Laut Internationaler Atomenergiebe- 
hörde (IAEA) waren im Mai 2006 weltweit 
27 Atomreaktoren im Bau. Gleichzeitig 
haben sich Deutschland (17 Reaktoren), 
Belgien (7 Reaktoren) und Schweden (10 
Reaktoren) für den völligen Ausstieg aus 
der Atomenergie entschieden. 

Einige radioaktive Stoffe, namentlich 
Plutonium und hochangereichertes 
Uran, werden sowohl zivil genutzt als 
auch zum Bau von Sprengköpfen verwen- 
det. Zwischen zivil und militärisch einen 
Unterschied zu machen ist technisch ge- 
sehen wenig sinnvoll. Oft ist es nur ein 
Vorwand, um das Verbot der Weiterver- 
breitung von Atomwaffen zu umgehen. In 
allen Ländern, die Atombomben besit- 
zen, hat die Entwicklung der Waffen vom 
zivilen Sektor profitiert und umgekehrt. 
Wenn einerseits die Kernkraft als Ener- 
giequelle nur eine untergeordnete Rolle 
spielt, so wird sie andererseits zur wach- 
senden Bedrohung durch das strategi- 



sche Potenzial des eingesetzten Materials 
und das mit ihm verbundene Risiko eines 
militärischen oder terroristischen An- 
griffs. Heute sind weltweit mehr als 230 
Tonnen so genanntes ziviles Plutonium 
eingelagert, Tendenz steigend. Das ist 
mindestens die doppelte Menge dessen, 
was in den rund 30.000 gemeldeten Atom- 
sprengköpfen enthalten ist. 

Im Atomwaffensperrvertrag, den mitt- 
lerweile insgesamt 189 Staaten unter- 
zeichnet haben, verpflichten sich die fünf 
offiziellen Atommächte China, Frank- 
reich, Großbritannien, Russland und 
USA, einen Vertrag über die allgemeine 
und vollständige atomare Abrüstung aus- 
zuhandeln. Doch alle diese Staaten entwi- 
ckeln fortwährend neue Waffen. Wohl ha- 
ben die Vereinigten Staaten und Russ- 
land die Zahl ihrer Sprengköpfe verrin- 
gert, doch abgerüstet wurden praktisch in 
erster Linie solche Waffen, die als veraltet 
gelten. Zu einer wirklichen Abrüstungs- 
initiative kann es erst kommen, wenn 
wieder über ein Verbot der Herstellung 
von hochangereichertem Plutonium und 
hochangereichertem Uran verhandelt 
wird. 
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Unfälle in sowjetischen AKWs < 



WWW 

Einführend 

•de.wikipedia.org/wiki/Atomstrom 
•www.planet-wissen.de (Stichwort: Atomkraft) 
Internationale Atomenergiebehörde 
•www.iaea.org/programmes/a2/index.html 

• www.energienetz.de 

• www.ag-energiebilanzen.de/ 
kritische US-Wissenschaftler 

• www.fas.org/nuke/ 
NGOs 

•www.nrdc.org/nuclear/default.asp 
•www.wise-paris.org 

• www.armscontrol.org 
•www.obsarm.org 



Die Welt der Atommächte < 



Aleuten ' 



■■Großbritannien Nowaja Semjla 
-f Frankreich j Ä J 
| Belgien 

Niederlande x ' v _ 
L . ^ i ■ V 

- 




Bikini 1 *^ ^ ( * ■ 

■ Weihnachtsinsel 



I ^ .Schweiz^ j Ä (Semipalatinsk) Nordkorea.J/'llN 
\Atam*^ f^^JSay-Utes & ^ -/ £j 

anien^£-^r -j^. Cop Nor China VWv™ 

f Israel'« Pakistan O ■• 



Reggane 



Eniwetok 1 



Pazifischer Ozean 



Mururoa 



■ »zivil« nutzbares Plutonium 

■ in Tonnen (Ende 2003) 





Atlantischer Ozean 




Hiroshima 
Nagasaki 



Jndien r 
■o 



\1 



Pazifischer Ozean 



J 



Indischer Ozean * ^ 

Monte-Bello-Inseln * 



Maralinga 




.g. ' Emu 



y 



> 



80 40 10 2,5 



Gebiete mit vielen Atomkraftwerken 
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I I Länder, die Atomwaffen besitzen 

I I Länder, die im Verdacht stehen, ein 

militärisches Atomprogramm zu entwickeln 

^ wichtigste atomare Explosionen seit 1945 
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Potenziale und Grenzen 
erneuerbarer Energien 



Fossile Energieträger sind eine 
endliche Ressource, während Sonne, 
Wind- und Wasserkraft, Erdwärme 
und das nachwachsende Holz 
unbegrenzt nutzbar sind. Eine 
globale Energiewende müsste auf 
weltweitem striktem Energiesparen 
bestehen und den reichen Ländern 
die Nutzung ihres Potenzials an 
erneuerbaren Energien abverlangen. 



Fast alle Szenarien der Energieexper- 
ten münden in globalen Hochrech- 
nungen, bei denen die regenerativen 
Energien sehr gut wegkommen. Im Jahr 
2020 könnten sie mit bis zu 3.300 Mtoe 
(Million Tons of Oil Equivalent, Millio- 
nen Tonnen Öleinheiten) mehr Energie 
liefern, als gegenwärtig durch die Ver- 
brennung von Erdöl gewonnen wird, 
prognostiziert das in Wien ansässige In- 
ternationale Institut für Angewandte Sys- 
temanalyse (IIASA). Freilich ist der Ein- 



satz regenerativer Energien, den die dor- 
tigen Systemanalytiker für die Entwick- 
lungsländervorsehen - 760 Mtoe im Jahr 
2020 -, dreimal so hoch wie der für die 
Länder des Nordens (175 Mtoe, knapp 20 
Prozent dessen, was hier möglich wäre). 
Das Missverhältnis ist um so krasser, als 
der Umstieg auf regenerative Energien im 
Norden wesentlich leichter zu bewerk- 
stelligen wäre als im Süden. Denn im Nor- 
den braucht man lediglich die bisher ein- 
gesetzte fossile Energie zu ersetzen. Au- 
ßerdem kann man auf einen vorhande- 
nen Bedarf bei zahlenden Kunden auf- 
bauen. Im Süden hingegen setzt die Ein- 
führung regenerativer Energien eine zu- 
sätzliche Nachfrage von solventen Ab- 
nehmern voraus. 

Das Beispiel der Sonnenenergie oder 
auch Photovoltaik spricht Bände. Neuer- 
dings werden so genannte netzunabhän- 
gige photovoltaische Inselanlagen gern 
als Wundermittel gegen den unhaltbaren 
Zustand angepriesen, dass zwei Milliar- 
den Menschen ohne Strom auskommen 
müssen. Doch innerhalb von zwanzig 
Jahren hat die Photovoltaik trotz aller 
Subventionen gerade einmal 500.000 
Menschen in den Entwicklungsländern 
elektrisches Licht und Radioempfang be- 
schert. 

Die übrigen 1,9 Milliarden haben nach 
wie vor keinen Strom. Selbst wenn es mit 
der Photovoltaik hundertmal so schnell 
voranginge wie bisher, würde es mindes- 
tens 400 Jahre dauern, um auch ihnen zu 
helfen. Der Strom aus photovoltaischen 
Inselanlagen ist drei- bis fünfmal so teu- 
er wie sein Konkurrent aus dem Dieselge- 
nerator. Damit kann die Photovoltaik auf 
absehbare Zeit nicht konkurrenzfähig 
werden. Es sei denn, der Ölpreis klettert 
auf 1 50 oder 200 Dollar pro Barrel - womit 
allerdings in den Ländern des Südens jeg- 
liche Hoffnung auf Entwicklung zunichte 
gemacht würde. 

Einen Markt für photovoltaische Insel- 
anlagen gibt es nur bei hoher Subventio- 
nierung. Auch der Handel mit Emissions- 
zertifikaten für reduzierten Treibhaus- 
gasausstoß könnte bestenfalls 20 Prozent 
der fünfmal so teuren Investition finan- 
zieren. 



► Energiemix der Zukunft 



Energieverbrauch in Mrd. Tonnen Öleinheiten, Prognose des Int. Instituts für Angewandte Systemanalyse 
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► Fossile Energieträger liefern zwei Drittel des Stroms in der Welt 
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| Wasserkraft (89,5%) 
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Strom aus 

^ erneuerbaren Energiequellen 
9 konventionellen Energiequellen (fossil und atomar] 

► Stromgewinnung im Vergleich 



Es ist also nicht seriös, wenn der Ein- 
druck erweckt wird, photovoltaische In- 
selanlagen könnten die Völker aus der 
Unterentwicklung herausführen. Schon 
heute ist es möglich, die erforderliche 
Energie mit konventionellen, billigeren 
Methoden direkt vor Ort bereitzustellen. 
Aber Unternehmer und Regierungen der 
industrialisierten Länder haben natür- 
lich ein Interesse daran, ihre Forschung 
auf dem Gebiet der Sonnenenergie von 
der Entwicklungshilfe finanzieren zu 
lassen, zumal sie sich dabei auf den 
Zuspruch der Öffentlichkeit verlassen 
können. 

Es wird der Anschein erweckt, als wären 
die Länder des Nordens wegen der Treib- 
hausgase besorgt und würden deshalb 
die Umstellung auf regenerative Ener- 
gien vorantreiben wollen - außer bei sich 
selbst, obwohl es da die größten Märkte 
gibt und auch die finanziellen, techni- 
schen und industriellen Voraussetzun- 
gen gegeben sind. Um das Potenzial der 
regenerativen Energien nutzen und einen 
möglichst großen Anteil des Weltenergie- 
bedarfs durch sie decken zu können, 
müssten mehrere Dinge gewährleistet 
sein: 

•Sparsamkeit im Umgang mit Energie 
müsste zu einer allgemeinen und ernst- 
haften Priorität erhoben werden. Denn 
wenn der Energieverbrauch weiter un- 
kontrolliert ansteigt, wird keine Energie- 
erzeugung, ob regenerativ oder nicht, wir- 
kungsvoll und schnell genug die Verände- 
rung herbeiführen, die uns die Klimaka- 
tastrophe erspart. 



3.840 

Ozeanien 

2.000 
1.000 
17 

Stromerzeugung in Terawattstunden (2003) 



•Die reichen Länder müssten sich end- 
lich dazu durchringen, das bei ihnen be- 
stehende erhebliche Potenzial der rege- 
nerativen Energiegewinnung zu nutzen 
und das Erdöl zu einem erschwinglichen 
Preis den Entwicklungsländern zu über- 
lassen, statt ihnen immer wieder Projek- 
te aufzudrängen, die keine Rücksicht auf 
ihre kurzfristigen Bedürfnisse nehmen. 
Einige Länder, wie etwa Deutschland, set- 
zen in ihren Energieversorgungskonzep- 
ten bereits auf Windkraft und Photovol- 
taik, während sich andere Länder, na- 
mentlich Frankreich, nach Kräften dage- 
gen sperren. 

• Die Länder des Südens, die über größere 
Ressourcen an Biomasse, Wasserkraft 
und Solarthermie verfügen, brauchen die 
Unterstützung des Nordens, um eigene 
Forschungs-, Entwicklungs- und Ferti- 
gungskapazitäten aufzubauen und um 
Projekte auf die Beine zu stellen, die eine 
optimale Nutzung dieser Ressourcen ver- 
sprechen und den Menschen direkt zugu- 
te kommen. 

WWW 

Weltenergierat 

• www.worldenergy.org 

Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie 

• www.wupperinst.org 
Bundesverband Erneuerbare Energie 

•www.bee-ev.de 

Europäische Vereinigung für Erneuerbare Energien 

• www.eurosolar.org 
•www.bine.info 

• www.holzenergie.ch 

interdisziplinäres Forschungszentrum zu Umwelt, 
Wirtschaft, Technologie 

•www.iiasa.ac.at 

World Climate & Energy Event, LAREF 2006 

•www.rio6.com 
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KAPITEL 1 Bedrohte Umwelt 



Massenvernichtungswaffen - 
die neuen Gefahren 



Atomare, biologische und 
chemische Kampfmittel (ABC- 
Waffen] übertreffen in ihrer 
Wirkung herkömmliche Waffen 
um ein Vielfaches. Vor allem 
biologische und chemische Waffen 
- die »Atombomben des armen 
Mannes« - sind leicht herzustellen, 
ihre Weiterverbreitung lässt sich 
schwer unterbinden. 



i 



tMv, 



m US-Präsidentschaftswahlkampf von 
1996 trat der Begriff »Massenvernich- 
tungswaffen« an die Steele des Kürzels 
NBC (nuclear, biologicaä.and chemical), 
mit dem solche Waffen bis; dahin bezeich- 
net worden waren. All diese Waffen töten 
Menschen, aber in der Hierstellung und 
Anwendung unterscheiden sie sich er- 
heblich. Der Bau von Atomwaffen ist bis- 
lang beispielsweise Staaten vorbehalten, 
während chemische u|d biologische 
Massenvernichtungswaffen auch von 
Einzelpersonen oder kleinen Gruppen 
hergestellt werden können. 

Gegenwärtig verfügen |nehrere Grup- 
pen von Staaten über .Atomwaffen. Da 
sind zunächst die erklärte^ Atommächte: 
USA, Frankreich, China| Russland und 
Großbritannien. Mit Ausnahme der bei- 
den Abwürfe über Nagasaki und Hiroshi- 



Länder, die im Verdacht stehen, 
biologische Waffen zu entwickeln 



Syrien 
Ägypten 



Länder mit Atomwaffen Programmen 



USA 

Russland 

Israel 

Iran 

China 

Nordkorea 



Indien 
Pakistan 
Frankreich 
Grossbritannien 



Länder, die im Verdacht stehen, 
chemische Waffen zu besitzen 



ma im Jahr 1945 haben diese Staaten ihre 
Arsenale immer nur zu Versuchszwecken 
verwendet (über 2.000 Atombombentests 
seit 1945, davon 530 in der Luft und unter 
Wasser, etwa 1.500 unterirdisch). 

In der Gruppe der fünf offiziellen Atom- 
staaten weist der Trend in Richtung Teil- 
abrüstung: Anfang 2005 gab es rund um 
den Erdball 16.500 atomare Sprengköpfe. 
1985, auf dem Höhepunkt des Kalten 
Krieges, waren es noch fast 70.000 gewe- 
sen. Durch die Wiederaufnahme der ame- 
rikanischen und russischen Rüstungs- 
programme kann sich diese Tendenz frei- 
lich umkehren. 

Mit dem 1970 in Kraft getretene^ Atom- 
waffensperrvertrag (Treaty on t|e Non- 
proliferation of Nuclear Weaponjs, NPT) 
haben die Unterzeichnerländer versucht, 
der Weiterverbreitung einen Riedel vor- 



zuschieben, ohne Erfolg (siehe Seite ig). 
Seit 1998 sind Indien und Pakistan offi- 
ziell Atommächte, ohne den Atomwaffen- 
sperrvertrag unterzeichnet zu haben. An- 
dere, zu den so genannten Schwellenlän- 
dern zählende Staaten sollen heimlich 
Atomwaffen gebaut haben. Am weitesten 
fortgeschritten ist offenbar Israel, das 
nach der Suezkrise 1957 mit seinem mili- 
tärischen Atomprogramm anfing. 

Nordkorea hat den Atomwaffensperr- 
vertraggekündigt, nach eigenen Angaben 
ist es im Besitz nuklearer Sprengköpfe. 
Der Iran wird möglicherweise in einigen 
Jahren soweit sein, Atomwaffen bauen zu 
können, und da das Land sich von feind- 
lichen Mächten eingekreist fühlt, will es 
trotz des Drucks der USA und der EU nicht 
auf Atomwaffen verzichten. Der Irak zählt 
nicht mehr zu den »atomaren Schwellen- 



► Forschungsreaktoren zu Beginn des 21. Jahrhunderts 
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ländern«, nachdem eine unabhängige 
US-Kommission festgestellt hat, dass das 
Land über keine biologischen und chemi- 
schen Waffen mehr verfügt und sein 
Atomprogramm untauglich ist. Damit 
waren zwei der Argumente entkräftet, die 
den amerikanischen »Präventivkrieg« im 
März 2003 rechtfertigen sollten. 

Als »Atombombe des armen Mannes« 
gelten die chemischen und biologischen 
Waffen. Da einige von ihnen billig und 
leicht zu beschaffen sind, können auch 
kleine Länder sie sich leisten. Es gibt zwei 
Typen: zum militärischen Einsatz konzi- 
pierte Waffen, die entsprechende indus- 
trielle Fertigungskapazitäten vorausset- 
zen, sowie hochgiftige Stoffe, die sich in 
kleinen Mengen in relativ einfachen La- 
bors herstellen lassen. 

Mit Ausnahme der USA reduzieren die 
westlichen Länder seit etwa fünfzehn Jah- 
ren ihre chemischen und biologischen 
Arsenale. In derselben Zeit haben einige 
Entwicklungsländer diese Waffen für 
sich entdeckt und ihnen damit einen neu- 
en strategischen Stellenwert verliehen. 
Ägypten und Jemen setzten in den Sechzi- 
gerjahren chemische Waffen ein. Der ira- 
kische Chemiewaffeneinsatz gegen die 
Kurden im Jahr 1988 veranlasste andere 
Staaten in der Region, insbesondere Iran, 
Syrien und Israel, sich ebenfalls solche 
Waffen zu beschaffen. 

Anlass zur Beunruhigung gibt die Poli- 
tik Moskaus. Russland hatte nach 1991 
noch ungefähr 40.000 Tonnen chemische 
Kampfstoffe gelagert, zwei Drittel des 
weltweiten Bestandes. Durch Schmuggel 



und offizielle Verkäufe ist das Land mög- 
licherweise zu einem Zentrum der Wei- 
terverbreitung geworden. 

Die Chemiewaffenkonvention von 1993 
verbietet die Entwicklung, Herstellung 
und Lagerung militärischer Gaskampf- 
stoffe. Die 1972 ausgehandelte, 1977 in 
Kraft getretene Biowaffenkonvention 
(Biological and Toxin Weapons Conven- 
tion, BTWC) verbietet die Entwicklung, 
Herstellung und Lagerung von biologi- 
schen und toxischen Kampfstoffen - au- 
ßer für friedliche Zwecke. Doch 2001 wi- 
dersetzten sich die USA Bestrebungen, 
die Umsetzung dieser Konvention schär- 
fer zu kontrollieren. 

Bei der »schmutzigen Bombe« zerfetzt 
ein konventioneller Sprengsatz deren ra- 
dioaktiven Bestandteile in winzige Parti- 
kel, die sich dann in einer Wolke ausbrei- 



einsetzbare Atomsprengköpfe 

| USA Sowjetunion (ab 1992 Russland) 
I Großbritannien, Frankreich und China 



10.000 
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ten und ein ganzes Gebiet verstrahlen. 
Sollten je Terroristen eine atomare Ver- 
seuchung herbeiführen wollen, so wird 
diese Bombe wahrscheinlich ihre Tatwaf- 
fe sein. Sie ist noch nie zum Einsatz ge- 
kommen, sie zählt auch nicht zu den Mas- 
senvernichtungswaffen, gehört aber zu 
den bedrohlichsten Komponenten der 
terroristischen Gefahr. 

WWW 

Einführend 

• de.wikipedia.org/wiki/ABC-Waffen 
Internationale Atomenergiebehörde 

• www.iaea.org 
UN-Organisation 

• www.unidir.org 

zum Atomwaffensperrvertrag 

• www.un.org/Depts/dda/WMD/treaty 
Organisation für das Verbot von Chemiewaffen 

• www.opcw.org 

Carnegie Stiftung für den Internationalen Frieden 

• www.carnegieendowment.org/npp 



Chronologie der atomaren Arsenale A 



1. 



1955 1960 



1970 1975 



1985 1990 
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KAPITEL 1 Bedrohte Umwelt 



Industrieunfälle und ihre Verursacher 



Ob Bhopal, Seveso oder die 
Ölpest nach dem »Exxon Valdez«- 
Unglück - viele Umweltkata- 
strophen, deren Auswirkungen 
noch Jahrzehnte später spürbar 
sind, wären vermeidbar gewesen. 
Doch die großen, industriellen 
Umweltverschmutzer drücken 
sich nach Kräften vor ihrer 
Verantwortung. 



W'ie dramatisch sich der Tsunami, 
der Ende Dezember 2004 Südost- 
asien heimsuchte, für die Menschen aus- 
wirkte, ist bekannt. Unter Umweltaspek- 
ten hat er vor allem die Gefahren vor Au- 
gen geführt, die von küstennahen Atom- 
anlagen ausgehen: Im indischen Bundes- 
staat Tamil Nadu wurde das Kernkraft- 



werk Kalpakkam (440 Megawatt) über- 
schwemmt. Es musste per Notabschal- 
tung heruntergefahren werden. 

Aber auch anderswo drohten in den letz- 
ten Jahren nukleare Gefahren. Am 9. Au- 
gust 2004, dem Jahrestag des Atombom- 
benabwurfs auf Nagasaki, gab es im japa- 
nischen Kernkraftwerk Mihama, 320 Ki- 
lometer westlich von Tokio, einen Unfall 
mit vier Toten und sieben Verletzten. 
Auch wenn dabei offenbar keine Radioak- 
tivität ausgetreten ist, wirft dieser Störfall 
einmal mehr die Frage auf, wie es um die 
Sicherheit dieser Industrie insgesamt 
und um die Information der Öffentlich- 
keit bestellt ist. 

In Japan steht seit einigen Jahren das 
Thema Reaktorsicherheit im Zentrum 
der Atomdebatte. In der japanischen 
Presse war von Nachlässigkeiten bei der 
Inspektion von Kernkraftwerken und von 
gefälschten Berichten die Rede. Im April 
2003 wurden 17 Reaktoren der Tokyo 
Electric Power sicherheitshalber abge- 



schaltet, nachdem zuvor versucht worden 
war, die Entdeckung von Lecks und Ris- 
sen zu vertuschen. 

Auch Russland gibt wenig über den tat- 
sächlichen Zustand seiner veralteten 
Atomanlagen preis. In Frankreich si- 
ckern die Informationen tröpfchenweise 
durch, so etwa über das 1977 ans Netz ge- 
gangene elsässische Kernkraftwerk Fes- 
senheim. Es ist das älteste Kernkraftwerk 
Frankreichs und liegt tiefer als der Was- 
serspiegel eines in seiner Nähe verlaufen- 
den Kanals, kann also überschwemmt 
werden. Außerdem ist es nicht erdbeben- 
sicher. Anfang 2004 gab es dort sieben 
Zwischenfälle, bei denen zwölf Men- 
schen radioaktiv verstrahlt wurden. 

Bei Unglücken mit Chemikalien sind 
die Gefahren nicht kleiner. Über zwanzig 
Jahre nach der Katastrophe im indischen 
Bhopal - am 3. Dezember 1984 entwichen 
aus einem Lagertank der Pestizidfabrik 
von Union Carbide über 40 Tonnen eines 
tödlichen Gasgemischs und töteten über 
3.000 Menschen, 100.000 wurden verletzt 
- ist der Boden immer noch kontami- 
niert, das Grundwasser verseucht. 

Haben die westlichen Firmen aus die- 
sem Unglück irgendwelche Lehren gezo- 
gen? Nach wie vor verlagern viele Firmen 
der entwickelten Länder ihre Produktion 
in Staaten des Südens, frei nach dem Mot- 
to: Umweltstandards für den Norden, la- 
xer Umgang mit den Vorschriften im Sü- 
den. Indem sie Informationen zurückhal- 
ten, Teile ihrer Produktion ins Ausland 
verlagern und Schutzbestimmungen um- 
gehen, drücken sich die Umweltver- 
schmutzer vor ihrer Verantwortung. 

Zu den in Bhopal hergestellten Chemi- 
kalien gehörte das Phosgen, ein Synthe- 
sebaustein für die Herstellung von be- 
stimmten Kunststoffen, den so genann- 
ten Polyurethan-Schäumen. Im französi- 
schen Toulouse wurden zwar die Phosgen 
verarbeitenden Anlagen stillgelegt, doch 
in der Gegend von Grenoble werden da- 
mit immer noch Kunststoffe syntheti- 
siert. Dabei gibt es etliche Alternativen zu 
Phosgen. Und durch weitere innovative 
Bemühungen könnte die Kunststoffpro- 
duktion eines Tages ganz ohne dieses 
hochgiftige Gas auskommen. 

Zu schweren Umweltschäden kommt es 
auch im Bergbau und bei der Ölförde- 
rung. In Französisch-Guyana werden 



Atomare, biologische und chemische Altlasten in Zentralasien 
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ehemalige Atomwaffentestgebiete, 
verseucht 

ehemalige Forschungszentren für 
biologische und chemische Waffen 



| hohes Erdbebenrisiko 



r|j Uranabbau, große Mengen an leicht 

^ radioaktivem Atommüll (stillgelegte Minen) 

AjA ungesicherte Atommülllager, die für die Bevölkerung 
£3 der Umgebung eine ernste Gefahr darstellen 

a Lagerstätten von nichtradioaktivem Giftmüll (aus der 
Förderung von Quecksilber, Antimon, Gold und Silber) 
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durch das Goldwaschen Luft, Böden und 
Flüsse des Amazonasbeckens mit Queck- 
silber verseucht. Ölbohrfelder sind eine 
ständige Quelle von Umweltverschmut- 
zung, auch wenn kein Unfall passiert. Sie 
schädigen ganze Mündungsgebiete von 
Flüssen, so das Nigerdelta in Nigeria oder 
das Mahakam-Feuchtgebiet auf Kaliman- 
tan (früher Borneo). Weltweit fließen je- 
des Jahr schätzungsweise 600.000 Ton- 
nen Erdöl ins Meer: 30 Prozent stammen 
aus Ölförderanlagen, 60 Prozent aus Ver- 
klappungen und lecken Schiffen, nur 10 
Prozent aus verunglückten Öltankern. 

Im Dezember 2004 brach vor Alaska ein 
malaysischer Tanker mit 1,8 Millionen Li- 
ter Erdöl auseinander. Fünfzehn Jahre 
davor hatten sich bei der Havarie des Tan- 
kers »Exxon Valdez« 40 Millionen Liter Öl 
über dieselben Küsten ergossen. Positiv 
ist immerhin zu vermerken, dass die in- 
ternationale Schifffahrtsorganisation 
IMO sich darauf geeinigt hat, von 2005 an 
einwandige Tankschiffe nach und nach 
aus dem Verkehr zu ziehen. EU-weit ha- 
ben sie seit April 2005 Hafenverbot. 

Zu den am meisten verseuchten Orten 
gehören die Verschrottungswerften für 
ausgemusterte Tankschiffe, darunter der 



weltgrößte Schiffsfriedhof bei Alang in 
Indien. Arbeiter dort wissen nichts über 
die Stoffe (Asbest, Schwermetalle, Öle), 
mit denen sie hantieren. Frankreich woll- 
te in Alang einen ausrangierten Flugzeug- 
träger, die 45 Jahre alte »Clemenceau«, 
abwracken lassen - nach Protesten von 
Umweltschützern und einer langen Irr- 
fahrt musste der asbestbelastete 266-Me- 
ter-Kahn im Mai 2006 in seinen Heimat- 
hafen Brest zurückgeschleppt werden. 



Wo Umweltschutz klein geschrieben wird A 



WWW 

zum Bhopalunglück 

• de.wikipedia.org/wiki/Bhopalungl%C3%BCck 
zur Ölpest nach dem Exxon-Valdez-Unglück 

• www.greenpeace.de/themen/oel/oeltanker/ 
artikel/exxon_valdez_katastrophe_16_jahre_spaeter 

Umwelt- und Sicherheitsinitiative von UNDP, 
Unep und OSZE 

• www.envsec.org/ 

Forschungsinstitut (internationaler 
Umweltschutz und nachhaltige Entwicklung) 

• www.adelphi-research.de/ 



Tschernobyl, Bhopal und andere Katastrophen 4 
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Cubatdo (Rhodia) 
Paulina (Shell) 
Santo Andre (Solvay) 
Cuarujd (Dow Chemicals) 



Schädigung der Biosphäre 

JSm\ fortgeschrittene Entwaldung 
stark geschädigte Böden 
oder Wüstenbildung 

Ölverschmutzung 
A Ölpest durch Tankerunglück 
O ölverseuchte Böden 



r 

Argentinien 

l 

radioaktive Verseuchung 

Lagerstätten, aus denen Radioaktivität 
cT austritt, schwere Atom Unfälle, 
verstrahlte ehemalige Testgelände 
C 3 nach der Tschernobyl-Katastrophe 
stark verstrahlte Region 



Melbourne A 



A 

New Plymouth 



chemische Verseuchung 

von saurem Regen betroffene Gebiete 
/ « — > x asiatische braune Wolke, die jedes Jahr von April bis Oktober 
\ über Südasien schwebt (Gemisch aus Schwefelverbindungen, 

Kohlenmonoxid, Stickstoffoxid, Ozon, Ruß) 

Chemieprodukte und Pestizide 
^ Chemieunfälle und chemische Verseuchung, Belastung durch Pestizide 
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Der Müll und seine Verwertung 



Die reichen Industrieländer 
lassen gefährliche Abfälle seit 
Jahren nach Osteuropa, Afrika 
und insbesondere nach Asien 
schaffen. Dort haben sich ganze 
Regionen auf das Abwracken 
von Schrottschiffen oder 
das Recyceln von Elektronik- 
schrott spezialisiert. Sinnvoller 
wäre es, die Produzenten von 
Konsumgütern zur Müll- 
vermeidung zu verpflichten. 



Die Berge von Müll aus Haushalten 
und Gewerbebetrieben wachsen den 
Städten und Gemeinden täglich mehr 
über den Kopf. Einerseits nehmen Ein- 
wohnerzahl und Konsum zu, anderer- 
seits verkürzt sich die Lebensdauer der 
oft voluminös verpackten Industriepro- 
dukte. Diese Produkte bestehen heute 
außerdem aus einer ständig größer wer- 
denden Anzahl von Materialien, etwa be- 
stimmter Kunststoffe, die schwer abbau- 
bar sind. Da die Kapazitäten des Abfall- 
managements weit unter den Produkti- 
onskapazitäten für Konsumgüter liegen, 
wird die Zunahme beim Müllaufkom- 
men schwer zu bremsen sein, vor allem 
bei anhaltendem Wirtschaftswachstum 
einiger bevölkerungsreicher Länder 
Asiens. 

Wer sich näher für den Import und Ex- 
port von Abfällen interessiert, wird zu- 
nächst überrascht feststellen, dass die 



entsprechenden Daten und Informatio- 
nen nur schwer zu bekommen sind. Die 
1989 unter Schirmherrschaft der Verein- 
ten Nationen verabschiedete Basler Kon- 
vention soll das Aufkommen und den 
grenzüberschreitenden Verkehr von Ab- 
fällen regeln. Der Vereinbarung sind in- 
zwischen 165 Länder beigetreten. Die 
von der Basler Konvention bereitgestell- 
ten Zahlen auszuwerten ist jedoch eine 
knifflige Aufgabe. 

Etwa dreißig Länder haben das Abkom- 
men bislang nicht ratifiziert und stellen 
keine Statistiken zur Verfügung. Noch 
verwunderlicher ist, dass zwei Drittel der 
Unterzeichnerstaaten, unter anderem 
auch das umweltpolitische Musterland 
Norwegen, keine Daten übermitteln, und 
zwar wegen der komplizierten Deklarati- 
onsverfahren und der von Land zu Land 
unterschiedlichen Rechenmodelle. 

Die existierenden Teilstatistiken erlau- 
ben dennoch interessante Rückschlüsse. 
So gibt es unter anderem eine deutliche 
Zunahme der Mülltransporte: Bei den 50 
Ländern, von denen Angaben vorliegen, 
ist der Mülltransfer von insgesamt zwei 
Millionen Tonnen im Jahr 1993 auf 8,5 
Millionen Tonnen im Jahr 2001 gestie- 
gen. Drei Viertel des Müllvolumens be- 
wegten sich zwischen den Industrielän- 
dern. Fast alle diese Abfälle waren offi- 
ziell als »gefährlich« eingestuft. Aller- 
dings ist diese Klassifikation eine frag- 
würdige Angelegenheit, weil auch unge- 
fährliche Abfälle bei unsachgemäßer Be- 
handlung zu Schadstoffen werden kön- 
nen. 

In den i98oer-Jahren sind in den westli- 
chen Ländern die Umweltbestimmungen 
erheblich verschärft worden. Eine Folge 
davon war die Expansion des mehr oder 
weniger illegalen Müllexports, vor allem 
nach Afrika. Nach mehreren Skandalen - 
erinnert sei an den syrischen Frachter 
»Zanoobia«, der 1988 mit 2.100 Tonnen 
giftigen Abfällen aus Italien beladen 
zehn Wochen über die Meere irrte - wur- 
den mehrere internationale Abkommen 
unterzeichnet, die den Mülltransport in 
südliche Länder Beschränkungen unter- 
warfen oder ihn ganz verboten. 

Daraufhin verlagerte sich der Export in 
osteuropäische Länder und in die ehe- 
malige Sowjetunion, doch wenig später 
konzentrierte er sich auf die großen Ab- 
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Insgesamt produzieren die OECD-Länder jährlich 4 Mio. Tonnen Abfall 
sonstige 
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Mit der Wirtschaft wächst der Müll < 



fall produzierenden Länder selbst. Aus 
doppeltem Grund: Einerseits war der 
Markt für die Behandlung gefährlicher 
Abfälle für einschlägige Unternehmen 
überaus verlockend geworden, anderer- 
seits erforderte diese Behandlung eine 
Technik und eine Infrastruktur, die arme 
Länder finanziell überfordert hätten. So 
wurde der gefährliche Müll vom Pro- 
blemfall zur Einnahmequelle. 

Weit problematischer ist heute, dass 
die westlichen Länder Abfälle, deren Be- 
handlung als zu umweltschädigend oder 
zu unrentabel gilt, zur »Wiederverwer- 
tung« nach Asien oder Afrika schicken. 
Der Elektronikschrott (Computer, Mobil- 
telefone usw.) ist ein bezeichnendes Bei- 
spiel: Die Zahl der Geräte steigt exponen- 
tiell, ihre Nutzungsdauer sinkt, und meh- 
rere zur Herstellung verwendete Materia- 
lien sind giftig (Cadmium, Blei, Quecksil- 
ber). Doch die Altgeräte gehen nach Chi- 
na, Indien oder Südafrika, um dort de- 
montiert und recycelt zu werden. Diese 
Tätigkeit ist nicht nur gesundheitsge- 
fährdend für die Beschäftigten, die unter 
unzumutbaren Bedingungen mit gifti- 
gen Substanzen hantieren müssen, sie 
verseucht auch Luft, Boden und Grund- 
wasser. Ähnliches gilt für das Abwracken 
ausgedienter Frachtschiffe, auf das sich 
China, Indien und Bangladesch speziali- 
siert haben (siehe Seite 25J. 

Viele Umweltschützer kritisieren diese 
Recyclingpraktiken und fordern vehe- 
ment ein anderes Herangehen an das 
Problem: Die Umweltverträglichkeit der 
verwendeten Materialien sei schon bei 
der Herstellung zu berücksichtigen, lan- 
ge Transportwege müssten vermieden 
und die Abfälle möglichst vor Ort behan- 
delt werden, die Materialien seien wieder 



als Rohstoffe oder Energiequelle zu nut- 
zen, vor allem anderen müsse aber der 
Konsum gebändigt werden. Dieses Ziel, 
das in allen aktuellen Umweltdebatten 
präsent ist, scheint die einzige vernünfti- 
ge Alternative für den Planeten zu sein, 
auf dem im Jahr 2050 vermutlich über 9 
Milliarden Menschen leben werden. 



WWW 



ökologischer Nachhaltigkeitsindex 

• www.yale.edu/esi 

Secretariat of the Basel Convention, Unep 

• www.basel.int 

Internationale Clearing- und Informations- 
anlaufstelle für den Handel mit Giftmüll 

• www.ban.org 

beim Bundesumweltministerium 

• www.bmu.de/abfallwirtschaft 



Wenige Länder verpflichten sich, giftige Abfälle geregelt zu entsorgen < 




Anzahl der unterzeichneten Konventionen (Stand: Mai 2005) 

^Hkeine | l eine I [ zwei I [ drei ^|vier | | keine Angaben 



internationale Abkommen zur Regelung von Produktion und Transport gefährlicher Abfälle 

Basler Konvention (1989): grenzüberschreitender Transport 
Londoner Protokoll (1996): Verklappung im Meer 
Rotterdam-Konvention (1998): Handel mit gefährlichen Chemikalien 

Stockholm-Konvention (2001): Transport- und Produktionsverbot schwer abbaubarer Umweltgifte 
(Persistant Organic Polluta nts, POP) 
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Rohstoffe für die Welt 



Die Entwicklungsländer haben 
keine Wahl: Sie müssen einen 
Großteil ihrer Exporteinnahmen 
für den Schuldendienst aufbringen. 
Sie exportieren traditionell 
Rohstoffe, außer Erdöl vor allem 
agrarische Rohstoffe wie Kaffee, 
Kakao und Baumwolle. Weil die 
reichen Länder ihre Baumwolle 
und ihren Zucker subventionieren, 
bleibt den Ländern des Südens 
keine Chance. 



Nach Angaben der Welthandels- und 
Entwicklungskonferenz (Unctad, 
United Nations Conference on Trade and 
Development) hat sich die Exporttätig- 
keit der Entwicklungsländer insgesamt 
in den vergangenen zwei Jahrzehnten 
strukturell stark verändert. Heute sind 
etwa 70 Prozent der Exporte aus diesen 



Ländern Industrieerzeugnisse - vor allem 
aus Fernost -, während sie vor zwanzig 
Jahren noch zu drei Vierteln aus Grund- 
stoffen bestanden. Diese Zahlen kaschie- 
ren allerdings die beträchtlichen Unter- 
schiede zwischen den einzelnen Weltge- 
genden. So hat Afrika vom rasanten An- 
stieg der Industriegüterexporte fast gar 
nicht profitiert, hier machen sie durch- 
schnittlich nur 30 Prozent der gesamten 
Exporte gegenüber 20 Prozent im Jahr 
1980 aus. 

Seit i960 sind die realen Rohstoffpreise 
tendenziell gestiegen, bis 1974 eine stark 
schwankende Abwärtsbewegung begann, 
mit zeitweiligen Einbrüchen und kürze- 
ren Spitzen. Im Gefolge der Asienkrise 
sanken die Preise in den Jahren 1997 bis 
2001 um fast 53 Prozent. Sie gingen so 
stark zurück, dass für importierte Indus- 
triegüter de facto die doppelte Menge an 
Rohstoffen exportiert werden musste. 

Hauptursache für diesen Preisverfall 
war die Sättigung der Märkte. Angesichts 
ihrer exponentiell steigenden Verschul- 
dung in den 1960er- und i97oer-Jahren 
mussten die Länder des Südens immer 



mehr exportieren, um an die für den 
Schuldendienst erforderlichen Devisen 
heranzukommen. Sie spezialisierten sich 
auf zwei oder drei Grundstoffe, von denen 
sie in hohem Maße abhängig wurden. Da- 
bei machten sie sich gegenseitig Konkur- 
renz, was die Kurse einbrechen ließ. 

Dieser fatale Sachverhalt spielte eine 
entscheidende Rolle bei der Schuldenkri- 
se, die den Kapitaleignern und den multi- 
nationalen Unternehmen half, die Hege- 
monie über die Weltwirtschaft zu über- 
nehmen. Die so genannten Strukturan- 
passungsprogramme (Structural Adjust- 
ment Programmes, SAP), die man den 
überschuldeten Ländern seit über fünf- 
undzwanzig Jahren aufzwingt, haben de- 
ren Abhängigkeit von den Grundstoffen 
und ihre wirtschaftliche Verwundbarkeit 
weiter erhöht. Die Zerschlagung der in- 
ternationalen Abkommen zur Preisregu- 
lierung von Rohstoffen wie Kaffee, Zinn 
oder Kautschuk tat ein Übriges. 

Für die beträchtlichen Kursschwankun- 
gen bei den Agrarprodukten sind neben 
klimatischen und anderen natürlichen 
Faktoren zum Teil auch politische Unru- 
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hen verantwortlich. So ließ Ende 2002 der 
gescheiterte Putsch in der Elfenbeinküs- 
te gegen Präsident Gbagbo und der da- 
rauf folgende Bürgerkrieg die ohnehin 
empfindlichen Kakaopreise steigen. Und 
natürlich verändern auch neu hinzukom- 
mende Erzeugerländer wie beispielswei- 
se Vietnam als Kaffeeproduzent die 
Marktsituation. 

Dass die Konferenz der Welthandelsor- 
ganisation WTO im September 2003 im 
mexikanischen Cancün scheiterte, lagje- 
doch an den überhöhten Agrarsubventio- 
nen der USA und der EU, namentlich für 
Baumwolle, Zucker und Fleisch. Auf- 
grund der enormen Summen, mit denen 
die USA ihren heimischen Baumwollan- 
bau subventionieren (knapp 4 Milliarden 
Dollar im Jahr 2004), sind sie der größte 
Baumwollexporteur der Welt. Und dies 
obwohl die Herstellung pro Pfund in Bur- 
kina Faso nach Angaben des Internatio- 
nal Cotton Advisory Committee 0,21 Dol- 
lar kostet, gegenüber 0,73 Dollar in den 
USA. Die Menschen bekommen die Fol- 
gen unmittelbar zu spüren: Im westafri- 
kanischen Benin zum Beispiel führte der 
Verfall der Baumwollpreise (2001 sanken 
sie um 35 Prozent) dazu, dass weitere 4 
Prozent der Bevölkerung unter die Ar- 
mutsgrenze rutschten. 

Im Übrigen liegen die von den reichen 
Ländern auf Rohstoffe erhobenen Zölle 
praktisch bei Null, was die Länder des Sü- 
dens zusätzlich davon abhält, ihre Wirt- 
schaft zu diversifizieren und weiterverar- 
beitete Erzeugnisse zu entwickeln - denn 
deren Export ist zollpflichtig. 

Der seit 2004 stetig anhaltende Auf- 
wärtstrend bei den Kursen der wichtigs- 
ten Rohstoffe resultiert einerseits aus der 
erheblich gestiegenen chinesischen 
Nachfrage und andererseits aus den gro- 
ßen Gewinnchancen kurzfristiger Fi- 
nanzspekulationen. Für den rasanten Öl- 
preisanstieg spielt freilich auch die poli- 
tische Instabilität im Irak nach der Mili- 
tärintervention der USA und ihrer Ver- 
bündeten eine wichtige Rolle. Sollte die 
Weltkonjunktur nachlassen und die Roh- 
stoffnachfrage der USA oder Chinas sin- 
ken, könnte sich das Blatt jedoch wieder 
wenden. Dann käme es ähnlich wie in den 
i98oer-Jahren erneut zu einem Überan- 
gebot bei den Exporteuren und zu dem 
damit verbundenen Preisverfall. 

Während die reichen Länder weiterhin 
davon profitieren, dass sie die Finanz- 
und Transportkreisläufe beherrschen, 
stehen die Agrarrohstoffe als nach wie vor 
ungelöstes Problem im Zentrum der 




Viele Länder Afrikas bestreiten ihre Exporte mit wenigen Rohstoffen < 



Nord-Süd-Verhandlungen. In Cancün 
brachte der Auftritt einer Gruppe von 
Schwellen- und Entwicklungsländern 
(die so genannten G 20 um die Schlüssel- 
länder Indien, China und Brasilien, siehe 
Seite 1 00) die USA und Europa in Bedräng- 
nis. Die Haltung der G 20 birgt allerdings 
die Gefahr, dass die allerärmsten, vor 
allem afrikanischen Länder ganz außen 
vor bleiben. Deren Hauptsorge gilt alle- 
mal der Frage, wie sie es schaffen kön- 
nen, Nahrungsmittelsouveränität zu er- 
langen. 



WWW 

Einführend 

• de.wikipedia.org/wiki/lnternationaler_Fonds_ 
f%C3%BCr_landwirtschaftliche_Entwicklung 

bei der Welthandels und Entwicklungskonferenz 

• rO.unctad.org/commodities/activities.htm 
über Rohstoffe und Menschenrechte 

• www.globalwitness.org 
Internationaler Fonds für 
landwirtschaftliche Entwicklung 

• www.ifad.org 

zum Verfall der Kaffeepreise 

• www.learn-line.nrw.de/angebote/ 
agenda21/thema/kaffee.htm 

• www.oxfam.org 

• www.transfair.org 



Exporte des Südens und des Nordens < Die Rohstoffe verlieren ihren Wert < 

Index der Rohstoff preise, 1985 = 100 
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Wie der Kampf gegen 
den Hunger scheitert 



Im September 2000 haben alle 
UNO-Mitgliedstaaten im Rahmen 
der Millenniumsziele 
beschlossen, extreme Armut 
und Hunger zu bekämpfen. 
Bis zum Jahr 2015 soll der 
Anteil der Menschen, die Hunger 
leiden, halbiert sein. Inzwischen 
ist absehbar, dass dieses Ziel 
vor allem in Afrika nicht erreicht 
wird - obwohl heute mehr und 
viel billigere Nahrungsmittel 
produziert werden denn je. 



In den Entwicklungsländern kommen 
jedes Jahr mehr als 20 Millionen Kinder 
mit Untergewicht auf die Welt. Und jedes 
dritte Kind hat infolge von chronischer 
Unterernährung als irreversibel einge- 
stufte Wachstumsstörungen. Die Welter- 
nährungsorganisation (Food and Agricul- 
ture Organization, FAO) stellt fest: »Die 
Hungersnöte haben in den beiden letzten 

► Ernährungsnotstand in der Dritten Welt 



Jahrzehnten zugenommen, und zwar von 
durchschnittlich fünfzehn pro Jahr in 
den i98oer-Jahren auf mehr als dreißig 
um die Jahrtausendwende. Von dieser Zu- 
nahme sind vor allem die Länder Afrikas 
betroffen, wo sich die durchschnittliche 
Anzahl der Hungersnöte pro Jahr fast ver- 
dreifacht hat.« 

Die häufigste natürliche Ursache für 
Hunger ist die Dürre. Wo ausreichend 
Wasser vorhanden ist, bringt die Land- 
wirtschaft in aller Regel auch bessere Er- 
träge, was die Chancen der Menschen er- 
höht, sich satt essen zu können: Die 17 
Prozent der weltweiten Agrarfläche, die 
künstlich bewässert werden, liefern 40 
Prozent der globalen Nahrungsmittelpro- 
duktion. 

Neben Dürren tragen auch andere Ursa- 
chen wie Überschwemmungen, Fröste 
oder Heuschreckenschwärme zu Nah- 
rungsknappheit und Nahrungsmangel 
bei. Immer öfter ist deren Ursache jedoch 
der Mensch. Bewaffnete Konflikte, Ver- 
treibung ganzer Bevölkerungen und be- 
stimmte wirtschaftspolitische Entschei- 
dungen waren 2004 zu mehr als 35 Pro- 
zent für Hungersnöte verantwortlich. 



1992 lag dieser Anteil noch bei 15 Pro- 
zent. Im Bericht der FAO heißt es weiter: 
»In vielen Fällen verstärken sich natürli- 
che und menschliche Ursachen gegensei- 
tig, was zu überaus schweren und lang 
dauernden, komplexen Krisen führt. In 
den Jahren 1986 bis 2004 herrschte in 18 
Ländern über mehr als die Hälfte der Zeit 
eine Krisensituation. In allen diesen Län- 
dern haben Krieg, wirtschaftliche oder 
soziale Umwälzungen die Krise ausgelöst 
oder verschärft.« 

Die Ausrichtung an neoliberalen Wirt- 
schaftskonzepten, wie sie vom Interna- 
tionalen Währungsfonds (IWF) und der 
Weltbank mit Zustimmung der jeweili- 
gen Regierungen der Länder durchge- 
drückt werden, ist in hohem Maße mit- 
verantwortlich für den Rückgang der 
Nahrungsmittelsicherheit. Denn die 
Weltfinanzinstitutionen verlangen von 
den Entwicklungsländern, dass sie le- 
bensnotwendige Güter nicht länger sub- 
ventionieren, und lenken die erzielten Er- 
träge vorrangig in den Schuldendienst. 
Die zum Dogma erhobene radikale Libe- 
ralisierung der Wirtschaft, die der IWF 
den Entwicklungsländern mit den so ge- 
nannten Strukturanpassungsprogram- 
men aufnötigt, beschleunigt den Nieder- 
gang der Agrarproduktion des Südens. 
Die Agrarsubventionen in den Ländern 
des Nordens und die ungleichen Regeln 
des Welthandels verschärfen die Situa- 
tion zusätzlich. Zudem ist die Entwick- 
lungshilfe im Agrarbereich seit 1980 dra- 
matisch gesunken: Sie beträgt heute pro 
in der Landwirtschaft Afrikas beschäftig- 
ter Person nur noch ein Viertel dessen, 
was 1982 an Unterstützung gewährt wur- 
de. Hinzu kommt, dass die Geberländer 
ihre Hilfsleistungen nach geostrategi- 
schen Gesichtspunkten zuteilen, statt da- 
nach, welche Länder sie am dringendsten 
brauchen. 

Ein entscheidender Faktor für chroni- 
schen Nahrungsmangel ist die Ausbrei- 
tung von Aids. Im südlichen Afrika wird 
von fünf in der Landwirtschaft arbeiten- 
den Menschen mindestens einer vor dem 
Jahr 2020 an Aids sterben, was die Ernäh- 
rungssicherheit der dortigen Bevölke- 
rung stark gefährdet. Als Folge von Aids 
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Pazifischer Ozean 



Anteil der Kinder mit Mangelerscheinungen 
(Altersgruppe 0-5 Jahre, in Prozent) 
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verlangsamt sich das weltweite Wachs- 
tum der landwirtschaftlichen Produktion 
einschließlich Viehzucht seit mehreren 
Jahren. Nach Einschätzung der FAO »be- 
deutet diese geringe Wachstumsrate - 
2002 lag sie im weltweiten Durchschnitt 
bei unter einem Prozent - einen Rück- 
gang der Produktion pro Kopf«. In Subsa- 
hara-Afrika ist die Lage kritisch, denn das 
ist »die einzige Region, wo die Lebensmit- 
telproduktion pro Kopf in den vergange- 
nen dreißig Jahren nicht gestiegen ist. 
Nach einem deutlichen Rückgang in den 



1970er- und frühen i98oer-Jahren sta- 
gnierte sie und bewegt sich heute noch 
auf demselben Niveau wie vor zwanzig 
Jahren.« 

Ein groteskes Beispiel ist die Demokra- 
tische Republik Kongo. In diesem roh- 
stoffreichen Land hungern 71 Prozent 
der Bevölkerung. Von den 3 5 Ländern, die 
von schwerer Lebensmittelknappheit be- 
troffen sind, liegen 24 in Afrika - womit 
wohl der Beweis erbracht ist, dass das ge- 
genwärtig praktizierte Entwicklungsmo- 
dell nicht viel taugt. 



WWW 



Entwicklungspolitik online 

• www.epo.de 

Komitee für die Streichung der Schulden 
der Dritten Welt 

• www. cadtm.org 
Welternährungsorganisation 

• www.fao.org 
Statistiken 

• faostat.fao.org/default.aspx 
Welternährungsprogramm 

• www.wfp.org/german/ 

Center for International Earth Science 
Information Network 

• www.ciesin.columbia.edu 

Eldis Gateway to Development Information 

• www.eldis.org 
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Falsche Versprechen - Gentechnik 
in der Landwirtschaft 



Auch wer gentechnisch veränderte 
Organismen (GVO) ablehnt, muss 
damit rechnen, dass sie in geringen 
Mengen, durch Kontamination oder 
über den Umweg von Futtermitteln, 
ins Essen gelangen. Jedes neue 
Medikament wird auf Verträglich- 
keit und »Nebenwirkungen« getestet, 
über die Risiken transgener Pflanzen 
jedoch soll nicht lange nachgedacht 
werden - wünschen sich ihre 
Befürworter. 



Freilandversuche in Entwicklungsländern 



Anzahl der kommerzialisierten I 
transgenen Varietäten | 
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getestete transgene Sorten 
insgesamt: 542 

auf dem Markt befindliche 
transgene Sorten insgesamt: 
etwa 20 



Asien ■ Zuckerrohr 
Papaya 

Soja 



Lateinamerika 
und Karibik 



Afrika 



Naher Osten 
| Europa 



Pappel 
Tabak 
Tomate 

Baumwolle 

Kartoffel 
Mais 

Reis 




Anzahl der getesteten transgenen Varietäten von zehn 
wichtigen Nutzpflanzen in den Entwicklungsländern 
der angegebenen Regionen 



Immer mehr Menschen konsumieren 
immer mehr genveränderte Lebens- 
mittel. Wenn Umweltaktivisten Gentech- 
Versuchsfelder abmähen, mag das durch- 
aus medienwirksam sein, an den Tatsa- 
chen ändert es jedoch wenig: Ende 2004 
zählte man in der Welt 8,25 Millionen 
Landwirte, die 81 Millionen Hektar sol- 
cher Experimentierflächen bewirtschaf- 
teten. Allein im Jahr 2003/2004 wuchsen 
sie um 20 Prozent. Mittlerweile machen 
sie 5,4 Prozent der Anbauflächen der Erde 
aus. Nachdem sie lange Zeit auf die in- 
dustrialisierten Länder, vor allem Nord- 
amerika, beschränkt waren, erobern sie 
jetzt auch arme Länder wie China und In- 
dien, wo große Summen in ihre Entwick- 
lung investiert werden. 

Die so gewonnenen Agrarerzeugnisse - 
derzeit sind es fast ausschließlich Soja, 
Mais, Baumwolle und Raps - finden sich 
unweigerlich in den Nahrungsmitteln 
wieder. Die Globalisierung des Handels, 
natürliche oder versehentlich verursach- 
te Kontamination und die Komplexität 
der Agrar- und Lebensmittelkreisläufe 
lassen alle Versuche der Abschottung als 
illusorisch erscheinen. Wer sich nicht 
strikt an Produkte hält, die - aus ethi- 
schen oder ökonomischen Motiven - ga- 
rantiert ohne Genmanipulation herge- 
stellt werden und entsprechend teuer 
sind, der nimmt über kurz oder lang un- 
weigerlich gentechnisch veränderte Be- 
standteile zu sich. 

Die EU hat aus dieser Tatsache Konse- 
quenzen gezogen und Bedingungen for- 
muliert, unter denen genetisch veränder- 
te Bestandteile in Lebensmitteln zugelas- 
sen sind: Ihr Anteil darf undeklariert ma- 
ximal 0,9 Prozent ausmachen, andern- 
falls muss Art und Menge der gentechni- 
schen Inhaltsstoffe auf dem Etikett ste- 
hen - was die Amerikaner erbost, die da- 
hinter eine »protektionistische Maßnah- 
me« wittern. Die kritischen Verbraucher 
sollen gewissermaßen selbst die Verant- 
wortung übernehmen. 

Abgesehen davon, dass den Verbrau- 
chern die erste Generation der genverän- 
derten Pflanzen kaum etwas bringt - das 
mag in einiger Zeit anders sein, wenn die 
mit Nährstoffen angereicherten, Schad- 



stoff absorbierenden oder dürreresisten- 
ten Pflanzen kommen -, haben sie es 
schwer, sich eine eigene Meinung zu bil- 
den. Zu kontrovers sind die Argumente 
und Einschätzungen der Experten, ob sie 
nun etwaige Folgen für Umwelt und Ge- 
sundheit oder wirtschaftliche Gesichts- 
punkte betreffen. Wie immer, wenn es 
um lebende Organismen geht, sind ge- 
fühlsmäßige und Vernunftargumente 
schwer auseinander zu halten. 

Strittig zwischen Umweltschützern und 
Saatgutherstellern, aber auch unter den 
Wissenschaftlern ist in der Hauptsache 
die Frage der Folgenabschätzung. Die un- 
beabsichtigte Freisetzung durch Pollen- 
Aug, beispielsweise von insektenresisten- 
ten Varietäten, bedeutet eine Gefahr für 
die Biodiversität. Beobachtungen in 
Deutschland und England haben das Ri- 
siko einer »Bioinvasion« bestätigt, der ex- 
trem starken Vermehrung von Lebewesen 
in einem Ökosystem, in dem sie ur- 
sprünglich nicht heimisch waren. 

In Mexiko, dem Ursprungsland des Mai- 
ses, gab es eine Welle der Empörung, als 
auf traditionellen Pflanzen fremde, 
durch US-Importe eingeschleppte Gene 
nachgewiesen wurden. Statt eine Erklä- 
rung dafür zu liefern, verwiesen die An- 
hänger der Gentechnologie darauf, dass 
transgene Kulturen weniger Pflanzen- 
schutzmittel brauchten, die Bodenero- 
sion verminderten und helfen würden, 
die Agrartechnik zu vereinfachen. 

Ungewissheit besteht nach wie vor über 
die langfristigen gesundheitlichen Fol- 
gen von Gentech-Produkten. Systemati- 
sche Untersuchungen gibt es auch in den 
USA nicht, wo transgene Lebensmittel 
seit Jahren verzehrt werden. In - freilich 
umstrittenen - Experimenten will man 
Veränderungen in Blut und Nieren von 
Ratten nachgewiesen haben. Die Vertei- 
diger der Gentechnologie wiederum be- 
haupten, transgene Pflanzen verringer- 
ten das Krebsrisiko, weil sie weniger von 
schädlichen Insekten befallen und da- 
durch auch weniger mit Schimmelpilzgif- 
ten belastet seien. 

Unumstritten sind auch die wirtschaft- 
lichen Vorteile nicht. In Südafrika hat 
massenweiser Insektenbefall (unter an- 
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GVO-Flächen in Mio. Hektar Länder, in denen mehr als 5% der landwirtschaftlich genutzten Fläche von Biobauern bewirtschaftet wird 

Die ISAAA, auf deren Angaben diese Karte beruht, ist die einzige Organisation, die Statistiken über GVO erstellt. Sie wird zum großen Teil von Biotech-Unternehmen finanziert. 

Labor oder Natur? < 



derem durch die Baumwolllaus) wieder- 
holt die Hoffnungen zunichte gemacht, 
dass mit dem für kleine Bauern sehr teu- 
ren patentierten Saatgut höhere Erträge 
zu erzielen seien. In anderen Fällen (bei 
Anfälligkeit gegen Fruchtfäule und zu 
langsam wachsenden Weinreben) ist mit 
transgenen Pflanzen offenbar ein deutli- 
cher Ertragszuwachs zu verzeichnen. 

Ob Lebensmittel aus gentechnisch ver- 
änderten Organismen etwas gegen die 
unausgeglichene Ernährungslage der 
Welt ausrichten können, wird sich zei- 
gen. Zunächst werden sie aller Wahr- 
scheinlichkeit nach die Abhängigkeit der 
armen Länder von wenigen großen Fir- 
men wie Monsanto oder Bayer erhöhen. 



In den Ländern Europas wiederum be- 
hindern die Schutzmaßnahmen - Dekla- 
rationspflicht, Verweigerung von Geneh- 
migungen für Gentech-Anbauflächen in 
etwa fünfzig Regionen - und die Aktionen 
der Gentech-Gegner höchstens die ange- 
wandte Forschung, doch die Importe von 
genmanipulierten Samen und Lebens- 
mitteln können sie nicht verhindern. Die 
Hauptgefahr besteht darin, dass aus 
transgenen Pflanzen hergestellte Pro- 
dukte sich als gängige Lebensmittel etab- 
lieren und es irgendwann kein Zurück 
mehr gibt. Dann ist es zu spät, um Vor- 
sichtsmaßnahmen zu ergreifen, wie sie 
beispielsweise bei neuen Medikamenten 
selbstverständlich sind. 



WWW 

Einführend 

• www.umweltinstitut.org/frames/all/m422.htm 
Transparenz für Gentechnik bei Lebensmitteln 

• www.transgen.de 

NGOs gegen genetisch veränderte Pflanzen 

• www.genewatch.org 

• www.genfood.at 

• www.organicconsumers.org 

• www.infogm.org 

International Federation of Organic 
Agriculture Movements 

• www.ifoam.org 
Gensoja, Amazonas 

• info.greenpeace.ch/de/arten/attachments/ 
soja_report.pdf 



Gentechnisch veränderte Pflanzen auf dem Vormarsch < 



GVO-Anteil an der Gesamtproduktion 

GVO-Flächen in Mio. Hektar Weltanbaufläche in Mio. Hektar von Baumwolle, Soja und Mais in den USA 




37 



KAPITEL 1 Bedrohte Umwelt 



Demographische Entwicklung 
im internationalen Vergleich 



Nach einem beispiellosen 
Anwachsen der Weltbevölkerung 
- auf das Vierfache in knapp 
hundert Jahren - wird die 
demographische Entwicklung 
im 21 .Jahrhundert durch 
niedrigere Zuwachsraten und 
einen ausgeprägten Alterungs- 
prozess gekennzeichnet sein. 
In den reichen Ländern wird die 
Geburtenrate weiter sinken, 
während die Bevölkerung in 
den am wenigsten entwickelten 
Ländern rasant anwächst, 
weil vor allem die Lebens- 
erwartung steigen wird. 

Die oft angekündigte »Bevölkerungs- 
explosion« wird es nicht geben - 
jedenfalls nicht in dem katastrophalen 
Ausmaß, das Experten noch vor wenigen 
Jahren prophezeit haben. Immerhin wird 
der demographische Zuwachs so stark 
ausfallen, dass er die Zukunftsperspekti- 
ven der am wenigsten entwickelten Län- 
der nachhaltig beeinträchtigt. 



Offiziell erreichte die Weltbevölkerung 
die 6-Milliarden-Grenze im Oktober 
1999, am Ende eines Jahrhunderts, zu 
dessen Beginn gerade einmal 1,5 Milliar- 
den Menschen den Globus bevölkerten. 
Zu diesem spektakulären Zuwachs kam 
es trotz ungeheurer Verluste an Men- 
schenleben durch Kriege, Massaker und 
Epidemien. Angesichts dieses Tempos 
gingen alarmierende Hochrechnungen 
davon aus, dass die Weltbevölkerung bis 
2050 auf 12 Milliarden ansteigen und 
Ende des 21. Jahrhunderts die 24-Milliar- 
den-Marke erreichen würde. Inzwischen 
haben die Demographen ihre Prognosen 
auf 9,2 Milliarden nach unten revidiert. 
Nach Angaben des UN-Bevölkerungs- 
fonds UNFPA wird die Menschheit im 
21. Jahrhundert zwar weiter anwachsen, 
aber lange nicht mehr so schnell. Nur in 
Subsahara-Afrika wird sich die Bevölke- 
rung trotz des zu erwartenden Massen- 
sterbens aufgrund von Aids in den kom- 
menden 50 Jahren von derzeit 600 Millio- 
nen auf 1,2 Milliarden verdoppeln. Wie 
groß die Weltbevölkerung im Jahr 2050 
tatsächlich sein wird, hängt laut 
UN-Weltbevölkerungsbericht davon ab, 
ob es gelingt, in den verschiedenen Län- 
dern den Bevölkerungszuwachs zu 
stabilisieren. 



Die Verlangsamung des demographi- 
schen Wachstums rührt daher, dass wich- 
tige Länder in die Phase des »demogra- 
phischen Übergangs« eintreten, den die 
reichen Länder Westeuropas bereits vor 
über hundert Jahren vollzogen haben. 
Diese Phase ist gekennzeichnet durch 
sinkende Geburtenraten (bedingt durch 
Frauenemanzipation, Industrialisierung, 
Urbanisierung und bevölkerungspoliti- 
sche Maßnahmen), sinkende Sterberaten 
und eine dank des sozialen und medizini- 
schen Fortschritts steigende Lebenser- 
wartung. Nach UN-Angaben ist die Ge- 
burtenrate bereits in jedem zweiten Land 
der Erde auf das so genannte Ersatzni- 
veau (2,1 Kinder pro Frau) gesunken. Die- 
ser »westliche« Trend setzt sich in Afrika 
langsamer durch als in Asien oder Latein- 
amerika. Insgesamt geht man jedoch da- 
von aus, dass sich die Tendenz stabilisie- 
ren und bis 2050 allgemein durchgesetzt 
haben wird. 

Im Gegensatz zu den Voraussagen der 
i98oer-Jahre wird es in Zukunft also we- 
nigerjunge und mehr alte Menschen auf 
der Erde geben. Auf den »Baby-Boom« 
folgt der »Oma-Boom«, die Alterspyrami- 
de kehrt sich tendenziell um, es wird zu 
weltweiten demographischen Umschich- 
tungen kommen. Der Anteil der über 60- 



► Ungleiche Bevölkerungsentwicklung 

Milliarden Menschen 
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Ärmste Entwicklungsländer 
Reichste Industrieländer 




Drei Prognosen zur Bevölkerungsentwicklung < 

Nach Angaben der UN-Abteilung für Bevölkerungsentwicklung ist die mittlere Prognose am wahrscheinlichsten. 
Demnach sinkt die Anzahl der Kinder pro Frau im Zeitraum 1995-2000 bis 2045-2050 von 2,82 auf 2,15, während 
die Lebenserwartung der Neugeborenen von 65 auf 76 Jahre ansteigt. Das natürliche Bevölkerungswachstum 
würde infolgedessen von 1,35% in den Jahren 1995-2000 auf 0,47% 2047-2050 sinken. 
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Konstantes Wachstum: 
Die blaue Linie zeigt die Bevölkerungs- 
entwicklung unter der unwahrscheinlichen 
Annahme, dass es bei der gegenwärtigen 
Fertilität von 2,82 Kindern je Frau bis 
2050 bleibt. 
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Dieser Typologie liegen folgende 
Indikatoren zugrunde: 

■ Sterberate 

■ Geburtenrate 

■ Kindersterblichkeit 

■ Kinder-Frauen-Proportion 

■ Bevölkerungswachstum 1995-2000 



Geburten rate 




Hoch Natürliches Wachstum 




Phase 1 Phase 2 Phase 3 



Demographischer Übergang 




Phase 1 

Eine anhaltend hohe Geburtenrate bei gleichzeitig sinkender Sterberate führt zu einer höheren demographischen Wachstumsrate. 
| Phase 1 mit sehr hoher Kindersterblichkeit | | Phase i mit geringer Kindersterblichkeit 

Phase 2 | | Die schrittweise Stabilisierung der Sterberate bei gleichzeitig sinkender Geburtenrate führt 
zu stagnierendem Bevölkerungswachstum. 

Phase 3 | | Die sinkende Geburtenrate führt bei unveränderter Sterberate zu einem erheblichen Rückgang 
des Bevölkerungswachstums. Dies ist die letzte Phase des »demographischen Übergangs«. 



Der demographische Übergang A 



Jährigen wird sich bis 2050 von 10 Pro- 
zent auf 22 Prozent mehr als verdoppeln. 
1950 lag die durchschnittliche Lebenser- 
wartung bei 46, 2002 schon bei 66 Jahren. 
Der Anteil Afrikas an der Weltbevölke- 
rung wird von 13 Prozent im Jahr 2000 auf 
20 Prozent im Jahr 2050 steigen. Das de- 
mographische Gewicht Asiens (60 Pro- 



► Die Bevölkerung altert 




zent) und Lateinamerikas (9 Prozent) 
wird konstant bleiben, der Anteil 
Europas dagegen auf 7 Prozent sinken. In 
Deutschland, Italien, Japan und Russ- 
land beginnt die Bevölkerungszahl be- 
reits zu schrumpfen. Angesichts dieser 
ungleichmäßigen Entwicklung ist zu er- 
warten, dass sich die sozialen Probleme 



2050 

(Vorhersagen) 




noch verschärfen und dass die globale 
Wanderungsbewegung von Süden nach 
Norden weiter zunehmen wird. 

Insgesamt geben diese Trends Anlass 
zur Hoffnung, obgleich für die reichen 
Länder aller Voraussicht nach politische, 
wirtschaftliche und soziale Umwälzun- 
gen zu erwarten sind. Die demographi- 
sche Entwicklung wird unaufhaltsam zu 
Lasten des Südens gehen. Der prognosti- 
zierte Bevölkerungszuwachs um drei Mil- 
liarden Menschen für 2050 wird zum 
größten Teil in den armen und schon 
jetzt stark bevölkerten Ländern eintre- 
ten, und dort vor allem in den Städten. 
Damit wird sich erstmals die Mehrheit 
der Menschen in Städten konzentrieren. 
Die entscheidende Frage ist, was diese 
Entwicklung für die verfügbaren Ressour- 
cen, das ökologische Gleichgewicht und 
die Lebensqualität bedeutet. 

WWW 

UN-Bevölkerungsfonds 

www.unfpa.org/swp/2001/english/7gures 

United Nations Population Information Network 

www.un.org/popin/data.html 

Institute of Development Studies 

www.ids.ac.uk 

The Center for Research and Population Security 

www.population-security.org 



Anteil der über 60-jährigen (in Prozent der Gesamtbevölkerung) 

| | o-io | I 10-20 | 1 20-25 | I 25-30 | ^über30 
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Das unaufhaltsame 
Wachstum der Städte 




Stadtluft macht frei, hieß es schon 
im Mittelalter, weil leibeigene 
Bauern sich in den Städten dem 
Zugriff ihrer Dienstherren entziehen 
konnten. Viele Millionen Menschen, 
die heute vor allem in Asien und 
Afrika in eine Metropole ziehen, 
landen allerdings in Slums und 
Armutsvierteln. 

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts gab es 
auf der Welt 11 Städte mit mehr als ei- 
ner Million Einwohnern. 1950 waren es 
80, 1990 schon 276, 2000 fast 400, und 
2015 werden es wahrscheinlich 550 sein. 
Die Verstädterung der Welt bedeutet 
nicht nur eine statistisch erfassbare Be- 
völkerungskonzentration, sondern sie 
verändert auch Landschaften, Menschen 
und Institutionen, die sich allesamt zu- 
nehmend einem »städtischen Geist« un- 
terzuordnen haben. Die Sitten und Ge- 
bräuche werden »urbanisiert«, das stadt- 
typische Leben wird zur Norm: Es ist das 
einer Gesellschaft von Individuen, deren 
Kennzeichen Mobilität, eine damit ein- 
hergehende relative Autonomie und ein 
gleichförmiger, sich jeden Tag wiederho- 
lender Lebensrhythmus ist. 

► Die Städte wachsen langsamer 



Bevölkerungszunahme in Städten (in Prozent) 




1950 2000 2025 



Der französische Historiker Fernand 
Braudel sprach von der Stadt einmal als 
einem »glücklichen Zufall der Geschich- 
te«. Entstanden ist sie um dieselbe Zeit 
wie der Ackerbau, also vor acht bis zehn 
Jahrtausenden. Und jetzt, zu Beginn des 
einundzwanzigsten Jahrhunderts, erle- 
ben wir den - in der Menschheitsge- 
schichte nie da gewesenen - unaufhaltsa- 
men Niedergang des bäuerlichen Lebens 
und das Verschwinden der ländlichen 
Kulturen. 

Der Verstädterungsprozess verläuft von 
Kontinent zu Kontinent unterschiedlich. 
In Europa lebt die Bevölkerung mehrheit- 
lich in einem diffus Urbanen Raum, wo 
die Städte ins zersiedelte Umland aus- 
greifen und sich vernetzen. In Europa 
gibt es nur wenige Ballungsräume, in de- 
nen sich wie in Greater London, Moskau 
oder im Großraum Paris mehrere Millio- 
nen Menschen zusammendrängen. 

Auf den beiden amerikanischen Sub- 
kontinenten hingegen finden sich zahl- 
reiche »Megacitys«: Säo Paulo, Buenos Ai- 
res, Mexiko-Stadt, New York, Los Angeles 
haben alle mehr als 15 Millionen Einwoh- 
ner. In Asien beschleunigt sich derzeit 
das Tempo der Verstädterung. Im Jahr 
2020 werden dort etwa zehn Megalopolen 
an die Zwanzig-Millionen-Grenze stoßen 
- unter anderem Mumbai (Bombay), Ka- 



ratschi, Shanghai, Dhaka, Djakarta und 
Tokio. In Ozeanien leben bereits 75 Pro- 
zent der Menschen in Städten. In Afrika 
ist die Entwicklung der Städte regional 
unterschiedlich, doch gibt es auch hier 
riesige Ballungszentren wie Kinshasa, 
Kairo oder Lagos, wo im Jahr 1950 
300.000 Menschen lebten, während es 
heute fast 10 Millionen sind. 

Innerhalb ein und derselben Stadt be- 
stehen zwischen den Stadtvierteln häufig 
krasse soziale Unterschiede. In den 
Elendsvierteln - ob sie nun als squats, 
slums oder favelas, bidonvilles, kampong 
oder gecekondu bezeichnet werden - 
haust eine Mehrheit der städtischen Be- 
völkerung. Würde man diese Menschen 
auf ihrem Fleckchen Erde legalisieren, 
könnte man ihre Lebensumstände er- 
träglicher machen und zugleich die 
Macht mafioser Organisationen zurück- 
drängen. 

Die »besseren« Wohngegenden werden 
hingegen mehr und mehr zu abgeschotte- 
ten Enklaven, zu gated communities, die 
sich bei der oberen Mittelklasse und den 
Neureichen wachsender Beliebtheit er- 
freuen, in Los Angeles nicht anders als in 
Rio, Istanbul, Neu-Delhi, Moskau, Rom 
oder Toulouse. Hier bildet sich eine dis- 
kriminierende Urbanität aus, in der sich 
der Gemeinsinn auf eine Interessenge- 
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meinschaft von Gleichgestellten redu- 
ziert. 

Bei den ausfransenden Siedlungen in 
den »grünen Speckgürteln« kann man 
nicht eigentlich von Urbanisierung spre- 
chen, hier wird lediglich eine zusammen- 
hängende, mehr oder weniger dichte Be- 
bauung ohne architektonische oder 
städtebauliche Einheit betrieben. Anders 
die so genannten Weltstädte: Sie haben 
eine Börse, sind Firmensitz großer Kon- 
zerne, beherbergen die besten Rechtsan- 
waltskanzleien, Werbeagenturen, Steuer- 
beratungsfirmen, außerdem sind sie 
mächtige Kommunikations- und Ver- 
kehrszentren mit großen Flughäfen und 
üben mit alledem Einfluss und Kontrolle 
über die Weltwirtschaft aus. 

Von den zunehmenden sozialen Span- 
nungen abgesehen stehen die Städte heu- 
te vor neuen Umweltproblemen. Die Was- 
serversorgung wird zunehmend zum 
Konfliktfall selbst zwischen einzelnen 
Wohnvierteln. Jeder vierte Erdenbürger 
hat derzeit keinen Zugang zu diesem 
knapper werdenden Gut, während die in- 
dustrielle Landwirtschaft verschwende- 
risch damit umgeht und die privaten 
Haushalte unnötig viel verbrauchen 
(siehe Seite 15). Nicht zuletzt belasten die 
modernen Städte die Gesamtbilanz der 
nicht erneuerbaren Energieressourcen, 
weil hier riesige Mengen an Strom und 
Gas für Heizung und Klimaanlagen ver- 
braucht werden. 

Nachdem sich der motorisierte Indivi- 
dualverkehr allgemein durchgesetzt hat, 
steigen in Städten und Ballungsräumen 
außerdem die Luftverschmutzung und 
die Lärmbelastung stark an. Hinzu 
kommt, dass offenbar immer weniger 
Menschen den öffentlichen Raum tat- 
sächlich nutzen. Dabei schaffen städti- 
sche Gebäude und Plätze als öffentliche 
Orte doch die Voraussetzung dafür, dass 
sich eine Gesellschaft als Ganzes über- 
haupt formieren kann. Die Stadt wird 
sich eines Tages vielleicht als eine trauri- 
ge Scheinwelt entpuppen, in der vom 
»glücklichen Zufall der Geschichte« nicht 
mehr viel übrig ist. 



WWW 

Einführend 

• de.wikipedia.org/wiki/Verst%C3%A4dterung 
World Urbanization Prospects (bei der UN) 

• esa.un.org/unup/ 

Bevölkerungsdichte in Stadt und Land 

• sedac.ciesin.columbia.edu/gpw/ 
Städte, aus dem Weltraum beobachtet 

• www.grid.unep.ch/activities/global_change/ 
cities_from_space.php 
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Internationaler Luft- und 
Seeverkehr im 21. Jahrhundert 



Weltweit nimmt der Güter- und 
Personenverkehr zu, wobei das 
wachsende Verkehrsaufkommen 
geographisch ungleich verteilt 
ist. Die Liberalisierung der 
Transportbranche führte zu 
einem erhöhten Rentabilitäts- 
druck und zu Marktkonzentrati- 
on. Die damit ausgelösten 
Veränderungen verstärken die 
ungleiche Entwicklung: Einige 
Regionen werden privilegiert, 
andere marginalisiert. 



► Ziviler Flugverkehr 



Der Seefrachtverkehr, über den der in- 
terkontinentale Warentransport 
überwiegend abgewickelt wird, hat sich 
seit 1975 mehr als verdoppelt und er- 
reichte 2004 ein Volumen von 6,7 Mrd. 
Tonnen. Die Versorgungsrouten sind 
weitgehend unverändert geblieben. Im 
Jahr 2004 entfielen auf Rohöl und Mine- 
ralölerzeugnisse 34 % der Tonnenkilome- 
ter, auf Erze 10 %, auf Kohle 9,7 %, auf Ge- 
treide 3,7 %, auf sonstiges Schüttgut 13 % 
und auf andere, überwiegend in Contai- 
nern transportierte Waren 28,3 %. 

Die Häfen und Umschlagplätze konzen- 
trieren sich auf Nordamerika, Europa 
und die asiatischen Länder mit Zugang 



zum Pazifik. Zwischen diesen drei Groß- 
regionen spielt sich das Gros des Seehan- 
dels ab. Auf dem Pazifik sowie zwischen 
Asien und Europa nimmt der Container- 
linienverkehr zu, auf den Atlantikrouten 
stagniert er, Afrika ist nach wie vor von 
marginaler Bedeutung. Weltweit wurden 
2005 über 300 Millionen TEU-Container 
(20-Fuß-Einheiten) oder 9 Milliarden Ku- 
bikmeter umgeschlagen. 

Internationale Reedereien bieten ihre 
Dienstleistungen über gemeinsame 
Agenturen an, die mehr als die Hälfte des 
weltweiten Containerhandels abwickeln. 
Um eine lückenlos funktionierende 
Transportkette zu gewährleisten, haben 
die großen Häfen riesige privatwirt- 
schaftlich arbeitende Terminals gebaut. 
Doch haben öffentliche Hafengesell- 
schaften wie die von Singapur auch priva- 
te Hafenanlagen in anderen Ländern ge- 
kauft. Gerade die Zukunft mittelgroßer 
Häfen hängt davon ab, ob sie ihren Anteil 
am Containerverkehr ausbauen können. 
Da die Frachtraten sinken, werden große 
Anstrengungen unternommen, um die 
Produktivität zu steigern und die Löhne 
zu drücken. Die vermehrte Registrierung 
in den offenen Schiffsregistern der so ge- 
nannten Billigflaggen-Länder geht des- 
halb zu Lasten der Sicherheit und der 
Schiffsbesatzungen. 

Im Luftverkehr stieg die Anzahl der Pas- 
sagiere 2005 auf über 2,22 Milliarden, da- 
von entfielen 783 Millionen allein auf Flü- 
ge innerhalb der USA. Über ein Drittel des 
internationalen Warenverkehrs wird per 
Luftfracht abgewickelt. Die Anschläge 
vom 11. September 2001 haben gezeigt, 
dass der Flugverkehr besonders verwund- 
bar ist, was auch ökonomische Folgen 
hat. Die von den USA ausgehende Deregu- 
lierungspolitik setzt Fluggesellschaften, 
Flughäfen, Flugzeugbauer, Flugpersonal 
und Passagiere zusätzlich unter Druck. 

In der verschärften Wettbewerbs Situati- 
on gingen einige, auch größere Flugge- 
sellschaften Bankrott (Eastern Airlines 
oder Braniff). Mehrere führende Luft- 
fahrtgesellschaften bildeten internatio- 
nale Allianzen, um ihr ökonomisches Po- 
tenzial zusammenzulegen - sei es durch 
die Koordination ihrer Flugpläne oder 
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durch gemeinsame Liniendienste. Von 
den ursprünglich fünf strategischen Part- 
nerschaften haben sich bis 2005 nur drei 
gehalten: Star Alliance (United Airlines, 
Lufthansa, SAS, ANA, Thai u.a.), One- 
world (American Airlines, British Air- 
lines, Cathay Pacific u.a.) und Skyteam 
(Delta, Air France, Korean, Aeromexico 
u.a.). Sie beförderten 2005 insgesamt 41 
Prozent der Fluggäste und machten über 
die Hälfte des globalen Branchenumsat- 
zes. Billigfluglinien, die vor allem kurze 
und mittlere Strecken bedienen und in 
den deregulierten Märkten nach Nischen 
suchen, wickeln inzwischen 10 Prozent 
des weltweiten Flugverkehrs ab. 

Die geographische Lage der Großflughä- 
fen verstärkt die weltweite Tendenz zur 
Metropolisierung, was durch die »Hub«- 
Strategie der kooperierenden Luftfahrt- 
gesellschaften zusätzliche Dynamik ge- 
winnt: Die Kurz- und Mittelstreckenflüge 
steuern die Zentralflughäfen der Allian- 
zen an, wo die Langstrecken- und An- 
schlussflüge ihre Passagiere aufnehmen. 
Um international zu bestehen, bieten die 
großen Gesellschaften zudem häufigere 
Flugverbindungen an, sodass die Zahl der 
Flüge schneller steigt als das Passagier- 
aufkommen. Dies verstärkt nachweislich 
den Klimawandel, führt zu mehr Umwelt- 
verschmutzung, zur Überlastung von 
Flüghäfen und Flugrouten und zu erhöh- 
ter Lärmbelästigung für die Anwohner. 

WWW 

International Maritime Organization 

www.imo.org/ 

Air Transport Association 

www.airlines.org/ 

Internationale Transportarbeiter Föderation 

www.itfglobal.org/index.cfm 
Informationen zu Klima und Verkehr 

www. b u n d . n et/ve r ke h r/ 



► Handelsflotte: Schiffseigner und Flaggen 
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Gesundheit, Privileg der Reichen 



Vor allem in Afrika sterben viele 
Menschen an vermeidbaren und 
behandelbaren Krankheiten. 
Doch die Pharmalobby pocht 
auf Einhaltung der Patente für 
Medikamente, und die 
internationalen Finanzinstitute 
zwingen den Entwicklungs- 
ländern einen unerbittlichen 
Sparkurs auf Unter solchen 
Umständen kann Gesundheit 
kein öffentliches Gut werden. 



In der medizinischen Versorgung der 
Menschen bestehen extreme Unter- 
schiede. Sie lassen sich zum größten Teil 
aus den Unterschieden zwischen reichen 
und armen Weltgegenden ableiten. Eine 
im Jahr 2003 geborene Japanerin hat eine 
Lebenserwartung von durchschnittlich 
85 Jahren, das ist mehr als Doppelte der 
36 Jahre, die sich ein Mädchen erhoffen 
kann, das im selben Jahr in Simbabwe zur 
Welt gekommen ist. 

Die Gründe für diese skandalöse Tatsa- 
che sind bekannt: Armut, keine oder kei- 
ne ausreichende medizinische Infra- 
struktur, der verlorene Kampf gegen Epi- 
demien, die Finanzierung der Medika- 
menten-Entwicklung über den Kapital- 
markt. Viele verbreitete Krankheiten (Rö- 
teln, Asthma, Herz-Kreislauf-Erkran- 
kungen, psychiatrische Erkrankungen, 
Krebs) werden im Süden schlechter be- 
handelt als im Norden und führen in den 
armen Ländern öfter zum Tod oder zu Be- 
hinderung. 

Aids tötet jeden Tag 8.000 Menschen. 
Die meisten von ihnen sind junge Er- 
wachsene. 3.000 Kinder sterben täglich 



an Malaria, 6.000 an Tuberkulose. Diese 
drei schlimmsten Pandemien fordern zu- 
sammen jedes Jahr 6 Millionen Todesop- 
fer, die meisten in den armen Ländern, 
insbesondere im subsaharischen Afrika. 
Und diese Krankheiten befinden sich wei- 
ter auf dem Vormarsch. 

Der Sicherheitsrat der Vereinten Natio- 
nen und der Nationale Sicherheitsrat der 
Vereinigten Staaten haben bereits darauf 
hingewiesen, dass die prekäre Gesund- 
heitslage in einer Reihe von Ländern die 
politische Stabilität gefährden und somit 
den Interessen der USA zuwiderlaufen 
könnte. Dabei wäre das Geld für eine mas- 
sive Hilfskampagne durchaus vorhan- 
den. Die 250 Milliarden Dollar, die der 
Krieg im Irak von 2002 bis 2005 ver- 
schlungen hat, hätten genügt, um die me- 
dizinische Versorgung der gesamten 
Weltbevölkerung für sechs Jahre sicher- 
zustellen. 

Doch fehlt es nicht nur am Willen zum 
humanitären Engagement und an den 
entsprechenden strategischen Visionen. 
Hinzu kommen andere, verhängnisvolle- 
re Mechanismen, die vielen Ländern den 



► Verbreitung der Tuberkulose 
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| [ gegenwärtig 

| mögliche Ausbreitung bis 2050 

(Szenario »HadCM2« des Hadley Centre for Climate Prediction and Research) 

Malariarisiko durch Klimawandel A 



Aufbau eines leistungsfähigen Gesund- 
heitswesen sehr schwer machen. So bür- 
den die großen Pharmakonzerne die Ent- 
wicklungskosten für neue Medikamente 
der ganzen Welt auf. Aus ihrer Warte ist 
ein strenger Patentschutz die Vorausset- 
zung dafür, dass auch weiterhin in die 
medizinische Forschung investiert wird. 
Dabei konzentriert sich die boomende 
medizinische und pharmakologische 
Forschung in erster Linie auf die »rentab- 
len« Krankheiten. 

Die rührige Lobby von Big Pharma hat 
dafür gesorgt, dass die USA und die EU er- 
heblichen Druck auf die Länder ausüben, 
die wie Indien, Brasilien oder Südafrika 
auf die erheblich billigeren, wirkstoffglei- 
chen Nachahmerpräparate (Generika) 
setzen wollen. »Kostenlose« Arzneimittel- 
lieferungen wurden an die Zusicherung 
geknüpft, die »Marktregeln« einzuhalten. 
Indiens Verzicht auf die Herstellung von 
Generika wurde durch Handelsvorteile in 
anderen Bereichen buchstäblich erkauft. 
Außerdem wird die medizinische Unter- 
stützung nicht selten für die politisch-re- 
ligiösen Ziele der Lebensschützer instru- 
mentalisiert. So verbinden sich die ver- 
gleichsweise hohen Summen, die die USA 
für die Aidsbekämpfung ausgeben, mit 
der abtreibungsfeindlichen Politik der 
Bush-Administration. 

Angesichts des enormen Drucks, den 
Weltbank und Internationaler Wäh- 
rungsfonds mit ihren Strukturanpas- 
sungsprogrammen ausüben, ist es für die 
davon betroffenen Länder besonders 
schwer, Ärzte und Krankenschwestern zu 
bezahlen, die für ein öffentliches Gesund- 
heitssystem erforderlich sind. Auf der ei- 
nen Seite werden die verschuldeten Län- 
der dazu gedrängt, die staatlichen Sozial- 
budgets und Gehälter zu reduzieren, an- 
dererseits zieht es das anderswo billig 
ausgebildete, medizinische Personal in 
die wohlhabenden Länder. Fast jeder vier- 
te der in den USA praktizierenden Ärzte 
hat sein Studium im Ausland absolviert, 
86 Prozent von ihnen in Ländern mit mitt- 
lerem oder geringem Einkommen. 

Wenn in Simbabwe im Alter von durch- 
schnittlich 36 Jahren der Tod droht, hat 
das seinen Grund auch darin, dass drei 
Viertel der im Land ausgebildeten Ärzte 
nach bestandenem Examen auswandern, 
weil HIV, Hungerlöhne und politische 
Unterdrückung sie vertreiben. Es ist ein 
tragisches Paradox: Dieser brain drain 
entspricht einer jährlichen Subvention 
von etwa 500 Millionen Dollar - von Habe- 
nichtsen den Wohlstandsländern ge- 



währt! Gleichzeitig verschärft diese Ab- 
wanderungin den armen Ländern die Un- 
gleichheit zwischen den Menschen in den 
Städten und denen auf dem Land, die kei- 
nen einzigen Arzt in ihrer Nähe haben, 
aber auch zwischen den Armen, die auf 
ein heruntergekommenes öffentliches 
Gesundheitswesen angewiesen sind, und 
den Reichen, die sich eine privatärztliche 
Behandlung leisten können. 



WWW 

Alternativer Weltgesundheitsbericht 

• www.ghwatch.org 
Weltgesundheitsorganisation 

• www.who.org 

Gesundheit und Pharmaindustrie 

• www.cptech.org/ip/health/ 
NGOs 

• www.medico-international.de/kampagne/ 
gesundheit/ 

• www.avert.org/aidsinafrica.htm 

• www.tac.org.za 

• www.cptech.org/ip/health 
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Wo Elefanten kämpfen 



von Susan George 

W r elche Schreckensmeldung aus dieser Welt ist dem Leser 
noch verborgen geblieben? Welche Form versteckter 
oder sichtbarer Gewalt muss man ihm noch genauer vor Augen 
führen? Gibt es überhaupt noch Wissenslücken über die 
Risiken, die den Alltag der allermeisten Menschen bedrohen, 
und über die Fehlentwicklungen, die das Überleben der 
Menschheit gefährden? Dieser Atlas hat für solche und andere 
Fragen eine schlüssige Antwort, die in der Regel deprimierend 
ausfällt. Falls es noch nicht alle gemerkt haben: Unsere Welt 
ist kein besonders angenehmer, sondern ein unheimlicher 
Ort - nichts für zart besaitete Gemüter. 

Die Mitglieder der politischen Klasse haben fast alle 
einen unsentimentalen und rücksichtslosen Charakter 
entwickelt. Vor 475 Jahren hat Niccolö Machiavelli seinem 
»Principe« beigebracht, dass er alles daransetzen müsse, 
seine fürstliche Macht zu erhalten, andernfalls müsse er 
abtreten. In ähnlicherweise geht es auf dem Feld der 
Geopolitik vornehmlich darum, dass der eigene Staat 
mächtiger, reicher und gefürchteter ist als andere Staaten. 
Carl von Clausewitz hat diesen Grundsatz so ausgedrückt: 
»Der Krieg ist ein Akt der Gewalt, um den Gegner zur Erfüllung 
unseres Willens zu zwingen.« Clausewitz bemerkte aber auch, 
der Krieg dürfe stets nur das letzte Mittel sein, da es viele 
andere Mittel gebe, um dem Gegner seinen Willen 
aufzuzwingen. Die meisten dieser Mittel werden dem Leser 
auf den folgenden Seiten begegnen. 

Was ihm auch begegnen wird, sind die gewollten wie 
die ungewollten Folgen des rücksichtslosen Drangs nach 
Reichtümern, nach Macht und nach der Fähigkeit, Angst und 
Schrecken zu verbreiten. General de Gaulle hat einmal gesagt: 
»Staaten haben keine Freunde, sondern nur Interessen.« 
Und eine andere Figur aus der Galerie der einschlägigen 
Autoritäten, Friedrich Nietzsche nämlich, hat einmal gesagt: 
»Staat heißt das kälteste aller kalten Ungeheuer. Kalt lügt es 
auch; und diese Lüge kriecht aus seinem Munde: >Ich, der 
Staat, bin das Volk.«< 

Die klassische Strategie in der Konkurrenz um die Macht 
ist dennoch die, von der Clausewitz unbedingt abgeraten hat: 
der Krieg. Auf vielen Seiten dieses Atlas wird er mit all seinen 
unvermeidbaren Begleiterscheinungen dokumentiert, 
einschließlich des militärischen Herrschafts- 
instrumentariums, das ihn nach wie vor begleitet und 
vorbereitet: Militärstützpunkte und Kriegsflotten sowie die 
Druckmittel, die von der politischen Einkreisung bis zur 
Bildung militärischer Blöcke reichen. 

Gewaltige Profite wirft auch der Handel mit Drogen und 
jungen Frauen ab. Der blühende Drogenmarkt zeigt, dass die 
USA mit ihren Programmen zur Eliminierung des Anbaus von 
Drogenpflanzen praktisch gescheitert sind - es gelangen heute 
mehr Drogen auf den Markt als je zuvor. Da das Gesetz von 
Angebot und Nachfrage nicht auf die legale Ökonomie 



beschränkt ist, bewirken die vielen Anbieter auf dem 
Drogenmarkt einen rapiden Preisverfall. Was den Handel mit 
Sexsklaven- und -Sklavinnen betrifft, so fällt hier auf, dass als 
Lieferländer auch Staaten verzeichnet sind, die zu den 
Kandidaten für eine EU-Mitgliedschaft zählen. 

Die größte Veränderung der letzten 25 Jahre, die sich in 
den Karten und Diagrammen des folgenden Abschnitts 
niederschlägt, ist die Erschütterung des Ostblocks und der 
Zusammenbruch des Sowjetimperiums. Bildlich erfassbar zu 
machen, wie die Welt heute aus der Perspektive Moskaus und 
Osteuropas aussieht, ist ein überaus sinnvolles Unterfangen. 
Überhaupt bietet der Atlas auf vielen Gebieten einen neuen 
Blick auf politische Prozesse; das gilt etwa für die »farbigen« 
Revolutionen in Ländern der ehemaligen Sowjetunion wie 
Georgien und der Ukraine. 

Problematisiert wird auch die Behauptung, dass den Übeln 
dieser Welt durch das Wundermittel der Ausländischen 
Direktinvestitionen (ADI) abgeholfen werden könne. 
Die These scheint sich zu bestätigen, wenn man sieht, 
wie wenig ADI nach Afrika fließen. Aber wenn man dann 
andere Karten betrachtet, erscheinen solche Investitionen 
weniger als Segen denn als Fluch. Das gilt etwa für die 
Darstellung der tentakelhaften Ausbreitung des US-Kaufhaus- 
konzerns Wal-Mart, der zugleich der größte und womöglich 
übelste Arbeitgeber der Welt ist, oder angesichts der 
zunehmenden Konzentration im Bereich der Medien 
und IT-Konzerne. 

Wo Elefanten kämpfen, wird das Gras zertrampelt, so ein 
afrikanisches Sprichwort. Heute müssen sich immer mehr 
Einwohner dieser Erde wie Grashalme vorkommen, die zur 
falschen Zeit am falschen Platz wachsen. Gleichzeitig wird die 
expandierende Europäische Union immer attraktiver für die 
vielen Menschen, die den so genannten failed states etwa in 
Afrika entkommen wollen. Eine ähnliche Magnetwirkung hat 
nach wie vor der American Dre am für die weiterwachsende 
Anzahl der Armen. 

Dabei machen die reichen Länder diesen Armen das Leben 
noch schwerer. Sie haben zum Anwachsen der Schuldenberge 
beigetragen und zugleich die Entwicklungshilfe auf ein 
Minimum beschränkt, wobei sie ihre Leistungen zumeist noch 
an wirtschaftspolitische Bedingungen knüpfen. Sie haben für 
die Exportgüter der gefesselten Länder des Südens zu wenig 
gezahlt, sie haben Finanzkrisen zugelassen, die viele dieser 
Länder in den Ruin trieben. Sie haben immer wieder 
korrupte Regime unterstützt. Und angesichts dieser Bilanz 
gibt sich der Westen überrascht, wenn zehntausende 
verzweifelter Boat people an seinen Küsten landen und die 
Flüchtlingsmassen derart zunehmen, dass die Mittel der 
Hilfsorganisationen nicht mehr ausreichen. 

Und wie steht es mit den Organisationen, die dieses Chaos 
beaufsichtigen sollen und denen es manchmal sogar gelingt, 
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für Linderung zu sorgen? Die UN-Flüchtlingsorganisation 
UNHCR bemüht sich redlich, einigen der Menschen zu helfen, 
die durch unkontrollierbare geopolitische Kräfte und 
Prozesse aus ihrer Heimat vertrieben wurden. 
Die Vereinten Nationen hingegen schaffen es 
gerade noch, den Kopf über Wasser zu halten, 
wobei sie sich vor allem der Bemühungen der 
USA zu erwehren haben, die nicht nur ihre 
Mitgliedsbeiträge zurückhalten, sondern auch 
die Macht und die Legitimation der Weltorganisation zu 
beschneiden versuchen. 

Der geopolitische Teil dieses Atlas bietet jedoch auch 
einige sehr ermutigende Informationen. Lateinamerika war 
früher ein hoffnungsloser Subkontinent, der vornehmlich 
Militärdiktaturen auszubrüten schien, die in aller Regel vom 
großen Nachbarn im Norden unterstützt wurden. Heute bietet 
die politische Landkarte Lateinamerikas ein ganz anderes 
Bild: Es dominieren die hoffnungsvollen Rottöne als Symbol 
für die Wahlsiege linker Parteien oder gemäßigt linker Kräfte, 
die sich innerhalb von nur fünf oder sechs Jahren durchgesetzt 
haben. Eine weitere Karte zeigt die rasche Verbreitung von 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs), von denen manche 
eine sehr ambivalente Rolle spielen, viele jedoch für 
große Hoffnungen und Versprechen stehen. Eine solche 
Hoffnung sind vor allem auch die Aktivitäten der Sozialforen, 
deren Erfolg vor zehn Jahren noch völlig unvorstellbar war. 

Womöglich werden wir, je mehr wir über die geo- 
politischen Entwicklungen wissen, nur noch pessimistischer 
gestimmt. Aber wenn wir die hier aufgeführten Daten genauer 
betrachten, können wir auch entdecken, dass Geld und Macht 
nicht immer das letzte Wort behalten. Und dass die Menschen, 
wenn sie sich zusammentun, die Landkarte ihrer Region, 
ja ihres Kontinents - und damit ihr Leben - auch von unten 
verändern können. 

► Susan George ist stellvertretende Direktorin des Transnational 
Institute in Amsterdam und Vizepräsidentin von Attac Frankreich. 
Sie publizierte zahlreiche Bücher, zuletzt »Change it! Anleitung zum 
politischen Ungehorsam«, München (Droemer) 2006. 
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Das Ende der Blöcke 
und die neuen Kriege 



Grossbritannien 
Nordirland 



Russland 



Seit dem Ende des Kalten Krieges 
ist die Zahl der bewaffneten 
Auseinandersetzungen in der Welt 
deutlich zurückgegangen. Doch viele 
Konflikte, die in der Ost-West- 
Konfrontation eingefroren waren, 
eskalierten in den 1990er-fahren 
zu ethnisch motivierten Kämpf en 
und Bürgerkriegen. 



In der Zeit zwischen 1948 und 1991 hat 
sich die Anzahl der bewaffneten Kon- 
flikte auf der Welt verdreifacht. Die meis- 
ten waren von der Blockkonfrontation ge- 
prägt. Revolutionen sowie nationale und 
soziale Befreiungsbewegungen konnten 
sich ausbreiten, indem sie die Machtver- 
hältnisse und Spielräume nutzten, die 
der Kalte Krieg schuf. Wie die Vereinigten 
Staaten instrumentalisierten auch die 
Sowjets diese Bewegungen. Beide Seiten 
achteten streng darauf, dass sich ihre »Sa- 
telliten« an die Spielregeln hielten, die 
das atomare Gleichgewicht des Schre- 
ckens vorgab. Mit dem Fall der Berliner 
Mauer wurde alles anders. Die unter- 
schiedlichsten Konflikte - plötzlich »be- 
freit« aus dem Schraubstock der Ost- 
West-Konfrontation - ließen vor allem 
die großen Staatsgebilde, wie die UdSSR 
oder Jugoslawien, auseinander brechen. 

In einigen internationalen Konflikten 
standen und stehen sich Völker und Be- 
satzer gegenüber, z. B. in Palästina seit 
1967, in Tschetschenien 1994, im Irak 
2003 . Deutlich seltener kommt es mittler- 
weile zu bewaffneten Auseinanderset- 
zungen zwischen Staaten. So führten bei- 
spielsweise Indien und Pakistan seit ihrer 
Unabhängigkeit von der britischen Kolo- 
nialherrschaft 1947 drei Kriege gegenei- 
nander und bemühen sich in der letzten 
Zeit um eine Annäherung. 

Bei den meisten Konflikten handelt es 
sich jedoch um ethnisch und/oder religi- 
ös motivierte Bürgerkriege. Von ihnen ist 
vor allem Afrika betroffen, wo sich staat- 
licher Machtzerfall, der Streit um die 
Kontrolle von Gebieten mit exportierba- 
ren Bodenschätzen und eine den gesell- 
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schaftlichen Zusammenhalt zerstörende 
Politik auf fatale Weise ergänzen. 

Die Statistiken des Friedensforschungs- 
instituts Sipri in Stockholm belegen die- 
se Entwicklung. Das Jahrbuch 2005 führt 
für den Zeitraum von 1990 bis 2004 welt- 
weit 57 größere bewaffnete Konflikte auf, 
4 waren zwischenstaatliche Konflikte, 
und von den 53 internen Konflikten ein- 
zelner Länder ging es bei 29 um die Regie- 
rungsmacht und bei 24 um die Kontrolle 
über Regionen. 

Allein in Afrika kam es zu 19 Konflikten, 
wobei nur der Krieg zwischen Eritrea und 
Äthiopien (1998-2000) ein zwischen- 
staatlicher war. Von den 18 Bürgerkrie- 
gen griffen beispielsweise der in Zentral- 
afrika (Burundi, Demokratische Repu- 
blik Kongo, Ruanda) und der in Westafri- 
ka (Elfenbeinküste, Liberia, Sierra Leone) 
auf Nachbarländer über. In Asien gab es 



15 Konflikte, davon ein zwischenstaat- 
licher (zwischen Indien und Pakistan), 
6 Bürgerkriege um die Regierungsmacht 
und 8 um Regionen. Im Nahen Osten 
zählte Sipri 10 Konflikte, und zwar 2 zwi- 
schenstaatliche (die beiden Golfkriege) 
und 8 Bürgerkriege. Auch Europa blieb 
nicht verschont. Hier kam es zu 7 größe- 
ren bewaffneten Konflikten, die alle in- 
terne Auseinandersetzungen waren (un- 
ter anderem in Tschetschenien und im 
ehemaligen Jugoslawien). Auf dem ame- 
rikanischen Kontinent wurden 6 Binnen- 
konflikte gezählt. 

2004 war (zusammen mit 1997) ein Re- 
kordjahr: Es gab die wenigsten Konflikte 
seit 1991, nämlich 19, die - mit Ausnah- 
me des Irakkriegs, der in den Statistiken 
nicht auftaucht - alle interne waren. 

Insgesamt ist die Anzahl der bewaffne- 
ten Konflikte in fünfzehn Jahren um 40 
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1 Die Aufteilung des Meeresgrundes, das heißt der Ölvorkommen, 
ist unter den fünf Anrainerstaaten umstritten, insbesondere zwischen 
Aserbaidschan und Iran im Süden des Kaspischen Meeres. 



NORDKOREA 



( TOKDO 

< «rD r, 

SÜDKOREA^ 



Kurilen 



Japan 



China 



Senkaku-Inseln 

/Taiwan 
y Gebietsstreitigkeiten im 

i SÜDCHINESISCHEN Meer 



SPRATLY- ii MlNDANAO 

inseln N (Philippinen) 



BORNEO 



„ — r . / MOLUI 

•II ffc.S 

Sulawesi 
(Celebes) 



molukken 

Irian Jaya 



Papua-Neuguinea 



- — _~-/-\ Westpapua,, ^ 



Indonesien 



/Osttimor 



Salomon-Inseln 




Kanada 



USA 



guerrero 
Chiapas 
guatemala* 



Pazifischer Ozean 




Salvador M3 ^San-Andres-Insel 
Nicaragua 



Kolumbien 



Ecuador 



Peru 



Bolivien 



Chile 




Atlantischer Ozean 



Falklandinseln 



Prozent zurückgegangen. Der Terroris- 
mus hingegen nahm ein neues Ausmaß 
an: In den sechzehn Jahren zwischen 
1968 und 1984 starben 3.000 Menschen 
durch Terroranschläge - so viele wie al- 
lein am 11. September 2001. Eine drama- 
tische Veränderung der geopolitischen 
Lage ergibt sich jedoch durch die Aus- 
richtung der Strategie der USA auf den 
Kampf gegen den Terror. Eine Definition 
dieses neuen Feindes steht freilich noch 
aus. Auch das internationale Recht hat sie 
bislang noch nicht geliefert. 

Sicher ist hingegen, dass die Verfolgung 
der als terroristisch bezeichneten Strafta- 
ten die bürgerlichen Freiheiten einzu- 
schränken droht. Dies zeigt der umstrit- 
tene Patriot Act in den USA , den die Bush- 
Regierung nach den Anschlägen vom 11. 
September erlassen und im März 2006 
auf unbefristete Zeit verlängert hat. 



Im Übrigen würden selbst unter eine 
einfache Terrorismusdefinition wie »ge- 
gen unschuldige Zivilisten gerichtete Ge- 
walttat, die die Bevölkerung terrorisieren 
soll, um so ein politisches Ziel zu errei- 
chen« ganz unterschiedliche Akte fallen: 
die Al-Qaida-Anschläge seit 1998 ebenso 
wie das Attentat der Irgun Menachem Be- 
gins gegen das King-David-Hotel 1946, 
die Geiselnahme israelischer Athleten 
durch palästinensische Terroristen bei 
den Olympischen Spielen in München 
1972 ebenso wie der Giftgasanschlag der 
Aum-Sekte auf die Tokioter U-Bahn 1995, 
die französische Entführung einer DC-3 
mit den Führern der Nationalen Befrei- 
ungsfront Algeriens an Bord (1956) eben- 
so wie die Attentate der Roten Armee 
Fraktion in den i97oer-Jahren in 
Deutschland, die Selbstmordattentate 
der Hamas in Israel und die Massaker der 



GIA (Groupe Islamique Armee) in Alge- 
rien ... 

Der Kreuzzug von US-Präsident Bush 
ignoriert die »objektiven Ursachen« des 
Terrorismus. Womöglich würden, auch 
wenn diese Ursachen beseitigt wären, 
einzelne fundamentalistische Fanatiker 
weiterhin Anschläge verüben. Aber der 
Boden, auf dem sich solche Einstellun- 
gen entwickeln und Unterstützung und 
Mittäter finden, wäre dann wenigstens 
ausgetrocknet. 

WWW 

Jahrbücher des Stockholmer 
Friedensforschungsinstituts 

•www.sipri.org/contents/publications/yearbooks.html 
Institut für Friedensforschung und 
Sicherheitspolitik, Hamburg 

•www.ifsh.de 

Internationales Netzwerk für Frieden 
und Entwicklung 

•transcend.org 
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Der erfundene Kampf der Kulturen 



Der Fall des Eisernen Vorhangs 
markiert einen Wendepunkt in 
der Geschichte. Unter den seither 
entwickelten Theorien zur 
Zukunft der Welt erregte die vom 
»Zusammenprall der Kulturen« 
die meiste Aufmerksamkeit. Sie 
lieferte die Rechtfertigung für die 
Wiederkehr einer offen 
imperialistischen Rhetorik. 



Mit dem Zerfall der Sowjetunion en- 
dete auch die Bipolarität des Kalten 
Krieges. Die Blockkonfrontation hatte 
alle internationalen Beziehungen in das 
Korsett der sozioökonomischen wie poli- 
tisch-ideologischen Konkurrenz der op- 
ponierenden Systeme gezwängt. 

Noch vor dem Mauerfall veröffentlichte 
der amerikanische Politologe Francis Fu- 

► Die Welt aus der Sicht Samuel Huntingtons 



kuyama in der Vierteljahreszeitschrift 
The National Interest einen Artikel unter 
dem provokativ fragenden Titel »Das 
Ende der Geschichte?«. Unter Rückgriff 
auf einen dem Zeitgeist angepassten, vul- 
garisierten Hegel interpretierte er den 
Zusammenbruch des Ostblocks als den 
endgültigen Triumph des politischen 
und ökonomischen Liberalismus. Von 
jetzt an seien die internationalen Bezie- 
hungen nicht länger von ideologischen 
Interessen geleitet. Die Welt werde sich 
langweilen. 

Fukuyamas These schlug weltweit - und 
angesichts ihrer tatsächlichen Bedeu- 
tung unverhältnismäßig - hohe Wellen. 
Sie war Ausdruck des Zeitgeists und spie- 
gelte auf geradezu groteske Weise die 
ideologische Siegesgewissheit der USA 
wider. Gleichzeitig diente sie als Recht- 
fertigung der Abrüstungspolitik. »The 
End of History« erschien 1992 als Buch 
und wurde sofort zum Bestseller. Unzäh- 
lige Kommentatoren versuchten, Fukuya- 
mas naiven Optimismus zu widerlegen. 



1993 formulierte dann Samuel Hunting- 
ton, Professor für Politikwissenschaft in 
Harvard und Berater des US-Außenminis- 
teriums, in der Zeitschrift Foreign Affairs 
eine Art Gegenthese: Auf die Konfrontati- 
on der gesellschaftspolitischen Ideolo- 
gien des Kalten Krieges folge der »clash of 
civilizations«, der Zusammenprall der 
Kulturen. 

In seinem 1996 erschienenen und eben- 
falls sofort zum Weltbestseller geworde- 
nen Buch unterscheidet Huntington 
mehrere große, global konkurrierende 
Kulturen, die sich je nach Neigung und 
Konstellation annähern können, um so 
ihr eigenes Hegemoniestreben strate- 
gisch voranzubringen oder das der ande- 
ren zu behindern. Denkbar sei, so Hun- 
tington, ein Bündnis zwischen dem or- 
thodoxen Christentum (im russischen 
Raum) und der chinesischen »konfuzia- 
nischen« Kultur gegen die von den USA 
angeführte westliche Zivilisation und 
ihre Verbündeten. Seine größte Befürch- 
tung ist, dass sich die »antiwestliche 
Hauptachse«, das heißt die »konfuzia- 
nisch-islamische« mit der »orthodoxen- 
hinduistischen« Achse verbünden und 
damit das Gleichgewicht in »Eurasien« 
gegen den Westen kippen könnte. 

Huntingtons Thesen wurden von allen 
Seiten heftig kritisiert. Methodisch ist 
seine Vorstellung von »Kulturen« als 
geschichtlichen Akteuren leicht zu wider- 
legen, weil sie Staaten mit den unter- 
schiedlichsten politischen Ansätzen und 
Loyalitäten willkürlich zu neuen Gruppen 
zusammenschnürt. Ebenso leidenschaft- 
lich fiel die Kritik an seinem schwammi- 
gen Begriff von »Kulturen« aus, den er 
nach Belieben mal religiös, mal geogra- 
fisch oder politisch verwendet. 

Ein Aspekt seiner These hat jedoch 
überlebt: der »Zusammenprall« der west- 
lichen, christlichen Welt auf der einen 
mit der muslimischen Welt auf der ande- 
ren Seite. Paradoxerweise vertreten isla- 
mistische Fundamentalisten selbst diese 
These. Ihre Hasstiraden gegen »Kreuzrit- 
ter und Juden« schüren wiederum eine Is- 
lamophobie, deren rassistische Klischees 
und Projektionen aus Zeiten des Kolonia- 
lismus stammen oder noch ältere Wur- 
zeln haben. 

Der Einsturz der Zwillingstürme des 
World Trade Center am 11. September 
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2001 schien die These vom »clash of civi- 
lizations« zu erhärten - auch wenn Samu- 
el Huntington das anders sah. Er hielt die 
Anschläge in New York und Washington 
für das Zeichen einer internen Auseinan- 
dersetzung innerhalb der »muslimischen 
Kultur«. Der offizielle Diskurs der USA da- 
gegen war bedacht darauf, die eigene 
muslimische Bevölkerung nicht zu sehr 
vor den Kopf zu stoßen - und spielte an- 
sonsten lieber die alte imperialistische 
Leier von der »zivilisatorischen Mission« 
des Westens. Die Menschen im Nahen 
Osten werden vor allem die brutalen As- 
pekte dieser Mission in Erinnerung be- 
halten: das Internierungslager Guantä- 
namo, das Foltergefängnis Abu Ghraib 
und den Angriff der US-Truppen auf die 
Stadt Faludscha. 



WWW 

Einführend 

•de.wikipedia.org/wiki/Kampf_der_Kulturen 
•de.wikipedia.org/wiki/Ende_der_Geschichte 
vollständiger Artikel Huntingtons in Foreign Affairs 
•www.alamut.com/subj/economics/misc/clash.html 
dazu Edward W. Said: The Clash of Ignorance 

• www.zmag.org/saidclash.htm 

• www.edwardsaid.org 
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Wachstum und Ungleichheit in der Welt 



Global angelegte Statistiken 
haben ihre Schwächen. Eines 
jedoch können sie zweifelsfrei 
belegen: Seit den 1980er-Jahren 
nimmt die Ungleichheit sowohl 
innerhalb der einzelnen Länder 
als auch im Ländervergleich 
dramatisch zu. 



Errechnete Einkommensunterschiede 
zwischen den Ländern ergeben ein 
unvollständiges Bild von der Ungleich- 
heit in der Welt. So garantierte etwa in 
den relativ armen Ländern Vietnam und 
China das System der gesellschaftlichen 
Umverteilung über Jahrzehnte jedem den 
direkten Zugang zu Gesundheit und Bil- 
dung. Inzwischen setzt sich auch hier 
zunehmend die direkte Bezahlung von 
Bildungs- und Gesundheitsleistungen 
durch, während die allgemeine soziale Si- 
cherung weiter abgebaut wird - das ver- 
ändert die Situation dramatisch. 

In den meisten Subsahara-Staaten und 
in vielen Ländern Lateinamerikas ist der 
Zugang zu Wasser und fruchtbaren Bö- 
den der entscheidende Faktor für die Un- 
gleichheit. Ein niedriges Einkommen ist 
dort gleichbedeutend mit Elend. Das gilt 



immer häufiger auch in den ehemals so- 
zialistischen Ländern. Die Weltbank-Sta- 
tistiken zur Armutsentwicklung in Osteu- 
ropa und der ehemaligen Sowjetunion 
bringen kaum Licht ins Dunkel der Sys- 
temveränderungen seit dem Ende der 
Planwirtschaft und den Privatisierungen 
Anfang der iggoer-Jahre. In diesen Län- 
dern gewährleistet häufig die Selbstver- 
sorgung mit Nahrungsmitteln das Über- 
leben, was aber die statistisch erfasste 
Zahl der Erwerbstätigen sinken lässt und 
natürlich kein Ersatz für echte soziale Si- 
cherheit sein kann. Auch sagen die Statis- 
tiken wenig darüber, wie sich Strompreis- 
erhöhungen, gestiegene Transportkos- 
ten und höhere Mieten auf die Ungleich- 
heit auswirken, und sie geben keine Aus- 
kunft, ob die breite Bevölkerung nach der 
Privatisierung öffentlicher Dienstleistun- 
gen weiterhin Zugang zu diesen Dienst- 
leistungen hat oder nicht. 

Der von den Vereinten Nationen ermit- 
telte Index der menschlichen Entwick- 
lung (Human Development Index, HDI) 
und ähnliche von unabhängigen Institu- 
tionen entwickelte Indikatoren geben ge- 
naueren Aufschluss über die reale Un- 
gleichheit, weil sie diese am Zugang zu 
Gütern wie Gesundheit und Bildung be- 
messen und auch nach Frauen und Män- 
nern differenzieren. Zwischen 1990 und 
2000 sank der HDI in 21 Entwicklungs- 
ländern. Im Jahrzehnt zuvor hatten nur 



vier Länder im Vergleich zum vorange- 
gangenen Zeitraum einen niedrigeren 
HDI aufgewiesen. 

Die Ungleichheit zwischen den Ländern 
der Welt wird durch den Vergleich der 
Durchschnittsindikatoren berechnet, 
z.B. an Hand des Bruttoinlandsprodukts 
pro Kopf nach Kaufkraftparität. Studien 
aus den 1970er- und i98oer-Jahren kom- 
men zu dem eindeutigen Schluss, dass 
die Ungleichheit zwischen den Ländern 
zugenommen hat, und zwar dank der 
günstigen Handelsbedingungen für die 
reichsten Nationen. Man kann die Daten 
auch nach der Bevölkerungszahl gewich- 
ten - wodurch China »schwerer wiegt« - 
und kommt dadurch zu einem »Indikator 
der internationalen Ungleichheit«. 

Bis in die i98oer-Jahre hinein entwi- 
ckelten sich die beiden Ungleichheits-In- 
dikatoren (Ländervergleich und interna- 
tionaler Vergleich) weitgehend parallel, 
da die Zahl der Armen in den bevölke- 
rungsreichen Ländern China und Indien 
einigermaßen stabil blieb. Im Lauf der 
letzten zwei Jahrzehnte ist die Zahl der Ar- 
men insbesondere in China jedoch stark 
zurückgegangen. Damit weichen die In- 
dikatoren mittlerweile deutlich vonei- 
nander ab: Während die Kluft zwischen 
den Ländern tiefer wird, ist die interna- 
tionale Ungleichheit weniger stark ausge- 
prägt. Gleichzeitig nimmt die Ungleich- 
heit zu - außer eben in China. 



► Die reichen Länder halten Entwicklungshilfezusagen nicht ein 
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Selbstverpflichtung 
der DAC-Länder auf 
Entwicklungshilfe 
in Höhe von 
0,7% ihres BNE 




von den DAC-Ländern 
tatsächlich geleistete 
Entwicklungshilfe 



i960 1970 1980 1990 



Norwegen 
Dänemark 
|t t Niederlande 
M i Luxemburg 
Schweden 
Belgien 
Frankreich 
Irland 
Schweiz 
Finnland 
Grossbritannien 
Deutschland 
Kanada 
Australien 

SPANIEN 

Neuseeland 
Griechenland 
Portugal 
Japan 
österreich 
Italien 
USA 



Zielvorgabe der 
U N - Vo I IT ve r s a m m I u n g 
vom 24. Oktober 1970: 
0,7% des BNE 



Durchschnitt 



BNE: Bruttonationaleinkommen (Wirtschaftsleistung, früher Bruttosozialprodukt) 
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Index der menschlichen Entwicklung (HDI) 2003 
I | 0,9-1 stark entwickelt 

I I 0,8-0,9 
I I 0,7-0,8 
I I 0,5-0,7 

| 0,2-0,5 wenig entwickelt 

] Länder, für die der HDI für 2003 unter dem für 2000 liegt 

I | keine Angaben 



Der HDI ermittelt den Entwicklungsstand eines Landes aus drei Faktoren: Lebenserwartung bei der Geburt, Bildungsniveau, Pro-Kopf-Einkommen. 




Gini-Koeffizient 

| 0,24-0,31 mehr Gleichheit 

I I 0,31-0,38 
I I 0,38-0,45 
I I 0,45-0,55 

^0,55-0,71 mehr Ungleichheit 



I I keine Angaben 



Der Gini-Koeffizient vergleicht die Reichsten eines Landes mit den Ärmsten. Sein Wert variiert zwischen o und 1. Je näher er an 1 liegt, desto größer ist die Ungleichheit. 

Arme und Reiche im Vergleich < 



Die Ungleichheit innerhalb der einzel- 
nen Länder konnte nach dem Zweiten 
Weltkrieg bis in die I970er-Jahre hinein 
abgebaut werden. Danach kehrte sich der 
Trend um, und zwar sowohl in den Indus- 
triestaaten als auch in den Entwicklungs- 
ländern einschließlich Chinas, wo der in 
absoluten Zahlen gemessene Rückgang 
der Armut mit einem sehr ungleich ver- 
teilten Wachstum einhergeht. 

Die Wirtschaftspolitik Chinas ist die Ur- 
sache für diese ungleiche Entwicklung, 
die ähnlich auch in den Industrieländern 
zu beobachten ist, die sich in der OECD 
(Organisation für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung) zusammen- 
geschlossen haben. Die neoliberale Wen- 
de haben diese Länder als Erste vollzo- 
gen. Zwischen 1979 und 2001 stiegen die 
Einkommen bei den ärmsten 20 Prozent 
ihrer Bevölkerung um 8 Prozent, bei den 
mittleren Einkommensschichten um 17 
Prozent, beim reichsten Zehntel der Be- 
völkerung um 69 Prozent und bei dem ei- 
nen Prozent der Superreichen um 139 
Prozent. Zwischen 1980 und 2000 nahm 
die Armut in neunzehn von zwanzig Län- 



dern zu: In Großbritannien leben 60 Pro- 
zent mehr Familien unterhalb der Ar- 
mutsgrenze, in den Niederlanden sind es 
40 Prozent. Und je näher man den Rän- 
dern der Welt kommt, umso schwindeler- 
regender wird die Kluft zwischen Arm 
und Reich. 

Dies ist sowohl Ausdruck der unglei- 
chen internationalen Beziehungen als 
auch nationaler Wirtschaftspolitik. Die 
Großmächte reden vom Freihandel und 
setzen ihre Arbeiter und Angestellten ei- 
nem enormen Konkurrenzdruck aus. 
Gleichzeitig behalten sie sich vor, ihre ei- 
genen Unternehmen diskret zu unter- 
stützen, und zwingen die Volkswirtschaf- 
ten an der Peripherie, sich den Märkten 
zu öffnen. 

China kann international auf spektaku- 
läre Weise »aufholen«, weil es wirkungs- 
volle staatliche Mechanismen aufrechter- 
halten hat, um sich zu schützen. Gleich- 
zeitig hat das Land den Wettbewerb mit 
den wirtschaftlichen Großmächten auf- 
genommen - es handelt sich damit nicht 
zuletzt mehr soziale Ungleichheit ein. 
(siehe Seite 160 und 162) 



WWW 



Einführend 

•de.wikipedia.org/wiki/Gini-Koeffizient 
•de.wikipedia.org/wiki/Tobin-Steuer 
UC Atlas of Global Inequality 

• ucatlas.ucsc.edu 

World Income Inequality Database 

•www.wider.unu.edu/wiid/wiid.htm 

• www.worldbank.org/poverty 
Weltentwicklungsberichte 

• hdr.undp.org 



Milliarden unter dem Durchschnitt < 



durchschnittliches Jahreseinkommen 
zu Beginn des 21. Jhs. (pro Kopf in Dollar) 
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Weltweit haben 9 von 10 Menschen 
weniger als 5.000 Dollar jährlich 
zur Verfügung 



Durchschnittseinkommen 
in der EU der Fünfzehn (2002) 1 



Durchschnittseinkommen 
in Ungarn j 
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Die unpopuläre Supermacht 



Aus dem Kalten Krieg sind 
die Vereinigten Staaten als 
großer Sieger hervorgegangen. 
Der neue Hegemon versucht 
nun eine eigene Weltordnung 
durchzusetzen. Doch mit 
seinem Unilateralismus 
stößt er aufzunehmenden 
Widerstand. 

Im August 2005 verzichtete der chinesi- 
sche Petrokonzern CNOOC Ltd. ange- 
sichts des heftigen Widerstands im ame- 
rikanischen Kongress auf den Kauf des 
US-Erdölkonzerns Unocal - der freie Ka- 
pitalfluss ordnete sich dem »Gebot der Si- 
cherheit« unter. Im Oktober 2005 verab- 
schiedete die in Paris tagende Unesco- 
Vollversammlung mit 148 Stimmen bei 
zwei Gegenstimmen (USA und Israel) und 
vier Enthaltungen das »Übereinkommen 
zum Schutz und zur Förderung der Viel- 
falt kultureller Ausdrucksformen«. Im 
Dezember 2005 ging der linke, indigene 
Evo Morales als Sieger aus den Präsident- 
schaftswahlen in Bolivien hervor und 
brachte den USA damit eine weitere Nie- 
derlage auf dem südamerikanischen 
Kontinent bei. 

Für Globalisierungseuphoriker waren 
dies drei von vielen ernüchternden Ereig- 
nissen des Jahres 2005. So können die US- 
Truppen weiterhin den Irak nicht befrie- 
den; immer mehr führende Vertreter aus 
China reisen nach Afrika und Lateiname- 
rika und betreiben dort Interessenpoli- 
tik; entgegen der Haltung Washingtons 
erkennt Südkorea das Recht Pjönjangs 
auf zivile Nutzung der Kernenergie an; 
Terroranschläge werden in Madrid, Lon- 
don, Riad, Djidda und an anderen Orten 
verübt. All diese Fakten zeichnen die Um- 
risse einer überaus komplexen globalen 
Geopolitik, die sich weder auf die Begeis- 
terung für eine neoliberale Globalisie- 
rung noch auf einen neuen »Weltkrieg ge- 
gen den Terror« reduzieren lässt. 

Überall auf der Welt halten sich Natio- 
nalismen, wird auf kultureller Identität 
beharrt, gibt es politische Bestrebungen, 
die ihre Legitimation aus der Geschichte 
beziehen. Immer zahlreicher werden die- 
jenigen, die sich einer unipolaren Welt- 



ordnung verweigern und die dafür unter- 
schiedliche und manchmal umstrittene 
Ausdrucksformen finden. Angesichts der 
USA, die ihre eigenen Interessen ohne Zö- 
gern schützen, formuliert sich von Peking 
bis Säo Paulo, von Seoul bis Neu-Delhi ein 
ökonomischer und politischer Patriotis- 
mus, der entschlossen ist, die eigene Un- 
abhängigkeit zu verteidigen und kollektiv 
Widerstand zu leisten. 

Das »Ende der Geschichte«, von dem der 
amerikanische Politologe Francis Fu- 
kuyama sprach, verkündete den Triumph 
nicht nur der Globalisierung, sondern 
auch des liberalen Modells der USA (siehe 
Seite 42). Trotzdem ist es weder den Verei- 
nigten Staaten noch der Globalisierung 
im zurückliegenden Jahrzehnt gelungen, 
»die Köpfe und Herzen zu gewinnen«. 
Nach 1789 verbreiteten sich die Ideen der 
Französischen Revolution überall in 
Europa und anderswo, und die Russische 
Revolution stellte für den Westen lange 
Zeit eine ideologische wie militärische 
Herausforderung dar. Doch die USA erle- 
ben den Höhepunkt ihrer militärischen 
Stärke just in dem Augenblick, in dem sie 
in der Welt unpopulärer sind als je zuvor. 
Das Bild Washingtons im Ausland war nie 
so negativ wie heute. »Selbst China steht 
besser da«, titelte die International Herald 
Tribüne am 24. Juni 2005. 

Gewiss, keine der sich am Horizont ab- 
zeichnenden Großmächte, nicht einmal 
China, darf darauf hoffen, mit den USA 
konkurrieren und ein alternatives Gesell- 
schaftssystem realisieren zu können, wie 
es - zumindest scheinbar und auch nur 
teilweise - der Sowj etunion in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts gelang. Wa- 
shington verfügt über gigantische militä- 
rische, wirtschaftliche und menschliche 
Ressourcen und kann sich somit unilate- 
rale Interventionen erlauben. Allerdings 
stößt das Hegemoniestreben auf vielerlei 
Widerstände und auf die Weigerung, dem 
Westen die alleinige Definitionsmacht in 
Sachen universelle Werte - Menschen- 
rechte, Demokratie, Freiheiten - zuzu- 
sprechen, seine Vorstellungen von Gut 
und Böse zu übernehmen und ihm damit 
die Unterscheidung zwischen akzepta- 
blen und inakzeptablen Regimen zu 
überlassen. 

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts 
herrschten die europäischen Hegemo- 



nialmächte über den Rest der Welt. Ihre 
Vormachtstellung war, wie die moderne 
Geschichtsschreibung gezeigt hat, Folge 
einer spezifischen Konjunktur, die u. a. 
auf den Vorteilen basierte, die die Agrar- 
revolution und die Industrielle Revoluti- 
on, die Eroberung Amerikas und der Skla- 
venhandel mit sich gebracht hatten. Da- 
raus ergab sich eine militärische Domi- 
nanz, die den rivalisierenden Großmäch- 
ten der Alten Welt erlaubten, den Plane- 
ten unter das Joch der Kolonialherrschaft 
zu bringen. 

Europa suchte diese Herrschaft zu legi- 
timieren, indem es auf der traditionellen 
Überlegenheit seiner eigenen Werte und 
Ideen pochte. Alle anderen Kulturen wur- 
den missachtet und galten als »barba- 
risch«. Heute greifen die USA und auch 
manche »Europäer« diese ausgedienten 
Vorurteile wieder auf. Die Wirklichkeit 
freilich wird sie immer wieder mit der 
Tatsache konfrontieren, dass das 20. 
Jahrhundert nicht nur die Auflösung des 
»sozialistischen Lagers«, sondern auch 
das Ende der Kolonialreiche besiegelt 
hat. 



WWW 

Unabhängige Expertenkommission, 
Foreign Policy in Focus 

•www.fpif.org 

Website von Noam Chomsky (amerikakritische 
Artikel, Interviews, Buchauszüge) 

• www.chomsky.info 
Offizielle US-Darstellung: 
Council on Foreign Relations 
•www.cfr.org 

Znet (a Community of people committed to social 
change), Netzauftritt des unabhängigen kritischen 
Monatsmagazins »Z« Magazine: 

• www.zmag.org/weluser.htm 
Verfechter der Supermacht Amerika: 
Project for the New American Century 

• www.newamericancentury.org 

Projekt für alternative Sicherheitspolitik 

• www.comw.org/pda/ 
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In einer Gallup-Umfrage im Juni 2006 haben 62% der US-Amerikaner 
die Irak-Politik der Bush-Regierung missbilligt (März 2003: 27%). 




Venezue 




Im Oktober 2005 nahm die 33. Unesco-Konferenz 
die Konvention zum Schutz der kulturellen Vielfalt an. 
148 von 154 Ländern stimmten dafür. 



SlMBABW 



Atlantischer Ozean 



zunehmender Antiamerikanismus 

□ Länder, in denen laut Umfrage des Pew Research Institute (Juni 2005, in 17 Ländern) 
das Bild von den USA negativ ist oder seit 2001 Schaden genommen hat. 



Pazifischer Ozean 

erklärte Feindschaft 

von den USA als [JJJJJ] 
Neuseeland »Vorposten der Tyrannei« 
bezeichnete Lander 

andere Länder, die J 
Washington für bedrohlich 
oder feindselig hält 

asiatische Emanzipation 

Zur Südostasienkonferenz 
im Dezember 2005 waren erstmalig 
weder die USA noch Russland eingeladen. 

Mitgliedstaaten der Asean 
(Association of South-East Asian Nations) 

zur Konferenz eingeladene Nicht-Asean-Staaten 

Shanghai Cooperation Organisation (SCO) 

Mitgliedstaaten 

Beobachterstatus 

Widerstand in Lateinamerika 

Wahlsiege der Linken seit Beginn des 21. Jh. 

Mitgliedstaaten des Mercosur * > 
(Mercado Comün del Sur, Gemeinsamer Markt des Südens), l_l 
einer Konkurrenzorganisation zur Latin American Integration Association (LAIA); 
der Mercusor setzt auf die Stärkung der Wirtschaftsbeziehungen zu Europa 

Distanzierung der Bündnispartner 

Mitglieder der »Koalition der Willigen«, 
die einen völligen oder einen Teilabzug ihrer Truppen 
aus dem Irak durchgeführt oder angekündigt haben 

Länder, die nach wie vor zur «_ 
»Koalition der Willigen« gehören ' 

US-Militärinterventionen + 



Vielfältiger Widerstand gegen die US-Hegemonie M 



Washington im Kampf gegen al-Qaida < 




Atlantischer Ozean 



al-Qaida zugeschriebene Anschläge 
versuchte Anschläge 
US-Militärinterventionen 
Länder, die der CIA erlauben, Gefangene über ihr Territorium zu transportieren 

Länder, die ein bilaterales Immunitätsabkommen mit den USA abgelehnt haben 
(keine Auslieferung, keine Überstellung von Staatsangehörigen 
an den Internationalen Strafgerichtshof) 
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Globalisierte Kriminalität 



Die illegalen Netze weiten sich 
aus - organisiertes Verbrechen, 
Wirtschaftskriminalität und 
Korruption. Solche Aktivitäten 
lassen sich auch deshalb so 
schwer bekämpf en, weil sie auf 
den gleichen Mechanismen 
beruhen wie die Globalisierung. 



Der Internationale Währungsfonds 
(IWF) schätzt den Jahresumsatz, den 
kriminelle Organisationen weltweit ma- 
chen, auf insgesamt 1.500 Milliarden US- 
Dollar. Dieser Betrag setzt sich zusam- 
men aus dem gesamten illegalen Handel 
- einschließlich Steuerbetrugs - sowie 
aus dem Ertrag ihrer Vermögen, die 
häufig in die legale Wirtschaft gelenkt 
werden. Jährlich werden zwischen 600 
und 1.000 Milliarden Dollar gewaschen, 
zwischen 2 und 5 Prozent des globalen 
Bruttoinlandsprodukts. 

Der weltweite Drogenhandel wirft 400 
Milliarden Dollar pro Jahr ab. Das ist die 
Hälfte des Gesamtertrags der organisier- 
ten Kriminalität und entspricht dem 



► Europa als Umschlagplatz des Menschenhandels 




Bruttoinlandsprodukt Spaniens. Etwa 3 
Prozent der Weltbevölkerung, nämlich 
185 Millionen Menschen, sind an ihm be- 
teiligt; jedes Jahr werden 200.000 Fälle 
von tödlicher Überdosis gezählt. Europa 
ist zum größten und wichtigsten Produ- 
zenten und Exporteur synthetischer Dro- 
gen geworden. Die Niederlande und Bel- 
gien liefern 80 Prozent des im Umlauf 
befindlichen Ecstasy, das von der hollän- 
dischen und der israelischen Mafia über 
die Niederländischen Antillen weiter in 
die USA geschleust wird. 

Der Waffenhandel bezieht seine Ware 
vor allem aus den Lagern der ehemaligen 
kommunistischen Länder. Nur 3 Prozent 
der weltweit insgesamt 550 Millionen 
leichten Waffen befinden sich in den 
Händen staatlicher Streitkräfte. Etwa 20 
Prozent des Handels mit diesen Waffen 
laufen angeblich über alle möglichen 
dunklen Kanäle und bringen mehr als 
eine Milliarde Dollar pro Jahr ein. 

Der Handel mit Menschen in seinen un- 
terschiedlichsten Formen (Organhandel, 
Frauen- und Kinderhandel, Sextouris- 
mus, Entführungen, Schleuserei usw.) ist 
die kriminelle Aktivität, die derzeit am 
schnellsten zunimmt. Das globalisierte 
und industrialisierte Geschäft mit dem 
Sex ist mehr oder weniger offen Teil der 
Entwicklungsstrategie einiger Länder ge- 
worden. Das betrifft vor allem Asien: In 
Thailand kommen auf jährlich über 



Menschenhandel bedeutet Frauenhandel 
Verschleppt und verkauft werden fast ausschließlich 
Frauen, die meisten zwischen 18 und 25 Jahren. Über 
80% von ihnen werden Opfer von Zwangsprostitution. 

Zielländer 
^ Haupthandelsrouten 
— Herkunfts- und Transitländer, 
selten auch Zielländer 
Herkunftsländer, in denen traditionell 
viel Menschenhandel betrieben wird 
Herkunftsländer, in denen Menschenhandel 
erst neuerdings und in geringerem Umfang 
betrieben wird 

eher unbedeutende Herkunftsländer 

Anzahl der Opfer, die zwischen 2000 und 2004 
bei der Internationalen Organisation für Migration 
(IOM) um Hilfe gebeten haben 

.1.750 
_ 1.000 

500 Die absoluten Zahlen der IOM 

erfassen nur einen Bruchteil der Opfer 
50 des Menschenhandels, geben jedoch 
proportionale Größenordnungen 
nach Herkunftsländern wieder. 




siehe auch Karte Seite 775 
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In Europa und den USA, wo die meisten Drogen konsumiert werden, ist auch die Produktion von Cannabis sehr hoch. 
Die Produktionsländer Kolumbien (Koka) und Iran und Afghanistan (Opium) konsumieren auch viel Kokain, Opium und Heroin. 



19.300 





d Taiwan 
j Laos 
J Philippinen 
jm Vietnam 
» Thailand 



Mohn (Opium, Heroin) 

1990 ^2004 
Koka (Kokain 

1990 3 2004 1 
Jahresernte (Hektar) 
150.000 



50.000 1 außer Thailand (2002' 
10.000 und Mexiko (2003) 



l weniger als 10 

in den Jahren 2002 und 2003 
aufgedeckte Drogenlabore 



Cannabis 

Produktionsgebiete 

Drogen aller Art 

Gebiete mit hohem Drogenkonsum 
^ Routen des internationalen Drogenhandels 



Drogen: wo sie produziert und wo sie konsumiert werden 4 



800.000 Besucher 2 Millionen Prostituier- 
te, davon etwa 300.000 minderjährige. 
Auf den Philippinen, in Malaysia und In- 
donesien entspricht das Geschäft mit 
dem Sex zwischen 2 und 14 Prozent des 
BIP. 

Die IOM (International Organization for 
Migration) schätzt die Anzahl illegaler 
Migranten auf zwischen 20 und 40 Millio- 
nen. Mafios organisierte Schleuserban- 
den verdienen an ihnen zwischen 3 und 
10 Milliarden US-Dollar. 

Produktpiraterie kostete die US-Wirt- 
schaft im Jahr 2001 9,4 Milliarden Dollar. 
In manchen Ländern, wie etwa Nigeria 
und Thailand, wird annähernd die Hälfte 
der Medikamente illegal hergestellt. 

Auch im Bereich der politischen Kor- 
ruption gibt es eine Menge Beispiele für 
organisierte Kriminalität: Chiles Exdikta- 
tor Augusto Pinochet muss sich zu den 16 
Millionen Dollar äußern, die auf seinen 
Bankkonten in den USA entdeckt wur- 
den. IWF-Gelder in Höhe von knapp 200 
Millionen Dollar wurden über Russland 
umgeleitet und von US-amerikanischen 
Banken gewaschen. Seit 1993 flössen 140 
Milliarden Dollar über Tarnfirmen aus 
Russland ab. Involviert waren angeblich 
auch Leute aus der Umgebung von Exprä- 
sident Boris Jelzin sowie - als Inhaberin- 
nen von Schweizer Bankkonten - dessen 
Töchter. 



Der für Wirtschaftsdelikte zuständige 
französische Untersuchungsrichter Phi- 
lippe Courroye vermutet Schwarzgeld- 
konten in der Schweiz, über die die Fir- 
men Vivendi, Alcatel und Total in Russ- 
land, Irak und Tansania Bestechungen 
finanziert haben. Was es mit den hohen 
Bestechungssummen auf sich hat, die 
1991 beim Verkauf von sechs französi- 
schen Fregatten an Taiwan über die in Lu- 
xemburg ansässige Finanztransaktions- 
zentrale Clearstream geflossen sein sol- 
len, müssen die Ermittler noch heraus- 
finden. Die Fälle von auf Betrug zurückge- 
hendem Bankrott in den USA (von Enron 
über Tyco und Sunbeam Global Crossing 
bis hin zum Konkurs von WorldCom, der 
aufsehenerregendsten Pleite in der ame- 
rikanischen Geschichte) finden ihr euro- 
päisches Pendant im Konkurs des italie- 
nischen Lebensmittelkonzerns Parmalat 
im Dezember 2003. 

Worin besteht die Gemeinsamkeit die- 
ser Aktivitäten? Die Globalisierung der il- 
legalen Wirtschaft folgt der gleichen Lo- 
gik wie die offizielle Wirtschaft: Optimie- 
rung der Wirtschaftstätigkeit durch De- 
zentralisierung und Aufteilung in kleine 
Einheiten, wobei die Tatsache genutzt 
wird, dass jedes Land andere Regeln und 
Bestimmungen hat; extrem gut bezahlte 
Spitzenkräfte; Geldwäsche in den großen 
Finanzinstituten oder Steuerparadiesen. 



WWW 

Zahlen und Akteure in multinationalen Konzernen 

• www.transnationale.org 

globales Netzwerk gegen Korruption 

• www.transparency.org 
UN-Drogenbehörde 

•www.unodc.org Internationale Organisation 
für Migration 
•www.iom.int 

zu Frauenhandel bei Human Rights Watch 

•www.hrw.org/women/trafficking.html 
wöchentlich aktualisierte Informationen 
zu Menschenhandel weltweit 

• www.humantrafficking.org 



Preissturz bei Kokain und Opiaten < 

Verkaufspreis in Dollar pro Gramm (inflationsbereinigt) 

450- 




0. , , , , , , ^_ 

1990 1992 1994 1996 1998 2000 2002 
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Die reichen Länder schotten sich ab 



Die wohlhabenden Länder, 
in denen die Angst vor den 
Fremden und das Misstrauen 
gegen die Armen wachsen, 
kontrollieren ihre Grenzen 
immer schärfer. Künftig soll 
außerhalb ihrer Territorien 
darüber befunden werden, 
wer Zutritt erhält. 



Das Ende des Kalten Krieges und das 
zurückgehende Wirtschaftswachs- 
tum in den reichen Ländern haben die 
Ausgangssituation der Migrationsbewe- 
gungen verändert. Millionen Menschen 
sehen aus den unterschiedlichsten Notla- 
gen keinen anderen Ausweg als das Exil. 
Die Gründe, die sie die Flucht ergreifen 
lassen, machen viele von ihnen noch 
nicht zu Flüchtlingen im strikten Sinne 
der Genfer Flüchtlingskonvention des 
Jahres 1951. 

Gleichzeitig wächst in den reichsten Na- 
tionen die Ausländerfeindlichkeit, und 
man ist weniger denn je bereit, das 
»Elend dieser Welt« bei sich aufzuneh- 
men. Angesichts dieser Situation haben 
die USA und die Europäische Union Maß- 



► Bewehrte und bewachte Grenzen gegen Wirtschaftsmigranten und Asylsuchende 



Russland 
weissrussland 

Ukraine X 
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zu Australien gehörende Inseln, auf denen 
keine Asylanträge mehr gestellt werden können 
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Länder, die repressive Einreisegesetze und -regelungen 
für Asylsuchende und Zuwanderer erlassen haben 

O Internierungslager für aufgegriffene illegale Migranten 



verschärfte Grenzsicherung durch Zäune, Mauern, Minen, 
Militärpatrouillen, Bewegungs- und Wärmemelder 

vorverlagerte Grenzsicherung 



Pufferzonen: militärische, polizeiliche und technische Zusammenarbeit sowie 
politische Vereinbarungen, um den Grenzübertritt von Migranten zu verhindern 

Regionen oder Staaten, die eine protektionistische Zuwanderungspolitik eingeführt haben 

Länder mit einer strikten Kontrolle der internen Wirtschaftsmigration 

(Auflagen, Quoten, erzwungene Rückführung, Razzien gegen Migrantentreffpunkte) 



siehe auch Karte Seite 60 



nahmen ergriffen, die sie vor der angebli- 
chen Gefährdung durch die zu ihnen stre- 
benden Menschen schützen sollen. Diese 
Abwehrhaltung breitet sich wie im Domi- 
noeffekt über eine Reihe von Zwischenzo- 
nen aus, in denen sich die betreffenden 
Länder an das so genannte Nimby-Prin- 
zip halten: »Not in my backyard« (nicht 
bei mir!). An die Stelle bestimmter 
Grundsätze, insbesondere der Men- 
schenrechte, tritt die territorial geprägte 
Vorstellung einer »Migrationsgefahr« - 
eine Vorstellung, die in wesentlichen 
Punkten Züge einer Kriegsstrategie hat. 

Zuwanderung wird, wie immer häufiger 
auch die Wortwahl zeigt, kriminalisiert: 
Zunehmend ist die Rede von »illegalen 
Einwanderern«, selbst wenn es sich um 
Asylbewerber handelt. Oft werden die ih- 
nen gegenüber ergriffenen Maßnahmen 
in öffentlichen Erklärungen mit der »Ver- 
folgung von Terroristen« gerechtfertigt, 
wenn nicht gar mit dem Schutz christli- 
cher Werte gegenüber einer gemutmaß- 
ten muslimischen Gefahr. 

Die Grenzen werden als Frontgebiete 
betrachtet und militarisiert. Das an der 
Meerenge von Gibraltar installierte 140 
Millionen Euro teure Radarüberwa- 
chungssystem Sive (Sistema Integral de 
Vigilancia Exterior) soll mit Hilfe von 
High-Tech-Seeüberwachung die spani- 
sche Grenze gegen Migranten aus Afrika 
abschotten. Ein ähnliches Überwa- 
chungssystem hat Australien auf Duan Is- 
land in der Torres Strait installiert, um il- 
legale Migranten aus Papua-Neuguinea 
fern zu halten. 

Es kommt zu neuen Formen der militä- 
rischen »Kooperation« zwischen Transit- 
und Zielländern, wie beispielsweise zwi- 
schen Marokko und Spanien oder zwi- 
schen Libyen und Italien. Die USA betrei- 
ben mit einer für Friedenszeiten außerge- 
wöhnlichen Infrastruktur die Operation 
»Gatekeepers«. Sie wurde 1994 beschlos- 
sen und hat dazu geführt, dass inzwi- 
schen 11.000 Mann entlang der mexika- 
nischen Grenze patrouillieren. Angola 
beschloss 2005, ein elektronisches Über- 
wachungssystem an den Landesgrenzen 
zu installieren. 

All diese Maßnahmen, die das Leben 
der Migranten gefährden und den Mitt- 
lern und Arbeitgebern illegal Beschäftig- 
ter Einnahmen verschaffen, sind jedoch 
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Europäische Union 
EU-Kandidatenländer 
■ Schengen räum 



Internierungs- und AbschiebelagerfürMigranten, 
die einen Einreiseantrag gestellt haben 
oder auf ihre Abschiebung warten 

• geschlossene Lager 
o offene Lager 
o informelle Lager 

siehe auch Karte Seite 60 
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Das Netzwerk Migreurop, von dem die Daten stammen, hat keine Angaben für Ägypten, 
Syrien, Tunesien, Weißrussland, Bosnien-Herzegowina, Mazedonien und Montenegro. 



Der Schengenraum sperrt unliebsame Zuwanderer weg M 



nur begrenzt wirksam. Mehrere hundert 
Menschen ertrinken jedes Jahr beim Ver- 
such, von der nordafrikanischen Küste 
aus übers Meer nach Europa zu kommen 
(siehe Seite 60). In der Wüste von Arizona 
in den USA wurden allein 2004 mehr als 
200 Menschen tot aufgefunden. Gleich- 
zeitig beschäftigt die kalifornische Land- 
wirtschaft tausende von illegalen Arbeits- 
kräften - ebenso wie die andalusische. 

Für solche Migranten, die sich nicht 
durch illegale Beschäftigung unsichtbar 
machen können, haben die reichen Na- 
tionen eine Logik der rechtlosen Inter- 
nierung entwickelt. Während die USA die 
aus Haiti geflohenen Boat People in ihrer 
Militärbasis in Guantänamo festsetzten, 
haben viele EU-Länder die Praxis der 
französischen Abschiebegefängnisse 
übernommen - und heftige Reaktionen 
provoziert: Im Jahr 2000 gründete sich 
das Migreurop-Netzwerk, das sich gegen 
ein »Europa der Lager« stark macht. 



In den letzten Jahren konzentrierten 
sich die Regierungen der Zielländer von 
Zuwanderung angesichts des »hohen Mi- 
grationsdrucks« zunehmend auf eine Po- 
litik der Auslagerung. 2001 präsentierte 
Australien die »Pazifiklösung« und er- 
warb vom Staat Nauru das Recht, dort 
Durchgangslager unter der Verwaltung 
der IOM einzurichten. 2003 kam aus 
Großbritannien der Vorschlag, »Transit 
Processing Centers« in Drittländern ein- 
zurichten, in denen Asylanträge außer- 
halb der EU geprüft werden sollen. 

Die Idee fiel zwar durch, doch die Regie- 
rung schickte »Verbindungsbeamte«, die 
Leuten vor Ort beibringen sollen, die Zu- 
wanderung in die EU zu bekämpfen. Es 
ist nun die Rede davon, an allen mögli- 
chen Stellen »Pufferzonen« oder »Sicher- 
heitsgürtel« einzurichten. Die Transit- 
oder Herkunftsländer der Migranten wer- 
den aufgefordert, die Migrationsströme 
gleich an der Quelle aufzuhalten, und be- 



kommen dafür im Gegenzug mehr Han- 
delsfreiheit oder andere Unterstützung, 
selbst wenn es sich um dubiose Regime 
handelt. Die Wahrung der Menschen- 
rechte spielt bei alledem offenbar nur 
eine zweitrangige Rolle. 

WWW 

Einführend 

Dossier »Migration« der Bundeszentrale 
für politische Bildung 

• www.bpb.de/themen/8T2L6Z,0,Migration.html 
ausführliche Länderinformationen bei der 
Forschungsgesellschaft Flucht und Migration 

• www.ffm-berlin.de/index.html 
NGOs 

Förderverein, Hilfe in Einzelfällen 

•www.proasyl.de 

Internationales Netzwerk für »illegale« Migranten 

•www.picum.org 
Terminkalender 

• www.noborder.org 
ausführlich zu Rechtsfragen 

• www.statewatch.org 
zu Binnenflüchtlingen 

• www.internal-displacement.org 
Internetdienst für Rechtsanwälte 

• www.asylumlaw.org 
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Die neue Weltordnung - 
Machtmonopol auf Zeit 



Mit dem Ende der Sowjetunion ging 
die bipolare Welt unter. Übrig 
geblieben ist eine einzige Super- 
macht, die langfristig jedoch auf 
Bündnispartner angewiesen ist. 
Sonst bringt der Hegemon zu viele 
schwächere Mächte gegen sich auf- 
und riskiert, dass sie sich gegen ihn 
verbünden. 

Nach 1945 kam es zu einer nie da ge- 
wesenen Neugestaltung der weltwei- 
ten internationalen Beziehungen. Aus ei- 
ner Reihe von Imperien und Großmäch- 
ten entstand zum ersten Mal eine Kon- 
stellation, die mit einem Begriff aus dem 
Magnetismus als »bipolar« beschrieben 
wurde. Die USA und die Sowjetunion wur- 
den zu den beiden allgemein anerkann- 
ten »Supermächten«. Freilich war die Bi- 
polarität nie absolut, und in beiden La- 
gern gab es Abtrünnige. Die USA waren 
mit dem Frankreich de Gaulles konfron- 
tiert, während sich die Sowjetunion mit 
dem maoistischen China auseinander 
setzen musste. Das Gleichgewicht der Su- 
permächte eröffnete Drittstaaten einen 
Spielraum, in dem sie Autonomie wahren 
und sich zu den so genannten Blockfrei- 
en zusammenschließen konnten. 

Mit dem Mauerfall 1989 zerfiel auch die- 
se Konstellation. Das Ende des Kalten 
Krieges manifestierte sich im Verschwin- 
den der UdSSR. Ihr Erbe hat ein inzwi- 
schen vergleichsweise schwaches Russ- 
land angetreten, das 2004 bei der Ge- 
samthöhe des Bruttoinlandsprodukts 
nach Kaufkraftparität auf Rang zehn und 
damit hinter Brasilien lag (CIA-Zahlen). 
Die russischen Militärausgaben machen 
einen Bruchteil, genauer: ein Dreiund- 
zwanzigstel, der US-Militärausgaben aus, 
wie aus Zahlen des Stockholmer Frie- 
densforschungsinstituts Sipri hervor- 
geht. Währenddessen wurden die USA, 
beginnend mit der Amtszeit Ronald Rea- 
gans, immer stärker. Das Ende der Bipo- 
larität führte somit, zumindest in den Au- 
gen Washingtons, zu einer historisch 
neuen Konstellation: Es entstand eine 



»Unipolarität«, aus deren Ausübung sich 
für die USA ihre Bestimmung zur einzi- 
gen »Hypermacht« ergab. 

Angesichts dieser Ausgangslage werden 
zwei Alternativen propagiert. Die utopi- 
schere sieht eine Welt vor, die von den Re- 
geln des Rechts und von kollektiven Insti- 
tutionen gelenkt wird. An ihrer Spitze 
stünde eine reformierte UNO, die sich auf 
ihre ursprüngliche Berufung besinnt. Pa- 
radoxerweise kündigte Bush senior, der 
erste US-Präsident nach dem Kalten 
Krieg, dies 1991 unter dem Namen einer 
»neuen Weltordnung« genau in dem 
Moment an, als er zu einer ersten De- 
monstration der Stärke in der Ära der 
Unipolarität gegen den Irak ausholte. Die 
andere Option ist die Multipolarität. Ihre 
energischsten Anhänger sind - wie sollte 
es anders sein - diejenigen, die Gegenge- 
wichte gegen die Macht der USA schaffen 
wollen: Frankreich, Russland und China. 

Anders Tony Blair: Der britische Pre- 
mier und treueste Vasall Washingtons be- 
schwor das Gespenst der zwei Weltkriege, 
zu denen die Multipolarität der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts geführt habe, 
und plädiert für eine unipolare Welt un- 
ter Führung der USA. 

Unter den Verfechtern der Multipolari- 
tät ist kein Land für sich allein genom- 
men imstande, ein globales Machtzen- 
trum zu sein. China und Russland wer- 
den, wenn überhaupt, noch einige Jahr- 
zehnte brauchen, bis sie soweit sind. Und 
Frankreich ist zu klein, um diesen Ehr- 
geiz überhaupt zu verfolgen. Paris setzt 
deshalb auf die Errichtung einer »euro- 
päischen Macht«, sei es ausgehend von 
der Europäischen Union, sei es, jeden- 
falls für den Anfang, durch die Stärkung 
der französisch-deutschen Achse. In ih- 
rer gemeinsamen Opposition gegen den 
Irakkrieg 2003 suchten Paris und Berlin 
den Schulterschluss mit Moskau. 

Russland verfolgt faktisch zwei Wege, 
die sich gegenseitig ergänzen sollen: 
Nach Westen treibt es die Zusammenar- 
beit mit Europa voran, und in seiner 
Asienpolitik konzentriert es sich auf die 
Kooperation mit China und baut außer- 
dem seine Beziehungen zum Iran aus. In- 
dien wird sowohl von dieser asiatischen 



Allianz als auch von Washington umwor- 
ben. Seit dem Ende der UdSSR ist Peking 
der wichtigste Abnehmer für russische 
Waffen geworden. 2005 führten die bei- 
den Länder ihre ersten gemeinsamen 
Großmanöver durch. 

Als die USA sich für den Weg der Unipo- 
larität entschieden, erregte dies auch in 
den USA selbst Widerspruch, und die 
Prognose dieser Kritiker aus der »realisti- 
schen Schule« sollte sich als richtig erwei- 
sen. Mit seiner unipolaren Strategie ruft 
Washington eine Neigung schwächerer 
Mächte hervor, sich in Bündnissen zu- 
sammenzuschließen, um ein Gegenge- 
wicht zur Hegemonie der Hypermacht zu 
bilden. Verhindern ließe sich das nur 
durch eine genau durchdachte Politik, 
dank deren sich das Imperium die Ge- 
wissheit verschaffen würde, dass die Ab- 
hängigkeit jeder einzelnen dieser Mächte 
größer ist als ihre Versuchung, Bündnis- 
se gegen das Imperium einzugehen. 
Doch der außenpolitische Kurs der ge- 
genwärtigen Bush-Regierung steht im 
krassesten Widerspruch zu den Erforder- 
nissen solchen politischen Raffine- 
ments. 



WWW 

zum Kalten Krieg 

•de.wikipedia.org/wiki/Kalter_Krieg 
unabhängiger Think Tank zu 
Internationalen Beziehungen 

• www.cfr.org 

Wissenschaftliche Analyse 
internationaler Beziehungen 

•www.riia.org 

Online-Ausgabe der Informationen zur politischen 
Bildung (Heft 245) - Internationale Beziehungen I 

•www.bpb.de/publikationen/ 
90DR2J.0, lnternationale_Beziehungen_l.html 
Onlineportal für internationale Beziehungen des 
Forschungsinstituts der Deutschen Gesellschaft 
für Auswärtige Politik 

• www.weltpolitik.net 

Artikel zum Thema »Neue Weltordnung« 

zusammengestellt von 

Prof.em. Hans-Jürgen Krysmanski 

• www.uni-muenster.de/PeaCon/ 
global-texte/globalws0203.htm 
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► Die Welt in der Zeit des Kalten Kriegs (1948-1991) 



westliches Lager 

| Nordatlantikpakt-Organisation 

(Nato, North Atlantic Treaty Organization) 
mit dem westlichen Lager durch militärische 
Zusammenarbeit verbündete Länder 



Kanada 



Nicaragua 
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mit dem kommunistischen Lager durch 
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Konfrontationslinie zwischen Ost und West 

Y Länder mit Atomwaffen 



► Neue Bündnisse nach dem Kalten Krieg 
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► Die Machtkonstellationen im 21. Jahrhundert 
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Länder, die mit den USA militärische Zusammenarbeit 
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regionale Sicherheitsbündnisse 
i i Mitgliedsländer der Shanghai Cooperation Organization (SCO) 

■ Beobachterstatus der SCO 
\UJJi gemeinsame Sicherheitsorganisation der GUS-Staaten 

| Länder, die Washington als feindselig gegen die USA einstuft 

siehe auch Seite 46 und 54/55 
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Die neuen Grenzen des Imperiums 



Seit dem Ende des Kalten Krieges 
haben die USA ihre Macht bis in 
vormals sowjetische Territorien 
ausgedehnt. Das ist ihnen gelungen, 
weil sie permanent weiter 
aufgerüstet und ihren rüstungs- 
technologischen Vorsprung 
gewaltig ausgebaut haben. 



1995 ein Drittel der weltweiten Militär- 
ausgaben betragen hatten, stiegen 2005 
ungefähr auf die Hälfte - und haben den 
diesbezüglichen Graben zum Rest der 
Welt vertieft. 

Die irakische Invasion in Kuwait vom 
August 1990 bot Washington die Gelegen- 
heit zu beweisen, dass das Ende des Kal- 
ten Krieges keineswegs das Ende der von 
den USA gern gespielten Rolle des Welt- 



polizisten bedeutete. Der Einmarsch ge- 
stattete ihnen auch, ihre Macht in einer 
strategisch äußerst wichtigen Region 
neuerlich zu festigen (siehe Seite 120, 124 
und 126). Indem die USA den Persischen 
Golf, wo sich zwei Drittel der Welterdölre- 
serven befinden, unter ihre direkte Kon- 
trolle brachten, sicherten sie sich einen 
wichtigen Trumpf, und zwar sowohl im 
Verhältnis zu den europäischen und japa- 



Anfang der iggoer-Jahre gingen die US- 
Militärausgaben - verglichen mit den 
unter Ronald Reagan erreichten Rekord- 
summen - deutlich zurück. Aus der Fest- 
legung auf die »Unipolarität« (siehe Seite 
52) ergab sich vor allem, dass sich ihr Rüs- 
tungsetat zunächst auf dem durch- 
schnittlichen Niveau der Jahre des Kalten 
Krieges hielt. Ab 1998 setzte die Regie- 
rung Clinton jedoch ihr neues Programm 
zur langfristigen Erhöhung des Verteidi- 
gungshaushalts um. 

Seit dem 11. September 2001 hat sich 
diese Entwicklung durch die von der 
Bush-Regierung geführten Kriege in Af- 
ghanistan und im Irak rasant beschleu- 
nigt. Die US-Militärausgaben, die bereits 



► Militärausgaben im Vergleich 
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nischen Verbündeten als auch gegenüber 
China, denn von diesen Energieressour- 
cen sind sie alle abhängig. Während sich 
der Warschauer Pakt auflöste, wurde 
1991 beschlossen, die Nato nicht nur auf- 
rechtzuerhalten, sondern sie aus einem 
Verteidigungsbündnis in eine »Sicher- 
heitsorganisation« umzugestalten. 1994 
entschied sich die Clinton-Regierung 
dann zum großen Missfallen Moskaus für 
eine Osterweiterung der Nato. 1999 wur- 
den Polen, Ungarn und die Tschechische 
Republik aufgenommen. Es folgten die 
drei baltischen Staaten sowie Bulgarien, 
Rumänien, die Slowakei und Slowenien 



(2004). Die Erweiterung der Nato soll fort- 
gesetzt werden - einer der nächsten Kan- 
didaten ist die Ukraine. Sie wird voraus- 
sichtlich 2008 der Nato beitreten und 
nimmt seit neuestem an der Operation 
»Active Endeavour« im Mittelmeer teil, wo 
russische Schiffe und Schiffe der Nato 
mögliche Terrorangriffe auf See verhin- 
dern sollen. 

In den Kontext dieser Entwicklung ge- 
hörte ein neuerlicher Einsatz von Nato- 
Luftstreitkräften als bewaffneter Arm der 
Vereinten Nationen in Bosnien 
1994/1995. Darauf folgte der Kriegs- 
eintritt der UNO im Kosovo (März-Juni 



Die US-Streitkräfte und ihr Aktionsraum 
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1999), erstmalig in ihrer Geschichte. Zu- 
dem übertrug man der Nato, zurückge- 
stutzt auf die Rolle einer Hilfstruppe der 
USA bei bestimmten militärischen Expe- 
ditionen, auch die Verwaltung der Gebie- 
te, um die Washington sich nicht selbst 
kümmern will, wie zum Beispiel des Ko- 
sovos. Auch in Afghanistan findet die 
Nato einen erweiterten militärischen Auf- 
gabenkatalog. 

Am anderen Ende Eurasiens erneuerte 
Washington sein Militärbündnis mit Ja- 
pan und verwies Pekings Ansprüche auf 
Taiwan in die Schranken. Die Spannun- 
gen wegen der Taiwanfrage erreichten 
1996 einen Höhepunkt, mit militäri- 
schen Drohgebärden auf beiden Seiten. 
< Gleichzeitig erhöhte Washington zuneh- 
mend den Druck auf Nordkorea. 

Die Anschläge vom 11. September 2001 
boten den USA Gelegenheit, ihre imperia- 
le Expansion voranzutreiben. Der Afgha- 
nistankrieg gestattete ihnen, sich nicht 
nur in Afghanistan selbst, sondern auch 
in einigen ehemaligen Sowjetrepubliken 
in Zentralasien (insbesondere in Usbe- 
kistan und Kirgisien) sowie im Kaukasus 
(Georgien) militärisch festzusetzen. So 
stellte Washington seine Bauern im Her- 
zen der eurasischen Landmasse auf, zwi- 
schen Moskau und Peking, den beiden - 
militärisch durchaus kooperierenden - 
potenziellen Rivalen. 

Die Invasion des Irak im März 2003 kon- 
solidierte diese Machtpolitik auch in der 
Golfregion. So jedenfalls sah es das Kal- 
kül Washingtons vor. Allerdings will es 
den USA nicht gelingen, den Irak zu be- 
herrschen, während sich gleichzeitig 
auch Teile Afghanistans ihrer Kontrolle 
entziehen. So mächtig die US-Militär- 
technologie sein mag - ihre Stärke reicht 
nicht aus, um Völker zu beherrschen. In 
dem Augenblick, wo das Pentagon seine 
Schlagkraft nicht mehr aufrechtzuerhal- 
ten und zu erneuern vermag, könnte sich 
das Imperium in einer Situation der 
»Überdehnung« wiederfinden. 

WWW 

kritisches Online-Magazin zur US-Politik 

•www.alternet.org 

kritisches Diskussionsforum zur US-Politik 

• www.parapundit.com 

Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP), 
Forschungsgruppe Sicherheitspoltik 

• www.swp-berlin.org 
U.S.Department of Defense 

•www.defenselink.mil 

Analysen und Daten zur US-Sicherheitspolitik 

•www.cdi.org 

ständig aktualisierte Artikelsammlung 
zu militärischen Konflikten 

•www.globalsecurity.org/military 
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Wal-Mart: mit schlechtem Beispiel voran 



Vom Laden um die Ecke zum 
größten Einzelhändler der Welt 
- Wal-Mart ist mit seinen heute 
mehr als 1,6 Millionen Angestellten 
und einem Umsatz, der 2,5 Prozent 
der US-Wirt Schaftsleistung ent- 
spricht, zum Inbegriff der Macht 
derMultis geworden. 



Den Grundstein des Einzelhandelsrie- 
sen Wal-Mart, der allein in den USA 
jede Woche mehr als 130 Millionen Kun- 
den bedient, legte Sam Walton 1962 mit 
einem kleinen Lebensmittelladen in Ben- 
tonville im armen US-Bundesstaat Arkan- 
sas. Heute sind die Walton-Erben mit ei- 
nem Vermögen von 90,7 Milliarden Dol- 
lar doppelt so reich wie der 46,5 Milliar- 
den Dollar schwere Bill Gates. Wie konn- 
te das gelingen? 

Mittlerweile versuchen die meisten Un- 
ternehmen, durch »Just in time«-Liefe- 
rung ihre Lagerkosten gering zu halten, 



doch angefangen hat damit Wal-Mart. 
Das größte Unternehmen der Welt revo- 
lutionierte zunächst die Methoden der 
Lagerhaltung. Die 7.100 firmeneigenen 
Laster sorgen u. a. dafür, dass nicht in ei- 
ner Filiale Ware liegen bleibt, die in einer 
anderen fehlt und verkauft werden könn- 
te. Die Logistik des Konzerns sertzt auch 
auf Einzelheiten: Wenn jeder Wal-Mart- 
Laster einen Kilometer mehr pro ver- 
brauchtem Liter Benzin fährt, dann spart 
das dem Unternehmen 50 Millionen Dol- 
lar pro Jahr - und bringt ihm obendrein 
das Image der Umweltfreundlichkeit ein. 



► Multis: Jeder zweite hat seinen Sitz in den USA 
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Nach und nach breitete sich die Firma 
aus Bentonville über die Grenzen von Ar- 
kansas hinaus aus, zunächst in die von 
der Konkurrenz schmählich vernachläs- 
sigten ländlichen Regionen im Süden der 
USA. Sie reinvestierte ihre Gewinne (2005 



Nordpolarmeer 



Frankreich 




Atlantischer Ozean 



waren es mehr als 10 Milliarden Dollar) in 
die geografische Expansion. Dank der 
Nordamerikanischen Freihandelszone 
Nafta eröffnet Wal-Mart 1991 erste Ge- 
schäfte in Mexiko, seit 1994 sind die Su- 
permärkte auch in Kanada zu finden. 

1995 folgen Brasilien und Argentinien, 

1996 China, 1998 Deutschland und 1999 
Großbritannien. Auf 5.000 Supermärkten 
weltweit prangt heute das Logo des Mul- 
tis. Die nächste Hürde, die sich Wal-Mart 
vorgenommen hat, ist Indien mit seinen 
derzeit 12 Millionen kleinen Einzelhänd- 
lern, von denen die wenigsten rentabel 
arbeiten. Denn schließlich schwächelt 
der US-Markt, auf dem das Unternehmen 
noch 80 Prozent seiner Umsätze macht. 

Da Wal-Mart seine Zulieferer immer 
dort sucht, wo die Arbeitskraft am billigs- 
ten ist und am meisten ausgebeutet wird, 
profitierte das Unternehmen von der Öff- 
nung der Märkte, zu der Washington von 
seinen befreundeten Partnerländern, 
aber auch durch das Gatt-Abkommen 
und später die WTO gedrängt wurde. 

Doch das ist nur einer von vielen Punk- 
ten, an denen der eminent politische - 
und durch die Politik erzeugte - Charak- 
ter der Wal-Mart-Erfolgsgeschichte zuta- 
ge tritt. Präsident George Bush senior ver- 
lieh Sam Walton 1992 die höchste Aus- 
zeichnung, die ein Zivilist in Amerika be- 
kommen kann. Auch sein Nachfolger 
Clinton war diesem anderen Spross aus 
seiner Heimat Arkansas gegenüber im- 
mer äußerst zuvorkommend. Und George 
W. Bush schließlich kann sich stets da- 
rauf verlassen, dass der Multi Wal-Mart 
den Großteil seiner Parteispenden den 
Republikanern zukommen lässt. 

1947 hatte Friedrich Hayek, der be- 
rühmte Theoretiker des Liberalismus, er- 
klärt: »Wenn wir die leiseste Hoffnung 
auf eine Rückkehr zur freien Wirtschaft 
hegen wollen, ist eine der wichtigsten 
Fragen die nach der Beschränkung der 
Macht der Gewerkschaften.« Bei Wal- 
Mart ist diese Frage längst geklärt: Sobald 



sich die Beschäftigten einer Filiale in den 
USA nach einer harten betrieblichen Aus- 
einandersetzung dazu durchringen, sich 
einer Gewerkschaft anzuschließen, wird 
die Filiale geschlossen. Das Unterneh- 
men, bei dem mehr als ein Prozent aller 
amerikanischen Erwerbstätigen arbei- 
ten, trägt damit das Seine zum Rückgang 
der gewerkschaftlichen Organisation bei. 
Dieser Rückgang ist jedoch häufig die Vo- 
raussetzung für eine Politik des Lohnab- 
baus. Und obwohl im US-Gesetz das 
Recht, sich gewerkschaftlich zusammen- 
zuschließen, verbrieft ist, ergreifen we- 
der die regierenden Republikaner noch 
die Demokraten irgendwelche rechtli- 
chen Schritte gegen diese Methoden. 

Auch der Wandel der Wirtschaft im 
Westen - Rückgang der industriellen Pro- 
duktion und Aufschwung des Dienstleis- 
tungssektors - stärkt das Modell Wal- 
Mart. Jedes Mal, wenn eine Automobilfa- 
brik geschlossen und ein Supermarkt er- 
öffnet wird, geht ein Stück Arbeitertradi- 
tion verloren, an die Stelle von angemes- 
senen Löhnen tritt Lohndumping, und 
der Trend zur prekären Beschäftigung 
verschärft sich. Der Einzelhandelsmulti 
Wal-Mart ist inzwischen nicht zuletzt da- 
für bekannt, dass er Gehälter zahlt, die 
knapp über dem Existenzminimum lie- 
gen, den Schutz seiner Angestellten vor 
Krankheit und anderen Lebensrisiken 
aber nach Möglichkeit auf die Sozialäm- 
ter abwälzt. 

WWW 

Einführend 

• de.wikipedia.org/wiki/Wal-Mart 
kritisch zu Wal-Mart (mit weiteren Links) 

• www.againstthewal.com 
Weblog 

• www.walmartwatch.com 
Informationen über Multis verschiedener 
Branchen 

• www.corporatewatch.org.uk 
kritisch zu McDonald's 

• www.mcspotlight.org 
Attac-Positionspapier Alternative 
Weltwirtschaftsordnung 
•opentheory.org/attac-awwo2/v0001.phtml 
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Sponsoren der Demokratisierung 



Vor allem in den ehemaligen 
Ostblockländern sind viele 
Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs) des Westens aktiv. Sie 
unterstützen eine Entwicklung 
hin zur liberalen, marktwirt- 
schaftlichen Demokratie - und 
festigen damit, ob sie wollen oder 
nicht, auch die Macht der USA. 
Zu den einflussreichsten gehört 
das Open Society Institute des 
Milliardärs George Soros. 



Seit dem Ende der Blockkonfrontation 
setzt sich das westliche, vor allem das 
US-amerikanische Gesellschaftsmodell 
auf dem Planeten immer weiter durch. 
Länder, die dieses Modell nicht über- 
nommen haben, werden als »Übergangs- 
staaten« dargestellt, als Staaten im Über- 
gang zur Demokratie. Hier entstehen und 



engagieren sich hunderte von NGOs 
(Non-Gouvernmental Organisations, 
Nichtregierungsorganisationen), und 
man spricht bereits von einer »NGOsie- 
rung«. In Georgien, einem für Washing- 
ton strategisch wichtigen Land, entstan- 
den fast 1.000 lokale NGOs, finanziert 
und unterstützt von etwa 50 internationa- 
len NGOs . 

Die in der ehemaligen Sowjetrepublik 
aktiven ausländischen NGOs unterschei- 
den sich stark in ihrer Größe, ihrer ideo- 
logischen Ausrichtung, ihrer finanziellen 
Ausstattung und auch hinsichtlich ihrer 
Verbindungen zur georgischen Regie- 
rung. Manche sind rein private Initiati- 
ven, wie das Open Society Institute (OSI) 
des amerikanischen Milliardärs George 
Soros. Andere sind zwar ebenfalls nicht- 
staatlich, erhalten aber öffentliche Gel- 
der, etwa die Hilfsorganisationen Care 
oder World Vision. Zwei sind direkte Ab- 
leger US-amerikanischer Parteien, näm- 
lich das National Democratic Institute 
(NDI) und das International Republican 
Institute (IRI). Andere sind mit deut- 
schen Institutionen oder Parteien ver- 



bunden, etwa der SPD-nahen Friedrich- 
Ebert-Stiftung oder der Heinrich-Böll- 
Stiftung, die den Grünen nahe steht. Hin- 
zu kommen von anderen Staaten finan- 
zierte staatliche Organisationen, zum 
Beispiel die United States Agency for In- 
ternational Development (USAid) oder 
die Schweizer Direktion für Entwicklung 
und Zusammenarbeit (Deza). 

In ihren Zielländern finanzieren die 
NGOs zwar Programme, die unterschied- 
liche Ziele verfolgen: Schutz der Frauen- 
rechte, Förderung des Kleinhandels, Stär- 
kung der Zivilgesellschaft, Aidspräventi- 
on, Umweltschutz, Ausbildung von Jour- 
nalisten oder Richtern, Reform der schu- 
lischen Bildung - allerdings nur unter der 
Voraussetzung, dass sie das demokrati- 
sche Leitmodell übernehmen. So ge- 
nannte demokratische Prinzipien be- 
stimmen, ob und wie viel finanzielle Hil- 
fe ein Land bekommt. Die Frage ist je- 
doch: Geht es tatsächlich immer nur um 
die Demokratie? 

Nicht alle Organisationen arbeiten da- 
ran, ein ihrem Staat zuträgliches ideolo- 
gisches Modell zu entwickeln. Die vielen 
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durchschnittliches Budget der Programme des Open Society Institute (OSI) 1999 bis 2004 



^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^M US-amerikanische Programme 

After-School Programs, US Justice Fund, Documentary Photography Project, Fellowships, Medecine as a Profession, OSl-Baltimore, OSl-Washington Youth Initiatives. 



^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^M Programme für Bildung, Information, Medien 

Network Children and Youth Programs, Education Support Program, Network Scholarship Programs, Central European University, Information Program, 
Network Media Program, Open Society Archives, Central European University Press. 

I internationale Programme 

OSl-Paris Belarus Support, Balkan Policy Group, Burma Project, Southeast Asia Project, Indonesia Initiative, Central Eurasia Project, Middle East Projects, 
China Grants, Latin America Regional Initiatives, Project Syndicate. 

I sonstige Initiativen 

Arts, Culture, East East Program : Partnership Beyond Borders, International Policy Fellows, Economic and Business Development Program, 
International Soros Science, Education Program, Local Government and Public Service Reform Initiative. 

I Justiz und Menschenrechte 

Open Society Justice Initiative, Human Rights and Governance Grants Program, Network Women's Program, Roma Programs. 

I Gesundheitswesen 



Wofür George Soros sein Geld gibt < 



im ehemaligen Ostblock aktiven NGOs 
propagieren unterschiedliche Varianten 
eines mehr oder weniger neoliberalen 
Demokratiemodells. Schließlich heißt es 
Rücksicht nehmen auf die Empfindlich- 
keiten der Geberländer und die Gepflo- 
genheiten der Entwicklungshilfe. Dass 
die USA dabei eine Hauptrolle spielen, ist 
unbestreitbar - womit sie sich jedoch im- 
mer auch die Kritik einhandeln, dass sie 
die Hilfsleistungen instrumentalisieren. 

Einige der amerikanischen NGOs ver- 
wahren sich aufrichtig gegen diesen Vor- 
wurf. Aber ob sie wollen oder nicht, es 
stellt sich die Frage, inwieweit sie zur Fes- 
tigung der Machtposition der USA beitra- 
gen. Wie verhält es sich beispielsweise 
mit den überall im exsowjetischen Raum 
aktiven evangelischen Sekten? Wo genau 
verläuft die Grenze zwischen der »politi- 
schen Strategie« und der messianischen 
Weltanschauung, dem Glauben daran, 
dass die Amerikaner berufen sind, für 
»das Gute« in der Welt zu kämpfen? 

Die Strategie der USA ist erklärtermaßen 
die Verbreitung ihres liberalen Demokra- 
tiemodells. Irak, Kosovo oder Afghanistan 
gelten als Beispiele für eine »aufgezwun- 
gene Demokratisierung« - ein Wider- 
spruch in sich. Aber es geht offenbar gar 
nicht so sehr um Demokratisierung als 
vielmehr um Herrschaft, denn Washing- 
ton lässt nach wie vor auch Diktaturen di- 
rekte Unterstützung zukommen. 

Immerhin haben US-Nichtregierungs- 
organisationen in einigen Ländern den 
Regimewechsel befördert: in Serbin 
(2000), Georgien (2003), der Ukraine 
(2004) und Kirgisien (2005) haben sie ge- 
waltfreie Revolutionen zum Sturz der kor- 



rupten Herrscher unterstützt. Die kon- 
servativen Menschenrechtsorganisatio- 
nen Freedom House, das NDI und die So- 
ros Foundation halfen der Opposition, 
den amtierenden Regierungen die Stirn 
zu bieten, Wahlen unter internationaler 
Beobachtung zu organisieren und den 
oppositionellen Medien Mut zu machen. 
Doch eine solche Förderung der Demo- 
kratie bleibt zumindest ambivalent. 



WWW 

Einführend zu Soros 

•de.wikipedia.org/wiki/George_Soros 
United States Agency for International 
Development 

•www.usaid.gov 

Entwicklungszusammenarbeit 
im Bereich Medien 

•www.cimera.org 
NGO zu global policy 
•www.globalpolicy.org/ngos/index.htm 
CARE International Deutschland 

•www.care.de 



George Soros 

1930 geboren in Budapest, überlebte trotz jüdischer Herkunft die deutsche Besetzung 
Ungarns 

1946 Flucht vor der sowjetischen Okkupation aus Ungarn 

1947 beginnt mit dem Studium der Wirtschaftwissenschaften an der London School of 
Economics (LSE), u.a. bei Karl Popper 

1956 Börsenhändler an der Wall Street 

1969 gründet den Hedge-Fonds Quantum Fund im Steuerparadies Curacao 
1990 rettet den damaligen Präsidentensohn George W. Bush vor der Pleite, indem 
er dessen Schulden über die Firmen Harken Energy und Spectrum 7 abfängt. 
Erklärtes Ziel: die Sicherung von politischem Einfluss 
1992 steigt bei Risikokapital-Gesellschaft Carlyle ein, bei der sowohl die Familie Bin Laden 
als auch die Familie Bush Gelder investiert haben. Am 16. September, dem »Black 
Wednesday«, spekuliert er gegen das englische Pfund, das daraufhin aus dem 
Europäischen Währungssystem ausscheiden muss. Soros verdient in einer Nacht 
über 1,1 Milliarden Dollar 

1997 spekuliert während der Asienkrise auf die malayische Währung Ringgit. Thailand 
braucht zwei Jahre, um die Verluste durch das Erstarken der Nachbarwährung 
wieder aufzuholen 

1998 sein Buch »The Crisis of Global Capitalism« erscheint 

2004 sein Buch »Die Vorherrschaft der USA - eine Seifenblase« erscheint. Er spricht 
sich zudem gegen die Wiederwahl von US-Präsident Bush aus 

2005 wird von einem französischen Gericht zu einer Geldstrafe von 2,2 Mio. Euro verurteilt, 
weil er 1988 aufgrund von Insider-Informationen mit Aktienpaketen der französischen 
Großbank Societe Generale rund 2,8 Mio. US-Dollar Spekulationsgewinn gemacht 
hatte. Nach Auskunft von Forbes steht Soros mit einem geschätzten Vermögen von 
7,2 Milliarden Dollar auf Platz 24 der reichsten US-Amerikaner 
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Der Glaube und 

seine Instrumentalisierung 



Millionen Menschen 
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Konfuzianisten 2: Die Gru PP e »Andere Christen« umfasst Katholiken, die nicht 

der Römisch-Katholischen Kirche angehören, eine Reihe kleinerer 
Dschainisten protestantischer Gruppen (nordamerikanische Kirchen) 

Schintoisten sowie einige Kirchen in Afrika, Asien und Lateinamerika. 



Dass politische Zwecke religiöse 
Gefühle für sich vereinnahmen ist 
nichts Neues. Aber die Krise des 
Politischen angesichts der drama- 
tischen Veränderungen in der Welt 
hat dieses Phänomen sichtbarer 
und beunruhigender gemacht. 

Schon mehrfach in der Geschichte 
mussten die drei großen monotheis- 
tischen Weltreligionen - um nur sie zu 
nennen - als Rechtfertigung für kriegeri- 
sche, fremde Völker unterjochende Ziele 
herhalten. Mit einer ursprünglichen, spi- 
rituellen Botschaft freilich hatten die 
Kreuzzüge der abendländischen Christen 
ebenso wenig zu tun wie die Unterwer- 
fung der Neuen Welt oder der kriegeri- 
sche Expansionismus der Muslime in der 
zweiten Hälfte des ersten Jahrtausends. 

In der jüngeren Vergangenheit haben 
die USA Juden, Christen und Muslime im 
Kalten Krieg instrumentalisiert, um die 
kommunistische Ideologie zu bekämpfen 
und die Sowjetunion zu destabilisieren. 
Die Amerikaner unterstützten bekannt- 
lich die Dschihadisten, darunter den spä- 
teren Al-Qaida-Führer Ussama bin Laden, 
damit sie gegen die Rote Armee in Afgha- 
nistan besser gerüstet waren. Unverges- 
sen ist auch die wichtige Rolle, die wäh- 
rend der Reagan-Ära (1980-1988) Papst 
Johannes Paul II. bei den Ereignissen 
spielte, die zum Zusammenbruch des 
Kommunismus in Polen und schließlich 
im gesamten Ostblock führten. 

Seit dem Ende der ideologischen Ost- 
West-Konfrontation wird gern von einer 
»Rückkehr der Religionen« auf die Bühne 
der internationalen Politik geredet. Ge- 
stützt wird diese These mit der Behaup- 
tung, dass die vielerorts bestehenden 
Spannungen als politisch-religiöse Unru- 
heherde zu betrachten seien, so etwa der 
Iran mit seinem sittenstrengen Mullah- 
Regime oder Indien und Pakistan, wo es 
zu Ausschreitungen gegenüber Anders- 
gläubigen kommt. Im Nahen Osten wä- 
ren der israelisch-palästinensische Kon- 
flikt oder die Situationen im Libanon und 



im Irak als Beispiele dafür zu nennen, 
dass religiöser Radikalismus die Emotio- 
nen verstärkt. Ein weiterer Beleg wären 
die Vereinigten Staaten, wo christliche 
Fundamentalisten Einfluss auf Präsident 
George W. Bush nehmen, für eine wörtli- 
che Deutung der Bibel kämpfen und der 
These vom Kampf der Kulturen anhän- 
gen. Der Wirtschaftswissenschaftler und 
Nahost-Experte Georges Corm hält Hun- 



Religionszugehörigkeit weltweit <4 



tingtons Darstellung übrigens für eine 
Apologie der gewaltsamen Auseinander- 
setzung zweier »Mega-Identitäten«: der 
jüdisch-christlichen auf der einen und 
der arabisch-muslimischen auf der ande- 
ren Seite. 

In der massiven Rückkehr der Religio- 
nen die Wurzel vieler Konflikte und ge- 
waltsamen Auseinandersetzungen zu se- 
hen, geht am wirklichen Geschehen je- 



Katholiken und Protestanten in Nordirland 



Belfast 




■ überwiegend katholische Bevölkerung 
überwiegend protestantische Bevölkerung 
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doch völlig vorbei. Der Islamismus ent- 
stand auf den Trümmern des arabischen 
Nationalismus und nährt sich aus den 
aufgeputschten Gefühlen in den Straßen 
von Algier und Kairo. Die Werte der 
christlichen Rechten in den USA nähren 
den Patriotismus und die imperialen Be- 
strebungen einer republikanischen Re- 
gierung, die die Emotionen einer durch 
die Anschläge vom 11. September 2001 
traumatisierten Gesellschaft bedienen 
will. 

Beispiele für gewaltsame, religiös aufge- 
ladene Konflikte gibt es zu häuf: Der Krieg 
in Nordirland, der 3600 Opfer forderte 
und über dreißig Jahre lang Katholiken 
und Protestanten aufeinander schießen 
ließ, war in erster Linie ein gesellschaftli- 
cher und politischer Konflikt zwischen 
zwei Bevölkerungen, von denen die eine 
darunter litt, durch die andere be- 
herrscht zu werden. Hier haben sich - 
ebenso wie im früheren Jugoslawien, wo 
Katholiken, Orthodoxe und Muslime bis 
zur Implosion friedlich in einem gemein- 
samen Staat zusammengelebt hatten - 
die Religionen in militante Ideologien 
verwandelt, hinter deren Rhetorik es oft- 
mals um ganz andere Dinge ging. Die de- 
struktiven Kräfte, die solche Ideologien 
freisetzen, reichen bis zu ethnischen Säu- 
berungen, wie sie auf dem Balkan tat- 
sächlich verübt wurden. 

Statt von einer »Rückkehr der Religio- 
nen« sollte man besser von einem Rück- 
griff auf das Religiöse sprechen. Manche 
Gruppierungen oder Politiker greifen auf 
religiöse Gefühle zurück, weil sie keine 
politischen Zielvorstellungen haben oder 
womöglich solche, die den demokrati- 
schen Prinzipien zuwider laufen. Der Be- 
deutungsgewinn des Religiösen verdankt 
sich nicht etwa einer Rückkehr an die 
Macht, sondern seiner stärkeren globa- 
len Sichtbarkeit, die wiederum aus dem 
Bedeutungswandel des Politischen resul- 
tiert. 



WWW 

The Religious Movements Homepage, 
University of Virginia 

www.religiousmovements.org 
Ökumenischer Rat der Kirchen 
www.wcc-coe.org 
Judentum + Islam 

www.erziehung.uni-giessen.de/studis/Robert/ 
Kirche.html 

Jüdisch-christliche Beziehungen 

www.jcrelations.net 
Islam in Deutschland 

www.islam.de 
Sekten 

www. info-sectes.org 




Verbreitung der Weltreligionen 4 



69 



KAPITEL Die neue Geopolitik 



Der Ausbau Europas 



Der Fall der Berliner Mauer öffnete 
den Blick nach Osten. Und der 
Zusammenbruch des Ostblocks 
setzte die Erweiterung der EU auf 
die Tagesordnung. In diesem Prozess 
wurde die Vertiefung der Union aus 
den Augen verloren. Heute konzen- 
triert sich die EU ganz auf die 
Liberalisierung des Binnenmarktes. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg traten 
die meisten Staaten Westeuropas in- 
ternationalen Organisationen bei, die als 
Resultat des Kalten Krieges nicht auf 
Europa beschränkt waren: der Organisa- 
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD), die seit 1947 
den Marshallplan verwaltete, und dem 
1949 gegründeten Nordatlantikpakt, der 
Nato. Das »andere Europa« reagierte da- 



rauf mit der Gründung des RGW, des Ra- 
tes für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(1949), und des Warschauer Pakts (1955). 
Nach dem Tod Stalins im Jahr 1953 wur- 
den im Westen die Projekte einer politi- 
schen Europäischen Gemeinschaft und 
einer Europäischen Verteidigungsge- 
meinschaft (EVG) beerdigt. 

Westeuropa im engeren Sinne blieb po- 
litisch schwach. Das embryonale Gebilde 
der Europäischen Gemeinschaft, das mit 
den Römischen Verträgen von 1957 und 
den sechs Gründungsländern entstand, 
basierte vor allem auf wirtschaftlichen Or- 
ganisationen: der Montanunion (Europäi- 
sche Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 
EGKS), Euratom und der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG). Zwar 
strebten die Initiatoren dieser Gemein- 
schaft ein politisches Europa an, das aus 
der wirtschaftlichen Integration erwach- 
sen sollte. Doch dieser Prozess wurde ver- 
zögert, einerseits durch zwischenstaatli- 



che Konflikte und andererseits durch eine 
auf die »atlantische« Achse orientierte 
Denkschule, die vor allem in Großbritan- 
nien vorherrschte. Die Briten betrieben 
das Projekt der Europäischen Freihan- 
delszone (Efta), die i960 als Gegenpol ge- 
gen die EWG gegründet wurde, ehe sie 
sich 1973 auf die europäische Integration 
einließen, der sie allerdings eine andere 
Richtung geben wollten. 

Mit dem 1992 unterzeichneten Maas- 
trichtvertrag, der 1993 in Kraft trat, wurde 
die EWG zur Europäischen Union (EU) 
mit gemeinschaftlichen Institutionen wie 
Ministerrat, Europäischer Kommission, 
Europäischem Parlament (EP) und Euro- 
päischem Gerichtshof (EGH). Die meisten 
Mitglieder traten dem 1979 entstandenen 
Europäischen Währungssystem (EWS) 
bei, das auf der gemeinsamen Rech- 
nungseinheit Ecu basierte. Im Zuge der 
Erweiterungen (siehe Karte rechts) bemüh- 
te sich die EWG/EU, die inneren Ungleich- 
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Länder, mit denen über ein Stabilisierungs- und 
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Russland 

Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten (GUS) 



heiten abzubauen und ihr Image des 
»Europas der Kaufleute« zu korrigieren. 
Das äußerte sich v. a. in der Zunahme der 
Finanzmittel für die Strukturfonds zu- 
gunsten ärmerer Regionen und in der Di- 
rektwahl des Europaparlaments seit 1979. 

Die Einheitliche Europäische Akte (EEA) 
von 1986 markiert die Wende zur Liberali- 
sierung der Kapital- und Warenströme im 
europäischen Binnenmarkt. Der nach 
dem Fall der Berliner Mauer ausgehandel- 
te Vertrag von Maastricht über die Einfüh- 
rung einer Gemeinschaftswährung legte 
scharfe geld- und haushaltspolitische Kri- 
terien fest, um auch die Deutsche Bundes- 
bank ins Boot zu bringen, die mit den Kos- 
ten der deutschen Wiedervereinigung be- 
lastet war. Als dann die europäische Di- 
plomatie keinen Ausweg aus der Krise in 
Jugoslawien fand, nutzten die USA die Si- 
tuation, um die Nato nach Osten auszu- 
weiten und das »neue Europa« in den at- 
lantischen Rahmen einzubinden. Nach 
dem Ende des Kriegs im Kosovo beschloss 
auch die EU 1999, ihre Osterweiterung be- 
schleunigt voranzutreiben. 

Seit »Maastricht« unterliegen die öffent- 
lichen Finanzen der EU-Mitgliedsländer, 



► Ein Kontinent und seine Institutionen 



Atlantischer Ozean 




auch die staatlichen Sozialausgaben, den 
strengen Regeln von vier Stabilitätskrite- 
rien; zugleich wurde der EU-Haushalt auf 
1,24 Prozent des Bruttonationaleinkom- 
mens der Mitgliedsländer begrenzt. Ob- 
wohl die neuen Beitrittsländer im Durch- 
schnitt wesentlich ärmer und viel stärker 
landwirtschaftlich geprägt sind, beziehen 
sie nicht dieselben Transferleistungen, 
die noch die Länder Südeuropas, Irland 
und auch Ostdeutschland einstreichen 
konnten. Das Projekt eines europäischen 
Verfassungsvertrags diente schließlich 
dazu, dieser undurchsichtigen und sozial 
rückschrittlichen Ausrichtung der EU po- 
litische Legitimität zu verleihen. Deshalb 
wurde die Verfassung als einzig mögliche 
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Grundlage für die Entwicklung eines vor- 
geblich solidarischen Europas darge- 
stellt, während in Wirklichkeit die EU zu 
einem Projekt schrumpft, das nur noch 
die allgemeine Marktkonkurrenz organi- 
siert. 

An dieses brüchige Modell, das die sozia- 
len Sicherungssysteme zerstört und fak- 
tisch keine politische Einheit mehr an- 
strebt, knüpft sich heute nur noch eine 
positive Erwartung: dass es besser ist als 
lauter Nationalstaaten, in denen Angst 
voreinander herrscht. Eine Vorstellung, 
gegen die herrschende, unter US-Hege- 
monie stehende Weltordnung europäi- 
schen Widerstand zu organisieren, ist 
hingegen mit den Verträgen und den 
haushaltspolitischen Weichenstellungen 
der heutigen Union unvereinbar. 

Die Aufnahme weiterer Kandidaten ist 
beschlossen oder ins Auge gefasst. Mit der 
Türkei, Kroatien und Mazedonien laufen 
Beitrittsverhandlungen, mit weiteren 
Staaten Exjugoslawiens Assoziierungsge- 
spräche. Folgt die Integration dieser Staa- 
ten derselben Logik, werden sich die in- 
nereuropäischen Widersprüche, von der 
Sozialpolitik bis zu den Handelsinteres- 
sen, von der Migration bis zur Haltung ge- 
genüber der neuen Weltordnung, weiter 
verschärfen. 

WWW 

Geschichte 

•de.wikepedia.org/wiki/EU-Erweiterung 
offizielle EU-Position 
•www.europa.eu/pol/enlarg/index_de.htm 
Kartografieprojekt zur europäischen 
Migrationspolitik 

•www.transitmigration.org/migmap/index.html 



71 



KAPITEL _£ Die neue Geopolitik 



Das Europa der Regionen 



Der Machtzuwachs der 
Europäischen Union (EU) trägt zur 
Schwächung der Nationalstaaten 
bei, begünstigt die Forderungen 
nach regionaler Autonomie und 
fördert unter Umständen regionale 
Konflikte, die freilich nicht 
unbedingt gewalttätig verlaufen 
müssen. Dabei gilt es zwischen zwei 
Konflikttypen zu unterscheiden: 
dem »pränationalen« Konflikt, 
der in die Vergangenheit zurück- 
reicht und auf eine unvollendete 
Nationenbildung zurückgeht, 
und dem »postnationalen« Konflikt, 
der Europas Zukunft vorwegnimmt. 



W "ährend die Einigung Europas wei- 
tervorankommt, geraten einige Na- 
tionalstaaten unter einen gefährlichen 
Druck: Ein regionales Identitätsbewusst- 
sein - wie etwa in Norditalien, Schottland 
und im Baskenland - erwacht und wird 
zum Vorreiter einer stärkeren Dezentrali- 
sierung und Regionalisierung. Im Ex- 
tremfall fordern solche Strömungen 
etablierte Staaten mit Sezessionsforde- 
rungen heraus. Der Begriff Nation defi- 
niert eine gewachsene Solidargemein- 
schaft, deren Mitglieder ohne Ansehen 
ihrer ethnischen Abstammung oder ge- 
sellschaftlichen Position zusammenle- 
ben. Nationen mögen unter Zwang ent- 
standen sein, doch sind sie bis heute der 
einzige Rahmen, der auch bei heteroge- 
nen Bevölkerungsgruppen das Prinzip 
der Risikoteilung und der Solidarität (ins- 
besondere über die Umverteilung der 
Einkommen) zu gewährleisten vermag. 
Der Machtzuwachs der EU, und mehr 
noch die den Einigungsprozess beglei- 
tenden hochfliegenden Reden erzeugen 
die Erwartung, Europa könne als neue So- 
lidargemeinschaft an die Stelle der - als 
zu eng empfundenen - Nation treten. Da- 
bei dürfte allerdings, wenn die Logik des 
Geldes alles bestimmt, das Solidarprin- 
zip auf der Strecke bleiben. 

Nehmen wir als Beispiel die öffentli- 
chen Sozialabgaben. Im Durchschnitt 
verschlingen die öffentlichen Haushalte 



der europäischen Länder mehr als 50 Pro- 
zent des Bruttoinlandsprodukts (BIP), 
während für den Haushalt der Europäi- 
schen Kommission lediglich 1,4 Prozent 
des europäischen BIP aufgewendet wer- 
den - und dennoch drückt dieser 
schwächliche europäische Überbau die 
starken Nationalstaaten an die Wand. 
Warum sollte in einem integrierten Euro- 
pa ein Katalane weiterhin einen Andalu- 
sier subventionieren, wo dieser Katalane 
doch ärmer ist als sein Nachbar und Kon- 
kurrent aus Languedoc-Roussillon, der 
seinerseits von Paris subventioniert wird 
Die Schaffung von Euregionen trägt so- 
mit dazu bei, nationale Solidarstrukturen 
in Frage zu stellen. 

Die mehr oder minder authentische 
Neubelebung regionaler Identitäten, er- 
möglicht durch die Schwächung des Na- 
tionenbegriffs, fördert zwei einander ver- 
stärkende, regionale Konflikttypen: ers- 
tens den »pränationalen« Konflikt, der in 
Regionen entsteht, wo alte Vorbehalte ge- 
gen den Anschluss an eine Nation existie- 
ren - etwa in Korsika, Nordirland oder 
Schottland. Diese Regionen haben sich, 
ob reich oder arm, dagegen zur Wehr ge- 
setzt, dass ihre spezifische Identität in ei- 
ner Nation aufgehen sollte. Der »postna- 
tionale« Konflikt hingegen entsteht in der 
Regel in wohlhabenden Regionen, die 
Nettozahler im nationalen Steuerauf- 
kommen sind, und die - unter Berufung 
auf eine mehr oder weniger ausgeprägte 
regionale Identität - ihre Verbindung zur 
Gesamtnation auflösen bzw. einschrän- 
ken und sich von der »Solidarfessel« be- 
freien wollen. Beispiele für einen solchen 
Wohlstands-Separatismus sind das belgi- 
sche Flandern, das norditalienische »Pa- 
danien«, das Baskenland und Katalonien. 
Regionaler Konflikt ist jedoch nicht 
gleichbedeutend mit Bürgerkrieg oder 
Sezession. Häufig dominiert der Wunsch, 
die interregionale Solidarität durch Föde- 
ralisierung (Belgien) oder stärkere Regio- 
nalisierung (Italien, Spanien) einzu- 
schränken und sich insbesondere den 
Zugriff auf die Steuern zu sichern. 

Die nächsten Jahre werden vermutlich 
im Zeichen solcher regionalen Egoismen 
stehen, die sich vor allem in reicheren Re- 
gionen von Ländern regen, die sehr arme 
Regionen durchfüttern müssen. Dabei 
sind die reicheren Regionen dreifach ge- 



fordert: Erstens müssen sie konkurrenz- 
fähig gegenüber den in vielen Fällen rei- 
cheren europäischen Nachbarregionen 
bleiben; zweitens müssen sie als Wachs- 
tumsmotoren ihrer Länder funktionieren 
und die Konvergenz zwischen den Volks- 
wirtschaften der Europäischen Union ge- 
währleisten; drittens müssen sie für um- 
fangreiche Transferleistungen in die är- 
meren Regionen ihrer Länder aufkom- 
men. Womöglich zeichnet sich hier die 
strukturelle Ursache für eine künftige 
Fragmentierung Europas ab. Das wäre 
womöglich ein Europa ohne die Merkma- 
le und Vorzüge der nationalen Solidarge- 
meinschaft - was wiederum weitere re- 
gionalistische Abkapselungstendenzen 
begünstigen würde. 



WWW 



Versammlung der Regionen Europas 

www.a-e-r.org 

Europäische Minderheiten 

www.eurominority.org 

Centre de documentation et de recherche sur la 
paix et les conflits 

www.obsarm.org/dossiers/actu_conflits/ 
europe.htm 

The Northern Ireland Office 

www.nio.gov.uk 

Website der baskischen Regierung 

www.euskadi.net 
Europa-Union Deutschland 

www.europa-web.de/7tm 
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Die baltischen Staaten und die EU 



Rund um die Ostsee gewinnt seit 
dem Ende des Kalten Krieges ein 
neues geopolitisches Gefüge Gestalt. 
Alte und neue Mitgliedstaaten von 
Nato und EU bilden eine starke 
Koalition, häufig zu Lasten des 
geschwächten Russland. Doch 
Moskau hofft, durch den Ausbau 
seiner Häfen und die Stärkung der 
Sonderwirtschaftszone Kaliningrad 
in dieser europäischen Region auch 
weiterhin eine Rolle zu spielen. 



Seit dem Zerfall der Sowjetunion 1991 
stellte sich westlichen Politikern das 
Problem, ein neues Sicherheits- und Ver- 
teidigungskonzept für den Ostseeraum 
und letztlich für ganz Mitteleuropa - von 
der Ostsee bis zum Mittelmeer - zu ent- 
werfen. Schon 1997 waren Ungarn, Polen 
und die Tschechische Republik dem 
Nordatlantischen Verteidigungsbündnis 
beigetreten. Auf dem Nato-Gipfel in Prag, 
im November 2002, wurde die Aufnahme 
der drei baltischen (Estland, Lettland, Li- 
tauen) und vier weiterer ehemals sozialis- 
tischer Staaten Ostmitteleuropas (Slowe- 
nien, Slowakei, Bulgarien, Rumänien) 
zum Jahr 2004 beschlossen. 

In Russland beunruhigt diese Entwick- 
lung nicht nur Militärkreise, sondern 
auch die breitere Öffentlichkeit. Seit das 
Baltikum als strategischer Korridor aus- 
fällt, ist die russische Enklave Kalinin- 
grad, Hauptquartier der russischen Ost- 
seeflotte, von zwei Staaten eingeschlos- 
sen (Polen und Litauen), die der Nato und 
der EU angehören. Überdies ist die alte 
Neutralität der nördlichen Anrainerstaa- 
ten ins Wanken geraten: In Finnland wie 
in Schweden debattiert man, ob die skan- 
dinavischen Länder ins strategische Ab- 
seits geraten - obwohl noch immer die 
backdoor guarantee der Nato gilt, die im 
Falle eines militärischen Angriffs zu in- 
tervenieren verspricht. 

Moskau hat diese Entwicklung als eine 
Serie von Demütigungen erlebt und wird 
nicht müde zu betonen, dass es die Macht 
Russlands wiederherstellen wolle. Zu- 



gleich wird versucht, die drei baltischen 
Staaten zu schwächen, etwa durch ständi- 
gen Verweis auf das Problem der russi- 
schen Minderheiten in Estland und Lett- 
land - die dort noch etwa 30 Prozent der 
Bevölkerung ausmachen. Nach einer Pha- 
se der Beruhigung wurden die baltisch- 
russischen Beziehungen mit dem Beitritt 
der drei baltischen Länder zur EU am 
l.Mai 2004 wieder deutlich angespann- 
ter. Die baltischen Länder verlangen von 
Moskau nach wie vor die Annulierung des 
Molotow-Ribbentrop-Pakts, mit dem Hit- 
ler 1939 das Baltikum Stalin überlassen 
hatte, was Moskau aus Furcht vor Repara- 
tionsforderungen verwehrt. 

Die baltischen Länder haben sich mit 
dem Beitritt zur EU relativ reibungslos 
und inzwischen vollständig in deren öko- 
nomische Strukturen eingefügt. Mit ih- 
ren durchschnittlichen Wachstumsraten 
von über 5 Prozent knüpfen die Balten an 
ihre historische Rolle als Geschäftsleute 
und Händler an. Die Ostsee ist damit zu 
einem EU-Binnenmeer geworden, mit 
9 EU-Mitgliedsstaaten als Anrainerlän- 
dern, die sämtlich auch Mitglieder des 
1992 gegründeten Ostseerats sind. 

Rund um die Ostsee leben etwa 70 Mil- 
lionen Menschen, an ihren Küsten liegen 
fünfzig Städte mit mehr als 100 000 Ein- 
wohnern. Über achtzig Häfen wird ein po- 
tenzieller Binnenmarkt von über 230 Mil- 
lionen Endverbrauchern erschlossen. 
Alle Unternehmer in der Region setzen 
auf einen Wirtschaftsaufschwung - und 
manche träumen sogar von einer neuen 
Hanse. 

Durch Infrastrukturmaßnahmen sollen 
vor allem die Häfen ausgebaut werden, 
die als Umschlagplätze für den Ostsee- 
handel und Verladestationen für Erz und 
Erdöl aus Russland dienen und sich mit 
aufwendigen Modernisierungsproj ekten 
heftig gegenseitig Konkurrenz machen. 
Das Umschlagsvolumen zwischen den 
baltischen Häfen ist von 96,3 Millionen 
Tonnen im Jahr 1989 auf 172,2 Millionen 
Tonnen im Jahr 2002 gestiegen. Die neun 
größten Häfen im Osten der baltischen 
Länder konkurrieren um die Transporte 
aus dem russischen Hinterland, während 
Russland den russischen Ostseehafen 
Primorsk ausbaut, um einen möglichst 
großen Teil seiner Exportgüter selbst 
transportieren zu können. 



Den Warenverkehr von Russland nach 
Kaliningrad regelt der Vertrag vom 27. 
April 2004, mit dem diese Waren von Zöl- 
len befreit bleiben. Zugleich fliegen balti- 
sche Fluggesellschaften über die neuen 
Routen die wichtigsten Hauptstädte 
Europas an und bieten tägliche Verbin- 
dungen nach Moskau an. 

Die baltischen Länder haben in den letz- 
ten eineinhalb Jahrzehnten eine rasante 
wirtschaftliche Entwicklung durchlau- 
fen, auch wenn Litauen und Lettland 
über ihr Bruttosozialprodukt von 1989 
noch kaum hinauskommen. Alle drei 
Länder erleben darüber hinaus erhebli- 
che soziale und regionale Spannungen. 
Die im europäischen Vergleich weiteste 
Kluft zwischen arm und reich tut sich in 
Estland auf, wo mehr Haushalte Internet- 
zugang haben als in Frankreich oder Ita- 
lien. Die Zukunft des »Mittelmeers des 
Nordens« wird stark von der Normalisie- 
rung der baltisch-russischen Beziehun- 
gen abhängen sowie von der Fähigkeit 
der neuen EU-Länder, mit ihren sozialen 
und regionalen Ungleichheiten fertig zu 
werden. 



WWW 

»Norddimension« der EU-Außen- und Sicherheits- 
politik (Das Projekt ist beendet) 

www.iep-berlin.de/forschung/northern-dimension 

Das Projekt »Norddimensionen« 

http://ec.europa.eu/comm/external_relations/ 

north_dim/index.htm 

Baltic Times 

www.baltictimes.com 

The Baltics Worlwide 

www.balticsww.com 

Rat der Ostseestaaten 

www.cbss-commissioner.org 

Umweltfragen 

http://beids.tec-hh.net/ 

Baltikum-Informationen im Hellenic 

Ressources Network 

www.hri.org/nodes/baltics.html 
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Die Osterweiterung der EU und ihre Folgen 

I 1 Mitgliedsstaaten der Europäischen Union 

' ' und des Schengen-Gebiets 

I 1 Ehemalige kommunistische Länder, seit 2004 

' ' EU-Mitgliedsstaaten, für die keine Visumspflicht 

bei der Einreise in den Schengenraum besteht Tromsö 

1 1 r/f^ Karasjok ® 

| | Staaten im Schengenraum, die nicht zur EU gehören Berg ® 

Ostgrenze der erweiterten EU 

I 1 Ehemalige kommunistische Länder, für die 

I ' bei der Einreise in die EU Visumspflicht besteht 



Berleväg 
S/^W; Vard0 



Europäisches Nordmeer 
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► Der Ostseeraum als dynamische Handelsregion 
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Die Welt aus der Sicht Moskaus 



Die wirtschaftlichen und politischen 
Krisen, die Russland seit 1991 
durchgemacht hat, haben die 
frühere Vormacht der Sowjetunion 
deutlich geschwächt. Heute sieht 
der Kreml seine Rolle selbst in 
Regionen angezweifelt, die er bis 
vor kurzem noch zu seinem 
unbestrittenen Herrschaftsbereich 
zählte. Die politische Elite in 
Moskau scheint das Ausmaß der 
Veränderungen noch nicht erkannt 
zu haben. 

Die Dominanz, die Moskau noch zu 
Beginn der iggoer-Jahre in seinem 
bereits geschrumpften geostrategischen 
Raum innehatte, existiert heute nicht 
mehr. Beleg dafür sind Ereignisse wie die 
Rosenrevolution in Georgien im Novem- 
ber 2003, die Revolution in Orange in der 
Ukraine Ende 2004 und der politische 
Wandel in Moldawien und Kirgisien im 
Lauf des Jahres 2005. Dabei hatten viele 



Beobachter diesen Raum bis zum Ende 
der i98oer-Jahre als »exklusiv russisches 
Revier« betrachtet. Doch die Entwicklun- 
gen der letzten Zeit lassen ein neues En- 
gagement der USA, der EU und der Nato 
erkennen. Dabei haben sich die USA und 
die EU, ähnlich wie der Kreml, offen in 
die Wahlprozesse der Länder in diesem 
geografischen Raum eingemischt. 

Tatsächlich haben die führenden Leute 
in Moskau das Ausmaß des geopoliti- 
schen Wandels nach dem Kalten Krieg 
erst spät begriffen. Und das gilt erst recht 
für die Entschlossenheit Washingtons, 
das Schwinden des russischen Einflusses 
zu nutzen, um sich strategische Schlüs- 
selpositionen zu sichern - sowohl im 
Raum zwischen der Ostsee und dem 
Schwarzen Meer als auch an der Südflan- 
ke Russlands, vom Kaukasus bis Zentral- 
asien. Diese Schwächung wurde vollends 
deutlich, als nach der Integration der bal- 
tischen Staaten in die EU und die Nato in 
mehreren der neuen unabhängigen Staa- 
ten Präsidenten bzw. Regierungskoalitio- 
nen an die Macht kamen, die sich offen 
gegen die Abhängigkeit von Russland 
wandten. 



Im März 2005 hat Präsident Wladimir 
Putin in einer Rede in Eriwan selbst aus- 
gesprochen, dass man die Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten (GUS) nur ge- 
schaffen hatte, um den Sowjetrepubliken 
»eine gütliche Trennung« zu ermögli- 
chen. Diese These hatte bei der Grün- 
dung der Staatengemeinschaft im De- 
zember 1991 bereits der damalige Präsi- 
dent der Ukraine, Leonid Krawtschuk, 
vertreten. Doch in der Folge zeigte sich, 
dass diese »gütliche« Trennung eine wirt- 
schaftliche Begünstigung Russlands dar- 
stellte. Die neuen Republiken sahen sich 
nach ihrer Unabhängigkeit gezwungen, 
russische Güter mit Devisen zu bezahlen, 
während sie zuvor diese Produkte mit ei- 
genen Lieferungen beglichen hatten. Die 
Devisenpflicht traf sie besonders hart bei 
den Rohstoffen, deren wichtigste Vor- 
kommen in der Russischen Föderation 
liegen. 

Da die unabhängigen Staaten sich neu 
in die weltweiten Handelsbeziehungen 
einfädeln wollten, während sie zugleich 
die wirtschaftlichen Vorteile ihrer frühe- 
ren Bindung an Moskau einbüßten, hat- 
ten sie es eilig, nach Ersatzlösungen jen- 



Russland und seine Nachbarn 




die »gelbe Gefahr«: ökonomischer 
und demografischer Druck auf die 
fernöstlichen Regionen Russlands 
und auf Kasachstan 



Alaska (USA) 




wichtige Infrastrukturprojekte 
(Eisenbahnen, Seerouten und Straßen), 
ohne Beteiligung Russlands 

Auflösung der russischen Grenzregionen 
ehemalige Ostblockstaaten und 
ehemals annektierte Länder werden 
— zu westlichen Demokratien 



Konflikte, in die Russland involviert ist 

bewaffnete Konflikte \ 
• Grenzstreitigkeiten 



■111 



russische Militärpräsenz außerhalb 
der russischen Grenzen 
politisch instabile Zonen und 
gewaltsame Auseinandersetzungen 



Trümpfe 

Erdöl und Erdgasvorkommen / 
geplante gemeinsame Öl- und 
Gaspipelines zwischen Europa und Asien 
Nutzung des nördlichen Seewegs 
(in Zukunft länger eisfrei infolge 
des Klimawandels) 



der Blick nach Asien 

O 



die »drei russischen Asien« 
Entwicklung ökonomischer und 
militärischer Beziehungen 
Modernisierung der Transibirischen 
Eisenbahn und der BAM 



Staaten, die ihre ökonomischen 
und militärischen Beziehungen .. 

... zu Russland verstärken 
... zum Westen verstärken 

... zu Russland und 
zum Westen pflegen 
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Kasachstan 



Lebenserwartung bei der Geburt fl (jj) 

Russische Männer werden nicht alt und sterben lange vor den Frauen < 



seits der ehemaligen UdSSR zu suchen. 
Moskau hingegen entwickelte eine ambi- 
valente Strategie: Man bot die Lieferung 
von fossilen Brennstoffen zu Preisen weit 
unterhalb des Weltmarktniveaus, wollte 
sich damit aber die Kontrolle der strate- 
gisch wichtigen Wirtschaftssektoren der 
Nachbarstaaten erkaufen. Das aber 
schürte berechtigte Ängste innerhalb der 
GUS, die immer eine schwache und wil- 
lenlose Organisation geblieben und im 
Übrigen nie über das Stadium frommer 
Wünsche hinausgekommen ist. 

Die Entschlossenheit der anderen Staa- 
ten, sich dem russischen Einfluss mög- 
lichst schnell zu entziehen, hängt auch 
mit einer weiteren Entwicklung zusam- 
men. Moskau hatte begonnen, lokale 
Konflikte zu instrumentalisieren, die seit 
Beginn der iggoer-Jahre in der gesamten 
Region aufzutreten begannen, von Trans- 
nistrien, einer Abspaltung von Molda- 
wien, über Karabach und Abchasien bis 
Ossetien, allesamt im Kaukasus. Zweifel- 
los ist das neue Russland nicht die Ursa- 
che für diese Konflikte. Deren Wurzeln 
reichen häufig in die sowjetische oder gar 
vorsowjetische Zeit zurück, und auch der 
ungesicherte Status der Minderheiten in 
den neuen unabhängigen Staaten spielt 
dabei eine wichtige Rolle. Doch seit der 
Kreml in Tschetschenien den Karren in 
den Dreck gefahren hat, ist er offenbar 
weniger darauf aus, andere Sezessions- 
konflikte beilegen zu helfen, als solche 
Konflikte für seine eigenen Ziele auszu- 
nutzen. Dies wiederum lieferte den USA 
ein zentrales Argument, als sie 1997 die 
Gründung des Guam-Bündnisses betrie- 
ben, das die aufsässigen GUS-Mitglied- 
staaten Georgien, Ukraine, Aserbai- 
dschan und Moldawien (von 1999 bis 
2005 auch Usbekistan). 

Paradoxerweise trug die Finanzkrise 
von 1998 dazu bei, dass die russische 
Volkswirtschaft wieder zu wachsen be- 
gann. Sie profitierte dabei nicht nur von 
einem die nationale Industrie begünsti- 
genden und Importe aus dem Westen ver- 
teuernden Wechselkurs, sondern auch 
vom selbstbewussten Auftreten des Zen- 
tralstaats gegenüber den Regionen wie 
gegenüber den Oligarchen und in der Fol- 
ge von den steigenden Mineralölpreisen. 
Russische Investoren sind in allen Nach- 
barländern sehr aktiv und könnten hier 
eine dynamische Rolle spielen, wenn sie 
nicht das alte Misstrauen wecken wür- 
den, indem sie eine ganze Reihe von stra- 
tegisch wichtigen Unternehmen kaufen. 

Allerdings sieht sich Moskau angesichts 



des schwierigen Umfelds gezwungen, sei- 
ne Strategie für die Region zu revidieren. 
Die meisten Nachbarstaaten befürchten, 
dass ein Wiedererstarken des autoritären 
Staates in Russland negative Folgen für 
sie hätte. Zudem sind die Bündnispart- 
ner, die dem Kreml innerhalb der GUS 
verblieben sind, allesamt Diktaturen wie 
etwa Weißrussland, Turkmenistan und 
Usbekistan. Unter diesen Bedingungen 
dürfte der Aufbau eines »gemeinsamen 
Wirtschaftsraums«, den Präsident Putin 
als Grundlage für eine Reform der GUS 
vorgeschlagen hat und der zum wechsel- 
seitigen Vorteil dienen sollte, ein schwie- 
riges Unterfangen sein. 



WWW 

RIA Novosti (russ. Nachrichtenagentur) 

•www.de.rian.ru 

Russian Observer 

•observer.strana.ru 

Artikel zu Tschetschenien 

•www.bessereweltlinks.de/book33i.htm 

Internet-Zeitung auf deutsch 

• www.russland.ru/rupol0010/ 

Institute of Globalization Studies IGS (Moskau) 

• www.iprog.ru/en/ 



Binnenwanderung: vom Fernen Osten in die Erdgasfördergebiete Westsibiriens < 




| über 5 | -3 bis-0,5 

I | 3 bis 5 | | -7 bis-3 

~\ 0,5 bis 3 | mehr als -7 

| -0,5 bis 0,5 Migrationsströme der jüngsten Zeit 
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Erosion der Macht - 

die umkämpften Peripherien 



Als Hypermacht mischen sich die 
USA immer offener in den 
Einflusszonen anderer Länder ein. 
Oft verdecken die hehren Worte 
über freiheitliche Prinzipien, die es 
zu fördern gelte, nur handfeste 
wirtschaftliche Interessen. 
Beispiele dafür sind die Länder 
an der Peripherie der ehemaligen 
Sowjetunion und das frankophone 
Afrika. 



Zum Auftakt seiner zweiten Amtszeit 
verkündete US-Präsident George W. 
Bush erneut, dass er seine Präsident- 
schaft als messianische Aufgabe begreift. 
In seiner Ansprache zum Amtsantritt, die 
den bezeichnenden Titel »Freiheitsrede« 



trug, schrieb er seinem Land den Auftrag 
zu, die Tyrannei »noch in den entferntes- 
ten Ecken des Planeten« zu bekämpfen. 
Doch hinter diesem Aufruf zur »Befreiung 
der Welt« gibt es andere und deutlich pro- 
fanere Faktoren, die für die Prioritäten 
der USA bestimmend zu sein scheinen. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg hatten die 
großen Akteure auf der internationalen 
Bühne die Aufteilung der Welt in Ein- 
flussgebiete - auch jenseits des in Jalta 
abgesteckten europäischen Rahmens - 
mehr oder weniger respektiert. Es gab 
also erstens die UdSSR und ihre Satelli- 
tenstaaten, zweitens eine französische 
Einflusssphäre, die den Maghreb und das 
frankophone Schwarzafrika umfasste, 
und drittens die quasimonopolistische 
Herrschaft der USA über den amerikani- 
schen Doppelkontinent. Dieses still- 
schweigende Übereinkommen galt je- 
doch nur begrenzt. Dies wurde bei einer 
Reihe von Ereignissen deutlich: etwa bei 
der militärischen Aufrüstung Kubas 
durch die Sowjetunion, die 1962 zur Ku- 



bakrise führte, oder bei der Unterstüt- 
zung der sozialen und politischen Pro- 
testbewegungen in Osteuropa durch den 
Westen. Mit dem Ende des Kalten Krieges 
und des bipolaren Weltsystems war das 
alte Gleichgewicht in Frage gestellt, und 
zwar weit über das Territorium der ehe- 
maligen Sowjetunion hinaus. 

Die Schwächung und der anschließende 
Zusammenbruch der UdSSR brachten in 
Europa eine verkable politische Umwäl- 
zung mit sich, die zur Osterweiterung von 
Nato und Europäischer Union führte. Ne- 
ben diesen beiden Organisationen beeil- 
ten sich mehrere Länder, die neue Lage 
zu nutzen, zum Beispiel Deutschland, das 
für seine Ostpolitik, die auf Annäherung 
setzte, ein neues Betätigungsfeld fand. 
Doch die aktivste Kraft, die sich die Neu- 
gestaltung des postsowjetischen Raumes 
zunutze machte, waren zweifellos die 
USA, wobei Washington auf ein ganzes 
Spektrum von Interventionsmethoden 
setzte. 

Diese Methoden reichten von bilatera- 
len Abkommen über wirtschaftliche oder 
militärische Zusammenarbeit, bei denen 
häufig auch eine gewisse politische Ab- 
hängigkeit im Spiel war, bis zu multilate- 
ralen Vereinbarungen, wofür die Grün- 
dung der »Guam« ein gutes Beispiel ist. 
Dieses Bündnis, das nach den Anfangs- 



Nordafrika 

nicht voll kontrollierbar, unter islamistischem 
Einfluss, häufige Unruhen und Zusammenstöße, 
französische und US-amerikanische Militärpräsenz 

((Z) Tuareg-Gebiet 

— * Hauptmigrationsströme 

An den Rändern Russlands 

| Mitglied der EU und der Nato 

verbreitete Korruption 

autoritäres System 

| Diktatur ohne demokratischen Rechte 
und politischen Freiheiten, 
keine Meinungs- und Pressefreiheit 

demokratische »Revolutionen« (seit 2003) 

^ Migration russischer Minderheiten 
aus den ehemaligen Sowjetrepubliken 

Militärische Präsenz 

© Russland © USA © Frankreich 
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| zwischen 100 und 1.000 ! 
| | zwischen 10 und 100 Förderung von Erdöl und Erdgas 

| weniger als 10 
| keine Angaben 

ausländische Investitionen in Russland (in Millionen Dollar; 2003) siehe auch Seite 62, 168, 182 



Erdöl und Erdgas ziehen Investoren an < 



buchstaben der beteiligten Länder 
Georgien, Ukraine, Aserbaidschan und 
Moldawien benannt ist, zu denen zeitwei- 
lig noch Usbekistan stieß, umfasst die 
GUS-Staaten, die intern gegen Moskau 
opponieren. 

Die USA erhöhten den Druck auf Russ- 
land, indem sie Militärstützpunkte in Us- 
bekistan, Kirgisien und Tadschikistan er- 
richteten und zuverlässige Verbündete in 
Georgien und Aserbaidschan fanden. Da- 
bei agierten sie zunächst unter dem Vor- 
wand, den Zugang zu den Ölvorkommen 
im Kaspischen Meer sichern zu wollen, 
und später dann im Zuge der »Antiterror«- 
Operationen in Afghanistan und im Irak. 
Ergänzt wurde diese Strategie, die Russ- 
land innerhalb seiner traditionellen Ein- 
flusssphäre dauerhaft schwächen soll, 
durch die Unterstützung der politischen 
»Revolutionen« in Georgien Ende 2003 
und in der Ukraine Ende 2004, in geringe- 
rem Umfang auch in Moldawien und Kir- 
gisien (siehe Seite 62). 

Dieses Bemühen der USA ist nicht auf 
den eurasischen Raum beschränkt. Auch 
auf anderen Kontinenten, wie zum Bei- 
spiel in Afrika, bauen sie ihre Positionen 
aus. Ausschlaggebend für das Wo und 
Wann der Interventionen sind häufig, wie 
im Fall der ehemaligen Sowjetunion, grö- 
ßere Erdölvorkommen oder der Zugang 
zu allgemeinen strategischen Rohstoffen 
wie Diamanten und Edelmetallen und die 
Kontrolle über die Wege zu solchen Res- 
sourcen, seien es wichtige Häfen, Eisen- 
bahnstrecken oder Pipelines. 

Die Vorgehensweisen sind dagegen 
weitgehend dieselben. Sie reichen von 
der Tätigkeit US-amerikanischer NGOs 
und protestantischer Kirchen - die das 
amerikanische Modell verbreiten oder 
die neuen Eliten zu gewinnen versuchen 
- bis zu offiziellen politischen Vereinba- 
rungen und Wirtschaftsabkommen. Da- 
beiwird die angebotene Entwicklungshil- 
fe oder der Beitrag zum Aufbau von Si- 
cherheitsstrukturen häufig davon abhän- 
gig gemacht, dass für US-Unternehmen 
die profitabelsten Aufträge abfallen. 

Auch in Afrika äußert sich das Engage- 
ment Washingtons am deutlichsten in 
der militärischen Präsenz der USA, vom 
Maghreb bis nach Somalia, von Ägypten 
bis zum Golf von Guinea. Der erste Schritt 
ist oft ein Beistandsvertrag oder eine Trai- 
ningsprogramm für die lokalen Streit- 
kräfte, auf den dann manchmal die Ein- 
richtung von Militärbasen folgt. 

Auf diese Aktivitäten reagiert man in 
Moskau wie in Paris und selbst in gewis- 



sen britischen und deutschen Kreisen 
mit wachsenden Irritationen. Auch die 
Kritik an den inneren Widersprüchen 
dieser Politik wird immer lauter, auch in 
den USA. Denn um ihre angeblich demo- 
kratischen Ziele zu erreichen, stützt sich 
die Regierung in Washington sowohl in 
Zentralasien als auch in einigen afrikani- 
schen Ländern bedenkenlos auf autoritä- 
re und korrupte Regime. 



WWW 

Offizielle Website der GUAM-Staaten 

•www.guuam.org 

Reports über rohstoffreiche Länder 

• www.revenuewatch.org 
Rohstoffe und Menschenrechte 

• www.globalwitness.org 

Foreign Policy in Focus, kritischer Thinktank 

•www.fpif.org 

Analysen über den »Eurasischen Raum« 

• www.eurasianet.org 
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Afrika - ein Drama und seine Akteure 



Die sozialen Folgen der 
Globalisierung zeigen sich am 
krassesten in Afrika. Vor allem 
südlich der Sahara blieb die 
koloniale Abhängigkeit in 
veränderter Form erhalten. 
Heute sind es multilaterale 
Institutionen wie die Weltbank, 
die den afrikanischen Gesell- 
schaften ihre Entwicklung 
vorschreiben. Teil des Problems 
sind auch einheimische Eliten, die 
sich die nationalen Ressourcen 
aneignen. 



Afrika ist der einzige Kontinent, bei 
> dem die Indikatoren für die wirt- 
schaftliche Entwicklung wie für die Ge- 
sundheits- und Sozialversorgung ständig 
nach unten zeigen. Die Welt schaut offen- 
bar ohnmächtig zu, wie sich ganze Gesell- 
schaften auflösen, weil sie durch Kriege - 
um Rohstoffe und um politische Macht - 
oder durch Konflikte zwischen religiösen 
Gruppen und konkurrierenden Clans un- 
tergraben und ausgehöhlt werden. 
Der Schwarze Kontinent ist zwar ein Op- 



fer der Globalisierung, zugleich aber ist 
er für diese unentbehrlich, weil er über 
wichtige Rohstoffvorkommen verfügt. 
Das Prinzip des Freihandels, das den 
Volkswirtschaften Afrikas im Zuge einer 
Politik der »Öffnung« aufgezwungen 
wird, ist im Grunde eine Lizenz für die 
Ausplünderung der afrikanischen Roh- 
stoffe. Der Ökonom Samir Amin hat be- 
rechnet, dass der Anteil der Exporte an 
der afrikanischen Wirtschaftsleistung 
bei 45 Prozent liegt, bei den anderen Kon- 
tinenten dagegen nur zwischen 15 und 25 
Prozent. Damit ist Afrika lediglich passiv 
an der globalen Ökonomie beteiligt, wo- 
von die kapitalistischen und insbesonde- 
re die westlichen Mächte profitieren. Die 
Logik der Ausrichtung ganzer Volkswirt- 
schaften und Gesellschaften auf auslän- 
dische Nutznießer - früher die Kolonisa- 
toren, heute die Kapitalanleger - ist im 
Prinzip dieselbe geblieben, während sich 
nur ihre Form gewandelt hat. 

Das zeigt sich an den Empfehlungen der 
»Kommission für Afrika«. Diese vom briti- 
schen Premierminister Tony Blair gelei- 
tete Expertengruppe hat - unter dem Eti- 
kett »Armutsbekämpfung« und garniert 
mit ein paar larmoyanten Floskeln - dem 
Patienten eine tödliche Medizin ver- 
schrieben: die Liberalisierung des Han- 
dels und der Wirtschaft. Dasselbe tut die 
G 8 mit ihrem Beschluss vom Juli 2005, 



Jahre 



60 



50 



40 







Lateinamerika ^^^^ 

^^^^stasien und 
Pazifikregion 












südasien 

Subsahara-Afrika 






Beginr 


der Aidspana 


emie 








1965 


1975 


1985 


1995 ; 


»002 



Wie Aids die Lebenserwartung senkt A 



den Schuldenerlass für 18 der ärmsten 
Länder an die Bedingung zu knüpfen, dass 
diese den Prozess der Liberalisierung und 
Privatisierung beschleunigen. Dieses An- 
gebot richtet sich im Übrigen an weniger 
als ein Drittel der 62 Staaten, die laut UN 
für einen Schuldenerlass in Frage kom- 
men, und bleibt damit weit hinter den oh- 
nehin minimalistischen Millenniumszie- 
len zurück, die von den Vereinten Natio- 
nen für den Zeitraum bis 2015 definiert 
wurden. 

Eine aktive Rolle spielen in diesem histo- 
rischen Drama allerdings auch die afrika- 
nischen Eliten, die sich in vielen Ländern 
die nationalen Ressourcen angeeignet ha- 
ben. Doch diese Eliten können nur inner- 
halb eines Rahmens agieren, der von au- 
ßen vorgegeben ist, und zwar durch eine 
Reihe von Institutionen, die nur dem Na- 
men nach multilateral sind. Diese globa- 
len Agenturen des Neoliberalismus verfü- 
gen über zwei Zwangsinstrumente: Geld 
und Recht. Damit können sie nach Belie- 
ben diktieren, verwalten und bestrafen, 
entweder mittels der Strukturanpassungs- 
programme von Weltbank und IWF oder 
mittels Auflagen für Entwicklungspro- 
gramme, WTO-Regeln und anderem mehr. 

Somit sind es vor allem die Anteilseigner 
der öffentlichen und privaten Kapital- 
fonds, die seit den i97oer-Jahren die afri- 
kanischen Staaten der neoliberalen Globa- 
lisierung unterwerfen. Damals hat die so 
genannte Schuldenkrise, die zum großen 



► Der Kampf um die Zukunft: 




| | keine Angaben i-Qop km 

Sterblichkeitsrate von Kindern unter 5 Jahren 
auf 1.000 Lebendgeburten 



it und Schulbildung 
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Teil auf Entscheidungen der großen Wirt- 
schaftsgroßmächte zurückgeht, den jun- 
gen unabhängigen Staaten die Luft abge- 
schnürt. Das Scheitern dieser Politik liegt 
heute offen zutage: 33 der 49 am wenigs- 
ten entwickelten Ländern (Least Develo- 
ped Countries oder LLDC) befinden sich 
in Subsahara-Afrika. Und die 27 Länder 
am Ende der LLDC-Tabelle liegen aus- 
nahmslos südlich der Sahara. 

Die Ungerechtigkeit der gegenwärtigen 
Weltwirtschaftsordnung, die auf dem Pri- 
mat von Geld und Konkurrenz basiert, 
wird auf diesem Kontinent besonders 
deutlich, weil die verheerenden Folgen 
hier an der Zahl der Toten - und der Über- 
lebenden - abzulesen sind. Aus afrikani- 
scher Perspektive erscheint das Verspre- 
chen einer »segensreichen Globalisie- 
rung« jedenfalls als böser und verhäng- 
nisvoller Schwindel. Und dennoch regt 
sich auf diesem Kontinent allenthalben 
gesellschaftlicher Widerstand und auch 
Zuversicht. Vor allem im sozialen Bereich 
haben sich vielfältige Vereinigungen und 
Initiativen gegründet. Ein Beispiel sind 
die Sozialforen, die an vielen Orten Afri- 
kas entstanden sind. 

Die viel beschworene Vielfalt unter- 
schiedlicher Kulturen könnte einen kon- 
kreten Ausdruck finden, wenn die Gro- 
ßen dieser Welt endlich akzeptieren wür- 
den, dass sich wirtschaftlicher und sozia- 
ler Aufschwung innerhalb unterschiedli- 
cher Entwicklungsstrategien vollziehen 
kann. Im Fall Afrika könnten sich die Ge- 
sellschaften auf ihr eigenes kulturelles 
Vermächtnis besinnen, in dem die Werte 
der Solidarität und des Teilens eine zen- 
trale Rolle spielen. Soziologen und Öko- 
nomen haben aufgezeigt, dass die infor- 
melle Ökonomie dazu beitragen kann, 
ein solidarisches Wirtschaftssystem zu 
entwickeln. Jenseits aller Beschwörungs- 
formeln geht es daher um die Frage, ob 
Afrika endlich Subjekt seiner eigenen Ge- 
schichte wird, statt immer nur das Objekt 
der Geschichte der anderen zu bleiben. 



WWW 

Panafrikanischer Forschungsverbund: Council for 
the Development of Social Science Research in 
Africa (Codesria) 

• www.codesria.org 

Institut Panos Afrique de l'Ouest (in Senegal 
ansässig) 

•www.panos.sn 

Afrika-Dossier der Bundeszentrale für Politische 
Bildung 

•www.bpb.de/themen/2MDWSY,0,Afrika.html 
Aktuelle Nachrichten auf deutsch 

•www.africa-live.de 
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Die Integration der Weltwirtschaft geht an Afrika vorbei 4 
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Segregation in der 
multikulturellen Gesellschaft 



Im Laufe ihrer Geschichte haben 
die Vereinigten Staaten zahlreiche 
Einwanderungswellen erlebt. 
Viele Menschen kamen aus freien 
Stücken, manche wurden ins Exil 
gezwungen. Heute ist jeder zehnte 
US-Amerikaner im Ausland geboren. 
Von harmonischem Miteinander 
kann jedoch keine Rede sein. Vor 
allem Schwarze werden weiterhin 
diskriminiert. 



► Bevölkerungsentwicklung in den USA 



Millionen 



| Indianer 
| Asiaten 
Hispanos 
Schwarze 
Weiße 



Nach der jüngsten Volkszählung wuchs 
die Bevölkerungsgruppe der Hispa- 
nos in den Vereinigten Staaten zwischen 
1990 und 2000 um 60 Prozent und ist in- 
zwischen größer als die der Afroamerika- 
ner. 1990 lebten in den USA 22,4 Millio- 
nen Hispanos, 2000 waren es 35,4 Millio- 
nen. Die Zahl der Schwarzen stieg im glei- 
chen Zeitraum um 16 Prozent von 30 auf 
34,7 Millionen, während die Gesamtbe- 
völkerung um 13,4 Prozent auf 281 Millio- 
nen Menschen (bis 2006 auf insgesamt 
298 Millionen) anwuchs. 

Die US-Bürger asiatischer Abstammung 
liegen mit einem Anteil von 4 Prozent 
weit hinter den Hispanos mit 12,6 Pro- 
zent und den Schwarzen mit 12,3 Prozent. 
Diese Zahlen sind auch insofern von Be- 
lang, als sie den Zuschnitt der Wahlkreise 
beeinflussen und damit die Machtvertei- 
lung im Repräsentantenhaus mitbestim- 
men (im Senat dagegen ist jeder Staat un- 
abhängig von seiner Einwohnerzahl mit 
je zwei Senatoren vertreten). Dass Kalifor- 
nien und Texas heute die bevölkerungs- 
reichsten Bundesstaaten sind und damit 
die meisten Abgeordneten in den Kon- 
gress entsenden, liegt auch daran, dass 



► Mischehen in den USA 



Millionen 




1991 1999 



sie den größten Zuwachs an Hispanos 
verzeichnen. 2006 kamen schätzungswei- 
se 81 Prozent der 12 Millionen illegalen 
Einwanderer aus Lateinamerika - um die- 
sen Zustrom einzudämmen, beschloss 
der republikanisch dominierte US-Kon- 
gress im Herbst 2006 den Bau einer 1100 
Kilometer langen Sperranlage. 

Die Immigranten haben die demogra- 
phische Entwicklung in den Vereinigten 
Staaten maßgeblich mitbestimmt. Inzwi- 
schen ist jeder zehnte Amerikaner im 
Ausland geboren, ein Prozentsatz, der zu- 
letzt in den i93oer-Jahren erreicht wurde. 
In früheren Zeiten setzten die Republika- 
ner noch auf die Angst vor Zuwanderern, 
um sich die Stimmen der weißen Klein- 
bürger zu sichern. Wie sehr ihnen diese 
Propaganda geschadet hat, merkten sie, 
als die immer zahlreicher werdenden 
Hispanos demokratische Kandidaten be- 
vorzugten, wie es auch bereits 90 Prozent 
der Schwarzen tun. 

Als ehemaliger Gouverneur von Texas 
war sich George W. Bush dieser politi- 
schen Dynamik bewusst. Also ging er auf 
Abstand zum »nazistischen« Flügel sei- 
ner Partei und steigerte bei den Präsident- 
schaftswahlen im Jahr 2004 seinen Anteil 
an den Hispano-Stimmen auf 44 Prozent 
(1996 waren nur 26 Prozent auf den repu- 
blikanischen Kandidaten entfallen). 

Bei der Volkszählung von 1990 wurden 
8 Millionen Amerikaner, vor allem Ange- 
hörige von Minderheiten, nicht erfasst, 
während 4 Millionen doppelt registriert 
wurden, die großenteils Weiße waren. 
Leidtragende der Ungerechtigkeiten und 
sozialen Defizite in den USA sind fraglos 
die Schwarzen. Das gilt für die Bereiche 
Bildung und Gesundheit wie für die 
Rechtsprechung, für die Wohnungssitua- 
tion wie für die Repräsentanz im Fernse- 
hen. Keine schönen Worte über die mul- 
tikulturelle Gesellschaft können darüber 
hinwegtäuschen, dass sich im Alltagsle- 
ben der Vereinigten Staaten eine neue so- 
ziale Segregation entwickelt. 
Beispiel Bildungswesen: Schwarze Schü- 
ler gehen häufiger auf schlecht ausgestat- 
tete Schulen und haben bei Ordnungsver- 
stößen härtere Strafen zu erwarten als 
ihre weißen Mitschüler. 
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Beispiel Gesundheitswesen: Die Le- 
benserwartung von schwarzen US-Ameri- 
kanern liegt sechs Jahre niedriger als die 
von weißen. Bei gleichen Symptomen 
wird schwarzen Patienten seltener eine 
Behandlung verordnet als weißen. Das 
betrifft besonders die Aids-Patienten, von 
denen über die Hälfte Schwarze sind. 

Beispiel Justiz: Schwarze werden in der 
Öffentlichkeit öfter von der Polizei kon- 
trolliert als Weiße und für das gleiche Ver- 
brechen viermal so oft mit dem Tod be- 
straft. In Maryland zeigt sich diese Un- 
gleichbehandlung noch bei den kleins- 
ten Vergehen: Zwar stellen die Schwarzen 
nur 17 Prozent der Autobesitzer, aber 70 
Prozent der Polizeikontrollen entfallen 
auf schwarze Fahrer. Bei Verstößen gegen 
die Straßenverkehrsordnung haben 
Schwarze häufiger mit einem Verfahren 
zu rechnen als Weiße. 

Beispiel Wohnungssituation: In Wohn- 
vierteln, die in der Nähe von umweltver- 
schmutzenden Anlagen liegen, leben 
meist überwiegend Schwarze. 

Beispiel Fernsehen: Bei einer Serie mit 
schwarzen Hauptdarstellern schaltet das 
weiße (zahlreichere und zahlungskräfti- 
gere) Publikum möglicherweise nicht 
ein, sodass die Werbeindustrie dezent 
den Rat erteilt, die »Zielgruppe« zu erwei- 
tern. 

Während Eheschließungen zwischen 
Weißen und Hispanos ziemlich häufig 
sind, bleiben sie zwischen Schwarzen 
und Weißen eher die Ausnahme (0,6 Pro- 
zent). 

Die naive Begeisterung über den 
»Schmelztiegel« Amerika täuscht heute 
wie schon vor hundert Jahren über eines 
hinweg: Obwohl immer mehr Ethnien in 
den Tiegel gewandert sind, findet eine 
Verschmelzung heute so wenig statt wie 
früher. 



WWW 



US Census Bureau 

www.census.gov 

lnequality.org (NGO von Wissenschaftlern und 
Journalisten, die über wirtschaftliche und soziale 
Ungleichheit informieren) 

www.inequality.org 
Transnational Institute 

www.tni.org 

Mexican American Legal Defense and Education 
Fund (NGO zur Verteidigung der 
Rechte hispanischer Einwanderer) 
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www.maldef.org/ 



Drei ethnische Profile der USA A 
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Autochthone in Kanada 



Kanada ist ein großes, 
dünn besiedeltes Land: Seine 
31 Millionen Einwohner verteilen 
sich auf eine Fläche von fast 
10 Millionen Quadratkilometern. 
Sie leben überwiegend am Sankt- 
Lorenz-Strom und entlang der 
Grenze zu den USA. Das Verhältnis 
zum mächtigen Nachbarn ist 
von Ungleichheit geprägt. 
In der Innenpolitik dominiert 
die Forderung nach erweiterter 
Autonomie, die sowohl die 
Frankokanadier als auch 
die autochthone Bevölkerung 
artikulieren. 



Bei den Verhandlungen über das Nord- 
amerikanische Freihandelsabkom- 
men (Nafta) übten die USA erheblichen 
Druck auf die Partnerländer aus. Nur pro 
forma hat Kanada den Versuchen, seine 
Souveränität einzuschränken, wider- 
sprochen und in Sachen Fernverkehr 
und kommerzieller Nutzung von Wäl- 
dern und Süßwasserressourcen seine au- 
tonome Entscheidungsgewalt verteidigt. 
Doch in den entscheidenden Bereichen - 
Energiepolitik, Ablehnung des Kioto- 
Protokolls, Kontrolle des Luftraums und 
der Einwanderung - fügte man sich be- 
reitwillig dem Diktat Washingtons, zu- 
mal sich seit dem Sieg der Konservativen 
bei den Wahlen Anfang 2006 die beiden 
Regierungen noch näher stehen. 

In puncto Lebensqualität liegt Kanada 
international auf Platz eins. 80 Prozent 
der Bevölkerung leben in Städten, der 
Dienstleistungssektor ist die wichtigste 
Wirtschaftsbranche. Charakteristisch 
für Kanada sind aber nach wie vor seine 
riesigen, dünn besiedelten Flächen, die 
mit ihrer Forstwirtschaft und ihren Erz- 
und Energievorkommen auch ökono- 
misch wichtig sind. Letztere Branche ist 
durch volatile Ölpreise gekennzeichnet, 
hat aber in den letzten zehn Jahren vor al- 
lem den westlichen Provinzen Alberta 
und British-Columbia große Gewinne 



beschert. Denn die seit 2004 dramatisch 
gestiegenen Rohölpreise haben die Ölge- 
winnung aus Ölsand, von dem große Vor- 
kommen in Alberta lagern, sehr viel lu- 
krativer gemacht. 

Deshalb ist auch die Bevölkerung des 
im Nordosten von Alberta gelegenen 
Städchens Fort McMurray, wo inzwi- 
schen sowohl Zuwanderer als auch Leute 
aus der kanadischen Provinz Arbeit 
finden, von 36 500 1999 auf knapp 65 000 
im Jahr 2006 gestiegen. Allerdings hin- 
ken die Stadtentwicklung, die medizini- 
sche und die soziale Versorgung diesem 
Anstieg hinterher. Hinzu kommt, dass 
die Ausbeutung der Bodenschätze im ho- 
hen Norden teure Infrastrukturmaßnah- 
men und Eingriffe in überaus empfindli- 
che Ökosysteme erforderlich macht. 

Die Vielzahl der Kulturen des Landes ist 
lange Zeit nicht zur Kenntnis genommen 
worden. Politisch beruhte die Stabilität 
auf einem Pakt zwischen zwei unglei- 
chen Partnern: »Gründungsvölker« bei 
der Proklamation der kanadischen Kon- 
föderation waren die »Anglokanadier« 
und die »Frankokanadier« - die in der 
Provinz Quebec die Mehrheit bilden, 
aber auch mit kleinen, kulturell eng ver- 
netzten und aktiven Gemeinden im Lan- 
desinneren vertreten sind. In den 
i96oer-Jahren begannen die Frankoka- 
nadier gegen die wirtschaftliche und so- 
ziale Dominanz der anglophonen Mehr- 
heit aufzubegehren. Sie bezeichneten 
sich selbst als »Quebecois« und initiier- 
ten politische Programme zur Beendi- 
gung ihrer ökonomischen und sozialen 
Benachteiligung. Das 1968 auf Bundes- 
ebene durchgesetzte Prinzip der Zwei- 
sprachigkeit stärkte die Stellung der 
französischen Sprache. 

Gleichzeitig entwickelte die kanadi- 
sche Bundesregierung auch gegenüber 
den anderen Landeskulturen eine multi- 
kulturell ausgerichtete Politik und 
schwächte somit die Position der franko- 
phonen Kanadier. Dass der politisch-kul- 
turelle Raum komplexer wurde, förderte 
die weitere Ausdifferenzierung der kana- 
dischen Identität. Denn jetzt erhielten 
auch verschiedene andere Einwanderer- 
gruppen, die sich zuvor zwangsläufig in 
die anglophone Mehrheit eingefügt hat- 
ten, Raum zur kulturellen Entfaltung. 
Das gilt unter anderem für die aus 
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Grönland 
(Dänemark) 



Alaska 
(USA) 



Autonomieabkommen mit den Inuit 1 

• Inuit-Gemeinschaften 

Nunavik (»Der Ort, wo das Land ist«): 
Erstes Abkommen 1976, zweites Abkommen 2002 

Inuvialuit land (»Land der Inuvialuit«): 
Unterzeichnung 1984 

Nunavut (»Unser Land«): 
Unterzeichnung 1993, April 1999 in Kraft 

i: Die Verträge wurden von allen Inuit-Völkern 
unterzeichnet, außer denen Labradors. 
Die indianischen Völker unterzeichneten nur 
einige Verträge, vor allem in British-Columbia 
und im Gebiet der James Bay. Über weitere 
Abkommen wird verhandelt. 




jtown 

Neu-Schottland 
prnmce edward insel 



Bevölkerungsdichte (Einwohner pro km2) 
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Wichtigste indianische Völker, nach Größe 
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Autochthone Völker in Kanada < 



Deutschland und Skandinavien Stam- 
menden in den ländlichen Gebieten des 
Westens, für die aus Italien oder der Le- 
vante Eingewanderten, die in den großen 
Städten im Osten leben, sowie für die in 
Vancouver lebenden Chinesen. 

Auch die autochthonen Völker - India- 
ner und Inuit - fühlten sich ermutigt, die 
Anerkennung angestammter Rechte in 
ihren traditionellen Siedlungsgebieten 
zu fordern. In zähen Verhandlungen mit 
der Bundesregierung und nach gewaltsa- 
men Protestaktionen fordern sie seit Mit- 
te der i97oer-Jahre die Respektierung ih- 
rer Identität, das Eingeständnis früherer 
Fehler und finanzielle Entschädigungen. 

Die bislang wichtigste Vereinbarung 
war das 1993 ratifizierte Abkommen mit 
der Mehrheit der Inuit (24000 von insge- 
samt 32000 Menschen). Es gewährte der 
kanadischen Inuit-Bevölkerung gemein- 



schaftliche Besitzrechte an 355981 Qua- 
dratkilometern (18 Prozent ihres tradi- 
tionellen Siedlungsgebiets) und Schürf- 
rechte auf 37 992 Quadratkilometern. 
Seit 1. April 1999 gibt es auch ein neues 
Territorium unter eigener Verwaltung, 
das zu 85 Prozent von Inuit bewohnt ist: 
Nunavut (»Unser Land« in der Inuit-Spra- 
che Inuktitut) hat den gleichen Status 
wie die anderen Inuit-Territorien Yukon 
und Nordwest-Territorium. Seine kana- 
disch und somit letztlich europäisch ge- 
prägte Verwaltung soll an Bedürfnisse 
und Denkweise der Inuit angepasst wer- 
den. Mit diesem vorbildlichen Abkom- 
men war auf internationaler Ebene ein 
Beispiel für den Umgang mit den Rech- 
ten autochthoner Völker gesetzt, das in- 
zwischen Minderheiten in Australien, 
Neuseeland und Russland aufgegriffen 
haben. 



WWW 

Amt für Statistik der kanadischen 
Bundesregierung 

www.statcan.ca 

Internetportal der Provinzregierung von Quebec 

www.gouv.qc.ca 

Indianische Bevölkerung in Nordkanada 

www.ainc.gc.ca 

Department of Canadian Heritage 

www.pch.gc.ca 
Internetportal der Nunavut 

www.nunavut.com 

Interkulturelles Institut (Montreal) 

www.iim.qc.ca 
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Mexiko, Hinterhof der USA 



Mexiko steht vor neuen Aufgaben: 
Seit dem Ende der Einparteien- 
herrschaft versucht das Land, 
sich aus der Abhängigkeit von den 
USA zu befreien und neue regionale 
und internationale Märkte zu 
erschließen. Diese Entwicklung 
könnte jedoch die wirtschaftliche 
und soziale Ungleichheit weiter 
verschärfen und vor allem 
die indianische und die Land- 
bevölkerung hart treffen. 

Zwei einschneidende Ereignisse kenn- 
zeichneten Mexiko am Ende des 
20. Jahrhunderts: die Entstehung der Za- 
patistischen Nationalen Befreiungsar- 
mee (EZLN) 1994 und das Ende der 
71-jährigen Alleinherrschaft der Partei 
der Institutionalisierten Revolution (PRI) 
durch die Wahlen im Juli 2000. Nach die- 
ser historischen Niederlage konnten erst- 
mals düstere Kapitel der jüngeren Ge- 
schichte zur Sprache kommen: das Mas- 
saker von 1968 an demonstrierenden Stu- 
denten in Mexiko-Stadt, das Verschwin- 
den von mehr als 500 Regimegegnern 
zwischen 1970 und 1990 sowie die Tatsa- 
che, dass die politische Klasse darüber 
nie Rechenschaft ablegen musste. 



Nach den Präsidentschaftswahlen vom 
3. Juli 2000 erklärte der Wahlsieger Vicen- 
te Fox, er habe die Demokratie nach Me- 
xiko gebracht. Er versprach, durch libera- 
le Reformen »das Land aus der Unterent- 
wicklung herauszuführen und Millionen 
von Armen eine Chance zu geben«, gleich- 
wohl werde seine Regierung eine »Regie- 
rung von Unternehmern für Unterneh- 
mer« sein. Eine seiner ersten Amtshand- 
lungen war, die Landvergabe an die Bau- 
ern zu stoppen. 

Zentrale Bestandteile seines politi- 
schen Programms waren die Privatisie- 
rung der Staatsunternehmen (vor allem 
der Elektrizitätswerke und der Erdölge- 
sellschaft Pemex) und das Großprojekt 
»Plan Puebla-Panama« (PPP), das Investi- 
tionen in Höhe von mehreren Milliarden 
Dollar und gewaltige Veränderungen im 
Südwesten Mexikos und in ganz Mittel- 
amerika vorsieht. Dieser Plan, dem alle 
mittelamerikanischen Staaten von Mexi- 
ko bis Panama zugestimmt haben, soll 
mit Hilfe der Weltbank und der Interame- 
rikanischen Entwicklungsbank (IDB) die 
Lösung zur Überwindung der Armut bie- 
ten. Neben dem Bau von Autobahnen und 
der Erschließung von Erdöl- und Wasser- 
ressourcen sollen Firmen gefördert wer- 
den, die auf die Produktion genetisch ver- 
änderter Organismen (GVO) spezialisiert 
sind. Laut Vorstellung der Weltbank ist 
die Provinz Chiapas »ein besonders inte- 



ressantes Gebiet für biotechnologische 
Versuche und die Nutzung der Artenviel- 
falt«. 

Im Zentrum des Interesses liegt das teils 
von den Zapatisten kontrollierte Regen- 
waldgebiet entlang des Lacantun-Flus- 
ses. Diese Region verfügt über 25 Prozent 
des mexikanischen Oberflächenwassers, 
reiche Erdölvorkommen und mehr als 
50 Prozent der Tropenhölzer des Landes. 
Doch die Großprojekte sind durch die 
Forderungen der Indiovölker (10 Millio- 
nen Menschen) nach Autonomie und kul- 
tureller Entfaltung gefährdet. Trotz der 
Forderungen der Zapatisten und deren 
»Marsch auf Mexiko-Stadt« billigt das 
neue Indianer-Gesetz vom 28. April 2001 
den Indigenen keine Rechte an ihrem 
Land und den natürlichen Ressourcen zu. 

Mexiko versucht, vielfältige Beziehun- 
gen zu knüpfen, um nicht vollständig 
vom Nordamerikanischen Freihandels- 
abkommen (Nafta) abhängig zu sein, in- 
nerhalb dessen Geltungsbereich 2004 be- 
reits 73 Prozent seines Außenhandels ab- 
gewickelt wurden. 55 Prozent der mexika- 
nischen Importe und 87 Prozent der Ex- 
porte entfielen 2004 allein auf die USA. 
Um seinen Außenhandel zu diversifizie- 
ren, schloss das Land Freihandelsabkom- 
men auch mit der Europäischen Union, 
Japan und den Ländern Lateinamerikas. 
Doch trotz des Ausbaus der Handelsbe- 
ziehungen konnte die soziale Ungleich- 
heit nicht gemildert werden. 

Die ökonomische Integration auf Nafta- 
Ebene zeigt sich am klarsten in den rund 
3000 maquiladoras. Das sind Betriebe der 
weiterverarbeitenden Industrie, die 
hauptsächlich von US-Firmen im Norden 
Mexikos gegründet wurden. Hier sind vie- 
le neue Arbeitsplätze entstanden, doch 
die Beschäftigten haben praktisch keine 
Arbeitnehmerrechte. Die maquiladoras 
sind als Zulieferer innerhalb ihrer Mut- 
terkonzerne völlig von der Konjunktur in 
den USA abhängig. 

Mexiko ist ohnehin ein Land mit extre- 
mer sozialer Ungleichheit, doch das geo- 
graphische Wohlstandsgefälle zwischen 
dem armen Süden und dem relativ wohl- 
habenden Norden nimmt noch ständig 
zu. Mehr als ein Viertel der 105 Millionen 
Mexikaner leben von weniger als einem 
Dollar pro Tag, über 50 Prozent verdienen 
ihren Lebensunterhalt in der Schatten- 



► Nord-Süd-Gefälle der sozialen Ungleichheiten 



Baja Califort 
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Lebensverhältni: 
^ sehr gut 
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I I mäßig 

| | schlecht 
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i: Diese Klassifizierung beruht auf einer Kombination 
sozioökonomischer Indikatoren wie Alphabetisierungsrate, 
Wohnsituation, Einkommensniveau u.a.m. 
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Bedeutende maquiladora-Betriebe und deren »Partnerstädte« in den USA. 
Das ursprüngliche Konzept sah je ein Produktionszentrum dieseits und 
jenseits der Grenze vor. In Mexiko sollten aus den USA gelieferte Teile 
montiert werden, die Kontrolle und Auslieferung der Endprodukte sollte in 
den USA stattfinden. Neuerdings sind auch im Süden und an anderen Orten 
in Mexiko »maquiladoras« entstanden. 
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Natürliche Ressourcen, Minderheiten, bewaffneter Widerstand < 



Wirtschaft. Die regelmäßigen Überwei- 
sungen (Remesas) von in den USA leben- 
den mexikanischen Migranten an ihre 
Verwandten in Mexiko sind inzwischen 
nach den Erdöldevisen die zweitwichtigs- 
te Devisenquelle, noch vor den Einnah- 
men aus dem Tourismus. 

Jahr für Jahr versuchen mehr als eine 
Million Mexikaner - meist illegal - in die 
USA zu gelangen. Die Einnahmen der 
Schleuserbanden, die das Geschäft mit 
der Migration über die mehr als 3000 Ki- 
lometer lange Grenze kontrollieren, lie- 
gen jährlich bei über 40 Milliarden Dol- 
lar. Damit gehört diese Branche - neben 
Drogenhandel und Waffenschmuggel - 
zu den wichtigsten kriminellen Potenzia- 
len des Landes. 

WWW 

Amt des mexikanischen Staatspräsidenten 

www.presidencia.gob.mx 

Nationales Institut für Statistik und Geogra?e 

www.inegi.gob.mx 

Zapatistische Nationale Befreiungsarmee 

www.ezln.org.mx 

Nationaler Kongress der indigenen Völker 

www.laneta.apc.org/cni 
Tageszeitung La Jornada 
www.jornada.unam.mx/ 
NGO-Netzwerk La Neta 

www.laneta.apc.org/ 
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Lateinamerika auf dem Weg 
in die Unabhängigkeit 



Lateinamerika galt lange Zeit als 
Laboratorium für neoliberale 
Strategien und zugleich als deren 
Opfer. Nach einer Serie linker und 
sozialdemokratischer Wahlerfolge 
und dem Erstarken der sozialen 
Bewegungen ist der Halbkontinent 
jedoch zum Symbol des Widerstands 
gegen die Globalisierung ä la USA 
geworden. 



Dass in Lateinamerika das neoliberale 
Modell auf breiter Front abgelehnt 
wird, hat viele Gründe: die Armut (225 
Millionen Menschen oder 43,9 Prozent 
der Bevölkerung leben unterhalb der Ar- 
mutsgrenze), die riesigen Defizite im Ge- 
sundheits- und Bildungswesen, die un- 
gleiche Einkommensverteilung, die allen 
Wohlstand bei einer schwerreichen Ober- 
schicht konzentriert. Solche Verhältnisse 
provozieren aber auch Widerstand an der 
Basis, sei es in Form von Massendemons- 
trationen, sei es als aufständische Aktio- 
nen. In letzter Zeit haben die sozialen Be- 
wegungen in fünf Ländern dazu beigetra- 
gen, dass Präsidenten abgewählt wurden, 



► Die Last der Schulden 
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die für den volkswirtschaftlichen Bank- 
rott (Argentinien 2000), für eine gegen 
das Volk gerichtete Politik (Ecuador 1997 
und 2005) oder für die Privatisierung von 
Wasser und Gas (Bolivien 2003 und 2005) 
verantwortlich waren. Dieser Widerstand 
entwickelte sich zumeist außerhalb der 
diskreditierten traditionellen Parteien, 
die weder eine akzeptierte politische 
Ideologie noch Rückhalt in der Bevölke- 
rung haben. In Washington und in den 
konservativen Kreisen Lateinamerikas 
wird diese Entwicklung als Aufstieg eines 
»radikalen Populismus« denunziert. Un- 
ter dieser Bezeichnung fasst man alle po- 
litischen Strömungen zusammen, die 
sich der neoliberalen Strategie widerset- 
zen, wie auch alle Verfechter eines latein- 
amerikanischen Modells partizipatori- 
scher Demokratie und das Auftreten poli- 
tischer Führer, die dieses Modell propa- 
gieren - allen voran der venezolanische 
Präsident Hugo Chävez. 

Obwohl die Regime Kubas und Venezue- 
las keinerlei Gemeinsamkeiten aufwei- 
sen, repräsentieren Hugo Chävez und Fi- 
del Castro innerhalb dieser Konfliktkon- 
stellation den radikalen Pol. Im Zentrum 
der »bolivarischen« Konzeption, die in Ve- 
nezuela entwickelt wird, steht die Vision 
eines demokratischen Lateinamerika. 
Die einzelnen Staaten sollen sich zu ei- 
nem unabhängigen Block fügen, der als 
sein politisches Hauptziel definiert, die 
sozialen Ungleichheiten auf dem Sub- 
kontinentabzubauen. Dieses Projekt, das 
Chävez als »neuen Sozialismus« bezeich- 
net, will er mittels der »Bolivarischen Al- 
ternative für Amerika« (Alba, für: Alterna- 
tiva Bolivariana para la America) realisie- 
ren. 

Sollte diese Initiative Erfolg haben, wäre 
dies ein schwerer Schlag gegen das von 
Washington geförderte Projekt einer Ge- 
samtamerikanischen Freihandelszone 
(FTAA/ALCA), das eine vollständige »Öff- 
nung« nicht nur aller Wirtschaftsbereiche, 
sondern auch des Gesundheits- und Bil- 
dungswesens vorsieht. Obwohl Washing- 
ton für diesen Plan die Unterstützung sei- 
ner Bündnispartner hat (Mexiko, die Staa- 
ten Zentralamerikas, Chile, Kolumbien, 
Peru und bis vor kurzem auch Ecuador 
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und Bolivien), ist es den USA bislang nicht 
gelungen, diesen »großen kontinentalen 
Markt« praktisch durchzusetzen. 

Mehrere Länder Lateinamerikas haben 
inzwischen Mitte-links- oder auch linke 
Regierungen: Argentinien mit der Wahl 
des Präsidenten Nestor Kirchner, Brasi- 
lien mit der Wahl von Luiz Inäcio »Lula« 
da Silva, Uruguay mit Präsident Tabare 
Vasquez, Panama mit Martin Torrijos 
und Bolivien mit Präsident Evo Morales. 
Dass die neu gewählten Präsidenten die 
Nähe zu Hugo Chävez suchen und sich 
dem Wunsch des US-Außenministeriums 
verweigern, den venezolanischen Präsi- 
denten zu isolieren, hat weniger mit ihrer 
rechten oder linken Orientierung zu tun 
als damit, dass sie auf das Konzept eines 
Wirtschaftsnationalismus setzen. Die 
neue Konstellation hat dazu geführt, dass 
sich die USA im Mai 2005 in der Organisa- 
tion Amerikanischer Staaten (OAS) zum 
ersten Mal seit deren Gründung nicht 
durchsetzen konnten, als der Chilene Mi- 
guel Insulza gegen den Willen Washing- 
tons zum Generalsekretär gewählt wurde. 

Die USA haben nach ihrem Scheitern in 
Kolumbien, wo die letzten Guerillagrup- 
pen ihren Kampf weiter fortsetzen (siehe 
Seite 152), den venezolanischen Präsiden- 
ten Chävez zum »Sündenbock« erklärt. 
Das ist verständlich, denn die in Caracas 
umgesetzten Sozialreformen sind eine 
große Inspiration für die Rebellenbewe- 
gungen der gesamten Region. Zugleich 
aber ist Venezuela als zweitgrößter Erdöl- 
lieferant der USA (und fünftgrößter der 
Welt) für Washington von großer strategi- 
scher Bedeutung. Dasselbe gilt für Län- 
der mit bedeutenden Erdöl- und Erdgas- 
vorkommen wie Mexiko, Kolumbien, 
Ecuador und Bolivien. 

Das Pentagon unterhält deshalb weiter- 
hin eine starke Militärpräsenz in der An- 
denregion und in Mittelamerika. Unter 
dem Vorwand der »Terrorismusbekämp- 
fung« beschwört es die Gefahr, die von be- 
waffneten nichtstaatlichen Akteuren aus- 
geht (Guerilla, Mafia, Drogenhändler, kri- 
minelle Banden, internationale Terror- 
gruppen). Beunruhigt zeigt sich Wa- 
shington auch über das Erstarken von Be- 
wegungen der indigenen Bevölkerung in 
Mexiko, Ecuador, Bolivien und Chile, die 
sich mit radikalisierten Gruppen der Ge- 
sellschaft verbünden könnte, etwa mit 
der Bewegung der Landlosen in Brasilien, 
Paraguay und Ecuador, mit den argentini- 
schen Piqueteros - organisierten Grup- 
pen von demonstrierenden Arbeitslosen 
-, mit den Globalisierungsgegnern usw. 
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Ein Kontinent löst sich von Washington < 



Dennoch ist es den USA nicht gelungen, 
den Lateinamerikanern ein neues Kon- 
zept präventiver Sicherheit aufzudrücken 
oder die Gründung einer multinationalen 
Eingreiftruppe unter dem Kommando des 
Pentagon durchzusetzen. Einen solchen 
Vorschlag haben Venezuela, Brasilien und 
Argentinien zurückgewiesen, und zwar 
unter Berufung auf ihre nationale Souve- 
ränität wie auch mit dem Hinweis auf das 
Prinzip der Nichteinmischung in die inne- 
ren Angelegenheiten anderer Länder. 



WWW 

Informationen auf deutsch vom 
Nachrichtenpool Lateinamerika 

• www.npla.de/poonal/index.html 
Aktuelles auf englisch: 

Latin American Information Agency (ALAI) 

•www.alainet.org 

Ausführliche Analysen und Artikel bei 
der Informationsstelle Lateinamerika 

•www.ila-bonn.de/lateinamerika/home.htm 
Monatszeitschrift mit umfassendem Archiv 
•www.Lateinamerikanachrichten.de 
Bolivarianische Alternative für Amerika, 
die Stimme von Hugo Chävez 

• www.alternativabolivariana.org 
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Gute Zeiten für Waffenhändler 



Im Namen des »Kriegs gegen 
den Terrorismus« haben die 
Vereinigten Staaten ihre 
Militär ausgaben enorm 
gesteigert. Washington 
bestreitet heute die Hälfte 
der weltweiten Rüstungs- 
aufwendungen. Die Ausgaben 
aller Nato-Staaten zusammen 
machen sogar mehr als zwei 
Drittelaus. Und alle großen 
Waffenexporteure schauen 
begierig auf den Markt 
der Zukunft - auf China. 



Die weltweiten Militärausgaben belie- 
fen sich im Jahr 2004 auf 1,035 Billio- 
nen Dollar, wenn man zu den Beschaf- 
fungs- und den laufenden Kosten die Auf- 
wendungen für Forschung und Entwick- 
lung (F&E) dazurechnet. Diese Zahl be- 
deutet einen Anstieg von mehr als 30 Pro- 
zent seit 1998. In diesem Jahr waren die 
Militärausgaben auf ihrem niedrigsten 



► Wo die Antipersonenminen herkommen 



Stand seit dem Ende des Kalten Kriegs. 
Und die Rüstungsdiskussion drehte sich 
vor allem um die »Friedensdividende«, 
die sich freilich in Luft auflöste, bevor sie 
sich materialisieren konnte. 

Heute hingegen steht an die Spitze der 
politischen Prioritätenliste wieder die 
Forderung nach »mehr Sicherheit«. Das 
gilt sowohl für die neue Sicherheitsdok- 
trin der Bush-Administration als auch für 
das »Solana-Papier«, das auf dem EU-Gip- 
fel vom Dezember 2003 verabschiedet 
wurde. Das in den USA nach dem 11. Sep- 
tember 2001 geschaffene Heimatschutz- 
ministerium (Department of Homeland 
Security) hat Zugriff auf beträchtliche 
Budgetmittel unabhängig vom Verteidi- 
gungsetat, mit denen die Forschungspro- 
jekte großer Rüstungskonzerne finan- 
ziert werden können. Die Hälfte der glo- 
balen Militärausgaben wird von den USA 
getätigt, die auf dem Feld der Militärtech- 
nologie und der Produktion moderner 
Waffensysteme einen besonders großen 
Vorsprung haben. 

Auf der Ebene der Europäischen Union 
gilt das Augenmerk der EU-Kommission 
insbesondere der Koordination und Fi- 
nanzierung von Programmen, die eine si- 
cherheitspolitische Bedeutung haben. 
Das im April 2005 aufgelegte 7. Europäi- 



RUSSLAND 




Länder, die Antipersonenminen produzieren 
Länder, die keine Antipersonenminen mehr produzieren 



2003 wurden etwa 26.000 Menschen durch Antipersonenminen getötet oder schwer verletzt. Im selben Jahr 
waren mehr als 200 Millionen solcher Minen verlegt. Auf dem Weltmarkt kosten sie zwischen 3 und 15 Dollar 
pro Stück. Jede Entschärfung kostet 300 bis 1.500 Dollar . 



Mrd. Dollar 
75-, 



USA 

466,6 Mrd. Dollar 



Grossbritannien 
Frankreich 



Japan 



staatlicher Rüstungshaushalt 
staatliche Entwicklungshilfe 



Deutschland 
Italien 



Niederlande 

Schweden 
Kanada | Belgien 
I Australien 
I I Spanien 
v i 




Rüstung und Entwicklungshilfe 



sehe Rahmenprogramm für Forschung 
und Entwicklung (FP7) sieht 3,5 Mrd. 
Euro für die Bereiche Sicherheit und 
Raumfahrt vor, die als eng verflochten an- 
gesehen werden. Diese Summe kommt 
also noch zu den Mitteln für militärische 
Forschung und Entwicklung hinzu. 

Viel versprechende Märkte tun sich 
auch bei der Modernisierung der Waffen 
und Geräte auf, die der Abwehr einer mi- 
litärischen und zivilen Bedrohung die- 
nen. Auf diese Weise stabilisiert die Si- 
cherheitsagenda, die von den USA und 
der EU für die »Zeit nach dem Kalten 
Krieg« entworfen wurde, auch die Struk- 
turen im Bereich Rüstungs- und Sicher- 
heitsindustrie. Dabei verstärkt sich die 
»transatlantische Achse« im Bereich der 
Rüstungsindustrie. Die Produktion von 
Waffen wird zunehmend zu einer euro- 
päisch-amerikanischen Angelegenheit. 
Denn die gewaltigen Kosten für die Ent- 
wicklung neuer Generationen von Waf- 
fensystemen liegen so hoch, dass sie zu 
verstärkter Zusammenarbeit zwingen. 
Die Aktionäre der Rüstungskonzerne 
können sich freuen. 

Im Lauf der iggoer-Jahre haben auch in- 
stitutionelle Anleger wie Rentenfonds 
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Attentate gegen die US-Botschafter in Tansania und Kenia 

und Angriffe auf irakischen Ziele durch 

die Luftwaffen der USA und Großbritanniens 



DXS (Spade Defense Index): repräsentiert die 54 bedeutendsten Rüstungskonzerne der Welt 
XOI: Index der Ölkonzerne 
Nasdaq: Index der Technologiewerte 

Dow Jones: Index der 30 größten US-amerikanischen Unternehmen 



Luftangriffe der Nato im Kosovo 

Wahl von George W. Bush zum Präsidenten der USA 

Anschläge auf das World Trade Center und das Pentagon 

Invasion und Beginn der Besetzung Afghanistans 



Invasion und Beginn der Besetzung des Irak 
Wiederwahl vi 
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Rüstungspolitisch relevante Ereignisse und die Entwicklung der wichtigsten Aktienmärkte M 



und Versicherungen ihr Kapital zuneh- 
mend in der US-amerikanische Rüs- 
tungsbranche angelegt. Der Druck, den 
dieses Bündnis von Finanz- und Rüs- 
tungssektor ausüben konnte, war einer 
der Faktoren, der zur Aufstockung des 
US-Militärhaushalts nach 1999 beigetra- 
gen hat, und erst recht nach 2000, nach 
dem Zusammenbruch des Nasdaq (des 
Aktienindex der Hightech-Unterneh- 
men), dem Kursverfall an der Wall Street 
und den Attentaten vom 11. September 
2001. Von dieser Entwicklung profitieren 
vor allem die Anleger: Die Kursentwick- 
lung der US-Rüstungsunternehmen be- 
schert ihnen seit einigen Jahren bemer- 
kenswerte Gewinne. 

Seit Beginn dieses Jahrzehnts haben 
sich US-amerikanische Konzerne in den 
meisten großen europäischen Ländern - 
mit Ausnahme Frankreichs - in Rüs- 
tungsunternehmen eingekauft. Und 
auch die großen europäischen Unterneh- 
mensgruppen wie die European Aeronau- 
tic Defence and Space Co. (EADS), die vor- 
mals britische BAE Systems, die vorwie- 
gend französische Thaies Group, die ita- 
lienische Finmeccanica und andere 
mussten auf den Zwang reagieren, ihren 



Aktionären einen »Wertzuwachs« zu prä- 
sentieren. Die logische Folge ist, dass sie 
ihre Präsenz auf dem US-amerikanischen 
Markt verstärken müssen. 

Die Umsätze der fünf größten Exportna- 
tionen machten 2004 volle 81 Prozent der 
globalen Rüstungsverkäufe aus. Dabei 
lag Russland als Exporteur an der Spitze, 
gefolgt von den Vereinigten Staaten und 
zwölf europäischen Ländern, deren akku- 
mulierte Exporte wertmäßig fast an die 
der USA heranreichen. Der wichtigste Ab- 
nehmer von Rüstungsgütern (im Zeit- 
raum 2000 bis 2004) war China, das seine 
Importe zu 95 Prozent aus Russland be- 
zieht. Die westlichen Lieferanten sind je- 
doch zu großen Zugeständnissen bereit, 
um sich Zugang zu diesem wichtigen Zu- 
kunftsmarkt zu verschaffen. 

Der Rückgang der Waffenexporte in den 
letzten zehn Jahren erklärt sich durch das 
Ende des Kalten Krieges und die finan- 
ziellen Probleme der wichtigsten Kun- 
den, also der Schwellenländer und der 
Staaten des Südens. Das hat zu einer ver- 
stärkten Konkurrenz unter den Anbietern 
geführt. Sie spielen auch bei den Diffe- 
renzen eine Rolle, die es zwischen der 
USA und der EU, aber auch innerhalb der 



Union hinsichtlich des 1989 verhängten 
Waffenembargos gegen China gibt. Da- 
bei geht es in Wirklichkeit gar nicht um 
die Menschenrechte, sondern um die 
Rolle, die die europäische Rüstungsin- 
dustrie bei der Erschließung eines Mark- 
tes mit großen Wachstumschancen spie- 
len kann. Und auf der geopolitischen 
Ebene geht es um die Frage, wie der Mili- 
tärmacht China zu begegnen ist. Die USA 
jedenfalls sind dabei, Taiwan massiv auf- 
zurüsten: 2005 wurden Taipeh von Wa- 
shington Rüstungsgüter im Wert von 18 
Mrd. Dollar zugesagt. 

WWW 

Rüstungsausgaben nach Ländern 

•www.globalsecurity.org/military/world/spending.htm 
Daten und Grafiken beim Stockholmer 
Friedensforschungsinstitut 

•www.sipri.org/contents/milap/milex/ 
mex_data_index.html 

Observatoire des transferts d'armements 

•www.obsarm.org/main/obsarm_cdrp.htm 
Analysen der Informationsstelle Militarisierung 

•www.imi-online.de 

Materialien zu Rüstungsindustrie von der AG 
Friedensforschung der Uni Kassel 

•www.uni-kassel.de/fb5/frieden/themen/export/Wel- 
come.html 

Kampagne gegen Waffenhandel 

• www.controlarms.org 
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Die Vereinten Nationen 
und die Vereinigten Staaten 



1909 gab es 37 große internationale 
Organisationen und Vereinigungen 
auf der Welt, knapp hundert Jahre 
später sind es 350. Die Vereinten 
Nationen waren ursprünglich als 
Dachorganisation über diesem 
Netzwerk von Institutionen gedacht. 
Doch nach dem Scheitern des New 
Yorker Reformgipfels im September 
2005 ist die UNO noch immer 
auf der Suche nach einerneuen 
Legitimation. Ein großes Hindernis 
für das Bemühen der UNO, sich zu 
erneuern und ihre internationale 
Rolle aufzuwerten, ist dabei der 
hegemoniale Anspruch der 
Vereinigten Staaten. 



Am Ende des Ersten Weltkriegs erklärte 
. der damalige US-Präsident Woodrow 
Wilson die Idee eines »organisierten ge- 
meinsamen Friedens« zum zentralen Ziel 
des neu zu gründenden Völkerbunds. 
Eine ähnliche Idee inspirierte die Grün- 
dung der Vereinten Nationen, die 1942 
von US-Präsident Franklin D. Roosevelt 
angeregt wurde. 



Die UNO, die 1945 in San Francisco be- 
schlossen wurde und ihren Sitz in New 
York fand, war zugleich eine Art Reso- 
nanzboden für die Spannungen des Kal- 
ten Krieges, aber auch eine Tribüne für 
die antikolonialen Bewegungen in aller 
Welt. Die Weltorganisation wurde immer 
wieder kritisiert; sei es, weil viele Resolu- 
tionen, die sie verabschiedete, nie umge- 
setzt wurden (insbesondere im Nahost- 
konflikt), sei es, weil sie unfähig war, den 
Zerfall Somalias, den Völkermord in Ru- 
anda oder die Massaker in Bosnien zu ver- 
hindern. Doch als dann das alte »Gleich- 
gewicht des Schreckens« durch eine Ent- 
wicklung abgelöst wurde, die eine ganze 
Serie explosiver innerer Konflikte hervor- 
brachte, hatte die UNO den Ehrgeiz, zum 
»Bollwerk gegen das Chaos in den interna- 
tionalen Beziehungen« zu werden, wie es 
UN-Generalsekretär Javier Perez de Cuel- 
lar 1990 ausdrückte. 

Die UNO sieht sich freilich mit der Arro- 
ganz der USA konfrontiert, die das Schick- 
sal der dominierenden Nation für wichti- 
ger hält als die Geschicke des gesamten 
Planeten. Zur Jahrtausendwende er- 
mahnte die US-Führung den damaligen 
UN-Generalsekretär Boutros Boutros- 
Ghali, er solle künftig »mehr Sekretär und 
weniger General« sein. Und auch seinem 
Nachfolger Kofi Annan ließen sie eine be- 
deutsame Botschaft zukommen: Weil der 



Wo die UNO und ihre Unterorganisationen ihren Sitz haben 




• UN-Unterorganisation 
oder -Sonderprogramm 



BNE pro Kopf über 3.000 Dollar jährlich 
BNE pro Kopf unter 3.000 Dollar jährlich 



Anzahl der im UN-Sicherheitsrat eingelegten Vetos 
der fünf Ständigen Mitglieder 
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China (seit 1971) 

| Sowjetunion, 
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Wie die großen Fünf ihr Vetorecht nutzen 4 



UN-Sicherheitsrat den Angriff auf den 
Irak nicht legitimiert hatte, bezeichnete 
Richard Perle, ein Chefideologe der US-Si- 
cherheitspolitik, die UNO, nach dem 
Fluss, an dem ihr Gebäude in New York 
liegt, als »Schwatzbude am Hudson« und 
frohlockte, dass nunmehr »die Fantasie- 
vorstellung von der UNO als der Grundla- 
ge einer neuen Weltordnung« am Ende 
sei. Im März 2005 ernannte George W. 
Bush einen bewährten »Falken« des Irak- 
kriegs, John Bolton, zum UN-Botschafter 
der USA, also einen ausgewiesenen Ver- 
fechter des Unilateralismus. 

Nachdem der UN-Sicherheitsrat lange 
Zeit durch die Ost- West-Rivalität blockiert 
war, bringt er nur noch in Ausnahmefäl- 
len sein Vetorecht zur Geltung, das jedem 
einzelnen der privilegierten fünf Ständi- 
gen Mitglieder (China, USA, Frankreich, 
Großbritannien und Russland) zusteht. 
Der Sicherheitsrat tagt mittlerweile fast 
ununterbrochen und verabschiedet pro 
Jahr etwa 50 Resolutionen. Zwischen 1990 
und 2001 verhängte er in 26 Fällen Sank- 
tionen. 

Beim UN-Gipfel vom September 2005 
war als zentrales Thema die Vergrößerung 
des Sicherheitsrats vorgesehen, die seit 
langem von Staaten der Dritten Welt und 



92 



Atlas der Globalisierung | LE MONDE diplomatique 





^ y 'V 25 MlTGLI*DSTAATEN DER EUROPÄtSCHFN Union 

< l> ^J^Norwegen^ C ^ Russland 

/ B , j| A . ^Schweiz Südkorea 1 £ » 

USA! ^^I^Mexikq \ *\\ Indien HP) Japan 

1 >->, Saudi-Araenen 7 / V I 

L x '< ^ " ' x Thailand« \ 4^ 

-Venezuela ^ J ^ ^ 

Kolumbien „ * N ] S|NCAPU ^ Malaysia 

9 Brasilien ) J — 585 

/ Y \ 340 Australien 

Chile» ) Südafrika 9 / I / ^\ \ 

«■»Argentinien \ \ / ____YJ / _40 

Staaten mit einem Jahresbeitrag von über i Mio. Dollar Beiträge zum ordentlichen UN-Haushalt 2003 

Wer die Vereinten Nationen finanziert < 



Mio. Dollar 
600 1 



Zahlungsrückstand der USA 
(am jeweiligen Jahresende) 

Zahlungsrückstand aller anderen Mitgliedsländer 
(zum jeweiligen Jahresende) 




1971 1973 1975 1977 1979 1981 1983 1985 1987 1989 1991 1993 1995 1997 1999 2001 2003 

Was die USA der UNO schulden < 



einigen weltpolitischen »Schwergewich- 
ten« (Deutschland, Japan, Indien, Brasi- 
lien) gefordert wird. Doch die Ständigen 
SR-Mitglieder konnten sich erneut nicht 
auf eine solche Erweiterung einigen. We- 
nig später wurde auch die Reform der 
Menschenrechtskommission verscho- 
ben, weil einige Länder sich gegen eine 
»humanitäre Einmischung« wehrten. 

Nachdem die UNO von 51 Mitgliedstaa- 
ten im Gründungsjahr 1945 auf heute 191 
angewachsen ist, versucht die Weltorgani- 
sation einen neuen Anlauf. Sie hat sich - 
nach einigen Kontroversen - gegenüber 
dem Privatsektor geöffnet und will mit der 
»Zivilgesellschaft« kooperieren. Zudem 
organisierte sie immer mehr große Konfe- 
renzen: zum Thema Bevölkerung und Ent- 
wicklung in Kairo 1994, zu globalen Um- 
weltfragen in Rio 1992, Berlin 1995 und 
Kioto 1997, den Weltfrauengipfel in Pe- 
king 1995, den Weltsozialgipfel in Kopen- 
hagen 1995, die Weltkonferenz über Ras- 
sismus in Durban 2001, den Gipfel zur 
nachhaltigen Entwicklung in Johannes- 
burg 2002. 

Die Anzahl der Friedensoperationen hat 
im Lauf der Zeit erheblich zugenommen: 
Während es im Zeitraum 1945 bis 1987 
noch 13 waren, so wurden im Zeitraum 
1989 bis 2000 bereits 42 Blauhelmeinsät- 
ze durchgeführt. Im Jahr 2005 hatten die 
Vereinten Nationen mehr als 70.000 Blau- 
helme und Polizisten sowie 12.000 Zivilis- 
ten im Einsatz, drei Viertel von ihnen in 
Afrika. Dabei stützen sie sich militärisch 
immer mehr auf regionale Organisatio- 
nen. 

Die mangelnde Effizienz der UNO hängt 
ersichtlich auch mit ihrer schlechten 
finanziellen und militärischen Ausstat- 
tung zusammen: Die Aufwendungen für 
Friedensmissionen und internationale 
Tribunale entsprechen nur 1 bis 2 Prozent 
der weltweiten Militärausgaben. Doch die 
Organisation geriet auch durch adminis- 
trative Unregelmäßigkeiten in Misskredit 
- etwa bei der Abwicklung des Programms 
»Öl für Nahrung« im Irak -, was für die 
Rechte in den USA ein gefundenes Fres- 
sen war. 

Die UN waren aber auch dem Vorwurf 
ausgesetzt, sich zum Schutzschild und Le- 
gitimierungsinstrument für das Handeln 
der Großmächte herzugeben. Überdies 
wird kritisiert, dass Kofi Annan, dessen 
zweite Amtszeit im Dezember 2006 endet, 
Washington zu sehr entgegenkam, als er 
die amerikanische Definition von Terro- 
rismus absegnete - die einschlägige Reso- 
lution des UN-Sicherheitsrats vom 14. 



September 2005 ging auf die Ursachen 
des Terrorismus gar nicht ein. 

Eine neue Diskussion gibt es auch über 
die Struktur und Weiterentwicklung des 
Völkerrechts. Angesichts der Macht, die 
den großen Finanz- und Handelsorgani- 
sationen im Rahmen der Globalisierung 
zugewachsen ist, geht es dabei um die Rol- 
le und die Handlungsinstrumente der 
etwa dreißig UN-Unterorganisationen 
und -Sonderprogramme (in den Berei- 
chen Gesundheit, Flüchtlinge, Kindheit, 
Entwicklung u. a. m.). In den letzten zehn 
Jahren sind außerdem internationale 
Strafverfolgungsorgane entstanden, die 
entweder als Ad-hoc-Gericht gegründet 
wurden, wie der Strafgerichtshof für das 
frühere Jugoslawien, oder als universelles 
Berufungsgericht konzipiert sind, so der 
Internationale Strafgerichtshof (IStGH). 



Diese neuen Organe sind nicht unumstrit- 
ten - der IStGH wird von den USA heftig 
bekämpft -, aber sie lassen auch hoffen, 
dass sich eine wirksame internationale 
Rechtsprechung herausbildet. 



WWW 

Offizielle Seite der Vereinten Nationen 

•www.un.org 

Regionales Informationszentrum der UN 
für Westeuropa 

•www.unric.org 
Aktuelles der UNO 
•www.un.org/News 
UN über UN-Reform 

• www. u n . 0 rg/ref 0 r m 
Unabhängige Gruppe Reform Watch 

• www.reformwatch.net 

Center for UN Reform Education 

• www.centerforunreform.org 

Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen 

•www.dgvn.de 
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Von Nürnberg zum 
Internationalen Strafgerichtshof 



Die internationale Rechtsprechung 
hat sich seit 1945 ständig weiter 
entwickelt. Seit dem Ende des 
Kalten Kriegs beschleunigte sich 
dieser Prozess insbesondere im 
Bereich des internationalen 
Strafrechts zur Verfolgung von 
Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit. Im 
Juli 2002 nahm der Internationale 
Strafgerichtshof in Den Haag 
seine Tätigkeit auf. 
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Internationale Gerichtshöfe J 
O historisch 
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Internationales Triburta+f ikAferbreehen 
in;Ruanda (ICTR) 



Banjul 

Afrikanischer Gerichtshof für die Rechte 
der Menschen und Völker 



Die internationalen Gerichtshöfe A 



Das erste internationale Gericht wur- 
de 1899 in Den Haag gegründet. Der 
damals beschlossene Ständige Schieds- 
gerichtshof war zuständig für »die 
Schlichtung von Streitigkeiten zwischen 
Staaten durch Richter ihrer Wahl und 
nach Rechtsgrundsätzen« (Art. 15). An 
seine Stelle trat 1922 der Ständige Inter- 
nationale Gerichtshof des Völkerbunds 
und nach 1945 der ebenfalls in Den Haag 
ansässige Internationale Gerichtshof 
(IGH), der im Rahmen der Vereinten Na- 
tionen gegründet wurde. Der IGH urteilt 



über Streitigkeiten zwischen Staaten, die 
seine Zuständigkeit anerkennen. Die un- 
terliegende Partei muss das Urteil akzep- 
tieren - tut sie es nicht, kann sich die an- 
dere Partei an den UN-Sicherheitsrat 
wenden. Da hier die fünf ständigen Mit- 
glieder ein Vetorecht haben, genießen sie 
auch im internationalen Recht eine Son- 
derstellung. So konnten sich die USA 
1984 dem Vollzug eines IGH-Entscheids 
widersetzen, der ihre Aktionen gegen Ni- 
caragua verurteilte. In den letzten Jahren 
regelte der IGH unter anderem Gebiets- 



streitigkeiten zwischen Rumänien und 
der Ukraine sowie zwischen Benin und 
dem Niger. 

Der 1952 ins Leben gerufene Gerichts- 
hof der Europäischen Gemeinschaften 
(EuGH, mit Sitz in Luxemburg) wacht als 
Rechtsprechungsorgan der EU über die 
Einhaltung der die Mitgliedstaaten bin- 
denden Verträge und über die Umsetzung 
des Gemeinschaftsrechts. Er kann von al- 
len EU-Instanzen wie auch von den Mit- 
gliedstaaten und deren Gerichtsbarkeit 
angerufen werden. Seit 1989 kann er auch 
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als erste Instanz von natürlichen und ju- 
ristischen Personen angerufen werden. 
1994 wurde mit Sitz in Luxemburg der Ge- 
richtshof der Europäischen Freihandels- 
assoziation (Efta) gegründet. 2005 nahm 
das mit Beschluss des Europäischen Ra- 
tes vom November 2004 geschaffene Ge- 
richt für den öffentlichen Dienst der Eu- 
ropäischen Union seine Tätigkeit auf. 

Führend ist Europa auch im Bereich der 
Rechtsgarantien mit Blick auf die Perso- 
nenrechte. Der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte (EGMR) in Straß- 
burg wurde 1959 gegründet, um die Ein- 
haltung der Europäischen Menschen- 
rechtserklärung zu gewährleisten, die bis 
Dezember 2002 von 46 Staaten unter- 
zeichnet wurde. Der Gerichtshof kann 
von allen Signatarstaaten sowie von na- 
türlichen und juristischen Personen an- 
gerufen werden, sofern der nationale 
Rechtsweg erschöpft ist. 

1979 schuf die Organisation der Ameri- 
kanischen Staaten (OAS) in San Jose den 
Interamerikanischen Gerichtshof für 
Menschenrechte, der die Achtung der 
Amerikanischen Menschenrechtskon- 
vention zu überwachen hat. Dessen 
Rechtsprechung ist nicht bindend. Die 
Organisation der Afrikanischen Einheit 
(OAU) beschloss 1998 die Schaffungeines 
Afrikanischen Gerichtshofs für die Rech- 
te der Menschen und Völker, der seit Ja- 
nuar 2004, nunmehr für die Afrikanische 
Union (AU), amtiert. 

Im Bereich des internationalen Straf- 
rechts blieb die Erfahrung der Militärge- 
richte von Nürnberg (1945-1946) und To- 
kio (1946-1948) zunächst ohne Folgen. 
Erst nach dem Ende des Kalten Kriegs er- 
folgte mit Ad-hoc-Tribunalen ein neuer 
Anlauf. 1993 trat erstmals das Internatio- 
nale Tribunal für Verbrechen im früheren 
Jugoslawien (ICTY) zusammen, 1994 das ► 
Internationale Tribunal für Verbrechen 
in Ruanda (ICTR). Vier Jahre später, am 
17. Juli 1998, wurde im Rahmen der Ver- 
einten Nationen der Vertrag von Rom 
über die Schaffung eines Internationalen 
Strafgerichtshof (IstGH) unterzeichnet, 
der am 1. Juli 2002 in Kraft trat. Das erste 
beim IstGH in Den Haag anhängige Ver- 
fahren läuft seit dem 29. Januar 2007 ge- 
gen den Kongolesen Thomas Lubanga. 

Der IStGH ist für Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, Völkermord und Kriegs- 
verbrechen zuständig. Er kann nur Perso- 
nen verfolgen, deren Herkunftsland sei- 
ne Zuständigkeit anerkennt oder die Ver- 
brechen in einem der Signatarstaaten be- 
gangen haben. Die Gründungsurkunde 



Staaten, die das Internationale Tribunal 
für Verbrechen in Ruanda (ICTR) anerkennen 



Staaten, die das internationale Tribunal für Verbrechen 
im früheren Jugoslawien (ICTY) anerkennen 





Staaten, die das Statut des Internationalen Straf- Staaten, die die Rechtsprechung des Internationalen 

gerichtshofs (IStGH) ratifiziert haben (15. Nov. 2002) Gerichtshofs (IGH) als bindend anerkennen 



> 




Die internationalen Gerichtshöfe und ihre Anerkennung < 



sieht folgende Bestimmungen vor: 1. Die 
Signatarstaaten können die Zuständig- 
keit des IStGH für Kriegsverbrechen für 
die ersten sieben Jahre aussetzen. 2. Der 
IStGH kann nur nach Erschöpfung des 
nationalen Rechtswegs angerufen wer- 
den. 3. Der Sicherheitsrat kann die Straf- 
verfolgung verhindern. 

Im Mai 2006 hatten 139 Staaten das 
IStGH-Statut unterzeichnet, von diesen 
hatten es 100 schon ratifiziert. Nicht un- 
terzeichnet haben u.a. China, Nord- und 
Südkorea, Kuba, Israel, der Irak, Libyen 
und die Türkei. US-Präsident Clinton hat- 
te das Statut im Namen der USA an sei- 
nem letzten Amtstag unterzeichnet, doch 
sein Nachfolger George W. Bush zog die 



Zustimmung zurück. Washington fordert 
unter anderem eine Ausnahmeregelung 
für das Personal von friedenserhaltenden 
Operationen mit UN-Mandat. 



WWW 

Internationaler Gerichtshof 

www.icj-cij.org 

Internationaler Strafgerichtshof 

www.un.org/law/icc/index.html 

Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 

www.curia.europa.eu/de/transitpage.htm 

Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 

www.echr.coe.int 

Interamerikanischer Gerichtshof für 
Menschenrechte 

www.corteidh.or.cr 

Trial Watch - Organisation gegen Straffreiheit 

www.trial-ch.org 



Budgets der internationalen Gerichtshöfe Int. Tribunal für Verbrechen in Exjugoslawien < 



Mio. Dollar 
ICTY (2004-2005) 

ICTR (2004-2005) 



Mio. Dollar 



EuGH (2001) 





IACHR (2005) 
Efta Court (2001) 

IstGH (2005) 

EGMR (2004) 
I IGH (2004) 




1993 1995 1997 1999 2001 2004 
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Aktivisten einer globalen 
Zivilgesellschaft 



Die Zahl der Nichtregierungs- 
organisationen oder NGOs und 
ihrer Mitglieder steigt beständig 
und rapide an. Und das nicht nur 
in der entwickelten Welt, sondern 
auch in Regionen des Südens wie in 
Süd- und Mittelasien. Manche 
NGOs werden von Regierungen 
gefördert oder ausgehalten. Aber 
viele spielen eine wichtige 
Rolle für die Entwicklung und 
innerhalb der neuen sozialen 
Bewegungen, die auf eine »andere 
Globalisierung« setzen. 



Die NGOs gelten seit ihrem entschie- 
denen Auftreten beim Rio-Gipfel, 
der UN-Konferenz über Umwelt und Ent- 
wicklung von 1992, als die Bausteine ei- 
ner globalen Zivilgesellschaft. Die Be- 
zeichnung NGO (Nongovernmental Orga- 
nization; Nichtregierungsorganisation) 
stammt aus dem Vokabular der UNO und 
bezeichnet die Differenz zu Staaten und 



»regierungsamtlichen« Organisationen, 
auf denen das UN-System aufbaut (siehe 
Seite 72). Seit den i97oer-Jahren sind vie- 
le Gruppen und Organisationen entstan- 
den, die als unabhängig von staatlichen 
Stellen und zumeist auch als nicht partei- 
gebunden gelten. 

In der Regel sind NGOs mehr oder weni- 
ger spezialisierte Verbände mit bestimm- 
ten Themen und Arbeitsfeldern wie hu- 
manitäre Soforthilfe, Entwicklungspoli- 
tik, Menschenrechte, Umwelt und Frie- 
den. Dabei kann es sich um Gruppen von 
nur wenigen Experten handeln oder auch 
um Massenbewegungen und manchmal 
um eine Mischung von beidem. Viele 
NGOs haben sich in einem bestimmten 
Land entwickelt, weiten ihre Aktivitäten 
dann aber über Partnerbeziehungen auf 
die internationale Ebene aus. Zum Bei- 
spiel ist Greenpeace, eine der prominen- 
testen NGOs, zunächst als lokale Initiati- 
ve im kanadischen Vancouver entstan- 
den. Dagegen organisieren sich die so 
genannten Ingos, also Internationale 
NGOs, von Anfang an oder schrittweise 
auf globaler Ebene. Das beste Beispiel ist 
amnesty international. NGO kann also 
vieles heißen. In den Ländern, in denen 
das Rechtauf Zusammenschlüsse erst vor 
kurzem erkämpft wurde oder beschränkt 
bleibt, sind NGOs oft »Vereine« oder »Ver- 
bände« im weitesten Sinn (und nicht im 
engen Sinn der UN-Definition). 

Die Entwicklung hin zu einem globalen 
Aktionsraum und zur Finanzierung von 



Probleme und Skandale bei Sachspendenaktionen von NGOs 

•Erdbeben in Armenien 1988 

Von den gelieferten 5.000 Tonnen Arzneimitteln und medizinischen Geräten im Wert 
von 55 Millionen Dollar hatten 8 Prozent das Verfallsdatum überschritten und 4 Prozent 
waren unbrauchbar. Von den übrigen 88 Prozent erwiesen sich 58 Prozent als ungeeignet. 
•Frankreich 1991 

Von 4.000 Tonnen Arzneimitteln, die karitative Organisationen gesammelt haben, 
wurden nur 20 Prozent im Rahmen des angegebenen Hilfsprogramms genutzt. 
•Bosnien-Herzegowina 1992-1996 

Während des vierjährigen Kriegs bezog das Land 17.000 Tonnen ungeeigneter 
Medikamente, die zu vernichten 34 Millionen Dollar kostete. 
•Tsunami in Indonesien, Provinz Aceh 2004 

Von den 4.000 Tonnen erhaltener Arzneimittel mussten 622 entsorgt werden; von ihnen 
waren 60 Prozent ungeeignet und bei 25 Prozent war das Verfallsdatum überschritten. 



entsprechenden Projekten hatte aller- 
dings auch zur Folge, dass immer mehr 
Pseudo-NGOs auftreten. Von ihnen gibt 
es drei Kategorien: die Gongos (G für »go- 
vernment«), also staatlich organisierte 
NGOs; die Mongos (M für »Mafia«), also zu 
betrügerischen Zwecken organisierte 
NGOs; und schließlich die Fongos (F für 
»foreign«), die von ausländischen Geldge- 
bern organisiert werden. Bei einigen Fon- 
gos treten als Geldgeber auch Non-profit- 
Organisationen auf. Solche gemeinnützi- 
ge Stiftungen reklamieren zuweilen die 
Ethik von NGOs für sich. Das gilt etwa für 
die US-amerikanische Ford-Stiftung oder 
die Open Society Foundation des Milliar- 
därs George Soros (siehe Seite 58). 

Seit dem ersten Weltsozialforum in Por- 
to Alegre (2000) spricht man auch von ei- 
nem »neuen Internationalismus«. Die so- 
zialen Bewegungen, auf denen er beruht, 
stehen in vielfachen und komplexen Be- 
ziehungen zu den NGOs. Dabei bezieht 
sich der Begriff »soziale Bewegung« auf 
massenhafte Aktivitäten, die jeweils für 
eine Gesellschaft spezifisch sind. Ihre 
Träger sind Gruppen, die durch ein oder 
mehrere Ziele zusammengehalten wer- 
den und sich zu einer aktiven politischen 
Kraft auf nationaler oder internationaler 
Ebene entwickeln. NGOs sind zuweilen 
unmittelbar an solchen Bewegungen be- 
teiligt (Massen-NGOs), in anderen Fällen 
können sie die Rolle von sympathisieren- 
den Experten oder auch von Trittbrettfah- 
rern spielen (Gongos, Mongos). Manche 
NGOs bleiben jedoch bewusst auf ihr be- 
sonderes Interessengebiet beschränkt 
und wollen keinerlei Interaktion mit den 
sozialen Bewegungen. Die internationa- 
len Aktivitäten von NGOs können also so- 
wohl einer wirklich grenzüberschreiten- 
den Solidarität nahe kommen, sie kön- 
nen aber auch zu einer Art von laizisti- 
schen Weltbeglückungsmission werden 
oder schlicht auf traditionellen politi- 
schen Lobbyismus hinauslaufen. 

Eine der wichtigsten Quellen für NGOs 
ist das Jahrbuch, das vom Centre for Civil 
Society an der London School of Econo- 
mics publiziert wird. Nach der Ausgabe 
2003/04 ist die Zahl der Mitarbeiter der 
wichtigsten Ingos weltweit zwischen 
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Die globale Bewegung der Sozialforen seit dem Jahr 2000 < 



1993 und 2003 um 50 Prozent und die 
Zahl ihrer regionalen Büros um 43 Pro- 
zent (von 12.500 auf 18.000) gestiegen. 

Auch auf diesem Gebiet springt die Do- 
minanz der reichen Länder ins Auge: Sie 
beherbergen 83 Prozent der Büros und 
stellen 38 Prozent der Mitarbeiter. Kein 
Wunder: NGOs übernehmen in steigen- 
dem Maße Programme der staatlichen 
Entwicklungshilfe, weil sie als effizienter 
und oftmals mit der Lage vor Ort vertrau- 
ter gelten. Die stärkste Zunahme von 
NGOs ist heute in Osteuropa, Zentral- 
asien und Südasien zu verzeichnen, am 



schwächsten sind sie immer noch im Na- 
hen Osten und Nordafrika vertreten. Die 
NGOs des »Südens« (und dabei insbeson- 
dere in Asien und Lateinamerika, selte- 
ner in Afrika) konnten die internationa- 
len Sozialforen und bestimmte Kampa- 
gnen (etwa zum Schuldenerlass für die 
ärmsten Länder) dazu nutzen, vom Rest 
der Welt stärker wahrgenommen zu wer- 
den. So war zum Beispiel die massive Prä- 
senz der Dalit (Unberührbaren) in Indien 
eines der auffälligsten Merkmale des 
Weltsozialforums von Mumbai (Bombay) 
im Januar 2004. 



WWW 

Übersicht der NGOs beim Directory 
of Social Movements 

• www.social-movements.org/en/ 
Attac Deutschland 

•www.attac.de 

Deutsche Website des Weltsozialformums 

• www.weltsozialforum.org deutsch, 
Greenpeace 

• www.greenpeace.de 

Internationales Komitee des Roten Kreuzes 

• www.icrc.org/eng/ 

Centre for Civil Society an der London School 
of Economics 

• www.lse.ac.uk/collections/ccs/ 



Jahresbudget bekannter internationaler NGOs 



Mitsprachemöglichkeiten der NGOs bei der UNO A 



Amnesty international 
Medecins DU MONDE (MDM) 
Handicap international 
World Wild Fund (WWF) 
Secours catholioue - Caritas France 
Medecins sans frontieres (MSF) 
Greenpeace 
Savethe Children 

OXFAAA 

World Vision 
CARE international 
Nature Conservancy 
Rotes Kreuz 



Goodwill Industries 

Catholic Charities USA 



Allgemeiner Konsultativstatus: Wird NGOs gewährt, die sich mit fast allen 
oder der Mehrzahl der vom Wirtschafts- und Sozialrat der UN (Ecosoc) 
behandelten Fragen beschäftigen 

■ Spezieller Konsultativstatus: Wird kleineren (und jüngeren) NGOs gewährt, 
die spezifische Beiträge zu vom Ecosoc behandelten Fragen leisten können 

■ Listen- (Roster-)Status: wird NGOs gewährt, die nur gelegentlich 
zur Arbeit des Ecosoc beitragen können 

Der Status wird vom NGO-Ausschuss des ECOSOC auf Antrag verliehen. 
Nur NGOs mit allgemeinem Konsulativstatus (Kategorie I)) haben beim 
ECOSOC Rederecht bzw. ein Vorschlagsrecht für die Tagesordnung und 
dürfen ihre Stellungnahmen als UN-Dokument verbreiten. 
2.500-1 

"Zahl der NGOs 
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Die unkontrollierte Macht 
der Mediengiganten 



Auch aufdemlnformations- und 
Kommunikationsmarkt wächst 
die Macht derMultis. Mit 
zunehmender Konzentration im 
Mediensektor steigt der Druck 
der Konzerne auf die politischen 
Kräfte, die ihre wirtschaftlichen 
Interessen fördern sollen. Dies 
beschleunigt die Banalisierung 
der Medieninhalte. Bürger und 
Wähler, die über die Geschicke 
ihrer Gesellschaften entscheiden 
sollen, werden immer schlechter 
informiert. 



Mit dem Tod des Australiers Kerry Pa- 
cker im Dezember 2005 endete eine 
bemerkenswerte zwanzigjährige Wirt- 
schaftskarriere: Der reichste Mann Aust- 
raliens hatte sein Vermögen von 5 Milliar- 
den US-Dollar in der Medienbranche ge- 
macht. Der Eigentümer der wichtigsten 
TV-Kette und eines Printmedienkon- 
zerns besaß am Ende Ländereien, größer 



als Belgien. Packer war in der Lage, Druck 
auf jede australische Regierung auszu- 
üben, wenn er seine Interessen durchset- 
zen wollte. Nach seinem Tod werden die 
Geschäfte von seinen Sohn fortgeführt. 

Als klassisches Modell eines Zusam- 
menspiels von Großvermögen, Medien- 
besitz und politischer Macht wird immer 
wieder Italien genannt. Hier kontrolliert 
Silvio Berlusconi, der reichste Mann des 
Landes, sämtliche Privatfernsehsender 
und war zugleich Regierungschef, das 
zweite Mal bis Mai 2006. Mit Gesetzen, 
die seine Regierung einbrachte, konnte 
er seine Geschäftsinteressen fördern und 
absichern. 

Italien ist kein Einzelfall: Die Situation 
in anderen Ländern stellt sich oft ähnlich 
dar. Von den 500 größten Privatvermögen 
der Welt gehören zehn französischen Eu- 
romilliardären. Jeder zweite von ihnen 
macht sein Geld in der Informations-, 
Kommunikations- und Werbebranche: 
Bernard Arnault, Serge Dassault, Jean- 
Claude Decaux, Martin Bouygues und 
Vincent Bollore. Sie sind fast ausnahms- 
los Männer der Rechten, die nur zu bereit 
sind, über die von ihnen kontrollierten 
Medien die Präsidentschaftswahlen zu 
beeinflussen. Damit erinnern sie an Ru- 
pert Murdoch, der seine Geschäfte vor al- 
lem in den USA, Australien und Großbri- 



tannien betreibt, und an dessen Unter- 
stützung für George W. Bush, John Ho- 
ward und Tony Blair - und deren Ent- 
scheidung für den Irakkrieg. 

Auf globaler Ebene gewinnt das Pro- 
blem des Einflusses der Medien immer 
mehr an politischer Brisanz. In Venezue- 
la verhielten sich die Privatsender partei- 
isch, als im April 2002 der (gescheiterte) 
Putsch gegen Präsident Hugo Chävez un- 
ternommen wurde. In Brasilien nutzte 
die mächtige Globo-Gruppe, die einen 
Teil der Printmedien, die meisten Kabel- 
TV-Kanäle und damit einen Teil des Wer- 
bemarkts kontrolliert, ihren Einfluss da- 
für, dass bestimmte progressive Vorha- 
ben von Präsident Lula da Silva noch we- 
niger Durchsetzungschancen hatten. 

In Deutschland stammen 27 Prozent der 
Tage szeitungs aufläge aus dem konserva- 
tiven Springer-Konzern, der 2,4 Milliar- 
den Euro Jahresumsatz macht. Und auch 
der gemäßigt konservative Bertelsmann- 
Konzern (17 Milliarden Euro Umsatz) 
kontrolliert ein ganzes Presse- und Ver- 
lagsimperium. Besonders die Springer- 
Zeitungen machen aus ihrer Unterstüt- 
zungfür die politische Rechte in Deutsch- 
land keinen Hehl. In Südkorea sind die 
wichtigsten Tageszeitungen so konserva- 
tiv orientiert, dass Präsident Roh Moo 
Hyun, der von ihnen massiv angefeindet 



Der Aufstieg des Rupert Murdoch 



Umsatz der News Corporation 2005 
(nach Geschäftsbereichen) 
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sonstige 
Buchverlage 



Radio und Fernsehen 



Kino 



Printmedien 



volle Übernahme der Sender Ten Sidney und Channel Ten Melbourne, Einstieg in den Luftfahrt- und Tourismuskonzern Ansett Transport Industries 
Kauf der »New York Post«, des »New York Magazine«, der »Village Voice« und des »New West Magazine« | 

Einstieg in die TV-Senderkette Ten Sidney 
Gründung des Boulevardblatts »National Star« in den USA 
Kauf der »San Antonio Express News« als erste Zeitung in den USA, volle Übernahme der »Perth Sunday Times« 

Kauf des »Sidney Daily Telegraph« und des »Sunday Telegraph«, 
Einstieg bei Sidney Channel Ten Television, Verkauf von Wollongon Television 



Kauf der Gruppe Cumberland Newspaper, 
des Sidney »Daily Mirror«, der Melbourner und 
Brisbaner Ausgabe von »Truth« 



Kauf der Plattenfirma Festival Records 



Einstieg in die »Perth Sunday Times« 

Übernahme der Adelaide News 
als väterliches Erbe 



Kauf des »Centralian Advocate« 



Kauf der englischen Boulevardzeitungen 
»The Sun« und »News of the World« 



Einstieg in die TV-Sender Nine Networks 
und Wollongong Television 
I 

Gründung der Tageszeitung »The Australian« 



Einstieg bei London Weekend Television 
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wird, eine Mediengruppe im Internet 
gründen wollte, um die »Tyrannei der Me- 
dien« zu brechen. 

Umgekehrt zeigen sich die politischen 
Proteges der Medienbarone gegenüber 
ihren publizistischen Fürsprechern er- 
kenntlich. So löste der australische Pre- 
mierminister John Howard kurz nach sei- 
nem Wahlsieg im Oktober 2004 sein Ver- 
sprechen ein, das Kartellrecht zu lockern, 
damit der konservative Rupert Murdoch 
sein Unternehmen auch auf australische 
Medien ausdehnen konnte. Und US-Prä- 
sident Bush musste es nie bereuen, dass 
er stets die Interessen der Informations- 
und Kommunikationsoligopole geför- 
dert hat. Die Dynamik der »Konvergenz« 
oder »Konsolidierung« wird zu Verhält- 
nissen führen, die heute das Globo-Impe- 
rium in Brasilien vorführt: In ein und 
demselben Konzern werden die Szena- 
rios für die Fernsehserien konzipiert, die- 
se Serien werden in den eigenen Studios 
produziert, von den eigenen Kanälen aus- 



gestrahlt und über die eigenen Ladenket- 
ten verkauft. 

Bei solchen Geschäftsstrategien bleibt 
für Wettbewerb und Pluralismus auf dem 
Informationssektor nur wenig Raum; die 
Qualität bleibt ohnehin auf der Strecke. 
Die Orientierung an Auflage und Ein- 
schaltquote geht fast immer auf Kosten 
internationaler Nachrichten, die kost- 
spielig sind und kein festes Publikum ha- 
ben. Als attraktiv gelten hingegen The- 
men, die einen direkten Konsumbezug 
haben, den die Werbeabteilung fördert, 
oder die von Straftaten und Verbrechen 
handeln und die garantiert ein Publikum 
finden. 

Das erste Programm des französischen 
Fernsehens, TF 1, hat nur noch fünf stän- 
dige Auslandsreporter. Ganz ähnlich 
sieht es in den USA aus: 2005 gab es nur 
zwei US-Tageszeitungen, die einen stän- 
digen Korrespondenten in Afghanistan 
hatten. Noch üblere Auswirkungen hat 
das Diktat der Quote: In den USA nahm 



die Zahl der Berichte über Kriminalität 
und Pädophilie zwischen 1993 und 1996 
um 700 Prozent zu, während die Zahl der 
entsprechenden Delikte in der gleichen 
Zeit um 20 Prozent zurückging. Fast über- 
all hat die Ausbeutung solcher Nachrich- 
ten dazu geführt, dass die Strafen ver- 
schärft und mehr Leute ins Gefängnis ge- 
steckt wurden. 



WWW 

Murdochs News Corporation 

• www.newscorp.com 

Medienmacht in aller Welt (mit Karten) 

•www.ketupa.net 

Medienkritik, Schwerpunkt Frankreich 
bei Action critique medias 

•www.acrimed.org 

Globales Netzwerk für demokatische Medien 

• www.mediachannel.org 
Medienkritik 

• www.nachdenkseiten.de 
Europäisches Zeitschriftennetzwerk 

• www.eurozine.com 



Jedes zusätzliche Rechteck steht für ein im betreffenden Jahr gekauftes Unternehmen, 
jedes abgetragene Rechteck für ein verkauftes Unternehmen. 
Die Farben zeigen die Branche der Unternehmen an. 



Printmedien 

Radio und Fernsehen 

Buchverlag 

Kino 



Musik 
Sport 
Transport 

Internet und Telekommunikation 



Kauf des Online-Spyware-Anbieters Intermix Media und 
der IT-Unternehmen IGN Entertainment und ISP Easynet 

Verkauf der mehrheitlichen Anteile an der News Corporation, Verkauf der LA Dodgers I 

Gründung von Sky Italia (nach Kauf des TV-Senders Telepiü ^ 

Beteiligung am Software-Unternehmen Healtheon-WebMD ^^^m ^^^5 ^^^m 2 



Kauf der Verlage William Morow und Avon Books und 
des australischen Musikunternehmens Mushroom Records 



Kauf der TV-Produktionsfirma New World Communications, 
des Marketing Service-Unternehmens Heritage Media und des Baseballteams Los Angeles Dodgers 



Gründung des TV-Senders Fox News, Beteiligung am japanischen TV-Sender Asian National Broadcasting, 

Kauf des australischen Musikproduzenten Larrikin Records 

Gründung des Internet-Providers Lance Broadystem Ventures, Fusion mit Datakom Asia 

Kauf des TV-Senders British Satellite Broadcasting, Fusion mit Sky Television zu BSkyB, 
Beteiligung am neu gegründeten Kabel-TV-Anbieter Sky Cable 

Kauf des Unternehmens Delphi Internet Services, erneuter Kauf der »New York Post« 

Kauf des Verlags William Collins, Fusion mit Harper & Row zu HarperCollins, 
Gründung von Sky Television in Großbritannien, Kauf des Fachverlags Scott, Foresman/Little, Brown 



Kauf des Zeitschriftenkonzerns Triangle Publications, 
Verkauf der »New York Post« 

Kauf des Buchverlags Harper & Row 

Gründung der TV-Kette Fox Television Network 



Kauf des Filmstudios Twentieth Century Fox 
und von 7 Ketten der Gruppe Metromedia 

Kauf der englischen Zeitungen 
»The Times« und »The Sunday Times« 

Gründung der Unternehmensgruppe 

News Corporation 1 



Verkaufeines 
Zeitschriften pakets 
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Migration und das Geschäft 
mit der Armut 



Armut und Perspektivlosigkeit sind 
die wichtigsten, wenn auch nicht die 
einzigen Gründe für die Migration 
aus den Ländern des Südens in den 
Norden. Mehr oder weniger legale 
Netzwerke von Vermittlern und 
Schlepperbanden schöpfen dabei 
erhebliche Gewinne ab. Das 
Geschäft mit billigen Arbeitskräften 
und vor allem mit Prostituierten 
blüht weltweit. 

In den Migrationsströmen spiegeln sich 
noch immer die alten kolonialen Ver- 
bindungen wider. Die Emigranten aus Al- 
gerien drängen nach Frankreich, die vom 
indischen Subkontinent wollen sich in 
Großbritannien niederlassen. Aber nicht 
nur das koloniale Erbe, auch die Globali- 



sierung hat zur Entstehung neuer - lega- 
ler und illegaler - Migrationsrouten bei- 
getragen. Im Fall der Vereinigten Staaten 
haben sowohl die Sonderwirtschaftszo- 
nen, in denen US-Unternehmen ansässig 
sind, als auch die US-Militärpräsenz dazu 
geführt, dass Menschen beispielsweise 
aus Vietnam, den Philippinen und El Sal- 
vador in die USA auswandern. Im Laufe 
dieser Entwicklung sind einige klassi- 
sche Auswandererländer zu Einwande- 
rungs- oder zu Transitländern geworden. 
Das gilt insbesondere für die südeuropäi- 
schen Staaten Spanien, Portugal, Italien 
und Griechenland. 

Die internationalen Wanderungsbewe- 
gungen haben im Lauf der letzten Jahre 
sowohl innerhalb von Regionen als auch 
zwischen den Kontinenten deutlich zuge- 
nommen. Die Entwicklung der - mehr 
oder weniger legalen - technischen und 
organisatorischen Infrastruktur der 
Weltwirtschaft hat diese Migration be- 



günstigt und manchmal sogar auch aus- 
gelöst. Zwischen den globalen Dienstleis- 
tungs- und Gütermärkten, dem Anwach- 
sen der internationalen Geldflüsse und 
der Arbeitsmigration besteht heute eine 
intensive Wechselbeziehung. 

Die internationalen Finanzinstitutio- 
nen nehmen unmittelbar Einfluss auf die 
Mechanismen, die diese Ströme steuern, 
zum Beispiel indem sie über die so ge- 
nannten Strukturanpassungsprogram- 
me Druck auf die Entwicklungsländer 
ausüben, ihre Volkswirtschaften für aus- 
ländische Unternehmen zu öffnen oder 
die staatlichen Subventionsprogramme 
herunterzufahren. 

Auch früher schon haben bei der Rekru- 
tierung von Immigranten - ob akade- 
misch ausgebildete, ungelernte Arbeits- 
kräfte oder »Sexarbeiterinnen« - die offi- 
ziellen Akteure, also Regierungsbeamte 
oder Unternehmer der Aufnahmeländer, 
mit den Menschenhändlern (früher Skla- 
venhändler, heute Schleuserbanden) eng 
zusammengearbeitet. Doch seit in den 
i99oer-Jahren der illegale Handel mit Ar- 
beitskräften erheblich zugenommen hat, 
können die traditionellen regionalen 
Schleuser ihre Geschäfte in immer größe- 
ren Dimensionen abwickeln. Zugleich 
sind auch, zum Beispiel in der Exsowjet- 
union, neue Netzwerke entstanden. 

Parallel zum rasanten Wachstum der für 
viele Länder wichtigen Tourismusbran- 
che nimmt im Rahmen dieser »Vergnü- 
gungsindustrie« auch der Menschenhan- 
del zum Zweck der sexuellen Ausbeutung 
immer weiter zu. Dabei bilden sich ganz 
neue Handelskreisläufe heraus. So hat 
etwa der Aufschwung des Ferntourismus 
in einem Emigrationsland wie der Domi- 
nikanischen Republik den massenhaften 
»Import« von illegalen russischen Frauen 
nach sich gezogen. Manche Regionen mit 
besonders hoher Arbeitslosigkeit und 
großer Armut setzen sogar auf diesen Ge- 
werbezweig als eine Art Entwicklungs- 
strategie. 

Die von Emigranten nach Hause über- 
wiesenen Ersparnisse, aber auch die Ge- 
winne, die von den Schleusernetzen ab- 
fallen, stellen in manchen Staaten eine 
immer wichtigere Devisenquelle dar. Der 



► Die Ströme der Armuts- und Wirtschaftsflüchtlinge 



russischer 
Ferner Osten 



in die USA 




Pazifischer Ozean 



Zielländer, die viele Armuts- und Wirtschaftsflüchtlinge aufgenommen haben 

wichtigste Herkunftsregionen 

hoch qualifizierte Wirtschaftsflüchtlinge 

gering und unqualifizierte Armutsflüchtlinge 

nennenswerte interne Wirtschaftsmigration 
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Gezählt werden Menschen, die als Flüchtlinge eine Grenze 
überschritten haben und Flüchtlinge sind im Sinn der Genfer 
Flüchtlingskonvention von 1951 und der OAU-Konvention 
(Konvention der Organisation für Afrikanische Einheit zur 
Regelung der Probleme von Flüchtlingen in Afrika von 1951), 
außerdem bestimmte Asylsuchende und Menschen, die unter 
dem Schutz des UNHCR stehen. 
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5,4 Millionen der schätzungsweise weltweit 30 Millionen 

Binnenvertriebene stehen unter dem Schutz 

des UNHCR. Auch in dessen Statistiken taucht die große 

Mehrzahl der Binnenvertriebene nicht auf. 

Das US Committee for Refugees und das norwegische 

Internal Displacement Monitoring Centre veröffentlichen 

jährlich Zahlen, die nur näherungsweise Auskunft über 

die Anzahl der Binnenvertriebene geben. 
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Flüchtlinge, die Grenzen überqueren oder im eigenen Land zu Vertriebenen werden < 



Wert der Überweisungen von Emigranten 
in ihre Heimatländer ist zwischen 1999 
und 2005 weltweit von 70 auf 230 Milliar- 
den Dollar angestiegen. In Bangladesch, 
das sehr viele Arbeitskräfte in den Nahen 
und Mittleren Osten, nach Japan und 
nach Europa exportiert, beträgt der von 
den Emigranten bestrittene Anteil am 
staatlichen Devisenaufkommen inzwi- 
schen 30 Prozent. In der Dominikani- 
schen Republik übersteigt er wertmäßig 
die Einnahmen aus dem Tourismus, der 
den größten Beitrag zum Wirtschafts- 
wachstum des Landes leistet. In Mexiko 
sind die von Emigranten überwiesenen 
Dollars die zweitwichtigste Devisenquel- 
le nach den Ölexporten. 

Dass der illegale Export von Arbeits- 
emigranten ein profitabler Markt ist, gilt 
auch und vor allem für die professionel- 
len Schleuser. Die verdienten nach Anga- 
ben der UN zwischen 1990 und 2000 jedes 



Jahr 3,5 Milliarden Dollar. Ihre Einnah- 
men im Jahr 2004 lagen nach Angaben 
des US-Außenministeriums bei stattli- 
chen 7,5 Milliarden Dollar. Und während 
früher lokale Kleinkriminelle diesen 
Markt dominierten, ist er inzwischen von 
globalen Strukturen geprägt. Die organi- 
sierte Kriminalität drängt erst in jüngster 
Zeit auf diesen Markt. Und zwar mittels 
interkontinentaler Allianzen und eth- 
nisch geprägter Netzwerke, die für die 
Kontakte vor Ort, den Transport, die Ver- 
teilung der Migranten sowie die Beschaf- 
fung gefälschter Papiere sorgen. 

Der Handel mit Arbeitskräften ist in je- 
dem Fall - ob legal oder illegal organisiert 
- ein lukratives Geschäft. Das gilt insbe- 
sondere für den Handel mit Frauen, die 
zur Prostitution bestimmt sind. Doch die 
Frauen sind auch insgesamt viel mehr 
vom Menschenhandel betroffen als Män- 
ner. Seit in den Großstädten und Bal- 



lungsräumen des Nordens neue Dienst- 
leistungssektoren entstanden sind, ar- 
beiten viele Migrantinnen als Haushalts- 
hilfen, Reinigungskräfte, private Pflege- 
kräfte und Kindermädchen. Sobald sich 
irgendwo eine Community von Immig- 
ranten etabliert hat, organisieren die 
Netzwerke der Schleuser in der Regel den 
Nachschub. Das Ergebnis ist eine Art Ket- 
tenmigration. 



WWW 

Offizielle Website des 
UN-Flüchtlingskommissariats 

•www.unhcr.de 
Kritisches zu Migration 

• www.focus-migration.de 
United for Intercultural Action, 
europäisches Netzwerk 

• www.united.non-profit.nl 
Informations- und Unterstützungsgruppe 
von Immigranten 

•www.gisti.org/bienvenue/index.de.html 
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Ambivalenz in Zeiten 
der Globalisierung 



von Carolin Emcke 

W'as gibt es nicht alles für Erklärungen. Wie viele 
großflächige Theorien suchen die globale Welt in 
handliche Hierarchien aus Gewinnern und Verlierern zu 
packen: Da werden Regionen, Staaten, Berufsgruppen, 
Lebensformen in Reihen und Serien gebracht, Typen und 
Profile erstellt, die Erfolg oder Misserfolg nachträglich 
begründen sollen. 

Doch welche Formen der Interpretation, welche Genres der 
Erklärung für weiträumige historische Prozesse taugen, 
darüber ist nur selten etwas zu erfahren. Dabei lässt sich aus 
den rhetorischen Figuren, aus der Art der Erzählung, aus der 
Struktur der Betrachtung über die Globalisierung auch ein 
Merkmal der Globalisierung selbst herauslesen. 

So ist es gerade die Eindeutigkeit, die zu den eindeutigsten 
Verlierern der Globalisierung gehört. Vermeintlich 
zweifelsfreie Behauptungen oder einfache Gewissheiten sind 
seltsam stumpf und fragwürdig geworden. Der Gestus der 
analytischen Sicherheit wirkt befremdlicher denn je. 
Ironischerweise taugt ausgerechnet die Globalisierung nicht 
zur globalen Analyse. 

Allgemeine, universale Urteile zielen an der komplexen 
Wirklichkeit vorbei. Es gibt kaum eine Interpretation der 
politischen, ökonomischen, sozialen Dynamiken der 
Globalisierung, die nicht zur Differenzierung genötigt wäre; 
kaum eine Einschätzung der Vorzüge, die bestimmte Regionen 
oder Staaten genießen, ohne Hinweis auf die Nachteile für 
einzelne Landesteile, die davon ausgeschlossen sind; kaum 
eine Betrachtung der Verluste, die gewisse Bevölkerungs- 
gruppen erleiden müssen, ohne Einschränkung, der Norden 
kann nicht gegen den Süden, Männer können nicht gegen 
Frauen, Bauern nicht gegen Städter verrechnet werden. 

Immer gibt es Ausnahmen von der Regel, Widersprüche 
im System, Paradoxien in der Logik der Entwicklung. 
Die intellektuellen wie geografischen Landkarten der 
Globalisierung können nicht einfach nur internationaler, 
sie müssen vor allem präziser und kleinteiliger werden. 

Vielleicht hat die verengte Perspektive auf die öko- 
nomische Ebene der globalisierten Welt diese Erkenntnis 
verzögert. Bei aller analytischen Tiefenschärfe, mit der man 
die finanzwirtschaftlichen Zusammenhänge zu erfassen 
suchte, blieb der Blick auf die Brechungen in den 
analytischen Instrumentarien selbst verschwommen. 

In ideologiekritischer Hinsicht ist die Ambivalenz der 
große Gewinner der Globalisierung. Darin spiegelt sich 
zugleich die Textur der veränderten Welt. Alle Fantasien von 
»Reinheit« zerschellen an einer Wirklichkeit, die sich vor 
allem durch die dichte Verflechtung, die wechselseitige 
Abhängigkeit der einzelnen Teile auszeichnet. 

Was miteinander verbunden ist, verändert sich. 
Ob Waren, Wissen oder Menschen ausgetauscht werden, 
ob vornehmlich exportiert oder vornehmlich importiert, 



ob aus- oder eingewandert, ob gespendet oder geliehen wird, 
niemals bleibt eine Seite unbeteiligt und unberührt. Wenn 
weder territoriale noch symbolische Grenzen geschlossen 
sind, wenn sie vielmehr diesseits und jenseits bespielt werden, 
dann lösen sich dieses Diesseits und Jenseits selbst 
schrittweise auf. Ganz gleich wie asymmetrisch das Verhältnis 
sein mag und wie ungleich die Kräfte sein mögen, die 
aufeinander stoßen, immer wandeln sich beide Seiten durch 
die Begegnung. Manchmal treten diese Mischungen nur an 
den Rändern einer Gesellschaft, manchmal nur in der Elite 
eines Landes auf. Manchmal werden die Fusionen in 
architektonischen Veränderungen sichtbar, manchmal in 
kulinarischen. 

In jedem Fall verliert sich die frühere Homogenität in 
einem neuen Amalgam aus Fremdem und Eigenem. Hybridität 
ist das Format der Globalisierung - ob in kultureller, 
ethnischer oder biologischer Hinsicht. Die bewusste oder 
unbewusste Vermischung durchdringt alle Orte und 
Gesellschaften, wenngleich nicht mit demselben Tempo. 
So entstehen verschiedene Zeit- und Erfahrungsschichten in 
derselben Region, lagern sich Sedimente traditioneller 
Praktiken und Überzeugungen noch ab, wo zugleich schon das 
Modernere durchbricht. Es wird adaptiert, nicht einfach mehr 
assimiliert. Künstlerische Motive und Bilder werden zitiert 
und verschoben, kulturelle und ästhetische Vorbilder werden 
nicht nur vererbt, sondern verwandelt. 

Diese kulturelle Bastardisierung bedeutet zunächst einmal 
vielerorts eine Befreiung von autoritärer Bevormundung. 
Sie begünstigt ein Aufbrechen rassistischer oder ästhetischer 
Normierungen. In der Verschiedenartigkeit der angebotenen 
Identitäten oder Identifikationen, der Vielfalt der kulturellen, 
sexuellen oder religiösen Praktiken und Überzeugungen 
werden alle jene erlöst, die vorher als abweichend oder 
abnorm dem Zwang und der Gewalt einer autoritären 
Monokultur ausgeliefert waren. 

Diese bereichernden Momente der Bastardisierung zeigen 
sich auch in der Medienlandschaft und hier in dem sich 
wandelnden Verhältnis von Laien zu professionellen Akteuren: 
Der journalistische Mainstream, der sich in den eigenen 
Ausbildungsinstitutionen und Handwerkskonventionen 
verschanzt, wird zunehmend karikiert und korrigiert durch die 
Blogs der Laien, die wiederum in Foren und Links integriert 
und von ihnen vereinnahmt werden. 

Doch in der Hybridität liegt auch eine Bedrohung, wenn sie 
nur eine weitere Form der Vereinheitlichung bedeutet. Wenn 
Bastardisierung zur neuen marktwirtschaftlichen Norm wird, 
geht dies wiederum auf Kosten mancher Unterschiede und 
Eigenheiten, die der kulturellen Vielfalt überhaupt erst ihre 
Bedeutung verleihen. Am Beispiel der Zerstörung der biolo- 
gischen Diversität ist diese Gefahr am erschreckendsten 
sichtbar. 
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Erst wenn Dissens und Kritik gleichermaßen dynamisch 
sich entwickeln, wachsen mit der Globalisierung auch die 
Mittel, sie zu gestalten. Dazu müsste auf der juristischen 
Ebene ebenso zitiert und adaptiert 
werden, müssten Rechtsstatuten 
einerseits universaler werden und 
gleichzeitig in Anwendungsdiskursen 
lokal angeeignet werden. Ein erfolg- 
reiches Exempel für diese kritisch- 
konstruktive Praxis sind Rechtsbegriffe wie der »prior, free 
and informed consent«, der mittlerweile indigenen Gruppen 
weltweit Unterstützung im Kampf gegen lokale oder 
internationale Umweltvergehen bietet.Wenn schließlich auch 
noch die Hybridität selbst ambivalent betrachtet wird, dann 
wird die Globalisierung auch als ein politischer Prozess 
verstanden werden, den wir bestimmen und verändern 
können, so wie er uns bestimmt und verändert. 

► Carolin Emcke arbeitet als Redakteurin beim »Spiegel«. Sie ist 
Autorin von »Von den Kriegen. Briefe an Freunde«, Frankfurt/Main 
(Fischer) 2004. 
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Wachstum durchaus erwünscht 
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Der Gini-Koeffizient gibt die Einkommensverteilung in einer Gesellschaft an, misst damit strukturelle 
wirtschaftliche Ungerechtigkeit und macht sie international vergleichbar, o würde maximale Gleichheit 
bedeuten, 1 maximale Ungleichheit. 

HDI, der breit angelegte Index der menschlichen Entwicklung, misst soziale Faktoren von der Lebenserwartung 
über Geschlechtergerechtigkeit bis zum Zugang zu Technologien. Eine Gesellschaft ist umso entwickelter, 
je höher ihr HDI ist. 

► Menschliche Entwicklung - unterschiedlich ungleich 
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Die kapitalistische Wachstums- 
ideologie befriedigt die Bedürfnisse 
der Weltbevölkerung nicht - und der 
vermehrte Konsum gefährdet durch 
den Treibhauseffekt die Lebens- 
grundlagen künftiger Generationen. 
Gegenentwürfe wie Nachhaltigkeit 
oder Negativwachstum können die 
Interessen von Natur und Menschen 
nicht schützen. In einigen Bereichen 
brauchen wir Wachstum, in anderen 
müssen wir es verhindern. 



Der britische Wirtschaftshistoriker 
Angus Maddison hat berechnet, 
dass zwischen 1820 und 1998 die Pro- 
Kopf-Wirtschaftsleistung in Japan um 
das Dreißigfache, in Westeuropa um das 
Fünfzehnfache und im Rest der Welt um 
das Drei- bis Neunfache gestiegen ist. 
Selbst in Afrika lag der Faktor noch bei 
3,3. Dennoch leben auch heute noch hun- 
derte von Millionen Menschen in Armut 
und Analphabetentum, haben keinen Zu- 
gang zu sauberem Trinkwasser und lei- 
den an Unterernährung. Zugleich ver- 
dient das reichste eine Prozent der Welt- 
bevölkerung ebenso viel wie die ärmsten 
57 Prozent zusammen (siehe Seite 45). 

Die Kosten dieses Wachstums zeigen 
sich auch in der Klimaveränderung. Der 
C0 2 -Gehalt der Atmosphäre steigt weiter. 
Heute sind es noch 380 ppm (parts per 
million), für 2050 werden 500 ppm prog- 
nostiziert. Dann hat sich der C0 2 -Wert 
seit dem Beginn der Industrialisierung 
verdoppelt. Verantwortlich dafür sind in 
erster Linie die reichen Nationen: Ein US- 
Bürger setzt pro Jahr etwa 5.500 Kilo- 
gramm Steinkohlenäquivalent frei, ein 
Nepalese nur 35. Der mittelfristig akzep- 
table Durchschnittswert läge bei 500 Ki- 
logramm. 

Drei Wege werden diskutiert, um das 
Problem zu lösen. 

Zu Option 1 haben sich die Vereinten 
Nationen verpflichtet. 1987 empfahlen 
die UN in ihrem Brundtland-Bericht, 
»den Bedürfnissen der heutigen Genera- 
tion zu entsprechen, ohne die Möglich- 
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Vervielfachung der Wirtschaftsleistung pro Kopf zwischen 1820 und 1998: 30 
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keiten künftiger Generationen zu gefähr- 
den, ihre eigenen Bedürfnisse zu befrie- 
digen«. Dieser Weg der nachhaltigen Ent- 
wicklung ermöglichte 1997 die Annahme 
des Kiotoprotokolls zum Abbau der C0 2 - 
Emissionen. Doch der Ansatz basiert auf 
dem falschen Versprechen, ständiges 
Wachstum zu ermöglichen und zugleich 
dessen soziale und ökologische Proble- 
me zu lösen. Selbst durch verbesserte Fer- 
tigungstechnologien und den Übergang 
zur Dienstleistungswirtschaft bleibt es 
bei einer relativ geringen Ressourcener- 
sparnis , wenn die Produktion in absolu- 
ten Zahlen weiter deutlich zunimmt. 

Option 2 verwirft jede Entwicklung und 
verlangt negatives Wirtschaftswachstum. 
Ihre Befürworter verneinen einen Unter- 
schied zwischen Wachstum und Entwick- 
lung und behaupten, dass auch Letztere 
nur die Herrschaft des Westens über den 
Rest der Welt fortschreibt. Wer diese Po- 
sition vertritt, ignoriert allerdings, dass 
die Güterproduktion im Interesse der 
ärmsten Teile der Weltbevölkerung er- 
heblich gesteigert werden muss. Aus dem 
Konzept des negativen Wirtschafts- 
wachstums entsteht schließlich ein Kul- 
turrelativismus, der die Armut auf der 
Welt schlicht zu einer Projektion westli- 
cher Werte und Wahrnehmungen erklärt. 

Option 3 basiert auf drei Überlegungen, 
die sich gegen den aktuellen Trend von 
Deregulierung und Liberalismus stellen: 
•Alle Menschen dieser Erde haben das 
Recht auf Befriedigung ihrer Grundbe- 
dürfnisse. Dazu gehören neben politi- 
scher Freiheit auch Ernährung, Bildung, 
Hygiene und Gesundheit. Dies beinhaltet 
das Recht auf Wirtschaftswachstum, al- 
lerdings in differenzierter Form. 
•Produktionszweige, in denen Wachs- 
tum notwendig ist, sind von solchen zu 
unterscheiden, die - insbesondere in den 
reichen Nationen - eingeschränkt wer- 
den müssen. 

• Ein neues Verständnis von Reichtum ist 
heute unerlässlich. Statt um jeden Preis 
Produktion und Konsum voranzutreiben, 
gilt es, die Arbeitszeiten zu verkürzen, 
dem Gebrauchswert den Vorrang vor dem 
Marktwert einzuräumen und den öffent- 
lichen Sektor mit Kranken- und Renten- 
versicherung auszubauen, statt Privatver- 
sicherungen zu fördern. Die globalen öf- 
fentlichen Güter (»global public goods«, 
d.h. Ressourcen und Know-how, siehe 
Seite 106) sind gemeinsam zu verwalten 
und dürfen nicht privatisiert werden. 

Die Rentabilitätsansprüche des Kapi- 
tals kollidieren mit den Prinzipien einer 



lebenswerten Natur und Gesellschaft. In 
ihrer kulturellen Dimension verweist die 
gegenwärtige Wirtschaftskrise darauf, 
dass Fortschritt nicht länger selbstver- 
ständlich ist und die Gesellschaft dies be- 
greift. Die Idee des Fortschritts, die aus 
der Philosophie der Aufklärung stammt, 
geriet zum ideologischen Rahmen der In- 
dustriellen Revolution. Heute wissen wir, 
dass die damit einhergehende Entwick- 
lung der Wirtschaft auch ihre Schatten- 
seiten hat. Das heißt nicht, dass jeglicher 
Fortschrittsgedanke aufgegeben werden 
muss. Aber wir müssen die Risiken des 
ungebremsten Wachstums und die zu- 
nehmenden Ungleichheiten in der Ge- 
sellschaft zur Kenntnis nehmen, und des- 
halb ist es vernünftig, die menschliche 
Entwicklung von Produktionssteigerung 
und Konsumzuwachs abzukoppeln. 



Zwei Jahrhunderte ungleiches Wachstum < 



Einführend 

•de.wikipedia.org/wiki/Wirtschaftswachstum 
Angus Maddison, Die Weltwirtschaft 
•www.oecdbookshop.org (kostenloses E-Book) 
Zum qualitativen Wachstum 

• www.gcn.de/Kempfenhausen/ 
NGOs zu Wachstum 

•www.attac.de/themen/debatten/wachstum.php 

• www.redefiningprogress.org 

•www.apres-developpement.org/accueil/index_en.php 

• www.decroissance.org 
Weltentwicklungsbericht 

• hdr.undp.org (Human Development Report, mit HDI) 



Der Kohlendioxidausstoß einiger Industrie- und Entwicklungsländer < 
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Damit stellt sich die Frage, wie die sozia- 
len Beziehungen geregelt werden sollen, 
die derzeit dem Imperativ der Kapitalak- 
kumulation unterworfen sind. Dies zu 
verändern wäre ein ehrgeiziges Projekt - 
das jedoch nur dann greifen kann, wenn 
menschliches Handeln im Kontext der 
Biosphäre gedacht wird. 

WWW 
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Kapitalstrom in die falsche Richtung 



In den 1980er-Jahren kam 
die Schuldenkrise, dann die 
Flucht der Banken: Mehr als 
ein Jahrzehnt lang haben die 
meisten Entwicklungsländer 
auf den internationalen 
Finanzmärkten keine neuen 
Kredite mehr bekommen. 
In dieser Zeit finanzierte die 
Dritte Welt die Erste. Jetzt gibt 
es wieder Geld - und neue 
Abhängigkeiten. Eine kurze 
Geschichte der Nord-Süd- 
Zahlungsbilanz. 



Die privaten internationalen Kapital- 
ströme setzen sich aus drei Kompo- 
nenten zusammen. Bankkredite haben 
festgelegte Laufzeiten und Rückzah- 
lungsbedingungen. Ausländische Direkt- 
investitionen - Firmenneugründungen 
oder -beteiligungen - stellen recht stabile 
und reale Formen der Anlage dar. Portfo- 
lio-Investitionen schließlich, die Wertpa- 
piere wie Aktien und Staatsanleihen um- 
fassen, sind handelbar und unterliegen 
oft großen Schwankungen in Kurswert 
und grenzüberschreitendem Handelsvo- 
lumen. Eine vierte Finanzquelle ist die öf- 
fentliche Entwicklungshilfe. Die Struktur 
der Kapitalbewegungen in die Entwick- 
lungsländer hat sich im Lauf der Zeit 
drastisch gewandelt. 

Vor dem l. Weltkrieg floss vor allem pri- 
vates Kapital aus den Industriestaaten in 
ihre Kolonien. Es folgten bis in die 
I970er-Jahre in erster Linie öffentliche, 
also staatliche Gelder. Das Recycling der 
Petrodollars über das westliche Banken- 
system sorgte dann dafür, dass wieder die 
privaten Kapitalströme anschwollen: Die 



Banken wurden mit den bei ihnen unter- 
gebrachten Profiten aus dem Ölgeschäft 
zu den großen Geldgebern der Entwick- 
lungsländer. Zu zwei Dritteln handelte es 
sich dabei um Darlehen für den öffentli- 
chen Sektor - das Geld floss in den Staats- 
haushalt oder die Staatsbetriebe, die mit 
der Entkolonialisierung entstanden wa- 
ren. Von den 1970er- bis in die 1990er- 
Jahre sank der Staatsanteil am Kapitalzu- 
strom von 15,5 auf 6,4 Prozent (zu dessen 
ungleicher Herkunft siehe Seite 44). 

Die große Krise begann in den 1980er- 
Jahren. Kredite wurden teurer, weil die 
Zinsen stiegen. Der Nettokapitalstrom 
drehte, die Finanzquellen versiegten, 
und die Rückzahlung der Kredite musste 
aus eigenen Ressourcen erfolgen. Diese 
paradoxe »Hilfe« der Dritten Welt für die 
Industriestaaten hat für die große Mehr- 
heit der Bevölkerung in den Entwick- 
lungsländern, vor allem in Afrika und La- 
teinamerika, katastrophale Folgen. In 
dieser Zeit zeigte der globale Finanz- 
sektor seinen parasitären Charakter in 
neuen Formen. 



► Die reichen Länder ziehen die meisten Ausländischen Direktinvestitionen an 




zu den Ausländischen Direktinvestionen nach Regionen 
^1.000-5.000 ] keine Angaben siehe auch Seite 6y 
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Die »Rettungsaktionen« der internationalen Finanzinstitutionen sollen in erster Linie den 
Zusammenbruch des betroffenen nationalen Finanzsystems verhindern, meist durch die Vergabe von 
neuen Krediten gegen Auflagen oder bei extrem armen Ländern durch Schuldenerlass. 
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Der Beitrag aus der Fremde < 



In den frühen iggoer-Jahren war dann 
für Entwicklungsländer - von einzelnen 
Ausnahmen in Asien abgesehen - der Zu- 
gang zu Krediten praktisch blockiert. 
Zwei Gründe waren dafür ausschlagge- 
bend. Die internationalen Märkte entwi- 
ckelten neue Finanzprodukte, mit denen 
sie die alten Staatsschuldpapiere, auf de- 
nen die Banken saßen, mit Abschlägen 
handelbar machten. So wurden die Kapi- 
talmärkte gesättigt: Sofern noch ein In- 
vestor Interesse an der Dritten Welt hatte, 
kaufte er bei den Banken Altkredite auf, 
die mit der Zahlungsfähigkeit der Länder 
an Wert gewannen oder verloren. Das war 
leichter, als einzelne neue Papiere direkt 
nachzufragen und damit die Kapitalver- 
sorgung wieder in Gang zu bringen. Zu- 
gleich führten die Banken ihre Neuauslei- 
hungen an die Entwicklungsländer dras- 
tisch zurück. Während zwischen 1973 
und 1981 durchschnittlich 66 Prozent der 
internationalen Zahlungen aus dem 
Banksektor kamen, fiel dessen Anteil zwi- 
schen 1990 und 1997 auf 11,7 Prozent - 
und dieses Geld floss vor allem nach 
Asien. 

Von den großen Privatisierungen ange- 
lockt, nahmen dann in der zweiten Hälfte 
der iggoer-Jahre die Direktinvestitionen 
wieder zu, vor allem in den Schwellenlän- 
dern des Fernen Ostens und Lateinameri- 
kas sowie im südlichen Afrika. Im Zuge 
der Rubel- und Asienkrise und großer 
Umschuldungen in Lateinamerika (siehe 
Grafik oben) zogen sich die Banken wie- 
derum für einige Jahre aus dem Kreditge- 
schäft zurück, aber derzeit fließt mehr als 



dreimal so viel Kapital in die Entwick- 
lungsländer wie noch 1990 [siehe Grafik 
rechts). 

Statistisch gesehen scheinen die Wert- 
papierinvestitionen, also solche in Aktien 
und Anleihen, eine Nebenrolle zu spie- 
len. Es handelt sich dabei jedoch um Net- 
tobeträge, also Einzahlungen minus Aus- 
zahlungen, hinter denen sich enorme 
Bruttosummen verbergen können. Das 
Problem stellt sich vor allem für die 
Investmentfonds, die immer bedeutsa- 
mer geworden sind und wegen ihrer Ab- 
hängigkeit von Wechselkursen und Zin- 
sen ein heftiges spekulatives Auf und Ab 
auslösen können. Nach den Direktinves- 
toren bilden sie inzwischen die zweit- 
wichtigste Gruppe der Geldgeber. 

Die enorme Schwankungsbreite der Ak- 
tienkurse erhöht die finanzielle Anfällig- 
keit der Empfängerländer um ein Viel- 
faches. Angesichts der angespannten 
Finanzlage steigen die Risikoprämien - 
die Zinssätze für Kapitalaufnahme, Han- 
delskredite usw. - überproportional. Zu- 
gleich fördern die Schuldenkrisen die Be- 
reitschaft der Regierungen, sich den For- 
derungen des IWF zu unterwerfen. 

Auf den ersten Blick ist der Weg über 
den IWF die kostengünstigere Variante, 
da die Kreditzinsen niedrig sind. Doch 
ein IWF-Darlehen ist nicht »billig«: Die 
Wirtschaftspolitik des Schuldnerlands 
muss sich an rigide Vorgaben halten - 
Rückzahlung um jeden Preis - und in 
Kauf nehmen, dass dies die Wirtschaft 
womöglich ruiniert und für die Bevölke- 
rung äußerst negative Folgen hat. 



Nettokapitalfluss (Zufluss- Abfluss) 
in die Entwicklungsländer, in Mrd. Dollar 
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Geld für die Entwicklungsländer < 



WWW 

Einführend (mit Links) 

•www.blue-21.de/Themen/Finanzmaerkte/ 
kapitalverkehr.php 
World Development Report 2005 

• www.worldbank.org 
NGOs 

•www.blue-21.de/pdf/FDI_WDR05.pdf 
•www.eed.de/fix/files/doc/eed_FDI_04_eng.pdf 
Weltbank: Global Development Finance 
•siteresources.worldbank.org/intgdf2005/ 
Resources/gdf05complete.pdf 
F&D, Zeitschrift des IWF 
•www.imf.org/external/pubs/ft/fandd/index.htm 
Statistik (Welt, OECD, USA) 

• www.unctad.org/Templates/ 
StartPage.asp?intltemlD=2527&lang=l 

• www.oecd.org/department/ 
0,2688,en_2649_34863_l_l_l_l_l,00.html 

•www.bea.gov/bea/di/dilfdibal.htm 
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In der Schuldenfalle: kein Ausweg 
für die ärmsten Länder 



Entwicklungshilfe 
»Gute Absichten« ... 

Pearson-Bericht, 1970 verabschiedet durch 
die UN-Vollversammlung, Resolution 1522: 
»Wir empfehlen, dass jedes Geberland 
bis 1975 oder wenig später, jedoch 
spätestens bis 1980, seine Entwicklungs- 
hilfe (...) auf 0,7 Prozent des Bruttosozial- 
produkts erhöht.« 



Entschuldung 
»Gute Absichten« . 



Die Erfolgsmeldungen täuschen. 
Die Lage der Armen wird nicht 
besser. Der Schuldennachlass und 
andere Hilfsversprechen aus dem 
reichen Norden reichen nicht aus, 
um die Krise der Entwicklungs- 
länder zu überwinden. 



Konferenz der Vereinten Nationen 
zu Umwelt und Entwicklung in Rio, 
Vereinbarung der 172 Regierungen: 
»Die Industrienationen bekräftigen ihre 
Verpflichtung, die UN-Vorgabe einer 
Entwicklungshilfe von 0,7 Prozent ihres 
Bruttosozialprodukts zu erfüllen (...) und 
erklären sich bereit, ihre Hilfsprogramme 
auszubauen, um dieses Ziel so schnell 
wie möglich zu erreichen.« 



Millenniumserklärung, verabschiedet 
von der UN-Vollversammlung: 

»Wir appellieren an die Industriestaaten 
(...), in größerem Umfang Entwicklungs- 
hilfe zu leisten.« 



Konsens der Monterrey-Konferenz zur 
Finanzierung der Entwicklung, 
verabschiedet von der Konferenz und 
gebilligt von der UN-Vollversammlung: 

»Wir fordern die säumigen Industrie- 
nationen auf, konkrete Anstrengungen 
zu unternehmen, um das Ziel der 
Entwicklungshilfe in Höhe von 
0,7 Prozent vom Bruttosozialprodukt 
zu erreichen.« 



Erklärung der Finanzminister der G7 
in Washington: 

»Wir bekräftigen unser Engagement zur 
weltweiten Armutsbekämpfung und zur 
Unterstützung für die Länder, damit die 
Entwicklungshilfeziele entsprechend der 
Millenniumserklärung erreicht werden. 
(...) Zusätzliche Finanzhilfe (...) ist 
erforderlich.« 



... und die Realität 

2003 hatten nur 5 der 22 wichtigsten 
Geberländer das von der UNO 
vorgegebene 0,7-Prozent-Ziel erreicht, 
darunter kein Mitglied der G7. 



siehe auch die Zahlen Seite 44/45 



G-8-Gipfel in Birmingham: 

»Wir verpflichten uns zu gemeinsamen 
internationalen Bemühungen um einen 
schnellen und entschlossenen Abbau 
der Schuldenlast zugunsten der armen 
Entwicklungsländer (...) Wir werden 
darauf hinarbeiten (...), dass die 
betroffenen Länder die Minderung 
erfahren, die sie brauchen, um ihre 
Schuldenprobleme dauerhaft lösen 
_zu können.« 

Konsens der Monterrey-Konferenz zur 
Finanzierung der Entwicklung, 
verabschiedet von der Konferenz und 
gebilligt von der UN-Vollversammlung: 

»Maßnahmen zur Reduzierung der 
Schulden müssen schnell und 
entschlossen umgesetzt werden (...). 
Die rasche, wirksame und vollständige 
Realisierung des HPIC-Programms [für 
arme, hochverschuldete Länder], das in 
Gänze aus zusätzlichen Ressourcen zu 
.finanzieren ist, ist entscheidend.« 



G-8-Gipfel in Sea Island: 

»Wir setzen uns dafür ein, das HPIC- 
Programm für die armen nochverschul- 
deten Länder in Gänze umzusetzen und 
den ärmsten Ländern zu helfen, durch 
einen Abbau der Schulden und die Finan- 
zierung von Krediten die Schuldenlast zu 
.tragen.« 



... und die Realität 

40 Prozent der Schulden der HPIC 
wurden gestrichen. Nur 14 der 
42 betroffenen Länder erhielten 
nennenswerte Nachlässe. 



Im Jahr 2003 betrugen die Auslands- 
schulden der Entwicklungs- und 
Schwellenländer etwa 2,53 Billionen 
US-Dollar. 2005 war Brasilien mit 211 
Milliarden Dollar am höchsten verschul- 
det, es folgten Mexiko mit 174 und Argen- 
tinien mit 119 Milliarden Dollar. Doch so 
hoch die Schulden dieser drei Länder in 
Lateinamerika auch sein mögen: Auf- 
grund ihres nationalen Reichtums tragen 
sie wesentlich weniger schwer an der Last 
als die ärmsten Länder der Welt, deren 
Schulden häufig ihre gesamte Wirt- 
schaftsleistung eines Jahres übersteigen. 

Die Gesamtauslandsverschuldung der 
knapp vierzig so genannten einkom- 
mensschwachen Länder beläuft sich auf 
eine Summe von über 520 Milliarden Dol- 
lar. In einigen von ihnen, etwa in 16 Staa- 
ten Subsahara-Afrikas, hat sie mittlerwei- 
le Rekordwerte erreicht. In Sao Tome und 
Principe, Liberia und Guinea-Bissau lie- 
gen die Schulden beim Dreifachen des je- 
weiligen Bruttonationaleinkommens. Ei- 
ner der Rekordschuldner auf dem ameri- 
kanischen Kontinent ist Nicaragua mit 
172 Prozent des BNE. 

Angesichts dieser astronomischen Zah- 
len, und damit die betroffenen Länder 
überhaupt wieder Luft zum Atmen ha- 
ben, bleibt den Gläubigerländern und in- 
ternationalen Finanzinstitutionen seit ei- 
nigen Jahren nur noch die Option des 
Schuldennachlasses. Anders lässt sich 
das angestrebte Wachstum nicht erzie- 
len, das gebraucht wird, um die Lage we- 
nigstens minimal zu verbessern. Die 
jüngste Maßnahme in diesem Sinn war 
1996 die HIPC-Initiatiave für die heavily 
indebtedpoorcountries{hochverschu\dete 
arme Länder) mit 42 teilnehmenden 
Staaten. Anfang 2006 erfüllten etwa 20 
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exsowjetunion 
und Mongolei 



Lateinamerika 
und Karibik 



Schwellenländer 
n Asien 




gesamte Auslandsverschuldung — ► 
jährlicher Schuldendienst (Zins und Tilgung)-*-^ 



Länder die Bedingungen des HlPC-Pro- 
gramms. 

Dies führt zum Erlass von 50 bis 60 Mil- 
liarden Dollar Schulden, die in den 
nächsten 40 Jahren fällig geworden wä- 
ren, also weniger als 2 Milliarden Dollar 
pro Jahr. Die Initiative reicht bei weitem 
nicht aus, um für diese Länder die Ge- 
samtschuldenlast zu lindern. Es geht ihr 
erst recht nicht um deren Überwindung, 
sondern allein um die »nachhaltige Ge- 
staltung« von Restschulden, die weiter- 
hin in den Büchern stehen. Zugleich ver- 
hindern strikte Auflagen, dass die Volks- 
wirtschaften wieder auf die Beine kom- 
men und sich die soziale Lage in diesen 
Ländern bessert. 

Die reichen Länder des Nordens sind 
mit etwa 35 Billionen Dollar, rund 90 Pro- 
zent der Kredite weltweit, viel höher ver- 
schuldet als die Entwicklungsländer. Al- 
lein die USA stehen mit 7,6 Billionen Dol- 
lar in der Kreide. Das ist das Dreifache der 
Gesamtverschuldung der Länder des Sü- 
dens. Auf Rang zwei bis vier folgen Groß- 
britannien, Deutschland und Frankreich. 
Dabei stehen in diesen Ländern nur 40 
bis 60 Prozent ihres Bruttoinlandspro- 
dukts aus - aber jedes Prozent, das die Re- 
gierungen der Industrieländer in ihren 
Haushalten einsparen wollen, löst enor- 
me Proteste aus. In Afrika, Lateinamerika 
und Teilen Asiens geht es hingegen um 
viel brutalere Einschnitte - den Protesten 
dagegen sprechen die hiesigen Politiker 
und Bürokraten jede Berechtigung ab. 

Zudem finanzieren die Schuldner aus 
dem Süden, die keine neuen Kredite 
mehr bekommen, aus ihren Rückzahlun- 
gen einen Teil der Defizite der reichen Na- 
tionen (siehe Seite 84). So transferiert Sub- 
sahara-Afrika, anerkanntermaßen die 
ärmste Region der Welt, seit 1995 jähr- 
lich 1,5 Milliarden Dollar mehr in den 
Norden, als es erhält. Nigeria hat Anfang 
2006 aus Öleinnahmen die letzten 30 Mil- 
liarden Dollar an den Norden zurückge- 
zahlt, obwohl drei Viertel der Menschen 
dort von weniger als einem Dollar pro Tag 
leben müssen. 

Addiert man zu den Zahlungen für den 
Schuldendienst noch die Vorteile, die die 
Unternehmen aus dem Norden aus ihren 
Investitionen im Süden ziehen, sowie die 
Geldanlagen der dynamischsten Länder 
des Südens - beispielsweise Chinas, dem 
ein beträchtlicher Teil der US-Schulden 
gehört, das aber auch eigene Interessen 
in rohstoffreichen Entwicklungsländern 
entwickelt hat -, ergeben sich enorme 
Geldströme. Beginnen die Weltmächte 



langsam zu realisieren, welche verhee- 
renden Konsequenzen dieses Ungleich- 
gewicht auf dem Planeten hat? Sind der 
erklärte Wille der internationalen Fi- 
nanzinstitutionen, den Schuldenabbau 
voranzutreiben, und die Afrika-Initiative 
Tony Blairs Anzeichen dafür? 

Anlässlich des G-8-Gipfels im Juli 2005 
beschlossen die reichen Länder, zusätz- 
lich die multilateralen Schulden von 18 
armen Staaten zu streichen. Das war ins- 
gesamt ein Betrag von 48 Milliarden Dol- 
lar und in keiner Weise ausreichend, die 
Probleme zu lösen. Wiederum waren da- 
mit strenge Auflagen verbunden. Unbe- 
rücksichtigt blieben im Übrigen die bila- 
teralen Kredite, deren Umfang weit über 
die multilateralen Darlehen hinausgeht. 
Die finanziellen Bemühungen des Nor- 
dens angesichts dieser Lage sind also 
bestenfalls bescheiden, und Optimismus 
ist fehl am Platz. Zwar kann sich ein 
Schuldnerland mit mittlerem Einkom- 
men wie Argentinien auch über das IWF- 



Erdrückende Schulden < 



Diktat hinwegsetzen und seinen privaten 
Gläubigern vorschlagen, Kredite zu sei- 
nen eigenen Bedingungen zurückzukau- 
fen. Doch den ärmsten Ländern steht die- 
ser Ausweg nicht offen. Sie müssen auf 
den hypothetisch guten Willen derjeni- 
gen hoffen, die immer noch »Geber« ge- 
nannt werden. 



WWW 

Einführend: NGOs 

•www.weed-online.org/themen/schulden/index.html 
•www.weed-online.org/themen/iwf/index.html 
•www.blue-21.de/Themen/Finanzmaerkte/ 
Verschuldung. php 
offiziell 
•www.imf.org 

• www.worldbank.org 
weitere NGOs 
•www.erlassjahr.de/ 
•www.cadtm.org/ 
•www.oid-ido.org/ 

• www.jubileeresearch.org/ 
Tobinsteuer 

•de.wikipedia.org/wiki/Tobinsteuer 



Zonen der Hoffnungslosigkeit < 




Auslandsverschuldung % 
in Prozent des # 
Bruttonationaleinkommens 

□ 7-20 

| | 20-50 

~2 50-100 

| | 100-175 

| | 175-700 

| keine Angaben 

• nach den Kriterien der Weltbank hoch verschuldete Länder 




%1 4* 



Stand: 2003 
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KAPITEL O Gewinner und Verlierer I 

Pensionsfonds - Täter 
und Opfer zugleich 



Ihre Aufgabe ist es, die Alters- 
vorsorge von Millionen Menschen 
zu finanzieren. Dazu müssen 
Pensionsfonds die Beiträge an 
der Börse investieren. Doch wenn 
die Aktienkurse fallen, entstehen 
riesige Defizite. Konzerne kürzen 
dann lieber die Betrieb srenter 
als selbst in den Strudel gerissen 
zu werden - und viele Beitrag 
Zahler müssen länger arbeiten 



Mit Pensionsfonds angefangen ha- 
ben US-amerikanische urii briti- 
sche Unternehmen. Sie wollteniqualifi- 
zierte Beschäftigte an sich binderl indem 
sie ihnen Sozialleistungen botJh. Pen- 
sionsfonds ergänzen die betrieblichen 
Pensionskassen, die für die Arbeitneh- 
mer im privaten Sektor während cer Welt- 
wirtschaftskrise 1929 entwickelt und 
nach 1955 auch für öffentliche Angestell- 



► Unauffällig, reich und mächtig 



te geöffnet wurden. Die staatliche Rente 
hingegen, anders als in Deutschland 
nicht zur Einkommenssicherung konzi- 
piert, dient in den USA und Großbritan- 
nien nur als Schutz gegen Altersarmut. 
Die Auszahlungen, die Rentner und Pen- 
sionäre als Grundversorgung von den pri- 
vaten und öffentlichen Pensionskassen 
erhalten, sind im Vergleich zum letzten 
Gehalt gering. 

Die US-Arbeitgeber begannen zwischen 
1950 und 1970, die von der Körperschaft- 
steuer befreiten Beiträge in unterneh- 
mensfremde Fonds zur Altersvorsorge 
einzuzahlen. Die Pensionen für die Be- 
schäftigten der öffentlichen Hand unter- 
liegen den Gesetzen der Bundesstaaten, 
während die für den privaten Sektor 
durch den Employee Retirement Income 
Security Act von 1974 geregelt sind. Die- 
ses Gesetz unterscheidet zwischen leis- 
tungsorientierter (benefit-defined) und 
beitragsorientierter (contribution-defined) 
Altersvorsorge. Leistungsorientierte Pen- 
sionskassen werden meist ausschließlich 
vom Arbeitgeber finanziert. Der Arbeit- 



nehmer weiß von Anfang an, welche Aus- 
zahlungen er erwarten kann, und die 
Höhe des entsprechenden Betrages vari- 
iert je nach Dauer der Betriebszugehörig- 
keit und Gehalt. Bei nicht ausreichender 
Deckung trägt das Unternehmen das 
finanzielle Risiko. 

Beitragsorientierte Anlagen hingegen 
funktionieren ohne garantierte Aus- 
schüttungen. Die Finanzierung erfolgt 
über die Beiträge der Arbeitnehmer und 
gelegentlich auch der Arbeitgeber. Das 
finanzielle Risiko trägt der Arbeitnehmer. 
Die Höhe der Auszahlung hängt letztlich 
von der Börsenentwicklung ab. 

Seit den i98oer-Jahren sind viele leis- 
tungsorientierte Kassen geschlossen 
worden. Profitierten 1975 noch 43 Pro- 
zent der US-Beschäftigten von deren Ren- 
tenplänen, waren es im Jahr 2000 nur 
noch ungefähr 20 Prozent, während 27 
Prozent ihre Altersvorsorge über bei- 
tragsorientierte Pensionsfonds sicher- 
ten. Die Unternehmen entziehen sich 
also zunehmend der Finanzierung der 
Renten. Die Leistungsempfänger tragen 



Mexiko 




Japan 
711 



Grossbritannien 
954 

Niederlande 
Schweiz 
Dänemark 




Frankreich = 



Portugal 

Spanien Italien" 






Deutschland 



»Griechenland 



OECD-Mitglieder I I 
keine Pensionsfonds = 
keine Angaben * 



Aktiva der Pensionsfonds in den OECD-Ländern, 
in Mrd. US-Dollar 
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das finanzielle Risiko und die Beitrags- 
last immer häufiger allein. 

Der Sturz der Aktienkurse an den Bör- 
sen führte nach 2000 zur Finanzkrise der 
Altersvorsorgefonds, weil die Erträge aus 
ihren Kapitalanlagen nicht mehr zur Fi- 
nanzierung ihrer Zahlungsverpflichtun- 
gen ausreichten. Zahlreiche große US- 
Konzerne, darunter General Motors, 
Ford, Chrysler und IBM versuchten, die 
Renten zu mindern. Die Pensionskassen 
der 100 umsatzstärksten US-Unterneh- 
men, die im Index Fortune-100 zusam- 
mengefasst sind, wiesen explodierende 
Defizite auf: Sie stiegen von 78 Milliarden 
Dollar Ende 2004 auf geschätzte 129 Mil- 
liarden Dollar Ende 2005, eine Zunahme 
von 65 Prozent. 

Für die Defizite ihrer Pensionsfonds 
müssen die Konzerne Rückstellungen 
bilden, die in den Bilanzen enorme Defi- 
zite verursachen. Für viele Firmen ist da- 
her die Versuchung groß, sich unter den 
Schutz des Konkursrechts zu begeben 
und sich so ihrer Zahlungspflicht gegen- 
über ihren früheren Beschäftigten zu ent- 
ziehen. Von 2003 auf 2004 hat sich aber 
auch das Defizit der US-Bundesagentur, 
die die Pensionsfonds gegen Zahlungs- 
unfähigkeitversichert, von 11 auf 23 Mil- 
liarden Dollar mehr als verdoppelt; Ende 
2005 lag es bei 26 Milliarden Dollar. Und 
die Lage in Großbritannien ist ähnlich: 
Die 100 größten britischen Pensions- 
fonds von Unternehmen haben Ende 
2004 geschätzte 72 Milliarden Euro Defi- 
zite angesammelt. 

Auch in anderen Unternehmen mit bei- 
tragsorientierten Fonds waren viele aktu- 
elle und künftige Renten massiv vom Bör- 
senkrach betroffen. Millionen von Ge- 



haltsempfängern verloren ihr Erspartes 
und sahen sich gezwungen, später als ge- 
plant in Rente zu gehen. Anderen blieb 
keine Wahl, als in hohem Alter einen 
»kleinen Job« anzunehmen, um finanziell 
über die Runden zu kommen. 

Das Wesen der Fonds hat sich so im Lauf 
der Zeit grundlegend gewandelt: Sie sind 
immer seltener eine Quelle zur Ergän- 
zung der Rente, sondern vor allem ein Fi- 
nanzinstitut mit zweifelhafter Macht auf 
den globalen Finanzmärkten. Darüber hi- 
naus sind sie zunehmend vom Streben 
nach kurzfristiger Rendite und von der 
Logik einer für ihre Anleger attraktiven 
Risikostreuung geprägt. 

Die Einlagen werden in Aktien, Staats- 
und Unternehmensanleihen, Fondsan- 
teilen, Geldmarkttiteln und anderen 
Wertpapieren sowie in Immobilien inves- 
tiert. Zwischen 1993 und 2001 betrug die 
Zuwachsrate des Fondsvermögens durch- 
schnittlich 8 Prozent pro Jahr und blieb 
seither in den Industrieländern konstant. 
2004 investierten sie, gemessen am Brut- 
toinlandsprodukt der jeweiligen Länder, 
112 Prozent in der Schweiz, 106 in den 
Niederlanden, 65 in Großbritannien und 
95 Prozent in den USA (in Deutschland 
sind sie mit unter 4 Prozent eher unbe- 
deutend). Von den 16 Billionen Dollar 
Vermögen dieser Fonds in den Industrie- 
ländern entfallen 11 Billionen auf US- 
Pensionsfonds, also 70 Prozent; mit 
7 Prozent folgen die britischen. Damit 
haben sich die Pensionskassen zu wich- 
tigen Akteuren in der internationalen 
Finanzwelt entwickelt - und werden als 
solche in Ländern, denen solche Einrich- 
tungen nicht vertraut sind, oft stark 
unterschätzt. 



WWW 

Einführend 

•en.wikipedia.org/wiki/Pension_fund 
US-Pensionsfonds 

•www.aon.com/uk/en/about/Press_Office/ 
pension_deficit.jsp 
•www.pbgc.gov/ 

• www.. calpers.ca.gov/ 
kritisch 

• www.pensionrights.org/ 

•www.epinet.org/content.cfm/issueguides_issueguide 

Aufsicht 

•www.ceiops.org/ 

• www.iopsweb.org/page 



Calpers - wie der Größte investiert 4 

sonstige 
Immobilien 



Anleihen, 

festverzinsliche Wertpapiere, 
weniger lukrativ, aber risikoarm 



Aktien als klassische Kapitalanlage 



davon ausländische 



Calpers (California Public Employee's 
Retirement System) ist ein Pensionsfonds 
für die 1,4 Millionen Angestellten des 
US-Bundesstaates Kalifornien und mit 
einem Volumen von 200 Mrd. US-Dollar 
der größte in den USA. Die Aktiva entsprechen 
dem Bruttoinlandsprodukt von Griechenland. 
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KAPITEL O Gewinner und Verlierer 

Freihandel, das Prinzip des Stärkeren 



0,2 0,4 0,6 
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■ Belgien 

I Hongkong (China) 



ISingapur 



■ Osterreich 

IMalaysia 



■Indien 

■Saudi-Arabien 



■ Irland 

■ Polen 

■ Brasilien 



■[Tschechien 
■Ver. Arabische Err 
■ Norwegen 



25 von 186 Ländern 
kontrollieren 
zusammen 80% 
des Welthandels. 



■ Portugal 
IPhilippinen 
Israel 
Iran 



^^■ Griechenland 
^■Ukraine 
^■Slowa kei 
HChile 
^■Argentinien 
^■Vietnam 
^■Rumänien 
■Algerien 
■Venezuela 

■ Nigeria 

■ Neuseeland 
IIKuwait 
II Irak 

«Luxemburg 

^^■Slowenien 
Kolumbien 
Kasachstan 
Pakistan 
^^■Weißrussland 
^^■ Marokko 
^■ Libyen 
^■ Kroatien 
^■ Bulgarien 
^■Peru 
^■ Tunesien 
■Oman 
^■ Litauen 

Qatar 
■Ägypten 
^■ Angola 
^■Bangladesch 

■ Serbien/Montenegro 

■ Ecuador 

■ Estland 
■Costa Rica 

■ Bahrain 
■Sri Lanka 

■ Dominikanische Republik 
■Jordanien 

■Trinidad und Tobago 

■ Syrien 

■ Libanon 

■ Lettland 
■Guatemala 

Elfenbeinküste 

■ El Salvador 
■Jemen 
■Sudan 

■ Bosnien-Herzegowina 

■ Usbekistan 

■ Kuba 

■ Kenia 

■Turkmenistan 
■Aserbaidschan 
■Ghana 

■ Botswana 
■Äquatorialguinea 

■ Zypern 

■ Island 

IMacao (China) 
■Malta 

■ Uruguay 
IBrunei 

■ Kambodscha 
■Kongo 

■ Honduras 
IJamaika 
IBirma 
IKamerun 
IMauritius 
IGabun 
IMazedonien 
IPanama 

I Paraguay 
INamibia 
ISenegal 

IPapua-Neuguinea 
Niederländische Antillen 
ISimbabwe 
IBolivien 
ISwasiland 
ITansania 
ISambia 
lÄthiopien 
IMosambik 
IDem. Republik Kongo 
ITschad 
INicaragua 
lAlbanien 



56 Länder repräsentieren 
jeweils weniger als 
0,01 % des Welthandels. 



Ungehinderten Warenverkehr 
fordern immer die stärksten 
Nationen - die am meisten von 
einem Boom im Welthandel 
profitieren. Den schwächeren 
pressen sie die Zustimmung ab. 
Und sie erinnern sich nicht, 
dass alle großen Wirtschafts- 
nationen mit Protektionismus 
begonnen haben. 



Häufig heißt es, dass die Gegner des 
Freihandels Autarkie einfordern, 
um die eigene, zu teure Produktion zu 
schützen. Umgekehrt werden die Öff- 
nung gegenüber dem internationalen 
Handel und ein Wirtschaftsaufschwung 
wie der in Südkorea und China gern als 
Umsetzung der Freihandelsidee präsen- 
tiert. Das verschleiert jedoch die wahre 
Bedeutung des Begriffs ebenso wie die In- 
teressen, um die es eigentlich geht. 

Freihandel setzt freien Wettbewerb 
voraus. Eine Einmischung des Staates 
findet nicht statt. Als Gegenstück kommt 
dann weniger die Autarkie als der kon- 
trollierte Handel in Frage, wobei die Kri- 
terien für die Kontrolle umstritten sind. 
Ein hoher »Markterschließungsgrad« - 
d.h. ein hoher Anteil des Außenhandels 
im Verhältnis zur Produktion - kann mit 
intensiven Staatsinterventionen verbun- 
den sein, wie eben in Südkorea und Chi- 
na, wo der »Protektionismus« Wachstum 
schuf. Diesen Weg gingen letztlich alle 
heutigen Industrienationen, wenngleich 
die herrschende Geschichtsschreibung 
zum Welthandel dies gern übersieht. 

England schaffte in den i84oer-Jahren 
die com laws ab, die bis dahin die briti- 
sche Getreideproduktion geschützt hat- 
ten, und folgte damit dem Rat des bedeu- 



tendsten Theoretikers des Freihandels, 
David Ricardo. Zuvor hatte das Land wie 
die anderen großen Handelsmächte Mer- 
kantilismus betrieben, d. h. auf Handels- 
überschüsse gesetzt, die als reichtums- 
mehrend betrachtet wurden und Importe 
erschwerten. Starke Staaten und bedeu- 
tende Kaufleute, die Fernhandel trieben, 
eroberten mit Waffengewalt die »neue 
Welt« und kontrollierten die wichtigen 
Routen des neu entstehenden Welthan- 
dels. Im Grunde optierten sie für eine Po- 
litik des Protektionismus, die in Westeu- 
ropa wie in den USA und später auch in Ja- 
pan zur Grundlage der Industriellen 
Revolution wurde und zum schnellen 
Wachstum des internationalen Waren- 
verkehrs führte. 

Die »Freihandelsthese« wurde im Zen- 
trum der bedeutendsten Industrie- und 
Kolonialmacht der Zeit formuliert, und 
sie galt als Reaktion auf eine schwere 
Profitkrise. Ricardo, der die sinkende Bo- 
denrendite analysierte, formulierte be- 
reits vor Karl Marx die These vom tenden- 
ziellen Fall der Profitrate. England opfer- 
te seine Weizenproduktion und bemühte 
sich um den Import von preiswerteren 
Rohstoffen, um wieder Profit zu machen. 

Die These vom Freihandel wurde von ih- 
ren Vertretern als »universell« präsen- 
tiert: Jedes Land würde von ihr profitie- 
ren, wenn es sich »frei«, also nur aus wirt- 
schaftlichem Anreiz und ohne jeden herr- 
schaftlichen Zwang auf die Sektoren spe- 
zialisierte, in denen es einen »Wettbe- 
werbsvorteil« genieße. Kredite oder In- 
vestitionen reicher Länder müssten den 
armen Ländern ermöglichen, Waren aus 
den entwickelten Staaten zu kaufen. Die 
Rückzahlung der Schulden könnte über 
Exporte erfolgen. 

Bereits im 19. Jahrhundert wurde diese 
These sowohl in den USA als auch in 
Deutschland als heuchlerisch kritisiert. 
Beide Länder wuchsen zu ernsthaften 
wirtschaftlichen Konkurrenten heran 



112 



Atlas der Globalisierung | LE MONDE diplomatique 



Welthandel 2004 



und wiesen daraufhin, dass England die 
Abschaffung des Protektionismus erst 
forderte, als es seine beherrschende Stel- 
lung schon innehatte. Doch während die 
USA, Deutschland oder Japan sich auch 
gegenüber den größten Mächten Europas 
schützten, begannen sie wie zuvor Groß- 
britannien damit, im Rahmen ihrer impe- 
rialistischen Expansion die von ihnen be- 
herrschten Länder zu zwingen, ihren 
Schutz aufzugeben. Man nannte diese er- 
zwungene Öffnung der Märkte der Län- 
der »Freihandel«, obwohl die Metropolen 
über Staatsinterventionen periodische 
Krisen und soziale Unruhen eindämmen 
mussten. 

Die Revolutionen des 20. Jahrhunderts 
in den Ländern der Dritten Welt wollten 
mit der Abhängigkeit, die sie in Unterent- 



wicklung hielt, brechen. Der Kalte Krieg 
zwischen den Systemen förderte die Ent- 
kolonialisierung und den Widerstand ge- 
gen die herrschenden Mächte. Die inter- 
ventionistische Politik sowohl in Diktatu- 
ren als auch in Konsumgesellschaften 
unterwarf den internationalen Handel 
machtpolitischen Erwägungen, ohne 
dass die Bevölkerung irgendwo tatsäch- 
lich eine Wahl gehabt hätte. 

In den i97oer-Jahren wurden die die- 
sem Wachstumsmodell innewohnenden 
Widersprüche evident. Die USA verloren 
ihre Hegemonie und waren mit einer 
Profitkrise konfrontiert. So setzten sie 
den »freien Wettbewerb« auf ihre politi- 
sche Tagesordnung. Und im Hintergrund 
dieses Diskurses, der im Gegensatz zum 
machtbetonten Protektionismus anderer 



Großmächte stand, ist es multinationa- 
len Konzernen in kurzer Zeit gelungen, 
ein Drittel des Welthandels zu organisie- 
ren und ihre Produktionsstätten und Bü- 
ros dorthin zu verlagern, wo sie ver- 
gleichsweise wenig Steuern und Abgaben 
und niedrige Löhne und Gehälter zahlen 
müssen - in einer Welt, in der es für sie 
keine Grenzen mehr gibt. 



WWW 

Einführend 

•de.wikipedia.org/wiki/Neoliberalismus 

•de.wikipedia.org/wiki/Globalisierung 

NGOs 

•www.wto-runde.de/themen/gatt/98741.html 

• www.attac.de/wto/ 

Links 

•www.wto-runde.de/links/01gatt_links/ 
•www.blue-21.de/Themen/Welthandel/wto.php 



Die Welthandelsströme A 



Nordamerika 
1324 



Asien 
2388 



SÜDAMERIKA 
276 




Volumen des Warenhandels 
in Mrd. Dollar 
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Anteil des Außenhandels . 
. innerhalb der Region 
. mit anderen Regionen 




Anteil des innerregionalen am internationalen Außenhandel: 

Asien: 50% 
Europäische Union: 70% 
Nordamerika: 40% 



Warenströme in Mrd. Dollar 
Handel unter 12 Mrd. US-Dollar ist nicht dargestellt 



siehe auch Karte Seite 98 
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Dienstleistungen - die neue Ware 
auf dem Weltmarkt 



Bis Ende 2006 soll eine neue Runde 
des Vertrags abgeschlossen sein, 
mit dem die grenzüberschreitenden 
Dienstleistungen weiter liberalisiert 
werden. Was die Regierungen 
während der Verhandlungen 
an wechselseitiger Grenzöffnung 
anbieten, ist weitgehend geheim. 



Die Verabschiedung des Gats, des All- 
gemeinen Abkommens über Handel 
und Dienstleistungen, bildete 1994 den 
Abschluss der Uruguay-Runde zur Erwei- 
terung des Gatt, des Allgemeinen Abkom- 
mens über Tarife und Handel (daraus ent- 
stand die Welthandelsorganisation WTO, 
die also für das Gats zuständig ist). Das 
Gats sollte nach fünf Jahren überarbeitet 
werden und steht deswegen seit dem Jahr 
2000 wieder in der politischen Debatte. 
Das neue Abkommen soll bis Ende 2006 
unterschriftsreif sein. 

Beim Gats unterscheidet die WTO zwölf 
Wirtschaftsbereiche, in denen Dienst- 
leistungen anfallen. Eine Ausnahme stel- 



len nur kostenlose, von einem Monopol- 
anbieter erbrachte Leistungen dar, etwa 
durch staatliche Verwaltungen, Militär 
und Justiz, wobei aber die Privatisierung 
diesen Zweig immer weiter schrumpfen 
lässt. Für die WTO ist es gleichgültig, ob 
Dienstleistungen durch den privaten 
oder den öffentlichen Sektor erbracht 
werden und ob die Angebote kommer- 
ziellen Inhalts sind oder nichtkommer- 
ziell, etwa wenn sie den sozialen Zusam- 
menhalt unterstützen. 

Das Gats prüft »Maßnahmen«, nämlich 
Gesetze, Regeln und Verfahren, die für 
grenzüberschreitende Dienstleistungen 
gelten. Betroffen sind etwa auch Nicht- 
regierungsorganisationen, die durch öf- 
fentliche Zuschüsse subventioniert wer- 
den und im Ausland ihre Leistungen an- 
bieten. Unterschieden werden vier »Mo- 
dalitäten«, in denen Leistungen erbracht 
werden: 

• Dienstleistungen, die in einem Land für 
ein anderes Land erbracht werden. Dazu 
gehören Online-Bildungsangebote, die 
Energieerzeugung in einem Land für den 
Absatz in einem anderen oder die grenz- 
überschreitende Übermittlung einer ärzt- 
lichen Diagnose. 



• Dienstleistungen, für deren Inanspruch- 
nahme ein Kunde oder Auftraggeber in 
ein anderes Land fährt. Damit sind Studi- 
um, Krankenhausbehandlung oder die 
anwaltliche Beratung außerhalb des eige- 
nen Landes gemeint, aber auch die Reser- 
vierung von Hotelzimmern im Ausland. 
•Dienstleistungen, mit denen in einem 
anderen Land investiert wird. Sie dienen 
der Organisation von Unterrichtsangebo- 
ten oder der Gründung von Niederlassun- 
gen, Zweigstellen oder Firmenvertretun- 
gen im Ausland. 

•Dienstleistungen, die durch Unterneh- 
mensangehörige im Ausland erbracht 
werden. Das sind etwa ausländische 
Lehrkräfte oder Bauarbeiter, die im In- 
land tätig sind. 

Das Gats sieht bestimmte Prinzipien vor 
und erlaubt zwar Ausnahmen davon, al- 
lerdings nur unter bestimmten Bedin- 
gungen: 

•Transparenz: Es gibt eigentlich keine 
Ausnahme von dieser »Regel«; die Dul- 
dung des Bankgeheimnisses in den Steu- 
erparadiesen zeigt allerdings, wie sie ge- 
handhabt wird. 

• Meistbegünstigungsklausel: Die Länder 
müssen ausländische Leistungserbrin- 



► Exportierte Dienstleistungen - oft noch zweitrangig 

Dienstleistungen Waren 



Schlüsselbranchen Transport und Tourismus < 
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1.000 




Europa ist Exportweltmeister < 



ger genauso behandeln wie die bestge- 
stellten heimischen Anbieter. Ausnah- 
men sind auf einen Zeitraum von zehn 
Jahren beschränkt. 

•Gleichbehandlung: Die Staaten müssen 
Anbietern von Dienstleistungen aus dem 
Ausland die gleiche Behandlung gewäh- 
ren wie ihren eigenen Serviceanbietern, 
unabhängig davon, ob es sich um staatli- 
che oder private Unternehmen handelt. 
»Wettbewerbsverzerrende« Subventio- 
nen sind einzuschränken respektive zu 
verbieten. 

•Marktzugang: Die Beschränkung des 
Marktzugangs ist nicht gestattet. Beste- 
hen Ausnahmeregelungen bei verlangten 
Qualifikationen, technischen Standards 
oder Lizenzfragen, die »strenger als erfor- 
derlich sind«, kann in Verhandlungen 
ihre Aussetzung verlangt werden. 

Die WTO beschloss, das Gats nach der 
ersten Verhandlungsrunde bis 1996 als 
Prozess mit weiteren Runden anzulegen, 
die auf eine immer weitgehendere Libe- 
ralisierung zielen. Organisatorisch soll 
dies dadurch bewerkstelligt werden, dass 
immer mehr Dienstleistungsgeschäfte 
den vier Modalitäten unterworfen wer- 
den; eine Ausweitung der Privatisierung 
folgt praktisch automatisch. Die neue 
Runde soll nun bis Ende 2006 abge- 
schlossen sein. 

Vor allem viele Länder des Südens rea- 
gierten zurückhaltend. Um die neue Run- 
de in Schwung zu bringen, forderte 2001 
die WTOMinistertagung in Doha die 
Staaten auf, »Anfragen« (Liste der Länder 



mit Dienstleistungen, die sie in jeweils 
anderen Ländern liberalisiert sehen wol- 
len) und »Angebote« (Liste mit Dienstleis- 
tungen, die ein Land zu liberalisieren be- 
reit ist) zu erstellen. In bilateralen Ver- 
handlungen sollten zunächst »Anfragen« 
und »Angebote« in Deckung gebracht 
werden, um sie anschließend zu verallge- 
meinern. Die Globalisierungskritiker for- 
derten hingegen ein Moratorium dieses 
Prozesses und die Veröffentlichung der 
»Angebote« und »Anfragen«, damit in den 
einzelnen Ländern die politischen Fol- 
gen diskutiert werden können und die Be- 
troffenen nicht vor vollendete Tatsachen 
gestellt werden. 

Aber das »bilaterale« Konzept blieb ste- 
cken. Ende 2005, auf der letzten WTO-Mi- 
nisterrunde in Hongkong, wurde der 
Übergang zu »plurilateralen« Verhand- 



lungen beschlossen (siehe Seite 100). Jetzt 
besteht die Gefahr, dass wohl begründete 
Einzelinteressen von Ländern »im Inte- 
resse des Ganzen« ignoriert werden müs- 
sen, um überhaupt noch Ergebnisse zu- 
stande zu bringen. Viele Nichtregierungs- 
organisationen halten es weiterhin für 
das Beste, wenn der Gats-Prozess einfach 
platzt - dann würde es in diesem Bereich 
wenigstens nicht schlimmer. 



WWW 

Einführend 

• de.wikipedia.org/wiki/GATS 
NGOs 

•www.weed-online.org/themen/gats/index.html 

•www.wto-runde.de/themen/gats/index.html 

Links 

• blue-21.de/Themen/Welthandel/gats.php 
•www.wto-runde.de/links/03gats_links/ 



► Trinkwasser, ein Zukunftsmarkt 



Entwicklung des Zugangs zu Trinkwasser, 1990-2002 

| | Rückschritte 
] Stagnation 
] leichter Fortschritt 
| deutlicher Fortschritt 
| starker Fortschritt 
] Daten nicht ausreichend 



\/^/^\ Länder, in denen weniger als 50 Prozent 

der Bevölkerung Zugang zu Trinkwasser haben 

Länder mit Tochtergesellschaften 
im Wasser-Business (2004) von ... 

<> Suez Environnement (früher Lyonnaise des Eaux) 

o Veolia Environnement (früher Vivendi) 

* Renationalisierung der Wasserversorgung 
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Standorte: die Drohung mit dem Ausland 



Mit der Ankündigung, die Produk- 
tion zu verlagern, setzen die Arbeit- 
geber in den wohlhabenden Ländern 
ihre Belegschaften unweigerlich 
unter Druck. Die sichere Folge sind 
sinkende Löhne und reduzierte 
Sozialleistungen. Weit weniger 
sicher ist, dass sich dadurch in den 
Zielländern dieses Outsourcings die 
Lebensverhältnisse verbessern. 



Outsourcing liegt vor, wenn ein Unter- 
nehmen seine Geschäftstätigkeit in 
einem Land ganz oder teilweise einstellt 
und sie in ein anderes Land auslagert. 
Dies soll sowohl dem eigenen Markt als 
auch der Wirtschaft des anderen Landes 
Vorteile bringen. Das Zielland der Aus- 
lagerung empfängt Direktinvestitionen 
und steigert seine Beschäftigung wie 
auch die Exporte in das Herkunftsland. 
Zugleich senkt es seine Importe, weil die 
nun im Land hergestellten Waren nicht 
mehr eingeführt werden müssen. Im Her- 
kunftsland hingegen steigen die Gewin- 
ne der Unternehmen mit verlagerter Pro- 
duktion, während die Preise für die out- 
gesourcten Produkte fallen. 

In der Öffentlichkeit und den Medien 
wird Outsourcing vor allem im Zusam- 
menhang mit der Auslagerung von Pro- 



duktionsstätten in Schwellen- oder Ent- 
wicklungsländer thematisiert. In Europa 
sind vor allem die Länder des ehemaligen 
Ostblocks gemeint, die jetzt zur EU gehö- 
ren. Mit ihnen drohen die Arbeitgeber 
insbesondere, wenn Belegschaften Lohn- 
forderungen stellen. 

Fälschlicherweise ist immer wieder von 
der »Konkurrenz der Niedriglohnländer« 
die Rede. Konkurrenz? Die Folgen des 
Outsourcings lassen sich nicht exakt 
messen. Manche Sektoren sind stärker, 
andere weniger betroffen, doch insge- 
samt bleiben die Folgen bisher über- 
schaubar. In Frankreich konstatierte ein 
offizieller Bericht - wenn auch nicht un- 
umstritten -, dass die Verlagerungen ei- 
nen geringen Einfluss auf Wirtschaft und 
Arbeitsmarkt haben. In Deutschland liegt 
die Summe der abgewanderten Arbeits- 
plätze in den letzten Jahren unter 
100.000. Ähnliches gilt für die USA. Dort 
wirkt sich Outsourcing jährlich auf 
200.000 bis 500.000 Stellen aus. Damit 
bekommen 0,15 bis 0,2 Prozent der er- 
werbstätigen Bevölkerung die unmittel- 
baren Folgen zu spüren. 

Von Produktionsverlagerung ist in ers- 
ter Linie die Fertigungsindustrie betrof- 
fen, insbesondere die Textil- und Beklei- 
dungsbranche, die Leder- und Holzverar- 
beitung sowie der Herstellung von Spiel- 
waren und Elektrogeräten. Der Trend 
lässt sich aber in allen Wirtschaftszwei- 
gen beobachten, in der Industrie wie im 
Dienstleistungssektor, in Bereichen mit 
hohen wie mit niedrigen Wertschöp- 
fungskapazitäten: von der Automobilin- 



dustrie und der Luftfahrt über die Infor- 
matik bis hin zu Forschung und Entwick- 
lung. Die Zunahme der Outsourcing-Akti- 
vitäten widerspricht der klassischen The- 
se von der internationalen Arbeitstei- 
lung, die angeblich eine global ausgegli- 
chene Spezialisierung zum gegenseitigen 
Vorteil garantiert. Das Gegenteil tritt ein: 
Die Konkurrenz zwischen den Ländern in 
den Sektoren, die die gleiche Art von Be- 
schäftigung benötigen, verschärft sich. 

In den Entwicklungsländern wird Out- 
sourcing häufig als Chance zur Verbesse- 
rung der Handelsbilanz gesehen. So ha- 
ben beispielsweise die enormen Export- 
zuwächse Chinas in hohem Maß mit der 
Präsenz multinationaler, vor allem US- 
amerikanischer Konzerne zu tun, die ihre 
Produktion dorthin verlagert haben. Wal- 
Mart allein importiert jedes Jahr von US- 
Unternehmen in China gefertigte Waren 
im Wert von 15 Milliarden Dollar, ein 
Fünftel des chinesischen Gesamtexport- 
volumens. Die Entwicklung der Informa- 
tionstechnologie bietet Staaten wie In- 
dien neue Perspektiven. Damit verlieren 
die ärmsten Länder der Erde noch mehr 
den Anschluss. 

Hauptträger der Entwicklung sind die 
multinationalen Konzerne. Durch Out- 
sourcing wollen sie ihre Rentabilität stei- 
gern. Sie setzen ihre Produktionssysteme 
dem internationalen Wettbewerb aus, 
um von den Unterschieden bei Produkti- 
vität, Löhnen und Arbeitsbedingungen, 
Umweltnormen und Steuervorteilen zu 
profitieren. Die Zielländer wiederum be- 
geben sich so in einen erbitterten Kon- 



► Lohnvorteile in Südasien 
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Japan 



Der Weltbank-Index der »starren 
Arbeitsgesetzgebung« fasst 
drei Unter-Indices zusammen: 
einen Index der strikten 
Arbeitszeitregeln, einen der 
Einstellungs- und einen 
der Entlassungsbeschränkungen. 



Malaysia 
Singapur^ y 



Australien ■ 

keine Angaben 



Salomoninseln 



0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 10 0 

locker Arbeitsgesetze starr 

o bedeutet vollkommen ungeschützte, 100 vollkommen geschützte Beschäftigte 



Neuseeland 



Für Unternehmer, die auf der Suche nach nichtqualifizierten billigen Arbeits- 
kräften sind, kennzeichnet die Weltbank Länder mit dem weitreichendsten 
Beschäftigungsschutz. Wie bei solchen Rechenexempeln üblich, führt die 
zugrunde liegende Annahme - hier: ein Arbeiter, nicht gewerkschaftlich 



organisiert, mit voller Stelle, seit 20 Jahren in einem gewerblichen Betrieb mit 200 
Beschäftigten - im Ländervergleich zu einigen bizarren Ergebnissen. So sind die 
afrikanischen Arbeiter wesentlich weniger geschützt, als die Karte es vermuten 
lässt. Dennoch vermittelt das Bild eine Vorstellung vom Schwinden des Sozialen. 



► Wie die Weltbank beim Geschäftemachen hilft 



kurrenzkampf. Sie wollen für das multi- 
nationale Kapital attraktiv sein und set- 
zen ihre besonderen »komparativen Vor- 
teile« umso stärker ein, je ärmer sie sind: 
geringere oder nicht vorhandene Sozial- 
standards und Umweltschutzbestim- 
mungen, Missachtung grundlegender Ar- 
beitsrechte und anderes mehr. 

Diese Konkurrenz kann jegliche Mög- 
lichkeit realer ökonomischer und sozia- 
ler Entwicklung verhindern, die doch ein 
Grundinteresse der Menschheit ange- 
sichts der längst nicht befriedigten 
Bedürfnisse in der Welt ist. Outsourcing 



wirft die Frage nach dem Recht auf Ent- 
wicklung und nach der Wahrung sozialer 
und ökologischer Standards weltweit auf. 
Immer wieder muss gefragt werden, ob 
Outsourcing die Lebensverhältnisse in 
den Zielländern verbessert oder ver- 
schlechtert und zu welchen Kosten die 
Standortverlagerungen betrieben wer- 
den. Dann können die sozialen Bewegun- 
gen, die sich für eine Alternative zu Neo- 
liberalismus und Globalisierung ein- 
setzen, Strategien entwickeln, die die 
weltweite Konkurrenz der Arbeitskräfte 
verhindern. 



WWW 

Einführend 

•de.wikipedia.org/wiki/Offshoring 
•en.wikipedia.org/wiki/Offshoring 
Weltbank/Arbeitsmarkt 

• www.doingbusiness.org/ 
•www.ilo.org/public/english/dialogue/sector/ 

themes/epz/epz-db.pdf 
USA 

•www.citizen.org/trade/offshoring/ 

• www.techsunite.org/ 
Deutschland 

•www.einblick.dgb.de/archiv/0407/tx040702.htm 
•www.dw-world.de/dw/article/0,2144,1873155,00.html 
IT Outsourcing 

• http://basman.wordpress.com/tag/trends/ 
•www.cio.de 

•news.zdnet.com/2100-9597-5994812.html 



Arbeitsplätze und Standorte: die überschätzte Verlagerung < 




117 



KAPITEL O Gewinner und Verlierer 



Finanzparadiese für Reiche 
und Terroristen 



Die Anschläge vom 11. September 
2001 haben den Kampf gegen 
internationale Geldwäsche und 
Steuerhinterziehung verändert. 
Mit schärferen Kontrollen der 
Offshore-Zentren will 
Washington künftig die 
Finanzierung des Terrorismus 
verhindern. Aber die USA gehen 
einseitig und eigennützig vor, 
denn sie wollen weiter von den 
Grauzonen und Schlupflöchern 
profitieren. 

Im Jahr 2000 erreichte die internatio- 
nale Mobilisierung gegen Offshore- 
Bankplätze ihren Höhepunkt. Das von 
der G7 geschaffene Financial Stability Fo- 
rum, die Industrieländer-Organisation 
OECD und die ebenfalls in Paris angesie- 
delte Financial Action Task Force (FATF) 
veröffentlichten fast zeitgleich Listen mit 
Ländern und Regionen, die fragwürdige 
Finanzpraktiken erlaubten oder Steuer- 
betrug und Geldwäsche förderten. 

Recht bald zeigte sich jedoch, dass diese 
zeitliche Parallelität eher Zögerlichkeit 
bedeutete als den Willen unterstrich, den 
kritisierten legalen Möglichkeiten ein 
Ende zu machen. Nur die FATF führte ihre 
schwarze Liste mit zunächst fünfzehn 
»nicht kooperierenden« Ländern und Re- 
gionen im Kampf gegen die Geldwäsche 
fort, baute sie dann jedoch sukzessive ab. 
Heute sind nur noch zwei Länder aufge- 
führt, Nigeria und Birma. War der Kampf 
gegen die Geldwäsche so erfolgreich, 
dass dieses Ergebnis gerechtfertigt ist? 

WWW 

NGOs/Einführungen 

•www.blue-21.de/Themen/Finanzmaerkte/ 
Steueroasen. php 

•www.attac.de/steuerflucht/material/ag/ 
attac-stoppsteuerflucht.pdf 

• www.transparency.org 

• www.taxjustice.net 

• www.moneylaundering,com 

• www.incorporateoffshore.net (Blog) 
offiziell 

•www.fatf-gafi.org 



Tatsächlich sind die unter der Schirm- 
herrschaft der FATF eingeführten Maß- 
nahmen nie auf ihre Effizienz überprüft 
worden. 

Die Attentate vom 11. September 2001 
haben den Kampf um die Sanierung des 
Finanzsystems verändert. Logisch wäre 
es gewesen, wenn sich die Regierungen 
ernsthaft mit den Schwächen des westli- 
chen Bankwesens und der internationa- 
len Kapitalmärkte befasst hätten, durch 
die die Terroristen ihre Anschläge finan- 
zieren konnten. Dies gilt insbesondere 
für die Steuerparadiese, von denen al- 
Qaida ebenso profitierte wie das organi- 
sierte Verbrechen. Gemeinsam hätte man 
internationale Regeln aufstellen können, 
um den immer wieder kritisierten Off- 
shore-Praktiken ein Ende zu bereiten. 
Doch quasi im Alleingang bemächtigten 
sich die USA durch die Verabschiedung 
des Patriot Act im Oktober 2001 der inter- 
nationalen Banken- und Finanzaufsicht 
und zwangen die Branche weltweit zur 
Transparenz ihrer Strukturen und Fi- 
nanzoperationen. 

Obwohl sie die Probleme des Finanzsys- 
tems richtig erkennt, weist diese Politik 
zwei Schwächen auf. Zum einen konzen- 
triert sie sich auf den Antiterrorkampf. 
Die Sanierung des Systems bleibt außen 
vor; auch der Kampf gegen die Mafia und 
andere Formen des organisierten Verbre- 
chens sind aus dem Blickfeld geraten. 
Zum anderen behalten die USA die Infor- 
mationen aus dem Überwachungssystem 
für sich. Die der Welt aufgezwungenen 
Maßnahmen sind daher nicht nur zu kri- 
tisieren, weil die Gemeinsamkeit bei der 
Bekämpfung des Terrorismus fehlt, son- 
dern auch, weil zu befürchten ist, dass sie 
nur begrenzte ökonomische Wirkung 
entfalten. 

Denn die USA wollen keineswegs mehr 
Transparenz im Finanzsektor. Die Steuer- 
paradiese bestehen weitgehend unange- 
tastet weiter. Vielleicht kommt es hier 
und da bei manchen Exzessen zu kleine- 
ren Interventionen, doch die Offshore- 
Zentren haben sich genaueren Kontrol- 
len entzogen und verstehen es nach wie 
vor, ihre ökonomischen Spielräume gut 
zu verbergen. Der Kampf gegen die Geld- 



wäsche hat für die USA nur im Zusam- 
menhang mit der Terrorbekämpfung 
Priorität. Im Übrigen nutzen insbesonde- 
re Großbritannien und in erster Linie die 
USA selbst solche Zonen. 

Allerdings üben die USA im Namen des 
Kampfes gegen die Finanzierung des Ter- 
rorismus beträchtlichen Druck auf Fi- 
nanzsysteme aus, die sich ihrer Macht 
mehr oder weniger entziehen. Das be- 
trifft geheime Überweisungssysteme vom 
Typ Hawala, die überall in der Dritten 
Welt und der muslimischen Diaspora zu 
finden sind, und ebenso die islamischen 
Banken, die hermetisch abgeschottet 
ihre Geschäfte betreiben. Diese Finanz- 
kreise, in denen beträchtliche Summen 
bewegt werden, sind ähnlich undurch- 
dringlich wie das westliche System. Doch 
werden sie seit September 2001 wesent- 
lich stärker stigmatisiert. Der derart auf 
die Finanzquellen des Terrorismus fixier- 
te Kampf gegen die Geldwäsche er- 
scheint so als ein Mittel, um die nur den 
reichen Ländern nützenden Grauzonen 
zu erhalten. Und den Ländern der Dritten 
Welt bleibt keine andere Wahl, als sich 
diesem System unterzuordnen. 



transnationale kriminelle Vereinigungen 
USA 

Cosa Nostra (40.000 Mitglieder, 25 Familien) 
Kolumbien 

Drogenmafia (25.000 Personen, 2.500 Gruppen) 
Italien 

Mafia (Sizilien, 50.000 Mitglieder, 150 Familien), 

Camorra (Kampanien, 7.000 Mitglieder, 130 Familien), 

N'Drangheta (Kalabrien, 5.000 Mitglieder, 150 Familien), 

Nuova Sacra Corona Unita 

(Apulien, 2.000 Mitglieder, 50 Familien) 

Russland 

160.000 Mitglieder, 12.000 Gruppen 

Japan 

Yakusas: 

Yamaguchi Gumi (23.000 Mitglieder, 750 Klans), 
Sumiyoshi Rengo (7.000 Mitglieder, 170 Klans), 
Inagawa Kai (7.000 Mitglieder, 300 Klans) 
Hongkong 
Triaden: 

Vereinigte Wo (40.000 Mitglieder, 10 Klans), 

14 K (25.000 Mitglieder, 30 Klans), 

Sun Yee On (50.000 Mitglieder, ) 

Andere betroffene Staaten 

Kanada, Mexiko, Jamaika, Türkei, Albanien, 

Kosovo, Tschetschenien, China, Taiwan, Nigeria, Israel, 

Staaten im Kaukasus und Zentralasien (Ferganatal) 
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Agrarsubventionen, 
die den Hunger mehren 



Mehr als die Hälfte der Menschen 
in den Entwicklungsländern 
leben von der Landwirtschaft - 
in den Industrieländern sind es 
nur einige wenige Prozent. Doch 
Freihandelsgespräche bedeuten 
für die reichen Länder, sich für 
ihre überschüssigen Agrar- 
produkte den Weg in den Süden 
freizukaufen. Damit schädigen 
sie die Kleinproduzenten in 
Nord und Süd. 



Bei der Freihandelsrunde von Doha 
geht es um die Zukunft der Landwirt- 
schaft. Die Verhandlungen 2006 drohen 
zu scheitern, nachdem schon die Tagung 
des Jahres 2005 in Hongkong keine Eini- 
gungbrachte. Das Thema ist von enormer 
Bedeutung: Weltweit sind 44 Prozent aller 
Beschäftigten im Agrarsektor tätig, in Ent- 
wicklungsländern 55 Prozent, in der EU 
nur 4,5 und in den USA sogar nur 2 Pro- 
zent. 

Dennoch wurde zwischen 2000 und 2003 
nur mit einem geringen Teil der globalen 
landwirtschaftlich produzierten Nah- 
rungsmittel Handel betrieben: mit 12,5 
Prozent des Getreides, 7,4 Prozent des 
Fleischs und 7,1 Prozent der Milchpro- 
dukte. Agrarische Güter machten nur 6,1 



Prozent der EU-Exporte aus, in den Verei- 
nigten Staaten lag ihr Anteil bei 8 Prozent. 
In zahlreichen Entwicklungsländern sind 
sie jedoch die wichtigsten Handelspro- 
dukte. 

Das Millenniumsziel, die Zahl der Hun- 
gernden in der Welt bis zum Jahr 2015 zu 
halbieren, ist durch eine Liberalisierung 
des Handels mit Agrargütern nicht zu er- 
reichen. Prozentual zur Weltbevölkerung 
ist der Anteil der in Armut lebenden Men- 
schen seit 1996 gesunken. Aber absolut 
stieg ihre Anzahl zwischen 1995 und 2002 
von 834 auf 852 Millionen an, davon 815 
Millionen in den Entwicklungsländern, in 
denen drei Viertel der Bevölkerung in 
ländlichen Gebieten leben. Trotz einer 
Steigerung beim Export von Südfrüchten 



► Je geringer der Handel mit landwirtschaftlichen Gütern, desto mehr geht in die Ferne 
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nimmt das Nahrungsmitteldefizit in Sub- 
sahara-Afrika zu. Seit 1996 fordert Via 
Campesina, ein Dachverband von Klein- 
bauern in Nord und Süd, jegliche Form 
von Dumping zu verbieten und das Recht 
jedes Staates anzuerkennen, über seine 
Agrarpolitik selbst zu bestimmen. Er soll 
auch einen wirksamen Schutz gegen ver- 
billigte Agrarimporte aus den reichen 
Ländern verhängen, inländische Subven- 
tionierungen zulassen und die Herstel- 
lung bestimmter Güter für den Weltmarkt 
beschränken dürfen. 

Denn die Liberalisierung des Handels 
marginalisiert die bäuerliche Landwirt- 
schaft sowohl im Süden als auch im Nor- 
den der Welt. Gegen ein sozial und ökolo- 
gisch nachhaltiges Modell der Landwirt- 
schaft, das sich auf Kleinbetriebe und Fa- 
milienunternehmen stützt und für den 
Binnenmarkt produziert, steht die indus- 
trielle Agrarproduktion, die gemeinsam 
mit der Nahrungsmittelindustrie neue 
Märkte für Produktion und Absatz er- 
obern will. 

Daher die Sackgasse in den Verhandlun- 
gen und das vorhersehbare Scheitern der 
Doha-Runde 2006. Die EU und die USA 
sind zwar bereit, ihre Landwirtschaft zu 
opfern, die weniger als 2 Prozent ihrer 
Wirtschaftsleistung darstellt - wenn sich 
dafür der Süden für ihre Dienstleistungen 
und Industrieprodukte öffnet. Die EU ak- 
zeptierte im WTO-Rahmenabkommen 
vom 1. August 2004 die Streichung ihrer 
Exportsubventionen, weigert sich aber 



anzuerkennen, dass auch die direkten 
Produktionsbeihilfen darunter fallen. 

Neben dem Handel mit Nahrungsmit- 
teln wie etwa Getreide [siehe Grafik oben) 
geht es auch um Futtermittel und Indus- 
trierohstoffe wie etwa Baumwolle. Weder 
die Entwicklungs- noch die Industrielän- 
der treten geschlossen auf. Während die 
ärmeren Länder sich im Wesentlichen in 
Exporteure und Importeure aufteilen las- 
sen, überziehen sich die reichen Länder 
zu Recht auch gegenseitig mit Subventi- 
onsvorwürfen. Vielleicht platzt die Doha- 
Runde und wird ein Opfer der wider- 
sprüchlichen Interessen [siehe Seite 100). 
Dann beginnt die nächste Phase der bila- 
teralen Verträge mit ihrer Unübersicht- 
lichkeit, der Vorzugsbehandlung für will- 
fährige Entwicklungsländer und der Be- 
strafung unerwünschten Verhaltens. 

Die negativsten Folgen aber entstehen 
möglicherweise gar nicht durch die Doha- 
Runde, sondern durch die »Partner- 
schaftsabkommen« der EU. Betroffen 
sind Bauern in den 79 AKP-Staaten in Afri- 
ka, der Karibik und der Pazifikregion, de- 
nen die EU ab 2008 neue Abkommen mit 
wechselseitiger Grenzöffnung aufzwin- 
gen will. Ihre Folge ist beispielsweise der 
Wettbewerb zwischen einem französi- 
schen Getreideproduzenten mit 1.000 
Tonnen Weizen pro Beschäftigten und 
seinem Kollegen aus der Sahelzone, der 
nur eine Tonne Hirse produziert. Wobei 
Ersterer etwa 56.000 Euro direkte Hilfe be- 
kommt - und Letzterer nichts. 
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WWW 

NGOs/Einführend 

•www.wto-runde.de/themen/agrar/index.html 

• www.attac.de/agrarnetz/ 
Gentechnik/Biovielfalt 
•seeds.org/de/frame.php?page=news 

• www.bukoagrar.de/6-0.html 
Links 

•www.wto-runde.de/links/02_agrarlinks/ 
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Freihandel in der Krise 



Bei der WTO-Tagung in Cancün 
2003 durchkreuzten die 
Entwicklungsländer gemeinsam die 
Pläne von USA und EU, denAgrar- 
handel nach deren Vorstellungen 
zu Uheralisieren. 2004 geriet die 
Koalition gegen die Reichen wieder 
in die Defensive. Die WTO-Konferenz 
in Hongkong ging 2005 mit einem 
Unentschieden zu Ende. Und 2006 
soll das neue Handelsabkommen 
vereinbart werden - oder eben nicht. 

Bei der WTO-Ministertagung in der 
mexikanischen Küstenstadt Cancün 
im September 2003, die die Liberalisie- 
rung des Agrarhandels vorantreiben soll- 
te, bildeten die Entwicklungsländer drei 
Gruppen. Zusammen waren sie stark ge- 



nug, um zu verhindern, dass ein gemein- 
samer Entwurf von USA und EU als offi- 
zielle Erklärung dieser Konferenz verab- 
schiedet wurde - ein enormer Erfolg. Die- 
se drei Gruppen überschneiden sich teil- 
weise (siehe Glossar und Karte). 

In der G 20 haben sich vor allem die Net- 
toexporteure von Nahrungsmitteln zu- 
sammengeschlossen. Ein Teil von ihnen 
ist zu Konzessionen gegenüber Importen 
aus den Industrieländern bereit, aber 
zehn ihrer Mitgliedstaaten gehören au- 
ßerdem der G 33 an, die für intensiven 
Schutz ihrer Binnenmärkte eintritt. Die 
in der G 90 organisierten ärmsten Ent- 
wicklungsländer teilen dieses Interesse. 

Gemeinsam gelang es den drei »Gs« in 
der WTO, die Macht des Quartetts - außer 
den USA und der EU noch Japan und Ka- 
nada - zu brechen und die Konferenz von 
Cancün zum Scheitern zu bringen. Ge- 
scheitert ist dank ihrer Initiative letztlich 
auch die Ministerkonferenz von Hong- 



kong im Dezember 2005. Gleiches ist zum 
Abschluss der Doha-Runde Ende 2006 zu 
erwarten. 

Vertreten wird die G 20 durch Brasilien, 
unterstützt unter anderem von China, In- 
dien, Pakistan, Nigeria und Südafrika. 60 
Prozent der Weltbevölkerung, 70 Prozent 
aller Bauern und 26 Prozent des Handels 
mit Agrarprodukten entfallen auf diese 
Gruppe. Sie ist hin- und hergerissen zwi- 
schen dem Wunsch nach einer weiter ge- 
henden Liberalisierung der Landwirt- 
schaft - auch in den übrigen Entwick- 
lungsländern - und dem Interesse ihrer 
Mitglieder in der G 33, die Arbeitsplätze 
im Agrarsektor nicht zu gefährden. 

Gemeinsam fordern die drei »Gs« die 
maximale Liberalisierung des Handelsre- 
gimes der Industrieländer: die Abschaf- 
fung der Exportsubventionen, den drasti- 
schen Abbau der Zölle und direkter sowie 
verschleierter staatlicher Beihilfen. Die 
Entwicklungsländer wollen sich nicht 




Interessengruppen bei den WTO-Agrarverhandlungen 



Protektionisten 

USA und EU: »traditionelle« 
Protektionisten und Großexporteure 

| Gw: Ultraprotektionisten »aus 
Notwendigkeit«, Großexporteure 
und besonders sensible Agrarsektoren 



Entwicklungsländer und ihre Strategien 

C20: Schwellenländer, die bei Marktöffnung 
im Norden auf ihre Wettbewerbsfähigkeit setzen 

| G33: Länder, die sich mit Einfuhrbeschränkungen 
gegen hoch subventionierte Agrarprodukte wehren 

] C90: Größte Gruppe, Länder mit Problemen 
im Agrarbereich und unterschiedlichen Strategien 



Anhänger einer völligen Streichung von Subventionen 

| Caims-Gruppe: Großexporteure mit wenigen, 
sehr konkurrenzfähigen Produkten 

| | kein WTO-Mitglied 



siehe auch Karten und Tabelle auf Seite 98/gg 
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G20, G33, G90: Wer ist wer in der Doha-Runde? 

Nach dem offiziellen Fahrplan der Welthandelsorganisation WTO mit ihren 49 Mitgliedern 
soll die Welthandelsrunde, die 2001 im katarischen Doha begonnen hat, bis Ende 2006 
abgeschlossen sein. Das Thema Landwirtschaft besitzt darin eine Schlüsselfunktion. 
Drei Gruppen haben sich gebildet: 

G20. Die Gruppe der 20 besteht aus 19 Entwicklungsländern, davon 9 Nettoexporteuren 
von landwirtschaftlich erzeugten Lebensmitteln. 10 von ihnen sind zugleich Mitglied in der 
G33. Geleitet von Brasilien, unterstützt von China, Indien und Süd-afrika, hat sich die G20 
an die Spitze der Entwicklungsländer gestellt. Die G33 und die G90 machen ihr die 
Führungsrolle jedoch streitig. Diese G20 sollte nicht mit gleichnamigen Gruppe verwechselt 
werden, zu der sich 1999 die Industrienationen der G7 mit einigen weiteren Ländern und 
internationalen Finanzinstitutionen zusammengeschlossen haben. 

G33. Die G33 besteht aus 42 Entwicklungsländern, von denen 10 auch Mitglieder der G20 
und 28 der G90 sind. Die G33 setzt sich für das Recht der Entwicklungsländer ein, einige 
Formen von Protektion bei Importen anzuwenden. 

G90. Der G90 gehören die 79 AKP-Staaten aus Afrika, der Karibik und dem Pazifik an, die 
einen Assoziierungsvertrag mit der EU geschlossen haben. Weitere G90-Mitglieder sind die 
49 LLDCs (Least Developed Countries, die am wenigsten entwickelten Länder) und die 
Mitgliedsländer der Afrikanischen Union; die drei Gruppen überschneiden sich. Die G90 
teilt die Ziele der G33 nach Beibehaltung von Schutzzöllen. Sie befürchtet aber, dass die 
drastische Senkung der Zölle, die die G20 den Industriestaaten auferlegen möchte, die 
Importvorteile mindert, die die G-90-Staaten derzeit genießen. 



länger über den Tisch ziehen lassen, ins- 
besondere nicht durch Versuche, uner- 
laubte in erlaubte Beihilfen zu verwan- 
deln, im Konferenzjargon: Beihilfen von 
der »orange Box« in die »grüne Box« zu ver- 
schieben. 

In die orange Box kommen Subventio- 
nen, die vermieden und abgebaut werden 
sollen. Dazu gehören die an Erzeuger- 
mengen und -preise des laufenden Jahre 
»gekoppelten« Beihilfen, die laut WTO 
Agrarabkommen Handelsverzerrungen 
hervorrufen. Dabei handelt es sich so- 
wohl um die »Stützung von Marktpreisen« 
als auch um mengen- und preisabhängi- 
ge Beihilfen. Beispiele sind staatliche 
Aufkäufe von Getreide und Milcherzeug- 
nissen zu Garantiepreisen oder staatlich 
subventionierte Agrarkredite. 

Die grüne Box nimmt die erlaubten Hil- 
fen auf, für die keine Obergrenze festge- 
legt ist. Dazu gehören Subventionen, die 
sich auf das Preis- und Mengenniveau im 
laufenden Jahr nicht oder nur geringfü- 
gig auswirken. Hierunter fallen staatliche 
Forschungs- und Fortbildungsprogram- 
me ebenso wie Förderungen für den Um- 
weltschutz und Zuschüsse im Fall von Na- 
turkatastrophen - viel Spielraum für ab- 
wandelbare Bezeichnungen und Defini- 
tionen. 

Das Scheitern von Cancün und Hong- 
kong lässt sich durch das Prinzip des »glo- 
balen Pakets« der WTO-Runden erklären 
- Kompromisse können auch themen- 
übergreifend verabredet werden. Ange- 
sichts des Anspruchs, den die Entwick- 
lungsländer auf ihre einzige Handels- 
währung - die Landwirtschaft - erhoben, 
wollten die EU und die USA sichergehen, 
dass sich die Agrarländer im Gegenzug 
den industriellen Produkten und Dienst- 
leistungen der reichen Länder öffnen. 
Doch die geforderten verbindlichen Zusa- 
gen blieben aus, die drei »Gs« bewiesen 
Verhandlungsstärke - wenigstens in der 
Ablehnung. 

Der Erfolg der Entwicklungsländer in 
Cancün war jedoch nicht von Dauer. 
Schon 2004 standen sie mit dem vom 
WTO-Rat verabschiedeten Rahmenab- 
kommen wieder auf der Verliererseite. 
Zwar feierten die Medien das Abkommen 
als ausgewogene Regelung, faktisch bil- 
ligt das Abkommen jedoch den Ausbau 
»gekoppelter« Beihilfen in der »orange 
Box«. So boten EU und USA im Oktober 
2005 eine Reduzierung der Subventionen 
um 70 bzw. 60 Prozent an, ohne dass da- 
mit ihre Beihilfen von 2008 bis 2013 sin- 
ken würden. Zudem konnten durch die 



gleichzeitigen Reformen der EU-Agrarpo- 
litik 2003/2004 die meisten verbotenen 
Subventionen der »orange Box« in die 
»grüne Box« der zulässigen Beihilfen 
übertragen werden. Gleiches geschah in 
den USA mit der Reform der Farm Bill 
schon im Jahr 2002. 

Anders als viele Nichtregierungsorgani- 
sationen bestreiten weder die G 20 noch 
die G 33 oder die G 90 die grundsätzliche 
Legitimität der WTO. Die Risiken wären 
bei bilateralen Verträgen, die in überwäl- 
tigendem Maß von den Industriestaaten 
bestimmt würden, viel größer. Doch sie 
glauben fälschlicherweise, dass die Ab- 
schaffung der Subventionen des Nordens 
und eine weitgehende Öffnung seiner 
Märkte ein Gleichgewicht herstellen kön- 
nen. Diese Maßnahmen bedeuten aber 
keineswegs das Ende der Dumpingpolitik 
des Nordens, jedenfalls nicht der USA. 
Wenn die meisten Familienbetriebe un- 
tergehen, entstehen einflussreiche Me- 
gaunternehmen wie in Brasilien und Ar- 
gentinien, die zu extrem niedrigen Prei- 
sen produzieren und exportieren. 

Die G 20 - allen voran Brasilien - nimmt 
die Erosion der Weltmarktpreise in Kauf. 
Dagegen haben die Länder der G 90 und 
der G 33 keine Chance, von einer stärke- 
ren Öffnung der Märkte des Nordens zu 
profitieren. Die G 20 will auch die Mög- 
lichkeiten der Entwicklungsländer, sich 



durch Ausnahmeregelungen für »beson- 
dere Produkte« und durch einen »beson- 
deren Rettungsmechanismus« besser zu 
schützen, einschränken. Kein Wunder: 
51 Prozent der Nahrungsmittelexporte 
Brasiliens gingen 2004 in andere Ent- 
wicklungsländer, und dieser Prozentsatz 
wird weiter steigen. Die G 20 könnte aller- 
dings die Ausnahmeregeln akzeptieren, 
wenn der Westen auf sein Dumping bei 
den Exporten verzichten würde - weil er 
dann große Marktanteile freigäbe. 



Die Subventionen nehmen wieder zu < 
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Milliardäre aller Länder, vereinigt euch! 



Der Reichtum der Reichen 
und Superreichen wächst 
unaufhörlich - die Gewinner 
der Globalisierung bekommen 
ein Gesicht. Und sie haben 
selbst wiederum einen 
Weltmarkt hervorgebracht: 
den für Luxusgüter. Hier werden 
mehrere hundert Milliarden 
Dollar pro Jahr umgesetzt. 



Laut der Zeitschrift Forbes häuften die 
/ weltweit 691 Dollarmilliardäre 2005 
ein Vermögen von 2,2 Billionen US-Dollar 
an. Davon gehörte mehr als die Hälfte, 1,3 
Billionen, den 50 Allerreichsten. Doch 
die Milliardäre, über die die Wirtschafts- 
magazine und Illustrierten berichten, 
sind nur die Spitze des Eisbergs. Seit 
zwanzig Jahren steigt der Wert des Besit- 
zes der Oberschicht - Immobilien, Wert- 
papiere und andere Investitionen, insbe- 
sondere solche in Kunstwerke - im Tem- 
po der Globalisierung des Kapitals, im 
Tempo der durch die Globalisierung der 
Finanzmärkte erzielten Profite. 

Der Reichtum dieser Klasse von Ren- 
tiers steigt in einem Maße, das weit über 
das Wirtschaftswachstum hinausgeht. 
Etwa 30 Millionen Haushalte vertrauen 
mehr als eine Million Dollar privaten Ver- 
mögensverwaltungsgesellschaften an. 



Die meisten befinden sich in den drei gro- 
ßen Regionen der »Triade« , in Nordame- 
rika, der Europäischen Union und Japan. 
Die Offshore-Finanzzentren und Vermö- 
gensverwalter arbeiten aber auch für die 
Eliten des Südens, etwa aus Lateinameri- 
ka, dem Nahen Osten oder Afrika. 

Was als Luxuskonsum gilt, ist relativ. Ex- 
perten betonen Kriterien wie die Exklusi- 
vität - ob echt oder künstlich geschaffen, 
sei dahingestellt - und das Image eines 
Produkts oder einer Marke. Daher lässt 
sich der Weltmarkt für Luxusgüter kaum 
abgrenzen und sein Wert kaum schätzen. 
Für 2003 reichen die Zahlen der Marktfor- 
scher von 120 bis 760 Milliarden Euro 
(Eurostaf bzw. Boston Consulting). Zu 
diesem Segment gehören Luxustouris- 
mus und -hotellerie, hochpreisige Autos, 
Haute Couture, Schmuck, Parfüm und 
Kosmetika, Weine und Spirituosen sowie 



► Wo die Superreichen zu Hause sind 
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Ein • steht für einen von 500 Dollar-Milliardären. 
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Tischkultur - allein der Umsatz mit Glas- 
kristallwaren, Goldschmiedekunst, Por- 
zellan und Fayencen lag 2001 bei 8 Milli- 
arden Dollar, die Schweiz setzt allein mit 
Luxusuhren 3 Milliarden Dollar jährlich 
um. Luxusgeschenke für das Haustier 
gelten als besonders schick, etwa Polo- 
leibchen mit Logo von Ralph Lauren so- 
wie Hundeleinen und Hundehalsbänder 
von Louis Vuitton, Prada, Chanel und 
Burberry. 

Die Vereinigten Staaten und die Euro- 
päische Union hielten 2003 zusammen 
einen Anteil von 71 Prozent am globalen 
Luxusmarkt. Hier und in Japan, wo 70 
Prozent der wohlhabenden asiatischen 
Klientel leben, operieren die Konzerne, 
die diesen Markt bestimmen. Aber die 
aufstrebenden Märkte Asiens, in erster 
Linie China, stellen ein neues Eldorado 
dar. Hier treten die neuen Reichen mit ih- 
rem Konsumverhalten in die Fußstapfen 
der Erdölmonarchen. Auf der einen Seite 
stehen Millionen Bauern, die beim rasan- 
ten chinesischen Marsch in den Kapita- 
lismus zurückgelassen wurden, auf der 
anderen Seite lebt nun eine Klasse von 
Vermögenden, die das politische und 
wirtschaftliche Leben im Land bestimmt. 

Luxusprodukte finden in China und 
Hongkong bereits 10 bis 13 Millionen 
Kunden. Hier finden sich bereits 8 bis 12 
Prozent des globalen Luxusmarkts, mit 
einer jährlichen Wachstumsrate von etwa 
20 Prozent, und das Zurschaustellen von 
Reichtum und Protzerei sind längst keine 
Ausnahme mehr. Die verbreitete Devise 
der Wohlhabenden lautet, so ein Mana- 
ger von Louis Vuitton gegenüber dem Eco- 
nomist (17. Juni 2004): »Seht her, ich bin 
reich!« 



WWW 

Forbes-Liste 

•www.forbes.com/2005/03/09/bill05land.html 
Buffett spendet via Gates 
•www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,423698,00.html 
Deutschlands reichste Erben 

• www.aol.de/index.jsp?cid=648600&sg=Finanzen 
Luxuswirtschaft 

•www.nomada.fr/internationalheraldtribune/page3/ 

files/Michael_Zaoui_06-12-05.pdf 
•www.manager-magazin.de/life/genuss/ 

0,2828,401289,00.html 

•www.industrie.gouv.fr/biblioth/docu/dossiers/sect/ 
pdf/mode2005.pdf 

• luxe.eurostaf.fr 



Der Club und seine Luxusmarken 

Die Zahl der Dollarmilliardäre in der Welt stieg nach Angaben des Wirtschaftsmagazins 
»Forbes« von 476 im Jahr 2003 über 582 im Jahr 2004 auf 691 im Jahr 2005. Ihr Netto- 
vermögen nahm binnen zwei Jahren von 1,4 auf 2,2 Billionen US-Dollar zu. 2005 befanden 
sich unter den neuen Mitgliedern des Clubs 69 Amerikaner und 38 Europäer; auch Island, 
Kasachstan, die Ukraine und Polen gehören jetzt zu ihren Heimatländern. Neu aufgenom- 
men wurde außerdem ein 35-jähriger Chinese. 

Bill Gates ist mit jetzt 46,5 Milliarden Dollar seit elf Jahren der reichste Mann der Welt, 
knapp gefolgt von einem weiteren Amerikaner, Warren Büffet (44 Milliarden). Auf Platz drei 
steht der indische Stahlbaron Lakshmi Mittal, 25 Milliarden schwer. Darauf folgen der 
Mexikaner Carlos Slim Helu (23,8) undder Saudi Alwaleed Bin Talal Al-Saoud (23,7) sowie 
der Ikea-Chef Ingvar Kamprad (23,3). 

Der erste Deutsche ist auf Platz 8 Karl Albrecht (»Aldi«) mit 18,5 Milliarden Dollar, während 
sein Bruder Theo es mit 15,5 Milliarden nur auf Platz 20 geschafft hat. Dritter ist der 
Versandunternehmer Michael Otto mit 8,3 Milliarden Dollar auf Platz 45. Nicht mehr im 
Club sind der russische Oligarch Michael Chodorkowsky, mittlerweile im Gefängnis und 
12,8 Milliarden Dollar ärmer, der verstorbene kanadische Frittenkönig Harrison McCain und 
der Mitte Februar 2005 ermordete ehemalige libanesische Premierminister Rafik Hariri. 

Für Michael Zaoui, Topmanager der Investmentbank Morgan Stanley, bilden 
17 Luxusgüterkonzerne eine Branche, deren Aktien 2005 einen Wert von 112 Milliarden 
Dollar besaßen. Die Konzerne sind: Coach, Tod's, Swatch, Richemont, LVMH, Bvlgari, 
Burberry, Hermes, Polo Ralph Lauren, Tiffany, Tommy Hilfiger, Escada, Hugo Boss, 
Waterford Wedgwood, Marzotto, Clarins und Valentino. 



55 Jahre für einen Audi arbeiten A 
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Millenniumsziele - 
die schädliche Illusion 



Die Forderungen des Millenniums- 
gipfels, im Jahr 2000 von der 
UNO verabschiedet, waren von 
vornherein nicht zu schaffen. 
Sie sollen die Armut mit den 
Instrumenten bekämpfen, die diese 
Armut erst hervorgebracht haben. 
Letztlich dienen sie den trans- 
nationalen Konzernen und dem 
internationalen Kapital. 



Mit »nie da gewesener Entschlossen- 
heit, der Armut ein Ende zu berei- 
ten«, trafen sich die politischen Führer 
der Welt im September 2000 auf dem Mil- 
lenniumsgipfel der Vereinten Nationen. 
Sie vereinbarten acht Millenniumsziele 
für die Entwicklung: 

•Die Zahl der Menschen, die hungern 
oder von weniger als einem Dollar pro Tag 
leben, soll bis zum Jahr 2015 halbiert wer- 
den. 

•Die Sterblichkeitsrate bei Müttern soll 
bis 2015 um drei Viertel fallen. 
• Die Ausbreitung von HIV/Aids, Malaria 
und anderen ansteckenden Krankheiten 
soll gestoppt oder eingedämmt werden. 



•Alle Kinder sollen bis 2015 eine Grund- 
schulbildung erhalten. 

• Die Benachteiligung von Mädchen bei 
der Schulbildung soll bis 2005 und in al- 
len anderen Bildungsbereichen bis 2015 
beseitigt sein. 

• Die Sterblichkeit von Kindern unter fünf 
Jahren soll bis 2015 um zwei Drittel fal- 
len. 

• Die ökologische Nachhaltigkeit soll ge- 
sichert werden. 

• Eine globale Partnerschaft für Entwick- 
lung soll aufgebaut werden. 

Die Zwischenbilanz ist enttäuschend. 
Nach dem Bericht des UN-Entwicklungs- 
programms (UNDP) für 2004 sind »große 



► Kleine Fortschritte - und die Erfüllung der Vorsätze in weiter Ferne 
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Stand des Fortschritts beim Erreichen eines Millenniumsziels 



| keine Verbesserung oder Rückschritt 
Ziel nicht bis 2015 erreichbar 



Millenniumsziele 

1. den Anteil der Menschen halbieren, die weniger als 1 Dollar pro Tag zum Leben haben 

2. den Anteil der Menschen halbieren, die Hunger leiden 

3. eine vollständige Grundschulbildung für alle Jungen und Mädchen gewährleisten 

4. Benachteiligungen von Mädchen in Schule und Ausbildung beseitigen 

5. Gleichstellung im Beruf fördern 

6. nach einer angemessenen Vertretung der Frauen in den nationalen Parlamenten streben 

7. die Sterblichkeitsrate von Kindern unter 5 Jahren um zwei Drittel senken 

8. eine allgemeine Impfung gegen Masern veranlassen 



Ziel wird bald ereicht sein 
| Ziel erreicht oder nahezu erreicht keine Angaben 



9. die Müttersterblichkeit um drei Viertel senken 
10. Aids eindämmen 
n. Malaria eindämmen 

12. Tuberkulose eindämmen 

13. die Entwaldung stoppen 

14. den Anteil der Menschen ohne Zugang zu Trinkwasser halbieren 

15. den Anteil der Menschen ohne Zugang zu sanitären Einrichtungen halbieren 

16. die Lebensbedingungen der Slumbewohner wesentlich verbessern 
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Fortschritte in einigen, doch beträchtli- 
che Rückschritte in anderen Ländern« zu 
verzeichnen. Mit Blick auf die Millenni- 
umsziele entwickelt sich Asien positiv, 
doch global gesehen »können nur zwei 
der genannten Ziele - Halbierung des An- 
teils der Bevölkerung in großer Armut 
und ohne Zugang zu Trinkwasser - er- 
reicht werden, wenn der Fortschritt das 
Tempo der letzten zehn Jahre hält [...]. 
Dabei sind die erzielten Verbesserungen 
weitgehend auf die schnelle Entwicklung 
Chinas und Indiens zurückzuführen.« 
Wirtschaftlich geht es übrigens in diesen 
beiden Ländern bergauf, ohne dass sie es 
mit den Empfehlungen von IWF und 
Weltbank sonderlich genau nehmen. 

Andernorts, insbesondere in Afrika, ist 
der Kampf bereits verloren: »Bei Beibe- 
haltung des aktuellen Tempos kann Sub- 
sahara-Afrika das Ziel einer universellen 
Beschulung im Bereich der Primarbil- 
dung erst 2129 erreichen. Die Senkung 
der Kindersterblichkeit um zwei Drittel 
wird erst 2106, also in einhundert Jahren, 
statt in den angestrebten elf Jahren fest- 
zustellen sein. Bei drei weiteren Zielen - 
Hunger, Armut und Trinkwasserversor- 
gung - lässt sich nicht einmal ein Datum 
festlegen, denn die Lage in der Region 
verbessert sich nicht nur nicht, sondern 
sie verschlechtert sich.« Daher seien »un- 
abhängig vom regionalen Durchschnitt 
tragische Rückschritte in zahlreichen 
Ländern zu beobachten. In nicht wenigen 
begann sich die Lage bereits in den 
i99oer-Jahren zu verschlechtern. In 46 
Staaten sind die Menschen heute ärmer 
als damals. In 25 Staaten leiden mehr 
Menschen Hunger als vor zehn Jahren.« 

Überraschender noch ist die Tatsache, 
dass die Millenniumsziele den betroffe- 
nen Ländern keine Wahl lassen, welche 
Maßnahmen sie zu ergreifen haben: Vor- 
geschrieben sind »Bemühungen um die 
Einführung eines offenen, multilatera- 
len, verlässlich geregelten und nicht dis- 
kriminierenden Handels- und Finanzsys- 
tems«. Verlangt wird auch die Versorgung 
mit Medikamenten durch »Zusammenar- 
beit mit der pharmazeutischen Indus- 
trie«. Die Millenniumsziele sind damit 
Teil der neoliberalen Versuche, die Öko- 
nomien für die transnationalen Unter- 
nehmen und das internationale Kapital 
zu öffnen. Dadurch soll eigentlich ein an- 
deres Ziel erreicht werden, nämlich die 
Legitimierung der in Verruf stehenden 
herrschenden Wirtschaftslogik. 

Damit verliert nicht nur das behauptete 
Ziel - die allgemeine Befriedigung der 



Grundbedürfnisse - an Bedeutung, son- 
dern die Millenniumsziele zwingen den 
Ländern ökonomische Maßnahmen auf, 
die bereits überall dort, wo sie gewissen- 
haft als Mittel zur Armutsbekämpfung 
umgesetzt wurden, gescheitert sind. Es 
geht also nur um Kosmetik oder um die 
Bekämpfung von Symptomen, die ein 
Wirtschaftssystem erzeugt hat, das struk- 
turell Armut schafft. 

Sich auf die Forderung der Millenni- 
umsziele zu beschränken heißt, die 
Grundlagen dieses ungerechten Systems 
zu akzeptieren und zu stärken. Neben ih- 
rem spektakulären Scheitern ist bei den 
Millenniumszielen also die Vorspiege- 
lung falscher Tatsachen zu konstatieren: 
Sie können, was von Anfang an klar war, 
gar nicht erreicht werden, denn sie stel- 
len die heutigen ökonomischen Rahmen- 
bedingungen, die sie erst nötig gemacht 
haben, in keiner Weise in Frage. 

WWW 

Überblick 

•de.wikipedia.org/wiki/Millennium-Gipfel 
offiziell 

• www.un.org/millenniumgoals/ 

• www.millenniumcampaign.org 
•www.unep.org/gc/gc23/mdg-flash.asp 
•millenniumindicators.un.org/unsd/mi/mi_goals.asp 
Themenportal 

• www.die-gdi.de/die_homepage.nsf/OZ 
e955f06fc642ef02cl25702d004693dd?Open 

kritisch 

• www.oew.org/de/aktuellesartikel. php?id=484 
•www2.weed-online.org/uploads/Prüfsteine_korrl. pdf 
•www.boell.de/downloads/global/ 

GIP19_MDG_en.pdf 
•www.boell.de/downloads/global/ 
GIP16_UN-Reform.pdf 
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Güter, die der ganzen Welt gehören 



Der Luftraum, das Internet oder 
die Artenvielfalt gehören zu den 
Gütern, die nicht den Staaten 
oder den Konzernen unterworfen 
werden dürfen. Aber ihre 
Anerkennung als »globales 
öffentliches Gut« muss erst noch 
erkämpft werden. 



Die Wirtschaftswissenschaft definiert 
»öffentliche Güter« als »nicht exklu- 
sive« Güter. Potenziell sind sie also ohne 
Unterschied und »konkurrenzlos« für alle 
verfügbar. Wenn die eine Gruppe von ei- 
nem öffentlichen Gut profitiert, bedeutet 
dies nicht, dass einer anderen der Zugang 
zu ihm verwehrt werden darf. Dieses Kon- 
zept kann auch im globalen Maßstab »ge- 
dacht« werden. Global public goods werfen 
grundlegende Fragen auf: über den Zu- 
gang zu Bildung und medizinischer Ver- 
sorgung, über die Nutzung der biologi- 
schen Vielfalt, über internationale Ver- 
einbarungen zum Luft- oder Seetrans- 
port, über das Internet, die Ozonschicht 
und vieles andere mehr. 

Bei einigen dieser Güter handelt es sich 
um natürliche Ressourcen, die es in ih- 
rem Reichtum und ihrer Schönheit zu er- 
halten gilt. Andere sind von Menschen ge- 
macht und müssen weiterentwickelt wer- 



den. Allen diesen Gütern gemeinsam ist, 
dass Markt und Wettbewerb häufig dazu 
führen, dass sie eben nicht geschützt, 
sondern Gegenstand privater Nutzung 
und Ausbeutung sind. Dies kann dazu 
führen, dass sie irgendwann zerstört, ver- 
braucht oder beschädigt sind oder dass 
künstliche Zugangs- oder Zugriffsbe- 
schränkungen verhängt werden. Die tra- 
gischen Folgen zeigt das Beispiel der Me- 
dikamente, die als Generika preiswert 
hergestellt werden können: Viele sind 
durch Patente geschützt und deswegen so 
teuer, dass sie im Gesundheitssystem 
mancher armen Länder nicht eingesetzt 
werden können. 

Das zweite Charakteristikum der global 
public goods ist das Fehlen eines institu- 
tionellen Rahmens, der ihre Verwendung 
bestimmen müsste. Nationale öffentli- 
che Güter können durch Gesetze und an- 
dere staatliche Maßnahmen geschützt 



► Geistiges Eigentum zieht es in die USA 
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SÜDAFRIKA 



Faktisch spielt das US Patent and Trademark Office 
(USTPO) die Rolle eines Weltpatentamtes. 
Die Ursprungsländer der in den USA registrierten 
Patente zeigt, dass sich die »Wissensökonomie« in 
den reichsten Ländern konzentriert. Dadurch wird der 
Rest gezwungen, immer mehr Lizenzen zu bezahlen, 
um am technischen Fortschritt teilzuhaben. 
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Muttersprache der Internetbenutzer häufigste Sprachen von Websites 
in Prozent in Prozent 
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Das Internet ist kosmopolitisch, aber ohne Englisch geht es nicht A 



und damit erhalten oder durch öffentli- 
che Mittel produziert werden. Auf globa- 
ler Ebene gibt es hingegen bisher keine 
Organisation, die Streitigkeiten zwischen 
Nationen über die global public goods 
schlichten könnte oder Bedingungen zur 
Herstellung dieser Güter schafft. 

Um den Raubbau an der Biodiversität 
durch Großunternehmen - vor allem 
durch die Pharmaindustrie - zu verrin- 
gern, wird von einigen Fachleuten vorge- 
schlagen, Heilpflanzen unter einen von 
der UNO verwalteten Schutz des geistigen 
Eigentums zu stellen. So würden die 
Schätze der Natur aufgewertet, und ein 
finanzieller Rückfluss könnte den Erhalt 
der Ressourcen gewährleisten. Doch die- 
ser Wegbringt keineswegs die erwarteten 
Ergebnisse. Im Gegenteil: Indem diese 
Güter einigen Einzelpersonen oder Insti- 
tutionen übertragen werden, die sie 
»fruchtbar machen« sollen, besteht für 
andere nur noch eine Nutzungsmöglich- 
keit gegen Entgelt. Die internationalen 
Abkommen über die Rechte am geistigen 
Eigentum tragen so zur Privatisierung 
des öffentlichen Sektors bei. 

Optimistischer stimmen die Erfahrun- 
gen mit dem Internet und freier Software. 
Sie zeigen, dass unter bestimmten Bedin- 
gungen öffentliche Ressourcen von glo- 
balem Interesse auch aus dem Zusam- 
menwirken der verschiedenen privaten 
und öffentlichen Akteure entstehen kön- 
nen. Die Entschlüsselung des menschli- 
chen Genoms, ein weiteres großes techni- 
sches und wissenschaftliches Abenteuer 
des späten 20. Jahrhunderts, mündete 
ebenfalls in die Übertragung aller Resul- 
tate in die public domain, die Gemeinfrei- 
heit. 

Lässt sich das verallgemeinern? Man- 
che öffentliche Güter erfordern nicht nur 
hohe Investitionen, sondern auch einen 
rechtlichen Rahmen, der eine zuverlässi- 
ge Aufsicht garantiert. Es gilt also, neue 
Formen der Zusammenarbeit zu entwi- 



ckeln. Die Vereinten Nationen sind ein 
wichtiger Rahmen für die Diskussion ge- 
nau dieser Fragen. Doch die vielfältigen 
Bemühungen, die Vertreter der Zivilge- 
sellschaft, also Nichtregierungsorganisa- 
tionen und unterschiedliche Interessen- 
gruppen, in die Debatten einzubeziehen, 
scheitern immer wieder am Wesen dieser 
Organisation, die als Staatenbund nur 
Staaten die Mitgliedschaft ermöglicht. 

Sind die global public goods nun mehr 
als ein neues Wort im Kauderwelsch der 
internationalen Institutionen? Wo kann 
das Konzept eine mobilisierende Wir- 
kung entfalten? Die Geschichte lehrt, 
dass öffentliche Güter nicht als solche 
vom Himmel fallen. Jedes einzelne war 
Gegenstand heftiger politischer Ausei- 
nandersetzungen, bis es zunächst über- 
haupt anerkannt war und schließlich Mit- 
tel und Wege gefunden wurden, es vor 
den Angriffen des Marktes zu schützen. 

So konnte die soziale Sicherheit - da, wo 
es sie gibt, eindeutig ein nationales öf- 
fentliches Gut - sich erst nach einem 
Jahrhundert gesellschaftlicher Kämpfe 
entwickeln. Dazu gehörte in Frankreich 
auch der Aufbau von wohltätigen Versi- 
cherungsvereinen auf Gegenseitigkeit, 
die sich mit Berufsverbänden zusam- 
menschlössen und als »Mutuelles« 
Schritt für Schritt selbst Teil des nationa- 
len Systems sozialer Sicherheit wurden. 
In Deutschland entstand mit den Kredit-, 
Wohnungsbau- und Konsumgenossen- 
schaften ein gemeinwirtschaftlicher Sek- 
tor, der zum Teil als gemeinnützig aner- 
kannt ist - insbesondere wenn er die Be- 
völkerung mit preiswertem Wohnraum 
versorgt. 

Damit Güter zu global public goods wer- 
den, bedarf es ihrer gesellschaftlichen 
Nachfrage, der Bestimmung von verant- 
wortlichen Institutionen und einer Men- 
ge Erfahrung. Ein solcher Prozess muss 
bei jedem neuen »globalen öffentlichen 
Gut« aufs Neue in Gang gesetzt werden. 



WWW 



Überblick 

•de.wikipedia.org/wiki/Globale_öffentliche_Güter 

•en.wikipedia.org/wiki/Global_public_good 

Institutionen 

• www.sdnp.undp.org/gpgn/ 

• www.rosalux.de/cms/index. php?id=3558 
NGOs 

•www2.weed-online.org/uploads/gpg2002.pdf 

• www.cptech.org (Zugang zu Wissen) 
•www.fsf.org (Zugang zu Software) 

• www.remed.org (Zugang zu Medikamenten) 



China kauft mehr Wissen ein < 



für US-Patente abgeführte Lizenzgebühren 
Mio. Dollar 



I China 
I Indien 



i.lLIiLL 



1994 1996 1998 



Wissen wird zu Geld < 



weltweite Einnahmen aus geistigem Eigentum 
Mrd. Dollar 



1951 1960 1970 1980 1990 
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Alphabetisierung und Weltwissen 




Im Bildungsbereich waren während 
der vergangenen Jahrzehnte 
weltweit wichtige Fortschritte 
zu verzeichnen. Dass dennoch der 
Unterschied zwischen Nord und Süd 
heute deutlicher denn je zu Tage 
tritt, hat seinen Grund zum einen 
in der Bevölkerungsentwicklung, 
zum anderen in der neoliberalen 
Globalisierung und den Anforde- 
rungen, mit denen die Menschen 
auf Grund des wissenschaftlichen 
und technischen Wandels 
konfrontiert sind. 



Lesen und schreiben zu können blieb 
lange Privileg Einzelner bzw. be- 
stimmter sozialer Gruppen, für deren ge- 
sellschaftliches Fortkommen es von ent- 
scheidender Bedeutung war. In den letz- 
ten Jahrzehnten gab es jedoch deutliche 
Fortschritte im Bereich der Schulbil- 
dung: Von 1970 bis 2004 stieg weltweit die 
Alphabetisierungsrate unter Erwachse- 
nen von 48 auf 82 Prozent. Entscheidend 
dafür war das Ansteigen der Einschu- 
lungsquote. 

Das Bevölkerungswachstum hat jedoch 
dafür gesorgt, dass heute die Zahl der An- 
alphabeten weltweit höher liegt als je zu- 
vor: Von 1950 bis 2000 ist sie von 705 Mil- 
lionen auf 875 Millionen gestiegen. Bis 
2005 fiel sie dann auf 771 Millionen, von 
denen 64 Prozent Frauen waren - in vie- 



len Ländern ist Mädchen der Schulbe- 
such immer noch verwehrt. 98,4 Prozent 
der Analphabeten der Welt leben in den 
Ländern des Südens, allein zwei Drittel 
aller Analphabeten entfallen auf die neun 
bevölkerungsreichsten Entwicklungslän- 
der. 

Deutliche Unterschiede in der Alphabe- 
tisierung zeigen sich nicht nur zwischen 
Stadt und Land, Regionen oder Bezirken, 
sondern auch zwischen verschiedenen 
ethnischen und sprachlichen Gruppen 
sowie zwischen den sozialen Schichten. 
So ist etwa in Marokko die Analphabeten- 
rate auf dem Land doppelt so hoch wie in 
den Städten. In manchen reichen Län- 
dern wiederum ist eine Zunahme des An- 
alphabetismus bei sozialen Randgrup- 
pen zu verzeichnen: Jeder fünfte Erwach- 
sene in den USA, Großbritannien und Ir- 
land kann nicht lesen und schreiben. 

Angesichts der sozialen, wirtschaftli- 
chen, wissenschaftlichen und techni- 
schen Herausforderungen, vor denen die 



Staatliche Bildungsausgaben im Vergleich < 



Welt zu Beginn des 21. Jahrhunderts 
steht, wird für Schule und Ausbildung viel 
zu wenig getan: nicht mehr als etwa 5 Pro- 
zent des Weltsozialprodukts gehen in die- 
sen Bereich. 

Regierungen wie Unternehmen be- 
trachten Schule und Ausbildung noch 
häufig als Kostenfaktor statt als notwen- 
dige und sinnvolle Investition. Bei der all- 
gemeinen Sparpolitik kommen die 
reichsten Länder noch am besten weg - 
der »brain drain«, die Abwanderung gut 
ausgebildeter Arbeitskräfte, geht vom Sü- 
den und Osten nach Norden bzw. Westen 
und in die USA, während in Subsahara- 
Afrika sowie in Süd- und Südostasien die 
Bildungssysteme zusammenbrechen 
und die Einschulungsquote massiv zu- 
rückgeht. 

Die UN-Kulturorganisation Unesco ver- 
steht den Zugang zu Bildung und Ausbil- 
dung als ein Menschenrecht. Diesen An- 
spruch einzulösen, gehört zu den schwie- 
rigsten Zukunftsaufgaben der Nord-Süd- 



► Kindersterblichkeit (unter 5 Jahre) im Verhältnis zur Frauenalphabetisierungsrate 
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Analphabetenrate der über 15-jährigen Frauen < 



Kooperation. Das im April 2000 auf dem 
Weltbildungsforum in Dakar verabredete 
Ziel - »Bildung für alle« und Halbierung 
der Analphabetenquote bis 2015 - ist ge- 
scheitert. Dies liegt vor allem daran, dass 
die nötigen Mittel fehlen: zwischen 15 
und 35 Millionen Lehrer und 5,6 Milliar- 
den Dollar jährlich wären an internatio- 
naler Hilfe erforderlich - das entspricht 
0,7 Prozent der weltweiten Militärausga- 
ben. 

Bislang bestehen noch drastische Un- 
gleichheiten. 84 Prozent der Ausgaben 
für Bildung entfallen auf die Länder der 
Organisation für Wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung (OECD), die 
nur 18 Prozent der Weltbevölkerung stel- 
len, pro Kopf aber 25-mal so viel Geld für 
Bildung ausgeben wie die Länder des Sü- 



dens (im Vergleich zu zu den Ländern 
Südasien sogar 70-mal so viel). Weltweit 
können 137 Millionen junger Menschen 
im Alter zwischen 15 und 24 Jahren nicht 
lesen und schreiben. 

Überdies ist die Erzeugung, Steuerung 
und Weiterverbreitung von Fachkompe- 
tenz durch Bildung und Ausbildung 
längst zu einem entscheidenden wirt- 
schaftlichen und geopolitischen Faktor 
im internationalen Wettbewerb gewor- 
den. Eine Hand voll Nachrichtenagen- 
turen, vorwiegend aus anglophonen Län- 
dern, erzeugt und verbreitet rund 80 Pro- 
zent der weltweit verfügbaren Informa- 
tion. 90 Prozent der Rechte an Erfindun- 
gen und Technologien liegen bei multi- 
nationalen Konzernen. 

Wissen und Fachkenntnisse sind heute 



begehrte Produkte auf einem umkämpf- 
ten Weltmarkt. Die Diskussionen in der 
Welthandelsorganisation über »handels- 
bezogene Aspekte der Rechte des geisti- 
gen Eigentums« (Trips) sprechen Bände. 
Im Bereich der Zusammenarbeit auf den 
Gebieten Wissen, Fachkenntnis und Bil- 
dung ist eine neue Weltordnung einstwei- 
len nicht in Sicht. 

WWW 

UN-Kulturorganisation 

www.unesco.org 

UN-Welthandels- und Entwicklungskonferenz 

www.unctad.org/ 

UN-Weltkinderhilfswerk 

www.unicef.org/sowc99 

Weltbank 

www.worldbank.org 

UN-Entwicklungsprogramm 

www.undp.org 
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Alte 



und neue Armut in Nord und Süd 




Grossbritannien 



Die Farbflächen sind für alle Länder gleich groß. 
Die Spitzen zeigen die häufigste Einkommenshöhe. 



o 10.000 20.000 

► Welche Einkommensverteilung ist gerechter? Drei Profile 



30.000 40.000 50.000 

Jahreseinkommen pro Kopf in Euro, nach Kaufkraftparität, Stand: 2001 



Die unterschiedlichen Armuts- 
begriffe, die von offiziellen 
Stellen definiert werden, sind zu 
eng. Sie können nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass auf der 
ganzen Welt die Armuts- 
bekämpfung unzureichend ist. 
Daran ändert auch die alleinige 
Orientierung auf Wirtschafts- 
wachstum nichts. Im Gegenteil: 
Dadurch kann die Armut sogar 
weiter wachsen. 



Die Entscheidung für die eine oder an- 
dere Methode der Armutsbekämp- 
fung scheint ziemlich willkürlich. Meist 
wird nur der Geldwert der Einkommen 
betrachtet: »Extrem arm« sind diejeni- 
gen, die mit weniger als einem US-Dollar 
täglich auskommen müssen. Um die Ver- 
hältnisse genauer zu analysieren, sollte 
man aber auch die Zufriedenheit in den 
verschiedenen Schichten der Bevölke- 
rung messen, das Funktionieren des Ar- 
beitsmarktes berücksichtigen und die 
Zusammenhänge zwischen Ungleichheit 
und Armut betrachten. Zu berücksichti- 
gen wären ferner die Lebensbedingun- 



gen im weitesten Sinn einschließlich der 
nichtmonetären Solidarleistungen etwa 
durch Nachbarschaftshilfe, aber auch die 
subjektive Armut. Subjektive Armut liegt 
dann vor, wenn eine Person feststellt, 
dass sie ihre Bedürfnisse nach ihren eige- 
nen bzw. von ihr als allgemein anerkannt 
betrachteten Maßstäben nur sehr be- 
grenzt befriedigen kann. Auch die neuen 
Bedürfnisse, etwa mit Computern umge- 
hen oder den Zugang zum Internet bezah- 
len zu können, müssen bei der subjekti- 
ven Armut berücksichtigt werden. 

Die meisten Industrienationen arbeiten 
mit einem Indikator für relative Armut, 



► Das ethnische und das arme New York 




gemischt keinerlei Krankenversicherung 1 32-46% 

ethnische Zusammensetzung der Stadtteile 1 nach US-Definition, die Einkommen, Alter und Familienstruktur berücksichtigt 
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der sich ausschließlich an der Einkom- 
mensverteilung orientiert. Mit weniger 
als 50 oder 60 Prozent des Durchschnitts- 
einkommens eines Landes gilt man als 
arm. In den Entwicklungsländern und in 
den USA wird die Armut hingegen »abso- 
lut« gemessen. Hier berücksichtigt der 
Indikator, ob man einen minimalen 
Warenkorb kaufen und grundlegende 
Dienstleistungen wie Wohnen, Transport 
und ärztliche Versorgung bezahlen kann. 

Selbst in den am stärksten industriali- 
sierten Nationen Lateinamerikas leben 
30 bis 40 Prozent der Bevölkerung in ab- 
soluter Armut. In den Staaten, die sich an 
die Auflagen des Internationalen Wäh- 
rungsfonds halten, wird gerade in Phasen 
der Rezession der Schutz der ärmsten Be- 
völkerungsschichten geschwächt, weil 
die Sozialausgaben sinken. Die Sparpoli- 
tik der öffentlichen Hand beschleunigt 
den Abwärtstrend, statt ihn zu stoppen. 
In ganz Lateinamerika konnte man beob- 
achten, dass bei einem Rückgang des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) um 1 Pro- 
zent die Programme zur Armutsbekämp- 
fung um 2 Prozent reduziert wurden. 

Wirtschaftswachstum ändert zunächst 
wenig an der Armut, denn der Zuwachs 
wird ungleich verteilt. Es ist zweifelhaft, 
ob ein allein am BIP gemessenes Wirt- 
schaftswachstum die Armut überhaupt 
verringern kann, wenn es nicht mit einer 
Neuorientierung der Wirtschaftspolitik 
einhergeht, die auf die Reduzierung der 
Ungleichheit zielt. Damit die Armut von 
1990 bis 2015 entsprechend den Millen- 
niumszielen um die Hälfte reduziert wer- 
den kann (siehe Seite 104), müsste die Wir- 
schaft gerade in den Regionen am stärks- 
ten wachsen, in denen die größte Un- 
gleichheit herrscht. 

Doch selbst das weltweite Wachstum in 
den Entwicklungsländern zwischen 2000 
und 2005 hat die Armut nur für 100 Mil- 
lionen Menschen reduziert, wie selbst die 
notorisch optimistische Weltbank in ih- 
rem Global Monitoring Report für 2006 
einräumen musste. Ein hoffnungsvolles 
Beispiel schien China zu bieten: Dank ei- 
nem extremen Wachstum über mehr als 
2 5 Jahre sank dort die absolute Armut von 
50 Prozent im Jahr 1980 auf 10 Prozent im 
Jahr 1996. Doch seitdem verharrt sie auf 
diesem Niveau, obwohl das Wirtschafts- 
wachstum anhält, weil zugleich die sozia- 
len Unterschiede in der »sozialistischen 
Marktwirtschaft« zunehmen. 

Und die Armut in den reichen Ländern? 
Die Jahresberichte des UN-Entwicklungs- 
programms UNDP und der von diesem 



entwickelte Index der Menschlichen Ent- 
wicklung (Human Development Index, 
HDI) erlauben nicht nur einen genaueren 
Blick auf den ungleichen Zugang zu Nah- 
rung, Gesundheit und Bildung (siehe Seite 
45). Sie zeigen auch, dass die am meisten 
entwickelten Länder der Welt seit der 
neoliberalen Wende der i98oer-Jahre 
neue Armut hervorgebracht haben. Die 
Folge waren zunächst stark steigende So- 
zialausgaben. 

Um diese wiederum zu senken, hat das 
1996 von US-Präsident Bill Clinton unter- 
zeichnete Gesetz über Arbeit und Eigen- 
verantwortung den Umschwung vom so- 
zialstaatlichen Weifare- zum neoliberalen 
Workfare-Ansatz vollzogen. Arbeitslose 
sollten »wieder Geschmack an der Arbeit 
finden«. Seither wird bestraft, wer Joban- 
gebote ablehnt, weil er überqualifiziert 
oder die Tätigkeit unterbezahlt ist. Staat- 
liche Unterstützung wird abhängig von 
der Bereitschaft, jede nur erdenkliche Art 
der Beschäftigung zu akzeptieren. 

Seit 1996 haben sich die Sozialhilfezah- 
lungen entsprechend halbiert. Die Ar- 
men sind jetzt dem Staat gegenüber ver- 
pflichtet - nicht umgekehrt. Das ist die 
neue Ideologie des Systems. Während die 
US-Arbeitslosenversicherung 1975 noch 
für 81 Prozent der Menschen aufkam, die 
ihren Job verloren, erhielt 1995 nur noch 
jeder Dritte Arbeitslosenunterstützung 
(siehe Seite 113). 

Gleichzeitig haben die USA den Begriff 
»Erwerbsbevölkerung« neu definiert, da- 
mit die statistisch erfasste Zahl der Ar- 
beitslosen sinkt und Sozialausgaben 
noch weiter reduziert werden können. 
Der Staat hilft nur noch den »Bedürftigs- 
ten« und »nicht Vermittelbaren«. Deshalb 
sank die Zahl allein erziehender Mütter 
unter den Zuwendungsempfängern um 
die Hälfte, was dazu führte, dass ein Pro- 
gramm »Familien in Not« aufgelegt wer- 
den musste. Daran zeigt sich, dass an die 
Stelle des Rechts auf soziale Sicherheit 
immer häufiger das Prinzip der karikati- 
ven Unterstützung tritt. 

WWW 

Einführend 

• de.wikipedia.org/wiki/Armut 
offiziell 

• www.aktionsprogramm2015.de 
NGOs und Kampagnen 

• www.2015.venro.org/ 
•www.socialwatch.org/en/portada.htm 
•www.socialwatch.org/en/informelmpreso/ 

Alemania.htm 

• www.eapn.org/code/en/hp.asp 

• www.whiteband.org/ 
Armut und Umwelt 
•www.wbgu.de 



Vier Armutsindikatoren < 



Anteil der Haushalte, 
die außerstande sind, 
Miete und Rechnungen 
zu bezahlen 



Anteil der Haushalte, 
die außerstande sind 
jeden zweiten Tag 
Fleisch oder Fisch 
zu essen - J 




Anteil der Haushalte, 
die außerstande sind, 
angemessen zu heizen 



Anteil der Haushalte, 
die außerstande sind, 
eine Woche Ferien im 
Jahr zu machen 




Prozent 1= 
| über 50 15-30 

| 30-50 unter 15 keine Angaben 
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Wachstum und Armut in Westeuropa 



Trotz des anhaltenden Wirtschafts- 
wachstums gibt es nach wie vor 
Armut in der Europäischen Union. 
Nach einem leichten Rückgang 
Ende der 1990er-] ahre nimmt 
die Armutsrate tendenziell sogar 
wieder zu. 



In den reichen Ländern sind arme Men- 
schen keineswegs verschwunden. Die 
Ungleichheiten haben dramatisch zuge- 
nommen, auch tritt Armut in unter- 
schiedlichen Formen auf: zu wenig Geld, 
um Essen, Kleider, Miete zu bezahlen, 
aber auch Beschränkungen des Zugangs 
zu Bildung, medizinischer Versorgung 
und Freizeitmöglichkeiten. Die offizielle 
Armutsdefinition der Europäischen Uni- 
on lautet: »Arm sind Einzelpersonen, Fa- 
milien und Personengruppen, die über so 
geringe materielle, kulturelle und soziale 
Mittel verfügen, dass sie von der Lebens- 
weise ausgeschlossen sind, die in dem 
Mitgliedsstaat, in dem sie leben, als Mini- 
mum hinnehmbar ist.« 

Dieses Minimum legt die EU auf 60 Pro- 
zent des nationalen Medianeinkommens 
fest, das als Parameter die Einkommens- 
verteilung besser abbildet als das Durch- 
schnittseinkommen. Denn der Median- 
wert ist die Linie, die in Bezug auf das Ein- 
kommen die Gesamtbevölkerung exakt 
halbiert: das Einkommen der einen Hälf- 
te liegt unter und das der anderen über 
diesem Wert. 



2003 lebten in der EU 72 Millionen Men- 
schen und damit 16 Prozent der Bevölke- 
rung unterhalb der nationalen Armuts- 
grenze, in Griechenland sind 21 Prozent 
arm, in Portugal und Italien 19 Prozent, 
in Irland ebenfalls 21 Prozent und in 
Großbritannien 18 Prozent. Gemeinsam 
ist diesen Ländern, dass sie wenig Geld 
für Sozialleistungen ausgeben. 

Frankreich liegt mit 11 Prozent unter 
dem EU-Durchschnitt, anders als oft be- 
hauptet jedoch mit steigender Tendenz. 
Abgesehen von der Slowakei (21 Prozent 
Arme) und Estland (18 Prozent) liegen die 
EU-Beitrittsländer mit rund 15 Prozent 
Armutsbevölkerung im Mittelfeld der EU, 
wobei der Medianwert natürlich in 
Deutschland und Frankreich deutlich 
über dem EU-Durchschnitt liegt. Das 
heißt beispielsweise, dass die ärmsten 10 
Prozent der französischen Bevölkerung 
über ein Einkommen verfügen, das dop- 
pelt so hoch liegt wie das Medianeinkom- 
men der Polen. 

Die Orientierung der Armutsgrenze an 
einem nationalen Mittelwert ist freilich 
nicht unproblematisch, zumal wenn wir 



► Armutsrisiko in Europa 
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an Konsumgüter denken. Denn natürlich 
sind bestimmte Dinge wie zum Beispiel 
ein Auto nicht unerlässlich für die Entfal- 
tung des Menschen. Insgesamt haben die 
neuen EU-Länder ein niedriges Konsum- 
niveau und einen niedrigen Lebensstan- 
dard: so haben ein Drittel der Rumänen 
keine Toilette in ihrer Wohnung (zum 
Vergleich: bei den Polen sind es 16, bei 
den Portugiesen 10 und bei den Franzo- 
sen 2 Prozent). 

Ende der iggoer-Jahre tauchte inner- 
halb der EU ein Phänomen auf, das bis- 
lang hauptsächlich aus den USA bekannt 
war: die working poor. 2003 waren 7 Pro- 
zent der EU-Bevölkerung trotz bestehen- 
der Beschäftigung als arm eingestuft 
(3 Prozent in Dänemark, 9 Prozent in 
Frankreich, 10 Prozent in Spanien, 
13 Prozent in Portugal; von den betroffe- 
nen Franzosen hatten 63 Prozent das 
ganze Jahr gearbeitet). Das Problem 
Armut trotz Arbeit trifft insbesondere 
Frauen, die teilzeitbeschäftigt sind. 

Während überall die Arbeitslosen das 
große Heer der Armen bilden, sind zu- 
nehmend auch Rentner von relativer Ar- 
mut betroffen (17 Prozent im europäi- 
schen Durchschnitt, jeder zehnte franzö- 
sische Rentner). Dabei droht sich die Si- 
tuation mit der Verlängerung der Bei- 
tragszeit und der Reduzierung der Ren- 
tenzahlungen in praktisch allen Mit- 
gliedsländern noch zu verschärfen. 

Die ökonomischen Einschränkungen 
im Alltag betreffen alle Lebensbereiche, 
von der Wohnsituation (in der EU sind 18 
Millionen Menschen entweder obdach- 
los oder leben in völlig heruntergekom- 
menen, unzumutbaren Wohnungen) bis 
hin zu Bildung und Gesundheit: 11 Pro- 
zent der Franzosen haben aus finanziel- 
len Gründen keinen Zugang zu Gesund- 
heitsversorgung, und Angestellte haben 
eine sieben Jahre längere Lebenserwar- 
tung als Arbeiter. 



WWW 

Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaft 

www.europa.eu.int/comm/eurostat 
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen 

www.undp.org 

European Anti Poverty Network 

www.eapn.org 
ATD Vierte Welt 
www.atd-viertewelt.de 
Sektorvorhaben Armutsbekämpfung 

www.gtz.de/forum_armut/ 
Bundesanstalt für Arbeit 

statistik.arbeitsagentur.de 



Prozent 

unter 4,75 
I I 4,75-7,65 
I I 7,65-10,55 
I I io,55-i3,45 
| über 13,45 




Arbeitslosenquote in Europa < 
Prosperierendes Zentrum, arme Randgebiete < 



Bruttoinlandsprodukt (BIP pro Kopf) 
in Kaufkraftstandard (KKS) 2001 
100 = Durchschnitt für E 



Um die unterschiedlichen Lebens 
bedingungen in den Mitglieds- 
ländern zu erfassen, ermittelt 
Eurostat eine gemeinsame 
Maßeinheit, die Kaufkraft- 
standard (KKS) genannt 
wird. Diese Zahl ist eine 
fiktive Größe, mit der in 
jedem Land zu einem 
gegebenen Zeitpunkt 
dieselbe Menge eines Produkts 
oder einer Dienstleistung 
gekauft werden kann. 
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Der Schock der Marktwirtschaft 



Nach Angaben der Weltbank 
betrug in den meisten Ländern der 
ehemaligen Sowjetunion das Brutto- 
inlandsprodukt im Jahr 2000 nur 
63 Prozent seines Werts von 1990. 
Die Länder Ostmitteleuropas, 
Südosteuropas und die baltischen 
Staaten hatten den Stand von 
1990 bereits 1998 wieder erreicht. 
Allerdings gibt es große Entwick- 
lungsunterschiede, die sich in 
den Durchschnittszahlen nicht 
widerspiegeln. 

Als »Gesellschaften im Übergang zur 
Marktwirtschaft« hat man die Länder 
des einstigen Ostblocks nach dem Fall 
der Berliner Mauer (1989) und der von Bo- 
ris Jelzin 1992 verordneten wirtschaftsli- 
beralen Schocktherapie bezeichnet. Das 
harmlose Etikett »Transformationslän- 
der« sollte davon ablenken, wie wider- 
sprüchlich und brachial die weltweite 
Durchsetzung der kapitalistischen Öko- 
nomie in der Praxis vonstatten ging. Die 
alt/neuen Führungszirkel, die bei den 
ersten freien Wahlen innerhalb kürzester 
Frist ökonomische Effizienz und Gewer- 



► Ausländische Investitionen in Ostmitteleuropa 

Estland 




Slowenien 



MontbKro 

Albanien 
Mazedonien 



Ausländische Investitionen in Prozent des BIP (2004) 



0-14 15-24 24-35 35-45 über 45 



befreiheit versprachen, betrieben im 
Grunde nur die Eingliederung ihrer Län- 
der in den Prozess der Globalisierung - 
von der sie sich persönliche Vorteile 
versprachen. 

Vielfach hatten diese Eliten vor allem ei- 
nes im Sinn: ihre alten Privilegien durch 
den Zugriff auf das Staatseigentum in die 
neue Zeit hinüberzuretten. Die Beschäf- 
tigten durften sich zwar als »Aktionäre« 
fühlen, wurden in Wirklichkeit aber zur 
Manövriermasse einer Klasse von Oligar- 
chien. Fast alle neuen Volksvertreter, 
gleich welcher Couleur, setzten auf die 
Wirksamkeit der wirtschaftlichen Rezep- 
te, die ihnen die internationalen Institu- 
tionen vorschlugen - allen voran der In- 
ternationale Währungsfonds (IWF) und 
die Kredite vergebenden Banken, aber 
auch die Europäische Kommission, die ja 
die EU-Beitrittskriterien formulierte. In 
den Ländern, in denen der Zugang zu Bil- 
dung und Kultur Teil der »Sozialleistun- 
gen« gewesen war und die eine Grundver- 
sorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs 
gewährleistet hatten (samt der Dienst- 
leistungen der Großbetriebe mit ihren 
Kindergärten, Krankenhäusern und 
preiswerten Wohnungen), bedeutete der 
wirtschaftliche Kurswechsel einen sozia- 
len Einbruch. Unter dem Motto »weniger 
Staat« wurde die rücksichtslose Privati- 
sierung der Staatsbetriebe und die Kom- 
merzialisierung der Distribution von Gü- 
tern und Dienstleistungen eingeleitet. 

Wo früher Vollbeschäftigung im Rah- 
men der Planwirtschaft gewährleistet 
war, herrscht heute eine strukturelle Ar- 
beitslosigkeit, und zwar auch in Ländern 
mit stetigem Wirtschaftswachstum. Sie 
beträgt in den acht neuen EU-Mitglieds- 
ländern durchschnittlich 15 Prozent; in 
Polen, Bulgarien und der Slowakei liegt 
sie zwischen 17 und 20 Prozent. 

2002 stellte die Weltbank fest, dass in 
diesen Ländern »die Armut ein größeres 
Ausmaß und eine höhere Zuwachsrate er- 
reicht hat als in der gesamten übrigen 
Welt«. In den zehn Jahren zwischen 1988 
und 1998 stieg der Anteil der Bevölke- 
rung, der unter der Armutsgrenze lebt, 
von 2 auf 21 Prozent. Seitdem geht er je- 
doch wieder zurück: Die Zahl der Armen 
sank von 102 Millionen Menschen 1998 
auf 61 Millionen im Jahr 2003. Dies resul- 
tiert vor allem aus dem starken Wachs- 
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tum in Russland seit der Krise von 1998, 
während die Situation in den neuen EU- 
Ländern stagniert und sich in Polen und 
Litauen sogar verschlechtert hat. 

Nach dem neoliberalen Credo hängt das 
Wirtschaftswachstum maßgeblich von 
der Höhe der ausländischen Direktinves- 
titionen (ADI) ab, die man ins Land zu zie- 
hen vermag. Die Länder Ostmitteleuro- 
pas, die in dieser Hinsicht am erfolg- 
reichsten sind, hatten aber gerade nicht 
die besten Ausgangsbedingungen. Es 
sind vielmehr die, in denen kriegerische 
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Auseinandersetzungen vermieden wur- 
den und die sich dem Privatisierungs- 
druck entzogen haben. So hat sich etwa 
Slowenien, das unter den neuen EU-Mit- 
gliedern das höchste Bruttoinlandspro- 
dukt (BIP) pro Kopf verzeichnet, die Kon- 
trolle über den Bankensektor erhalten 
und weder Löhne noch Steuern gesenkt. 
Entsprechend verzeichnet Slowenien mit 
2 Prozent den niedrigsten Anteil der ADI 
am BIP. 

Im Übrigen fließen die meisten ADI in 
die städtischen Ballungsräume, was die 
regionalen Unterschiede innerhalb der 
Länder sowie zwischen den Staaten wei- 
ter vergrößert. Das Sozial- und Fiskal- 
dumping, mit dem ADI angezogen wer- 
den sollen, führt zu einem Typ von 
Wachstum, der in sozialer Hinsicht zu- 
nehmend problematisch ist. Da die aus- 
ländischen Direktinvestitionen in den 
neuen EU-Ländern auf den Bankensek- 
tor konzentriert sind - außer in Slowe- 
nien sind in all diesen Staaten 50 bis 90 
Prozent des Bankkapitals in fremder 
Hand -, gerät die Finanzierung von so- 
zialen Maßnahmen zunehmend unter 
Druck. 

Während politischer Pluralismus und 
die Ablösung von Regierungen inzwi- 
schen als normal gelten, folgte auf die 
Euphorie über die modellhafte Transfor- 
mation eine große Ernüchterung. Dies 
zeigt sich symptomatisch an einem Land 
wie Polen, dessen Wachstum zunächst 
stark aufholte und wo die unterschied- 
lichsten Regierungsparteien im Namen 



Alter Untere Zahlen: Lebenserwartung der Männer, obere: Lebenserwartung der Frauen 
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der Eingliederung in die EU neoliberale 
Rezepte übernahmen. Heute regiert in 
Warschau eine dezidiert euroskeptische 
und ausländerfeindliche Rechte. 

Insgesamt stellt sich die Osterweite- 
rung als gesamteuropäische Erfolgsstory 
dar, zugleich aber auch als Strategie zur 
Dämpfung explosiver sozialer Konflikte 
in den Beitrittsländern. Und dies im Rah- 
men einer Union, von der die neuen Mit- 
glieder in Zentral- und Osteuropa mög- 
lichst enge Bindungen an die USA 
erwarten. 
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Arbeitsmärkte: offizielle Zahlen 
und verborgene Fakten 



Jedes Jahr steigt die Zahl der 
fehlenden Arbeitsplätze weltweit 
um 2 bis 3 Millionen. In den 
Industrieländern werden 
Menschen zu Billigarbeit und 
in prekäre Beschäftigungs- 
verhältnisse gezwungen. Und in 
der Dritten Welt geht die Anzahl 
der Sklaven- und Kinderarbeiter 
in die hunderte Millionen. 



Die Lage auf dem globalen Arbeits- 
markt ist schlecht, und sie wird im- 
mer prekärer. An den offiziellen Zahlen 
lässt sich der ganze Umfang des Pro- 
blems nicht ablesen. So taucht etwa 
Hausarbeit, meist Frauenarbeit, in den 
Statistiken nicht auf. Auch die informelle 
Beschäftigung ist schwer quantifizierbar. 
Sicher ist aber, dass die Zahl der Erwerbs- 
tätigen in der Welt stetig zunimmt und 
heute bei über 3 Milliarden Menschen 
liegt. Vier Phänomene kennzeichnen die 
Entwicklung der vergangenen Jahre. 

Erstens: Die Zahl der Arbeitslosen bleibt 
hoch. Das Internationale Arbeitsamt in 
Genf zählte Ende 2005 trotz des kräftigen 
Wirtschaftswachstums von 4,3 Prozent 
191,8 Millionen offiziell Arbeitslose, 2,2 
Millionen mehr als 2004 und 34,4 Millio- 
nen mehr als 1995. In den Industrielän- 
dern sank die Arbeitslosenquote zwar von 
7,1 Prozent auf 6,7 Prozent, dafür stieg sie 



aber in Lateinamerika und der Karibik 
von 7,4 Prozent auf 7,7 Prozent. Da bei 
weitem nicht alle Arbeitssuchenden er- 
fasst werden, ist davon auszugehen, dass 
sowohl in den Entwicklungsländern als 
auch in den Industrienationen die reale 
Zahl weit höher liegt. 

Vor allem die reicheren Länder berei- 
nigen ihre Arbeitslosenstatistiken. In 
Frankreich erhält nicht einmal jeder 
zweite Erwerbslose Arbeitslosenunter- 
stützung, und nicht alle lassen sich beim 
Arbeitsamt registrieren. In Großbritan- 
nien werden Arbeitslose zum Teil als 
»nicht« oder »eingeschränkt erwerbsfä- 
hig« klassifiziert. Die offizielle Zahl der 
»Behinderten« hat sich innerhalb von 
zehn Jahren vervierfacht. In Deutschland 
verzerren Ein-Euro-Jobs und so genannte 
Ich-AGs das Bild. Ähnliches gilt für die 
USA, die Niederlande, Dänemark, China 
und Indien. 



► Tödliche Arbeit 




Die Harmonisierung der Statistiken 
über Arbeitsunfälle ist problematisch. 
Die Daten aus den Industrieländern sind 
zahlreicher und zuverlässiger. Die Angaben aus 
vielen Entwicklungsländern über tödliche Unfälle 
erscheinen sehr niedrig. 



Zahl der tödlichen Arbeitsunfälle im Jahr je 100.000 beschäftigte Arbeiter 
| 23 und mehr [ ~\ 5-15 
| 20-23 ] weniger als 5 

] 15-20 ~] keine Angaben für China: siehe Grafik Seite 763 
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durchschnittliche Wochenarbeitszeit, nur Vollzeitbeschäftigte durchschnittlicher monatlicher Mindestlohn in Euro 




► Arbeitszeit und Mindestlohn 



Zweitens: Zunehmend verbreitet ist das 
Konzept der workfare, also die scheinbare 
Eingliederung in den Arbeitsmarkt durch 
erzwungene Arbeit. Die so genannte Poli- 
tik der Aktivierung wurde in den 1990er- 
Jahren in den USA erfunden. Sie ver- 
pflichtet Arbeitslose, unabhängig von 
Ausbildung und Wartezeit jedes Jobange- 
bot anzunehmen. In den Industrielän- 
dern dominieren Praktika - manchmal 
im Rahmen einer Ausbildung, oft jedoch 
schlicht als unbezahlte Arbeit -, geringfü- 
gige Beschäftigung und gelegentliche re- 
guläre Arbeit, die aber immer unterbe- 
zahlt und manchmal staatlich subventio- 
niert ist. Das schönt die offiziellen Ar- 
beitslosenstatistiken, treibt zugleich 
aber die Zahl schlecht verdienender Ar- 
beitnehmer nach oben. 2004 lebten zwi- 
schen 6 und 8 Prozent der Erwerbstätigen 
in der Europäischen Union und mehr als 
10 Prozent in den USA in Armut. Die Lage 
in den Entwicklungsländern ist noch dra- 
matischer: Hier verdienen etwa 550 Mil- 
lionen Menschen weniger als einen US- 
Dollar pro Tag. 

Drittens: Prekäre Beschäftigung und 
Teilzeitarbeit nehmen zu. In den Indus- 
trieländern gibt es immer mehr »flexible« 
Arbeitskräfte, die ohne jede soziale Absi- 
cherung eingestellt werden und jederzeit 
kündbar sind. Teilzeitbeschäftigung und 
Zeitarbeit boomen; unter diese Kategorie 
fällt inzwischen jeder sechste Job in den 
OECD-Staaten. Damit passen Unterneh- 
men ihre Belegschaften an die Konjunk- 
tur an und ersparen sich Lohnzahlungen 
in auftragsschwachen Zeiten. Die Leid- 



tragenden sind die Beschäftigten, in drei 
Viertel aller Fälle die Frauen, die eigent- 
lich gern mehr arbeiten würden. 

Viertens: Selbst in den reichen Ländern 
gibt es immer mehr Sklavenarbeit, d.h. 
Arbeit unter Drohung und unmittelba- 
rem Zwang (weltweit 12,3 Millionen Fäl- 
le). Die Ausbeuter sind laut Internationa- 
lem Arbeitsamt (IAA) in acht von zehn Fäl- 
len private Unternehmen; in Lateiname- 
rika große landwirtschaftliche Betriebe 
und in einigen Ländern Asiens Agentu- 
ren, die »Arbeit als Schuldendienst« ver- 
mitteln. 20 Prozent der Sklavenarbeit ent- 
fallen auf Staaten wie Birma und Nordko- 
rea, die Menschen zu Zwangsarbeit nöti- 
gen, und auf militärische Gruppen etwa 
in Afrika. Ebenso groß ist die Zahl der Op- 
fer von Menschenhandel bzw. Sexhandel. 
Regional ist die moderne Sklaverei am 
stärksten in der Asien/Pazifik- Region ver- 
breitet, doch sie kommt auch, trotz ge- 
setzlicher Verbote, in Europa und den 
USA vor. 

Die Opfer von Sklavenarbeit sind oft 
Kinder. Wenn man die leichteren Formen 
der Haus- und Feldarbeit unberücksich- 
tigt lässt, werden 218 Millionen Kinder 
unter ausbeuterischen Bedingungen zur 
Arbeit gezwungen, etwa in Fabriken, 
Bergwerken, auf Plantagen und in der 
Sexindustrie, so der Bericht der Interna- 
tionalen Arbeitsorganisation (ILO) im 
Jahr 2006. Damit ist die Zahl innerhalb 
von fünf Jahren weltweit nur um 11 Pro- 
zent gesunken. An Sonntagsreden gegen 
diesen Zustand besteht kein Mangel - die 
Realität sieht anders aus. 
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Einführend 

•de.wikipedia.org/wiki/Arbeitslosigkeit 

•de.wikipedia.org/wiki/Sklaverei 

•de.wikipedia.org/wiki/Zwangsprostitution 

•de.wikipedia.org/wiki//Kinderarbeit 

Weltarbeitsmarkt 

•www.ilo.org/public/english/employment/strat/ 
global.htm 

Einkommensvergleich 

• www.lisproject.org 
Kinderarbeit 

•www.ilo.org/public/english/standards/ipec/intro/ 
•www.unicef.org/protection/index_3717.html 
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Sozialversicherung unter Druck 



Wenn die öffentlichen Ausgaben 
zusammengestrichen werden, 
leidet darunter vor allem die 
soziale Sicherung. Auf der ganzen 
Welt werden Risiken wie Unfall 
oder Krankheit schrittweise 
privatisiert - und damit teurer. 
In einigen Ländern senkt dies 
sogar die Lebenserwartung. 



Immer weniger Aufwendungen für die 
Gesundheit werden erstattet, immer 
später beginnen die Altersbezüge: die öf- 
fentliche Absicherung gegen Lebensrisi- 
ken wie Krankheit, Unfall oder Gebrech- 
lichkeit wird, wo es sie noch gibt, immer 
stärker reduziert. Betroffen sind die auf 
Erwerbsarbeit beruhenden, paritätisch 
verwalteten Gesundheits- und Versor- 
gungssysteme, in den Niederlanden 
ebenso wie in Deutschland. Erheblich ge- 
kürzt werden auch die über Steuern 
finanzierten Sozialleistungen in Italien, 
Schweden und Großbritannien, wo das 
»Beveridge-System« mit seiner staatlich 
organisierten Einheitsversicherung be- 
troffen ist. Mischformen wie in Frank- 
reich bleiben ebenfalls nicht verschont. 

Die breite Attacke begann 1994 anläss- 
lich eines Weltbankberichts zur drohen- 
den Krise der alternden Gesellschaft mit 



dem Titel »Averting the Old Age Crisis«, 
deutsch »Die Alterskrise abwenden«. Der 
Bericht zeigte auf, dass »die Staaten die 
Ausgabenlast letztlich nicht mehr tragen 
können und die Sozialsysteme dauerhaft 
umgestaltet werden müssen«. Es folgten 
weitere Berichte, Warnungen und Emp- 
fehlungen, die zwar nicht orchestriert wa- 
ren, aber immer dieselbe ideologische 
Botschaft verkündeten: Es gelte, die Löh- 
ne und Gehälter zu senken und einen 
wenn auch noch so kleinen Teil der sozia- 
len Kosten privat zu finanzieren, was sich 
weltweit immerhin auf 3.500 Milliarden 
Dollar summieren sollte. Und die Opera- 
tion gelang: Zwischen 1993 und 2003 
sank der Anteil der Sozialversicherungs- 
beiträge an der Lohnquote in den Indus- 
trienationen um durchschnittlich 10 
Punkte. Die Lohnquote fiel um 3 Prozent 
- und die Unternehmensgewinne stiegen 
um den gleichen Wert. 

Für angehende Rentner bedeutet dies 
letztlich einen Kaufkraftverlust, und das 
bei längerer Lebensarbeitszeit. In den 
OECD-Mitgliedstaaten liegt das Renten- 
alter heute bei durchschnittlich 63 Jah- 
ren. In Deutschland wurde das gesetzli- 
che Rentenalter 1997 auf 65 Jahre ange- 
hoben und soll schrittweise auf 67 Jahre 
steigen. In Italien gehen die Arbeitneh- 
mer im privaten Sektor mit 65 Jahren, in 
Irland mit 66 Jahren, in Großbritannien 
mit 65 Jahren in Rente; Tony Blair ver- 
zichtete 2005 sicher nur vorübergehend 



darauf, das Rentenalter für öffentliche 
Bedienstete und Beamte, das derzeit bei 
60 Jahren liegt, anzupassen. 

In Frankreich geht man immer noch »of- 
fiziell« mit 60 Jahren in Rente, doch die 
Zahl der Berufsjahre, die einen Rentenan- 
spruch gewährleisten, ist für Staatsange- 
stellte in Anpassung an den privaten Sek- 
tor auf 40 gestiegen. Eine weitere Anhe- 
bung der Frist wird ab 2008 erwartet. Ent- 
sprechend später erfolgt die Auszahlung 
der Rente. In den USA beginnt die Rente 
»normalerweise« zwischen dem 65. und 
66. Lebensjahr, ab 2006 vor Ablauf des 67. 
Lebensjahrs. Interessanterweise konnte 
Präsident George W. Bush entgegen sei- 
nen Wahlversprechen den letzten öffent- 
lich verbliebenen Rest des Rentensys- 
tems in den USA nicht privatisieren. 

Die Reduzierung der öffentlichen Leis- 
tungen ist besonders im Gesundheitswe- 
sen spürbar. Hier nimmt das Privatisie- 
rungstempo zu. Dass dies zu mehr Un- 
gleichheit und Ungerechtigkeit führt, 
kann kaum überraschen. In einigen Län- 
dern geht sogar die Lebenserwartung zu- 
rück. Dies gilt z. B. für Subsahara-Afrika, 
wo die Verbreitung von HIV/Aids und der 
Abbau der kostenlosen medizinischen 
Versorgung dazu beigetragen haben, dass 
die Lebenserwartung drastisch gesunken 
ist: Betrug sie 1992 noch knapp 50 Jahre, 
waren es 2003 nur noch 45,6. In Russland 
ging sie von 68,4 im Jahr 1991 auf 65,7 im 
Jahr 2003 zurück. Bei den Männern lag sie 
2005 unter 60 Jahren (siehe Seite 63). 

In den kapitalistischen Industriestaa- 
ten müssen Patienten immer mehr zu- 
zahlen, die medizinische Versorgung 
wird teurer, die Kassen erstatten weniger, 
die Finanzierung für öffentliche Kran- 
kenhäuser wird abgebaut. In Deutsch- 
land gibt es seit 2004/2005 geringere Zu- 
schüsse für zahn- oder augenärztliche Be- 
handlungen, für den Arztbesuch wird 
eine Praxisgebühr fällig, und die Kassen- 
beiträge für Arbeitnehmer und Rentner 
sind gestiegen. In Frankreich ist es ähn- 
lich. Dabei droht das öffentlichen Kran- 
kenhaussystem hier aus allen Nähten zu 
platzen. In Großbritannien haben Wis- 
senschaftler festgestellt, dass ein Fünftel 
aller Lungenkrebserkrankungen nicht 
korrekt, weil zu spät behandelt wird. In 
den USA, wo das Gesundheitssystem fast 
völlig privat ist, haben 15,7 Prozent der 



► Mehr Menschen ohne Schutz - und die meisten sind arm 
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Rentenniveau in Prozent des letzten Bruttogehalts 
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Der Prozentsatz gilt nur bei Vollarbeit bis zum Rentenalter. Viele Beschäftigte erhalten wegen ihres 
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vorzeitigen Ausscheidens die angegebenen Altersbezüge nicht. 



► Hohe und niedrige Renten in den Industrieländern 



Bevölkerung gar keine Krankenversiche- 
rung, und fast ebenso viele sind aufgrund 
der drastisch gestiegenen Versicherungs- 
prämien unterversichert. Im Übrigen lie- 
gen die Kosten für das Gesundheitswesen 
jenseits des Atlantiks am höchsten: 2004 



lagen sie bei 15 Prozent des Bruttoin- 
landsprodukts im Vergleich zu 10,1 Pro- 
zent in Frankreich und 11,1 in Deutsch- 
land. Obwohl die Privatisierung also 
nachweislich ineffizient ist, wird sie wei- 
terhin angepriesen. 



WWW 

Überblick 

•de.wikipedia.org/wiki/Sozialversicherung 
»Averting the Old Age Crisis« 
•www.eldis.org/static/DOC8957.htm 
Soziale Rechte, Verbrauchermacht 

•www.attac.de/genug-fuer-alle/cms/news.php 
•www.citizen.org 



► Sozialabbau im Vergleich 

Frankreich 



Großbritannien 



Deutschland 



Arbeitslosigkeit Hohe Langzeit- und Jugendarbeitslosigkeit 
sind chronisch. Leiharbeit, befristete 
Verträge und staatsfinanzierte Stellen 
haben sich in zehn Jahren verdreifacht. Die 
Bezugsdauer von Arbeitslosengeld wurde 
verkürzt. Versuche, den Bezug von 
Arbeitslosengeld an Auflagen zu knüpfen 
oder den Qualifikationsschutz aufzu- 
heben, sind wiederholt gescheitert. 



Arbeitslosengeldempfänger 
müssen Ausbildungsangebote, 
Praktika, Hilfsarbeit oder ehren- 
amtliche Tätigkeit akzeptieren. 
Mindestlöhne und Steuergut- 
schriften sollen in insgesamt 
sieben New-Deal-Programmen 
für bestimmte Zielgruppen 
zur Arbeit »anreizen«. 



Langzeitarbeitslose müssen 
jede Arbeit annehmen, auch 
wenn sie überqualifiziert sind 
und schlechter bezahlt werden. 
Arbeitslose müssen gemeinnützige 
Arbeiten, die mit einem Euro pro 
Stunde vergütet 
werden, annehmen. 



Sozialleistungen Eltern können mit dem Entzug von 

Sozialleistungen bestraft werden, wenn 
ihre Kinder die Schule schwänzen oder wie 
bei den Vorstadtunruhen von 2005 straf- 
fällig wurden. 2006 wurde die weitgehende 
Aufhebung des Kündigungsschutzes für 
Berufsanfänger durch Massenproteste 
vereitelt. 



Allein erziehende Leistungs- 
empfänger müssen Praktika 
machen oder eine Teilzeitarbeit 
annehmen. Jugendlichen und 
Langzeitarbeitslosen werden 
die Leistungen gekürzt, wenn 
sie nicht an ihren New-Deal- 
Programmen teilnehmen. 



Zusammenlegung von Arbeits- 
losenhilfe und Sozialhilfe nach 
einem Jahr Erwerbslosigkeit. 
Bei der Berechnung der Leistung 
werden das Einkommen des 
Ehepartners, Immobilienbesitz und 
die Sparkonten der Familie 
berücksichtigt. 



Renten Die Rentenreform von 2003, gegen 
massenhaften Protest durchgesetzt, 
erzwang längere Beitragszeiten, ab 
2020 knapp 42 Jahre. Im öffentlichen 
Dienst steigt die Beitragszeit von 37,5 
auf 40 Jahre (2008). In Frankreich wie 
in Deutschland liegt das reale Renten- 
niveau bei etwa 53 Prozent des letzten 
Nettoeinkommens. 



Eine private Altersvorsorge ist 
zwingend; wichtig sind die am 
Arbeitseinkommen orientierten 
Pensionsfonds, deren Erträge 
von den Börsenkursen ihrer 
Investments abhängen. Die 
staatlichen Renten betragen 
durchschnittlich nur 37,1 Prozent 
des alten Einkommens. 



Das gesetzliche Renteneintritts- 
alter wird schrittweise von 
65 auf 67 Jahre erhöht. Das 
reale Renteneintrittsalter von jetzt 
63 Jahren wird nicht entsprechend 
steigen, 

sodass mit Rentenkürzungen 
zu rechnen ist. 



Steuergeschenke 



Die konservative Regierung will den 
Spitzensatz von 48 auf 40 Prozent 
senken, die Gesamtbesteuerung 
einschließlich Vermögensteuer soll 
60 Prozent nicht übersteigen. 
Unternehmensteuern liegen mit 
34,9 Prozent zwischen den 38,7 Prozent 
in Deutschland und den 30,0 Prozent in 
Großbritannien. 



Die Labour-Regierung erhöhte 
die Steuern für Großkonzerne von 
25 Prozent auf 30 Prozent. Vor der 
Regierung Thatcher hatten diese 
jedoch noch einen Steuersatz von 
52 Prozent. Die Regierung Blair 
erhöhte auch die Sozialabgaben um 
je 1 Prozent für Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer. 



Die rot-grüne Koalition senkte 
den Steuersatz für die Reichsten 
um 8 Prozent und die Körper- 
schaftsteuer um 15 Prozent. 
Das Aufkommen der neuen 
Reichensteuer ist unerheblich. 
Die CDU-SPD-Koalition will die 
Unternehmensteuern weiter 
senken. 
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Frauenrechte: 
Rückschritte im Fortschritt 



Nutzt die Globalisierung den 
Frauen? Die Antwort muss 
differenziert ausfallen. Einerseits 
verbessert sich ihre allgemeine 
Lage, trotz der Ausbeutung auch 
in den Betrieben der transnatio- 
nalen Konzerne. Andererseits 
sind sie in der Regel als Erste von 
Privatisierung und Sozialabbau 
betroffen. Und noch immer sind 
Armut und Analphabetentum 
weibliche Attribute. 



In den letzten zwanzig Jahren ist der An- 
teil der Frauen an den Erwerbstätigen 
überall gestiegen. Zudem verdienen 
Frauen heute mehr als in der Vergangen- 
heit. In den Ländern des Nordens setzte 
dieser Trend bereits in den i96oer-Jahren 
ein, seit den iggoer-Jahren ist hier der 
Prozentsatz der berufstätigen Frauen im 
nichtlandwirtschaftlichen Sektor von 42 
auf 44 Prozent gestiegen. Eine ähnliche 
Entwicklung, wenn auch in unterschied- 
licher Ausprägung, ist im Süden der Welt 
zu beobachten. 



Fortschritte bei der Beschulung und Al- 
phabetisierung von Mädchen und Frauen 
tragen in der Dritten Welt dazu bei, dass 
sich die Lücke zu den Männern langsam 
schließt. In Verbindung mit zunehmen- 
der Urbanisierung führt dies dazu, dass 
die Frauen später heiraten und häufiger 
Verhütungsmittel verwenden, sodass die 
Geburtenzahlen sinken. Immer mehr 
Frauen entscheiden selbst, wie ihr Leben 
aussehen soll, und lassen ihre Zukunft 
nicht mehr von der Familie bestimmen. 

Dabei ist dieser Fortschritt nicht Folge 
eines spontanen gesellschaftlichen Wan- 
dels, sondern er wurde erkämpft. Auch ist 
die Entwicklung noch nicht abgeschlos- 
sen und kann durchaus wieder rückgän- 
gig gemacht werden. Zudem stellt sich 
die Entwicklung in den einzelnen Regio- 
nen höchst unterschiedlich dar - in Süd- 
asien und im Afrika südlich der Sahara 
sieht es viel schlechter aus. Unterschiede 
gibt es auch innerhalb einzelner Länder, 
zwischen Stadt und Land sowie zwischen 
unterschiedlichen sozialen Gruppen. Die 
abseits der Zentren in Armut lebenden 
Frauen gehen nach wie vor nicht zur 
Schule, sind Analphabetinnen und haben 
keinen Zugang zu Verhütungsmitteln 
oder medizinischer Versorgung. Drei 
Fünftel der 115 Millionen Kinder auf der 



Welt, die nicht zur Schule gehen, sind 
Mädchen. Und zwei Drittel der 876 Millio- 
nen Erwachsenen, die weder lesen noch 
schreiben können, sind Frauen. 

Solche Rückschritte, die auf unter- 
schiedliche Weise dem allgemeinen 
Trend zuwiderlaufen, sind in erster Linie 
eine Folge der Wirtschaftspolitik. In den 
Industriestaaten des Westens wie des Os- 
tens führen der Sozialabbau und die Pri- 
vatisierung von immer mehr öffentlichen 
Leistungen dazu, dass für Frauen die Last 
der Arbeit in der Familie- etwa Kinderbe- 
treuung oder Altenpflege - ständig zu- 
nimmt. So verschärft die Rentenreform 
in Frankreich die Verzerrungen, unter de- 
nen sie bereits in den Jahren ihrer Er- 
werbstätigkeit zu leiden hatten: niedrige- 
re Löhne und Gehälter, Abbruch der Be- 
rufstätigkeit oder Karriereknick, weil sie 
sich um die Kinder kümmern. Mehr als 
80 Prozent der armen Beschäftigten sind 
Frauen - eine Folge von mehr Teilzeitbe- 
schäftigung und geringeren Löhnen. 

Die zunehmende Armut in Osteuropa 
lässt immer mehr Frauen zu Opfern von 
Menschenhandel und Prostitution wer- 
den (siehe Seite 48). Kindermädchen und 
Hausangestellte, die im Ausland arbeiten 
(siehe Karte), werden oft geschlagen und 
sexuell missbraucht. 
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Im Süden sind es die Strukturanpas- 
sungsprogramme, die häufig drastische 
Auswirkungen auf die Beschulung und 
die Gesundheit haben. Wenn Schule und 
medizinische Versorgung Geld kosten, 
sind zuerst die Mädchen und Frauen zum 
Verzicht gezwungen. Damit wird den 
Frauen ein Leben in sicheren Verhältnis- 
sen erschwert, zumal sie den größten An- 
teil der Arbeitskräfte im informellen Sek- 
tor stellen. Das gilt vor allem in Ländern, 
die landwirtschaftliche Erzeugnisse in 
erster Linie für den Export und nicht für 
den Eigenverbrauch produzieren. 

Die Unterdrückung der Frauen ist struk- 
turell bedingt und hat eine lange Ge- 
schichte. Globalisierung und Liberalisie- 
rung können daher nicht als die Wurzel 
allen Übels betrachtet werden. Die Zu- 
nahme der wahrgenommenen »Ehren- 
morde« und von Zwangsheiraten, ge- 
schlechtsspezifische Sondergesetze über 
den persönlichen Status in Ländern wie 
Afghanistan, Pakistan, Algerien und in 
Zentralasien haben andere Ursachen. 
Überdies bestehen komplexe Beziehun- 
gen zwischen der patriarchalen und der 
kapitalistischen Gesellschaft. Denn auch 
in Europa und den USA ist eine Rückkehr 
zu den männerdominierten und religiö- 
sen Traditionen und eine erneute Bekräf- 
tigung von Sitte und Moral zu beobach- 
ten. 

Zugleich entsteht in den Betrieben der 
multinationalen Konzerne in Asien, Afri- 
ka und Lateinamerika ein neuer Typ von 
Arbeiterinnen. Nicht wenige Frauen ar- 
beiten zuweilen unter Bedingungen, die 
an das Europa des 19. Jahrhunderts erin- 
nern. Doch der Zugang zu eigener Arbeit 
und eigenem Einkommen destabilisiert 
die soziale Ordnung der Kasten und Reli- 
gionen und mit ihr die Herrschaft des Pa- 
triarchats. Die Abschottung in der Fami- 
lie wird aufgehoben - selbst wenn das 
transnationale Kapital diese Entwicklung 
zur gnadenlosen Ausbeutung nutzt. 



WWW 

Einführung 

•de.wikipedia.org/wiki/Frauenrechte 
offiziell 

•www.unifem.org/ 

• www.un.org/womenwatch/ 

• www.un-instraw.org 
NGOs 

• www.terre-des-femmes.de 

• www.frauenrechte.de 

• www.amnestyusa.org/women 

• www.hrw.org/women 

• www.girlsrights.org 
•www.crlp.org 





| illegal, Erlaubnis nur>^ bei Gefahr für das Leben der Mutter 

illegal, Erlaubnis nur bei Gefahr für das Leben der Mutter und Vergewaltigung 

erlaubt bei Vergewaltigung oder drohendem physischem oder psychischem Schaden für die Mutter 

erlaubt bei Vergewaltigung, aus gesundheitlichen oder wirtschaftlichen Gründen 

legal, aber manchmal durch Verweigerung oder Mängel im Gesundheitsdienst erschwert, 

30 US-Bundesstaaten haben Restriktionen eingeführt 

keine Angaben 

Das strenge Gesetz in Polen führt nach Angaben der dortigen »Föderation für Frauen und Familienplanung« 
zu 80.000 bis 200.000 illegalen Abtreibungen jährlich. Die Quote der Irinnen, die in Großbritannien abtreiben, 
ist so hoch wie in Ländern mit Fristenlösung. 



Schwangerschaftsabbruch - ein langer Weg zur Selbstbestimmung A 




Geburt und Tod in Afrika 4 
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Das Volk, der Souverän 



Die Demokratisierung des 
politischen Lebens hat im letzten 
Viertel des 20. Jahrhunderts 
deutliche Fortschritte gemacht. 
Doch ist in Osteuropa und in den 
Entwicklungsländern die 
Demokratie noch nicht gefestigt. 
Gleichzeitig steckt die 
parlamentarische Demokratie in 
den westlichen Staaten in einer 
tiefen Krise. 



Seit 1975 haben die Bürgerrechte und 
politischen Rechte weltweit große 
Verbreitung erfahren. In zahlreichen 
Ländern entstanden demokratische Re- 
gierungsformen, die es den Bürgern er- 
möglichen, Volksvertreter zu wählen, die 
für unterschiedliche Programme und po- 
litische Einstellungen stehen. Zugleich 
lockerte sich die Zensur der Medien und 
es kam zur Gründung neuer Parteien, Ge- 
werkschaften und Vereinigungen auf der 
Ebene der Zivilgesellschaft. 

Dank geopolitischer Veränderungen 
und auf Grund des Umschlags der öffent- 



lichen Meinung und der Arbeit politi- 
scher und gewerkschaftlicher Organisa- 
tionen wurden viele alte Diktaturen 
durch Demokratien abgelöst - zunächst 
in Europa (Spanien, Portugal und Grie- 
chenland) und dann auch in Lateinameri- 
ka (Chile, Brasilien, Argentinien usw.) 
und in einigen autoritär regierten Län- 
dern Asiens (Südkorea, Taiwan, Indone- 
sien). Das südafrikanische Apartheid-Re- 
gime kam ebenso zu Fall wie die Sowjet- 
union und die so genannten Volksdemo- 
kratien in Zentral- und Osteuropa. Zwi- 
schen 1974 und 2005 vollzogen insge- 
samt 81 Länder den Übergang von einer 
autoritären Regierungsforme zum demo- 
kratischen Mehrparteiensystem mit frei- 
en und geheimen Wahlen. 

Allerdings zeigt sich bei näherer Be- 
trachtung, dass der Übergang zur Demo- 
kratie nicht ohne Rückschläge abging. 
45 Staaten haben nach wie vor kein demo- 
kratisches System, und in einigen Län- 
dern (insbesondere in Subsahara-Afrika) 
kam es in jüngster Zeit zu einem Rückfall 
in Gewalt und diktatorische Herrschafts- 
formen. Das liegt vor allem am Versagen 
von Eliten, die ihre Länder für die eigenen 
kurzfristigen Interessen ausnutzen. 

Die Demokratisierung wirft aber auch 
komplexe politische Fragen auf: Was ist 
eine Nation? Wie sollen Staaten künftig 
verfasst sein? Problematisch ist auch, 
dass die Wahlentscheidung der Bürger 
oft durch Spenden und Medienmanipula- 
tionen beeinflusst wird. Auch fragt sich, 



ob man überhaupt von allgemeinen Bür- 
gerrechten sprechen kann, wenn nicht 
alle Einwohner ihre elementaren Rechte 
wahrnehmen können. Selbst in Ländern, 
die als Demokratien gelten, werden noch 
immer große Teile der Bevölkerung dis- 
kriminiert und dauerhaft ausgegrenzt. 
Das gilt für die niederen Kasten in Indien 
oder die indigene Bevölkerung in Latein- 
amerika, aber auch für die westeuropäi- 
schen Länder, in denen noch kein Aus- 
länderwahlrecht durchgesetzt ist. 

Dass auch in den Industriestaaten die 
Demokratie durch Armut, Arbeitslosig- 
keit und Rassismus beeinträchtigt ist, 
zeigt unter anderem die zunehmende po- 
litische Abstinenz in den Vereinigten 
Staaten und in Westeuropa, wo nach wie 
vor ganze Bevölkerungsgruppen de facto 
von Machtpositionen ausgeschlossen 
sind. 

Die Schwierigkeit der derzeitigen Lage 
resultiert nicht zuletzt aus der Haltung 
der westlichen Staaten, die zwar die Ver- 
gabe von Wirtschaftshilfen und Krediten 
vielfach an die Einhaltung bestimmter 
allgemein gehaltener Prinzipien knüpfen 
(politischer Pluralismus und demokrati- 
sche Wahlen), bei ihren Verbündeten je- 
doch großzügig über die Nichteinhaltung 
eben dieser Prinzipien hinwegsehen. Be- 
sonders schmerzlich ist eine solche op- 
portunistische Relativierung demokrati- 
scher Prinzipien für die oppositionellen 
Kräfte in autoritär regierten Ländern, de- 
ren Eliten trotz Menschenrechtsverlet- 



► Anzahl der parlamentarischen Demokratien weltweit 




WWW 



Hochkommissar der Vereinten Nationen 
für Menschenrechte 

www.ohchr.org 

Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 

www.echr.coe.int 
Zentrum für Demokratie 

www.cdt.org 

Interparlamentarische Union 
www.ipu.org 

Internationaler Gerichtshof 
www.icj-cij.org 

Internationale Föderation für Menschenrechte 

www.fidh.org 

Amnesty International 

www.amnesty.org 

Human Rights Watch 

www.hrw.org 
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Freedom House ist eine amerikanische Nichtregierungsorganisation (NGO), (freie Wahlen, Existenz eines Parlamentes, freie Religionsausübung, 

die es sich zur Aufgabe gemacht hat, politische Freiheiten, Bürgerrechte und Meinungs- und Pressefreiheit usw.), bewertet und einer von drei Kategorien 

Glaubensfreiheit weltweit zu beobachten. Auf ihrer Internet-Adresse zugeordnet: frei (nahezu vollständige Achtung der Freiheitsrechte), teilweise 

(www.freedomhouse.org) kann man die Ergebnisse ihre Jahresstudien über frei (bei gewissen Einschränkungen der Freiheitsrechte, bedingt durch 

den Stand der Freiheitsrechte in 192 Ländern und 60 autonomen Gebieten Bürgerkrieg, Korruption oder unzureichende Umsetzung vorhandener Gesetze) 

oder Protektoraten abfragen. Jedes Land wird anhand von Indikatoren erfasst und unfrei (Nichtachtung der Grundrechte, gelenktes politisches System). 



Allgemeine Freiheitsrechte weltweit <4 



zungen, Repression und Korruption von 
den großen internationalen Organisatio- 
nen wie IWF und Weltbank unterstützt 
werden. 

Eine paradoxe Entwicklung ist auch, 
dass sich die parlamentarische Demokra- 



tie weltweit immer mehr durchsetzt, wäh- 
rend zugleich die Souveränität der Völker 
so wenig zählt wie nie zuvor. Für manche 
bekennende Demokraten ist die Demo- 
kratie nur wünschenswert, wenn sie die 
sozioökonomischen Interessen der Elite 



nicht antastet. Das erklärt auch, warum 
Bewegungen für eine andere politische, 
ökonomische und soziale Ordnung, die 
sich mit einer verstümmelten Demokra- 
tie nicht abfinden, so häufig bedroht und 
unterdrückt werden. 



Entwicklung der Wahlabstinenz 4 




1972 1976 1980 1983 1987 1990 1994 1998 2002 2005 1975 1979 1983 1986 1990 1994 1995 1999 2002 2006 1967 1971 1975 1979 1983 1987 1991 1995 1999 2003 
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Arbeitnehmerrechte 
und Gewerkschaften 



In aller Welt müssen sich die 
Gewerkschaften nicht nur mit 
den Strategien der internationalen 
Konzerne auseinander setzen, 
sondern auch mit der Zunahme 
der globalen Konkurrenz und mit 
vermehrten Konflikten innerhalb 
der Arbeitswelt. Bislang haben 
sie es noch nicht geschafft, 
sich als starkes, einheitliches 
Gegengewicht zu etablieren. 



Eine unerfreuliche Konsequenz der 
Globalisierung auf der Ebene der Ar- 
beitsorganisation wird in den Jahresbe- 
richten des Internationalen Bundes Frei- 
er Gewerkschaften (IBFG) sichtbar: Jahr 
für Jahr registrieren sie - ungeachtet der 
vorhandenen internationalen Konventio- 
nen - eine zunehmende Unterdrückung 
der gewerkschaftlichen Arbeit. Der Be- 
richt für 2001 vermerkt, dass die gewerk- 
schaftlichen Rechte weltweit zurückge- 
drängt werden. Das galt auch für die In- 

► Schutz der Gewerkschaftsrechte 



dustrieländer und wird durch Zahlen der 
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 
in Genf bestätigt. Allein im Jahr 2004 
mussten 145 Gewerkschafter ihr gewerk- 
schaftliches Engagement mit dem Leben 
bezahlen, das waren 16 mehr als im Vor- 
jahr. Dazu gab es 700 gewaltsame Angrif- 
fe gegen Gewerkschafter und rund 500 
Morddrohungen zu verzeichnen. Eine 
steigende Tendenz zeigt sich auch bei un- 
zulässigen Kündigungen, unterdrückten 
Streiks, Einschränkungen des Streik- 
rechts und staatlichen Eingriffen in Ar- 
beitskämpfe. 

Die Globalisierung neoliberalen Typs 
hat die Situation verschärft. Zusammen 
mit der Ausweitung des radikalen Kon- 
kurrenzprinzips auf internationaler Ebe- 
ne haben Verbote und repressive Maß- 
nahmen gegen Gewerkschaften zuge- 
nommen. Organisationsfreiheit, Streik- 
recht und Tarifautonomie sind auch des- 
halb in Gefahr, weil die Entfernung zwi- 
schen den Chefetagen und den Produkti- 
onsstandorten immer weiter wächst. In 
Ländern, denen der Internationale Wäh- 
rungsfonds seine Strukturanpassungs- 
programme verordnet hat, sind die Regie- 
rungen genötigt, soziale Forderungen zu- 



rückzuweisen, weil die Schuldentilgung 
Vorrang hat. 

Auch in den ehemals staatsmonopolis- 
tischen Ländern Mittel- und Osteuropas 
müssen die neu gegründeten Gewerk- 
schaften erleben, wie ihre Rechte, die 
sich in den alten Zeiten allerdings auf die 
Verteilung der in monopolistischen 
Großbetrieben üblichen Vorteile be- 
schränkten, schrittweise weiter abgebaut 
werden. 

Besonders gravierend ist die Rechtlosig- 
keit der Arbeitnehmer in Ländern mit 
starker Schattenwirtschaft. Aus der Sicht 
der multinationalen Unternehmen bie- 
ten diese Länder klare Standortvorteile: 
niedrige Löhne, schlechte Arbeitsbedin- 
gungen, Ausbeutung von Frauen und Kin- 
dern. Bauern dürfen sich in vielen Län- 
dern grundsätzlich nicht gewerkschaft- 
lich oder genossenschaftlich organisie- 
ren. Das gilt auch für die Beschäftigten in 
den Sonderwirtschaftszonen, wo alles im 
Sinne der ausländischen Investoren lau- 
fen muss. Eine Behinderung der Geschäf- 
te durch Arbeitnehmerrechte wird nicht 
geduldet. 

Auch die geschlechtsspezifische Be- 
nachteiligung von Arbeitnehmern spielt 
eine wichtige Rolle. Zum Beispiel betref- 
fen die Nachteile und Belastungen von 
Leiharbeit, Zeitarbeit, Gelegenheitsar- 
beit, Teilzeitarbeit wie von befristeten Be- 
schäftigungsverhältnissen vorwiegend 
Frauen. In den exportorientierten Bran- 
chen der legalen Wirtschaft finden sich 
die Frauen zumeist am unteren Ende der 
beruflichen Hierarchien, wo die Jobs be- 
sonders unsicher sind. Sie arbeiten eher 
in Bereichen ohne gewerkschaftliche Or- 
ganisation, Sozialleistungen oder ordent- 
lichen Kündigungsschutz - womit ganze 
Familien in eine Abwärtsspirale getrie- 
benwerden. 

Auch Tarifverhandlungen sind unter 
den neuen Bedingungen immer schwerer 
zu führen. Da die Multis beweglicher und 
weniger an Standorte gebunden sind, 
können sie die nationalen Beschränkun- 
gen und vertraglichen Verpflichtungen 
leicht umgehen: Um die Gewerkschafts- 
freiheit, die Tarifhoheit oder das Streik- 
recht einzuschränken, brauchen sie oft 




Die wichtigsten Instrumente zum Schutz der Gewerkschaftsrechte sind zwei Übereinkommen 
der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO): Die »Konvention 87« über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz 
des Vereinigungsrechtes (1948) und die »Konvention 98« über die Anwendung der Grundsätze des 
Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu Kollektivverhandlungen (1949). 
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1985=100% 

| 70 bis 126 

I I 35 bis 70 

I I o bis 35 

| | o bis -25 
| -25 bis -40 
| -40 bis — 75 

| keine Angaben 



Anteil der Gewerkschaftsmitglieder im DGB, 1990 - 2003 



30 
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Entwicklung des gewerkschaftlichen Organisationsgrades 4 



nur mit Standortverlagerung zu drohen. 
Auch wenn sich einige Organisationen in- 
ternational vernetzt haben - vor allem in 
multinationalen Konzernen - sind bisher 
noch kaum neue rechtliche Grundlagen 
für ein wirkungsvolles international agie- 
rendes Gegengewicht der Beschäftigten 
entstanden. Gleichwohl versuchen Ge- 
werkschaften, Arbeitnehmerverbände 



und ILO die multinationalen Unterneh- 
men auf bestimmte Grundsätze zu ver- 
pflichten, die sich zum Beispiel auf Kin- 
derarbeit oder fairen Handel beziehen. 
Verglichen mit den Vorgaben der Welt- 
handelsorganisation wirken die Richtli- 
nien der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation (ILO) jedoch überwiegend wie ein 
Katalog frommer Wünsche. 



WWW 



Amnesty interantional 

www.amnesty.org 

Internationaler Bund Freier Gewerkschaften 

www.icftu.org 
Human Rights Watch 

www.hrw.org 

Internationale Arbeitsorganisation 

www.ilo.org 

Deutsche Gewerkschaftsbund 

www.dgb.de 



Ermordete Gewerkschafter (2004) 4 
114 



11 



Europa 0 
Naher Osten I 

Asien und Ozeanien 
Afrika 
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Misshandelte Gewerkschafter (2004) 4 
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Inhaftierte Gewerkschafter (2004) 4 



1.653 




204 Europa 1 Naher Osten 

159 Asien und Ozeanien 
Afrika 
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Von Zapatero lernen 



von JOHAN GALTUNG 

Es ist unabdingbar, ungelöste Konflikte gründlich zu 
analysieren, mitsamt den Widersprüchen, die ihnen 
zugrunde liegen, und den kulturellen und strukturellen 
Bedingungen, in die sie eingebettet sind. Noch besser ist es 
jedoch, sie so zu transformieren, dass die beteiligten Parteien 
sie gewaltfrei und mit kreativem Einfühlungsvermögen 
austragen können. 

Im Folgenden will ich einige ungelöste Konflikte kurz 
darstellen und Lösungsperspektiven andeuten, die das 
Gewaltpotenzial reduzieren können, statt den »Feind« 
abzuschrecken oder umzubringen. Die ersten sechs Beispiele 
betreffen strukturelle, globale Bruchlinien, die von 
grundlegender Bedeutung sind, weil sie alle anderen Konflikte 
beeinflussen. Es folgen drei Beispiele von dauerhaft 
ungelösten Regionalkonflikten. 

• Ökonomische Bruchlinie - die Klassenfrage im globalen 
Maßstab: Im Prozess der Globalisierung durchdringt das 
Kapital die einzelnen Gesellschaften wie die Weltgesellschaft, 
mit der Folge, dass die soziale Schere national wie global 
immer weiter auseinander klafft. Dieser Konflikt zwischen 
Reichen und Armen ist am ehesten zu lösen, wenn sich 
parallel alternative Wirtschaftsmodelle entwickeln können, 
einschließlich solcher, die ganz ohne Geld auskommen. 

• Militärische Bruchlinie - »Staatsterrorismus« gegen 
»Terrorismus«: Hier handelt es sich um eine immer 
umfassendere und schärfere Konfrontation zwischen 
Terrorstaaten, die mit militärischen Mitteln Zivilisten 
umbringen, und zivilen Terroristen, die Militärangehörige 
und Zivilisten umbringen. Solche Konflikte haben in der Regel 
historische Ursachen und artikulieren sich häufig religiös. 
Zur Lösung kann eine historische Aufarbeitung und ein 
umfassender Dialog der Kulturen beitragen, aber auch eine 
internationale Entspannungsinitiative nach dem Vorbild des 
Helsinki-Prozesses, der zur Überwindung des Ost-West- 
Konflikts beigetragen hat. 

• Nationale Bruchlinie - 2.000 Völker, 200 Staaten, aber nur 
20 homogene Nationalstaaten. Hier handelt es sich um 
Konflikte zwischen dominanten Kulturnationen und solchen, 
die sich auf dem Rückzug befinden oder bedroht fühlen. Die 
Lösung kann in Modellen von Föderativstaaten oder Staaten- 
konföderationen gesucht werden bzw. in einer allgemeinen 
Regionalisierung der staatlichen Willensbildung, am besten 
noch überwölbt durch ein »weltbürgerliches« Bewusstsein. 

• Kulturelle Bruchlinie - Christentum gegen Islam: In beiden 
Religionen gibt es Fundamentalisten, die sich im Besitz der 
Wahrheit wähnen. Die Lösungsperspektive liegt in einem 
Dialog der Religionen, der mit Respekt und Neugier geführt 
wird. Die gegenseitige Achtung ist dabei durch säkulare 
Verfassungsgrundsätze und umfassende Menschenrechte 
sicherzustellen. 



• Gender-Bruchlinie - Männer gegen Frauen: Frauen werden 
weltweit zu Opfern von Gewalt, erstens von unmittelbarer 
Gewalt durch selektive Abtreibung, Kindermord an Mädchen 
und Sexualverbrechen; zweitens von struktureller Gewalt in 
Form von Missachtung und Diskriminierung; drittens von 
kultureller Gewalt, die aus der patriarchalischen Annahme 
einer »naturgegebenen« Überlegenheit des Mannes resultiert. 
Die Lösung dieses Konflikts erfordert umfassende Reformen 
im Erziehungs- und Bildungswesen, die konsequente 
Durchsetzung der Gleichberechtigung als fundamentalem 
Menschenrecht und eine »Feminisierung« der Gesellschaft. 

• Imperiale Bruchlinie - US-Imperium gegen den Großteil der 
übrigen Welt. Die Konfliktlinie verläuft zwischen dem 
globalen Hegemon und der übrigen Welt. Eine Lösung 
erfordert massiven Widerstand außerhalb wie innerhalb der 
USA (Arme, nichtweiße Immigranten, Frauen) und einen 
Lernprozess, in dem die politische Klasse der USA entdeckt, 
dass ökonomische Fairness, militärische Zurückhaltung, 
Anerkennung des Völkerrechts und kultureller Dialog letzten 
Endes auch für sie selbst von Vorteil sind. 

Als Beispiele für regionale Konflikte seien hier die 
aktuell schwierigsten und bedrohlichsten genannt, die in 
ihrer Gesamtheit das Nahostproblem ausmachen: 

• Israel-Palästina - Der Konflikt entspringt aus dem 
historischen Faktum einer Art von Besiedlungskolonialismus, 
der sich auf eine gewisse historische Legitimität berufen kann 
(im Gegensatz zu historischen Siedlungskolonien wie USA 
und Australien). Eine Lösung wäre langfristig die Bildung 
einer Nahost-Gemeinschaft (analog zur heutigen EU) aus 
sechs Staaten, die Israel und die angrenzenden Staaten 
umfasst, einschließlich eines voll unabhängigen und 
anerkannten Palästina. Innerhalb dieser Gemeinschaft 
müsste uneingeschränkte Bewegungsfreiheit für Personen, 
Güter und Dienstleistungen, nicht aber für Ansiedlung und 
für Investitionen gelten. 

• USA/Großbritannien-Irak - Der Konflikt ist das Resultat 
eines autokratischen Herrschaftssystems, internationaler 
Sanktionen und eines völkerrechtswidrigen Angriffs. Die 
Elemente einer Lösung wären: Rückzug der Aggressoren, 
Bildung einer irakischen Konföderation, offene Grenzen zu 
anderen von Kurden und Schiiten bzw. Arabern bewohnten 
Regionen, eine offizielle Entschuldigung der USA und 
Großbritanniens und Entschädigungszahlungen, schließlich 
eine Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit im 
Mittleren Osten (KSZME), analog zur KSZE in Europa. 

• USA/EU-Iran - Hinter der Diskussion über das Atom- 
programm des Iran verbergen sich andere und allgemeinere 
Konflikte und Probleme: der Kampf um den Einfluss im 
gesamten Nahen und Mittleren Osten, die Pläne zu einem 
»Regimewechsel« sowie die Konkurrenz zwischen Euro und 
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Dollar. Auch der historische Hintergrund des Putsches von 
1953, mit dem die CIA und das britische MI6 die Regierung 
Mossadegh beseitigt und die 25-jährige Diktatur des Schahs 
ermöglicht haben, spielt im 
kollektiven Gedächtnis eine 
wichtige Rolle. Schritte in 
Richtung einer Lösung wären 
deshalb die historische 
Aufarbeitung des Putsches von 
1953 und eine Entschuldigung der Verantwortlichen, vor allem 
aber Verhandlungen über eine atomwaffenfreie Zone im 
Mittleren Osten. 

Am Beispiel Spaniens lässt sich zeigen, wie sich der Westen 
sinnvoll in Bezug auf den vielschichtigen Konflikt verhalten 
kann, der gemeinhin als »Terrorismus« bezeichnet wird. 
Ministerpräsident Jose Luis Zapatero hat auf die brutalen 
Attentate vom 11. März 2004 in Madrid ganz anders reagiert 
als etwa George W. Bush nach dem 11. September 2001 oder 
Tony Blair nach dem 7. Juli 2005. Er hat erstens nahezu 
400.000 illegalen marokkanischen Immigranten, die eine 
Beschäftigung nachweisen konnten, einen legalen Status 
gegeben. Er hat zweitens, wie angekündigt, inzwischen die 
spanischen Truppen aus dem Irak abgezogen. Er hat drittens 
einen Dialog mit dem König von Marokko begonnen, bei dem 
zweifellos auch die beiden spanischen Enklaven Ceuta und 
Melilla zur Debatte stehen. Und er hat viertens die Initiative zu 
einer »Allianz der Kulturen« ergriffen, in deren Rahmen unter 
Schirmherrschaft der UN u. a. eine Diskussion mit dem 
türkischen Regierungschef in Madrid stattgefunden hat. 

Zapatero hätte sicher noch mehr tun können, wie etwa 
seine Vermittlerdienste für den Irak und für den Konflikt um 
Palästina/Israel anbieten oder den spanischen Kolonialismus 
auf marokkanischem Boden thematisieren. Doch anders als 
Bush und Blair mit ihrer Fixierung auf den »Krieg gegen den 
Terrorismus« hat er erreicht, dass Angriffe auf das spanische 
Territorium sehr viel unwahrscheinlicher geworden sind, 
während das Vorgehen der USA und Großbritanniens nur noch 
mehr Traumata und ungelöste Konflikte hervorbringen wird. 
Zapatero ist das leuchtende Vorbild, an dem sich möglichst 
viele orientieren sollten. 

► Johan Galtung, norwegischer Politikwissenschaftler und Konflikt- 
forscher, wirkte in über 40 Konflikten weltweit als Vermittler, 
Gründer des Internationalen Friedensforschungsinstituts in Oslo, 
Leiter der NGO Transcend, die Konfliktdiagnose und -prognose mit 
konkreten Lösungsvorschlägen verbindet. 
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Der Nahe Osten - 

viel Öl und wenig Wasser 



Trotz aller politischen und 
militärischen Turbulenzen 
bleibt der Nahe Osten mit 
seinem enormen Ölreichtum 
eine Schlüsselregion für die 
Weltenergieversorgung. 
Das große Problem, auf das 
die Region unweigerlich 
zusteuert, ist jedoch die 
Wasserfrage. Wenn die 
vorhandenen Ressourcen nicht 
mehr ausreichen, um die 
Bedürfnisse der Menschen zu 
decken, drohen erbitterte 
Verteilungskonflikte. 



Nordamerika ■ 

Latein am erika I 
14,1 



EUROPA^p " 

"Afrika I 
10,3 



Mio. Tonnen 



Naher Osten und Golfstaaten 
93,4 



nachgewiesene Ölvorkommen I 



■ EXSOWJETUNION 

10,3 ^ 

Asien und M-S.' 
0 Pazifikraum 

5,2 



100 

90 

80 

70 

60 

50 

40 

30 

20 

10 

0 



Auf der Welt-Energiekarte ist der Nahe 
l Osten nach wie vor eine ganz ent- 
scheidende Region. Denn seine Öl- und 
Erdgasvorkommen sind immens und vor 
allem leicht zu erschließen - jedenfalls 
bis vor kurzem. Aufgrund der aktuellen 
Fördermengen und der riesigen Reserven 
sind die Monarchien der Golfregion, der 
Irak und der Iran heute die wichtigsten 
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Akteure auf dem Rohölmarkt. Saudi-Ara- 
bien allein wird ein Viertel der gesicher- 
ten Vorkommen dieser Erde (263 Milliar- 
den Barrel) zugeschrieben, an zweiter 
Stelle liegt der Irak (113 Milliarden), es 
folgen die Vereinigten Arabischen Emira- 
te (98 Milliarden), Kuwait (97 Milliarden) 
und der Iran (93 Milliarden). Insgesamt 
lagern fast zwei Drittel der bekannten Öl- 
reserven im Boden dieser fünf Länder. 

Für die nähere Zukunft gibt es in der 
Rechnung allerdings eine unbekannte 
Größe. Kein Mensch weiß, ob der Irak wie- 
der seine alte Rolle für die globale Ölver- 
sorgung spielen wird. Seit dem Sturz des 
Saddam-Regimes im April 2003 ist die 
Förderung sehr unregelmäßig und er- 
reicht im Durchschnitt lediglich 1,8 Mil- 
lionen Barrel pro Tag. Diese Fördermenge 
liegt weit unter den von der neuen iraki- 
schen Regierung angestrebten 4 bis sogar 
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Länder, die Meerwasser- 
Entsalzungsanlagen bauen 

Staaten, die das Tigris- und 
Euphratwasser kontrollieren 

durch Wasserwirtschaft entstandene ernste 
Umweltprobleme (Versalzung des 
Bodens, Austrocknung von Feuchtgebieten, 
Auslaugen von Ackerböden) 

internationale Konflikte 

über Fragen der Wassernutzung 

Entsalzungsanlagen 

Trinkwasserleitung 

großer Staudamm 

fossiles Grundwasser 
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6 Millionen Barrel pro Tag. Die Aufständi- 
schen verüben immer wieder Anschläge 
und Sabotageakte gegen die Pipelines. 
Angesichts derart chaotischer Zustände 
zeigen die internationalen Ölkonzerne 
keine große Bereitschaft, ihr Geld im Irak 
zu investieren. 

Im Bereich der Erdgasförderung sind im 
Nahen Osten zahlreiche neue Projekte ge- 
plant oder im Bau. Die Anrainerstaaten 
des Persischen bzw. Arabischen Golfs ver- 
fügen über 40 Prozent der nachgewiese- 
nen Welterdgasreserven und haben die 
Produktion in den letzten Jahren zügig 
hochgefahren. Das gilt insbesondere für 
Katar, das inzwischen der drittgrößte Erd- 
gaslieferant nach Russland und dem Iran 
ist. 

Der entscheidende Entwicklungsfaktor 
für alle diese Länder bleibt jedoch das 
Wasser. Obwohl mehrere Flüsse den Na- 
hen Osten durchfließen, ist die Region se- 
miarid bzw. arid, also eine mehr oder min- 
der wüstenhafte Zone. Während die Was- 
servorräte dauerhaft begrenzt sind, steigt 
der Verbrauch seit zwanzig Jahren sehr 
stark an. Das liegt einerseits an der Ver- 
städterung - 1970 hatte die Region zwei 
Millionenstädte, 2002 waren es bereits 
fünfzehn -, andererseits an der Zunahme 
der bewässerten Flächen, die mehr als 
drei Viertel des Wasserverbrauchs bean- 
spruchen. 

In mehreren Ländern der Region 
herrscht bereits Wassermangel, wenn 
man einen Wasserverbrauch von 1.000 
Kubikmetern pro Kopf und Jahr als Mini- 
mum ansetzt. In einigen Ländern stehen 
nicht einmal 500 Kubikmeter pro Kopf 
und Jahr zur Verfügung. Die Golfstaaten 
konnten jedoch mithilfe ihrer Petrodol- 
lar-Einnahmen auf das teure Verfahren 
der Meerwasserentsalzung zurückgrei- 
fen. Damit gewinnen sie große Mengen an 
Trinkwasser, die zum Beispiel in Kuwait 
den Bedarf fast zu 100 Prozent decken. 

In anderen Ländern nehmen die Span- 
nungen im Hinblick auf das kostbare 
Nass deutlich zu. Das gilt etwa für Israel, 
Palästina und Jordanien, die um das Jor- 
danwasser und dieselben unterirdischen 
Wasservorkommen konkurrieren. Jorda- 
nien und Israel haben zusammen ein 
Wasserdefizit von fast 300 Millionen Ku- 
bikmetern pro Jahr. Im Gaza-Streifen liegt 
das Defizit bei 80 Millionen Kubikmetern, 
was unter anderem auf die Überbevölke- 
rung und bis August 2005 auch auf den 
Grundwasserverbrauch der jüdischen 
Siedler zurückzuführen ist. Vor ihrem Ab- 
zug aus dem Gaza-Streifen zapften die Is- 



raelis im Grenzgebiet mit einer Reihe von 
Bohrungen die unterirdischen Wasser- 
adern an, die vom Westjordanland her 
kommen und das Grundwasser des Küs- 
tenstreifens auffüllen. 

Um ihren Bedarf zu decken, verfolgen ei- 
nige Länder ehrgeizige Pläne zur Nutzung 
ihrer Wasserressourcen. Ägypten hat 
westlich des Nils das Projekt namens 
»Neues Tal« in Angriff genommen, mit 
dem die Anbaufläche von gegenwärtig 6 
Prozent der Gesamtfläche des Landes auf 
25 Prozent erhöht werden soll. In Jorda- 
nien setzt die Regierung auf zwei strategi- 
sche Infrastrukturprojekte, um den Was- 
sermangel zu überwinden. Das eine ist 
der Wehda-Staudamm (»Staudamm der 
Einheit«) am Grenzfluss Yarmuk, der in 
Kooperation mit Syrien gebaut wird und 
fast fertig ist. Wichtiger noch ist die Er- 
schließung des unterirdischen Disi-Was- 
serreservoirs an der Grenze zu Saudi-Ara- 
bien. 

Das ehrgeizigste Vorhaben im gesamten 
Vorderen Orient ist jedoch das Südost- 



anatolien-Projekt (Güneydogu Anadolu 
Projesi, Great Anatolian Project, GAP) im 
Südosten der Türkei. Mit seinen insge- 
samt 22 Staudämmen soll es für die Be- 
wässerung von 1,7 Millionen Hektar 
Ackerfläche sorgen und außerdem Elek- 
trizität liefern. Die Mitte der i98oer-Jahre 
begonnenen Bauprojekte sollen in knapp 
30 Jahren abgeschlossen sein und min- 
destens 30 Milliarden Dollar kosten. Die 
Infrastruktur für das Gesamtprojekt ist 
bereits zu mehr als der Hälfte fertig ge- 
stellt und hat wegen der Wasserregulie- 
rungen bereits zu heftigen Spannungen 
mit Syrien geführt. 

WWW 

Institute on Global Conflict und Cooperation 
der University of California 

•www.-igcc.ucsd.edu/regions/middle_east/ 
middle_east.php 

Friends of the Earth Middle East 

•www.foeme.org 

The Palestininan Environmental NGOs Network 

•www.pengon.org 

Middle East Water Information Network 
(University of Pennsylvania) 

•www.waterl.geol.upenn.edu/index.html 
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Palästina - ein schrumpfendes Land 



In den letzten 60 Jahren hat es die 
internationale Gemeinschaft 
nicht geschafft, den Palästinensern 
zu ihrem Recht auf einen eigenen 
Staat zu verhelfen. Die einseitige 
Grenzziehung, die die israelische 
Regierung plant, bedeutet, dass 
-gemessen am UN-Teilungsplan 
von 1947 - ein Zwergstaat mit 
hoffnungslos zersplittertem 
Territorium entsteht. 

Am 29. November 1947 stimmte die 
.UNO-Vollversammlung in New York 
über den Teilungsplan für das ehemals 
britische Mandatsgebiet Palästina ab. Be- 
schlossen wurde damals die Bildung ei- 
nes jüdischen Staates (56 Prozent des 
Mandatsgebiets) und eines arabischen 
Staates (44 Prozent). Das Territorium von 
Jerusalem war nicht mitgerechnet, da es 
unter internationale Aufsicht fallen soll- 
te. Doch nachdem die Waffen gesprochen 
hatten, sahen die Dinge anders aus: Der 
Staat Israel war um ein Drittel größer als 
vorgesehen, während das übrige Gebiet 
zwischen Ägypten (Gaza-Streifen) und 
Jordanien (Westjordanland) aufgeteilt 
wurde. Etwa 800.000 Palästinenser, von 
denen viele mit Waffengewalt vertrieben 
wurden, mussten ihre Häuser und Felder 
zurücklassen. 

Zwanzig Jahre und zwei Kriege später er- 
oberte Israel im Juni 1967 das Westjor- 
danland und den Gaza-Streifen. Die Be- 
setzungwurde ergänzt durch eine Besied- 
lungspolitik, die stärker wurde, als in Is- 
rael die Rechte an die Macht kam. Wäh- 
rend es 1977 erst 5.000 Siedler gab, waren 
es 1992, dem Jahr des Wahlsiegs von Jitz- 
hak Rabin und seiner Arbeitspartei, be- 
reits 120.000 (ohne Ostjerusalem); bis 
2002 verdoppelte sich diese Zahl noch- 
mals auf 240.000. 

In der Zwischenzeit hatte allerdings die 
Ende 1987 begonnene erste Aufstandsbe- 
wegung, die Intifada, gezeigt, dass der 
Status quo nicht haltbar war. Nachdem 
Jordanien seine Ansprüche auf das West- 
jordanland aufgegeben hatte, beschloss 
die Palästinensische Befreiungsorganisa- 
tion (PLO) im Dezember 1988, ihren eige- 



nen Staat auszurufen und den Staat Isra- 
el anzuerkennen. Der Weg war frei für 
Verhandlungen, die nach dem Golfkrieg 
zu den 1993 unterschriebenen Oslo-Ab- 
kommen führten. 

Damit schien eine Lösung in Reichwei- 
te. PLO-Chef Jassir Arafat wurde nach sei- 
ner Rückkehr aus Oslo zum Präsidenten 
der Palästinensischen Autonomiebehör- 
de gewählt. Doch der Mordanschlag auf 
Rabin am 4. November 1995 bedeutete 
für die palästinensische Autonomie den 
Todesstoß. Die Nachfolger Rabins, die 
Ministerpräsidenten Benjamin Netanja- 
hu (1996-1999) und Ehud Barak (1999- 
2000), weigerten sich, sämtliche besetz- 
ten Territorien zurückzugeben. 

Die Lage verschärfte sich mit dem Schei- 
tern des Gipfels von Camp David im Juli 
2000. Israel bestand darauf, auch über 
die 22 Prozent des palästinensischen Ter- 
ritoriums neu zu verhandeln, mit denen 
sich die PLO zufrieden gegeben hatte. Es 
wollte nur 90 Prozent des Westjordanlan- 
des zurückgeben und weigerte sich zu- 
dem, die Souveränität über Jerusalem zu 
teilen und ein Rückkehrrecht für die pa- 
lästinensischen Flüchtlinge anzuerken- 
nen. Mit seinem provozierenden Auftritt 
auf dem Gelände der Al-Aksa-Moschee 
legte dann Ariel Scharon im Juli 2000 die 
Lunte an das Pulverfass - die zweite Inti- 
fada begann. 

Der ehemalige General, der Anfang 2001 
zum Premierminister gewählt wurde, 
ging davon aus, dass der »Krieg von 1948 
noch nicht zu Ende« sei. Im Frühjahr 
2001 nahm er die eklatante Zunahme von 
Selbstmordattentaten zum Anlass, das 
Westjordanland militärisch zurückzuer- 
obern. Doch was dann folgte - der Haus- 
arrest für Arafat, die Zerstörung der pa- 
lästinensischen Infrastruktur und der 
Bau der Sperranlagen im Westjordanland 
- schockierte die Welt. 2004 verfügte der 
Internationale Gerichtshof in Den Haag 
den Abriss der für illegal erklärten Mauer. 
Auch die UN-Vollversammlung machte 
sich dieses Urteil zu Eigen. Und das so ge- 
nannte Nahostquartett (UNO, USA, EU 
und Russland) forderte die israelische 
Regierung auf, die in seiner »Roadmap« 
formulierten Bedingungen zu erfüllen. 

In dieser Situation kündigte Scharon 
seine »Friedensgeste« an. Die Logik der 
Räumung des Gaza-Streifens hat Scha- 



rons Berater DovWeisglass so dargestellt: 
»Der Plan eines Abzugs zielt auf das Ein- 
frieren des Friedensprozesses. Wenn Sie 
den Friedensprozess einfrieren, verhin- 
dern Sie die Schaffung eines Palästinen- 
serstaates und die Diskussion über die 
Flüchtlinge, die Grenzen und Jerusalem.« 
Israel gebe das eine Territorium nur auf, 
um das andere Territorium noch fester in 
den Griff zu bekommen. Diese Politik der 
vollendeten Tatsachen macht das künfti- 
ge palästinensische Gebilde zu einem 
Schrumpfland aus vier Enklaven, die sich 
lediglich über die Hälfte des Westjordan- 
landes und den Gaza-Streifen erstrecken. 
Der Rest wird von Israel annektiert. 

Die »internationale Gemeinschaft« hat 
offenbar, als sei sie durch den spektaku- 
lär inszenierten Abzug der Siedler aus 
dem Gaza-Streifen hypnotisiert, alle völ- 
kerrechtlichen Grundsätze vergessen. 
Das Nahostquartett hat aufgehört, die 
Einhaltung der »Roadmap« anzumahnen. 
Washington gibt für die Annexion von 
kompakten Siedlungsblocks grünes 
Licht, während die Europäische Union 
sogar so weit geht, ihren eigenen Bericht 
über die Annexion von Ostjerusalem zu 
unterschlagen. 

Von den 44 Prozent des historischen Pa- 
lästina, die man der arabischen Bevölke- 
rung 1947 versprochen hat, werden ihnen 
2007 womöglich nur einige »Bantustans« 
bleiben: von israelischen Siedlungen und 
Militärbasen umschlossene Miniterrito- 
rien, die nicht einmal 10 Prozent des eins- 
tigen britischen Mandatsgebiets ausma- 
chen. Und das Ganze ohne die Haupt- 
stadt Ostjerusalem und ohne eine Lösung 
des Flüchtlingsproblems. 



WWW 

Englische Ausgabe der israelischen 
Tageszeitung »Haaretz« 

• www.haaretz.com 

Israelisches Informationszentrum für 
Menschenrechte in den besetzten Gebieten 

• www.btselem.org/English 

Jaffee Center for Strategie Studies (mit Links) 

•www.tau.ac.il/jcss 

Palestinian Academic Society for the Study 
of International Affairs (mit Links) 

•www.passia.org 
Palestinian NGO Network 

• www.pngo.net/pngo.htm 
Palestinian Centre for Human Rights 

• www.pchrgaza.org 



152 



Atlas der Globalisierung | LE MONDE diplomatique 



Mitte Imeer 




— Grüne Linie (Grenze von 1967) 

| palästinensische Städte und Dörfer 
O palästinensische Flüchtlingslager 

territoriale Aufteilung nach den Oslo-Vert ragen 



1 Zonen A und B : palästinensisches Autonomiegebiet 
' und Gebiete unter gemeinsamer Kontrolle 

(umfasst auch die arabischen Dörfer der Zone C). 

Diese Zonen wurden 2002 von Israel fast vollständig wiederbesetzt. 

1 Zone C: unter israelischer Kontrolle 



Bet/rI 



I israelische Siedlungen 

~~ I unter direkter Kontrolle der 
' 1 israelischen Siedlungen 

□ israelische Militärstützpunkte 

Wiederbesetzung und Abriegelung 
die Trennmauer 

bis September 2005 fertig gestellt 

seither fertig gestellt oder im Bau 

beschlossener oder geplanter Verlauf 

Einschränkungen der Bewegungsfreiheit 

für Palästinenser verbotene oder unter 
strikten Auflagen nutzbare Straßen 
andere Straßen 



Gush 



SijLanV Abu\ 

^su/^Ostjerusalem^ 

Juhdum 

ethjehem 0 




Safa 

Jala 
Nuba 
Bir^BeitUla 
y\usallam Halhu 



Hebron*^ // KiryatArba 

V> Bani Naim 

Abda^ OFawwar 
Yatta 



Totes Meer 



Kurza 
Duma 




f As-Samu 



KAPITEL *¥ Ungelöste Konflikte 



Irak: von der Diktatur zur Besatzung 



Der Golfkrieg von 1991 warder 
erste große internationale Konflikt 
nach dem Ende des Kalten Krieges, 
der mit militärischen Mitteln gelöst 
wurde. Obwohl »Desert Storm« unter 
dem Mandat der Vereinten Nationen 
stand, war damit ein Präzedenzfall 
geschaffen, der die Bush- 
Administration zu ihrer Doktrin 
eines Präventivschlags gegen so 
genannte Schurkenstaaten 
ermutigte. 

Der Krieg gegen den Irak war schon im 
Sommer 1990 absehbar, als Präsi- 
dent Saddam Hussein seine Invasion in 
Kuwait startete. Als Antwort verhängten 
die UN ein Embargo gegen den Irak und 
forderten Bagdad auf, die Souveränität 
des Emirats wiederherzustellen. Die USA 
entsandten Truppen nach Saudi-Arabien 
und bauten eine multinationale Streit- 
macht auf, die am 17. Januar 1991 die 
Kriegshandlungen eröffnete. 

Mit der Unterzeichnung eines Waffen- 
stillstandsvertrags am 3. März endete die- 
ser Irakfeldzug, der auf Seiten der Koaliti- 
on 466 und auf irakischer Seite zwischen 
50.000 und 150.000 (militärische und zi- 
vile) Menschenleben gekostet hat. Die 
UNO legte den Verlauf der irakisch-ku- 
waitischen Grenze neu fest, untersagte 
dem Irak den Besitz und die Entwicklung 
von Massenvernichtungswaffen und setz- 
te eine Kontrollkommission ein, die das 
Entsorgen dieser Waffen überwachen 
sollte. Um Repressalien gegen den auf- 
ständischen Norden des Landes zu ver- 
hindern, richteten die USA eine Flugver- 
botszone ein, die dem irakischen Kurdis- 
tan zu einer faktischen Autonomie ver- 
half (siehe Seite 124). Ende August 1992 
wurde eine ähnliche Verbotszone für den 
schiitischen Süden beschlossen, die aber 
keine vergleichbaren Folgen hatte. Diese 
territoriale Aufspaltung des Irak auf der 
Basis der Religionszugehörigkeit hat die 
Entwicklungen nach dem Sturz Saddams 
maßgeblich vorgeprägt. 

Als Antwort auf die Verweigerungspoli- 
tik Saddam Husseins ordneten die USA 
immer wieder neue Luftschläge gegen 



irakische Stellungen an. Dennoch erfolg- 
ten ab 1995 die ersten Abrüstungsschrit- 
te, zunächst im nuklearen und dann im 
biologischen Bereich. Im Mai 1996 wurde 
von den UN die Resolution »Öl für Le- 
bensmittel« verabschiedet, die dem Irak 
den Verkauf von Öl erlaubte, um mit den 
Exporterlösen Lebensmittel und Medika- 
mente zu kaufen. Als sich Bagdad im Au- 
gust 1998 gegen einige Inspektionen 
sperrte, begannen die USA und Großbri- 
tannien ihre Operation »Wüstenfuchs«, 
die das irakische Militärpotenzial zerstö- 
ren sollte. Obwohl die Luftschläge jetzt 
zur Routine wurden, schreckte Washing- 
ton vor einem Regimewechsel zurück, da 
die einzige Alternative eine Herrschaft 
der Schiiten gewesen wäre. Die Entschei- 
dung für einen Regimewechsel erfolgte 
dann aber mit dem Krieg vom Frühjahr 
2003. 

Der erste Golfkrieg hatte den USA erst- 
mals seit dem Ende des Kalten Krieges 
die Gelegenheit geboten, ihre neue Dok- 
trin von den »Schurkenstaaten« (rogue 
states) zu testen. Doch die UNO behielt 
bei der internationalen Koordination zu- 
nächst die Schlüsselrolle. Die UN-Sank- 
tionen konnten den Aufbau eines iraki- 
schen Atomwaffenpotenzials verhindern, 
erwiesen sich aber als untaugliches In- 
strument, um das Regime zu Fall zu brin- 
gen. Während die Sanktionen den iraki- 
schen Staat schwächten und die Zivilbe- 
völkerung bestraften, tüftelten die neo- 
konservativen Kreise in den USA bereits 
an ihrer Theorie einer Demokratisie- 
rungsoffensive mittels »Präventivkrie- 
gen«. Zehn Jahre später sollte sie sich im 
Plan eines neu geordneten »Greater 
Middle East« niederschlagen. 

Der Golfkrieg von 1991 machte die USA 
zur dominierenden Macht in einer inter- 
nationalen Landschaft, die sich nach 
dem Fall der Berliner Mauer in tief grei- 
fendem Umbruch befand. Ägypten, Sy- 
rien, einige Mitgliedstaaten des Golf-Ko- 
operationsrats und Marokko schlössen 
sich dem Militärbündnis an. Die Palästi- 
nenser wiederum verspielten jeden Kre- 
dit in der öffentlichen Meinung in den 
USA und in den Golfstaaten, weil sie sich 
auf die Seite Bagdads schlugen, das eine 
»umfassende Lösung« für »alle gegenwär- 
tigen und künftigen Besatzungsproble- 
me in der Region« verkündet hatte. 



Diese Verquickung mit dem ungelösten 
Palästinenserproblem wurde noch weiter 
verstärkt durch das Blutbad, das 1990 auf 
dem Platz vor der Al-Aksa-Moschee von 
der israelischen Polizei angerichtet wur- 
de und 21 Menschenleben kostete. Das 
Vorgehen der Israelis wurde von den UN 
nur halbherzig verurteilt. In den arabi- 
schen Ländern sah man dies als eindeuti- 
gen Beleg dafür, dass im Westen mit zwei- 
erlei Maß gemessen wurde, womit das 
tief sitzende Gefühl, dass der eigenen Sei- 
te Unrecht geschieht, erneut bestätigt 
wurde. 

Der Golfkrieg hat auch der Theorie vom 
»clash of civilisations« neue Nahrung ge- 
geben, die 1993 von dem US-amerikani- 
schen Politologen Samuel Huntington 
wiederbelebt wurde. Auch Saddam Hus- 
sein begann, auf der Klaviatur der arabi- 
schen Ressentiments zu spielen, die 
durch das den Palästinenser zugefügte 
Unrecht verstärkt wurden. Dabei bedien- 
te er sich einer islamischen Rhetorik, die 
eine panarabische Identität wiederbele- 
ben sollte. Auch die »afghanischen« 
Dschihadisten, die nach dem Zusam- 
menbruch der UdSSR abgerüstet hatten, 
erhielten durch den Golfkrieg wieder ei- 
nen Feind: die gottlosen USA, deren Trup- 
pen in ihren Augen den heiligen Boden 
der arabischen Halbinsel entweihten. 
Das führte am Ende dazu, dass sie das ge- 
samte christliche Abendland ins Visier 
nahmen. 

Die inhaltsleere Kriegsberichterstat- 
tung der arabischen Medien gab Anlass 
zu massiver grundsätzlicher Kritik. 
Durch neue Kommunikationsmittel wie 
das Satellitenfernsehen hat dieser Krieg 
auch eine Modernisierung der arabi- 
schen Medienlandschaft angestoßen. 
Das bekannteste Beispiel ist der in Katar 
beheimatete Sender al-Dschasira, der 
dazu beiträgt, die arabische Welt mit ei- 
genen aktuellen Bildern zu überfluten. 



WWW 

Historische Dokumentation 

»The Saddam Hussein Sourcebook« 

•www.gwu.edu/~nsarchiv/special/iraq 
Reiche Materialsammlung: Iraq Research 
and Documentation Project (IRDP) 

• www.iraqfoundation-org/projects/irdp/irdpindex.html 
•www.zmag.org/CrisesCurEvts/lraq/lraqCrisis.cfm 
Material der International Crisis Group 

• www.crisisgroup.org 
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] Grenzen des Osmanischen Reichs 1914 



territoriale Regelungen nach dem 
Sykes-Picot-Abkommen (1916) 

internationale Zone unter dem 
gemeinsamen Protektorat von Frankreich, 
Russland und Großbritannien 



Protektorat direkte Kontrolle 



französische Einflusszone 
britische Einflusszone 



OTT 



britische Besitzung oder britisches Protektorat 
britische Einflusszone 
Russisches Reich 
russische Einflusszone 
italienische Besitzungen 

Besetzung durch griechische Truppen (1919-1922) 

Gebiete unter der Herrschaft von 
Abdelasis Ibn Saud vor 1925 und die 
wichtigsten seiner Eroberungen 



(1899) Janr c ' er B esetzun g oc ' er Eroberung 
* ' bzw. Beginn des Protektorats 



siehe auch Karten auf Seite 124/125 



Russisches Reich 
(Turkestan) 



Afghanistan 




Indischer Ozean 



AA/IAUT 

(1888) 



PROTEKTORAT ADEN Sokotra (Großbritannien) 

Bis zum Ersten Weltkrieg < 



] Völkerbundmandate: 

■ 1920 Libanon, Syrien und Irak 

■ 1922 Palästina (das »Emirat Transjordanien« 
bleibt britisches Mandatsgebiet) 

Mandatsmächte: 
Frankreich 
Großbritannien 



britische Besitzungen oder Protektorate 
Sowjetunion 

italienische Besitzungen 

das Königreich von Abdelasis Ibn Saud 1932, 
nach den Gebietseroberungen 
im Osten und im Süden 
neutrale Zonen 

(1899) Unabhängigkeitsjahr 



J Territorium der Türkei 

■ durch den Vertrag von Lausanne (1923) 
als türkisches Territorium bestätigt 



Nach dem Ersten Weltkrieg < 



Sowjetunion 




Indischer Ozean 



Sokotra (Großbritannien) 
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Irak: das Desaster der USA 



Das Regime von Saddam Hussein 
wurde 2003 innerhalb von knapp 
vier Wochen durch die »Allianz der 
Willigen« beseitigt. Doch daraus 
entstand nicht der demokratische 
und stabile Irak, den die Bush- 
Administration sich und der Welt 
versprochen hatte. Die USA stehen 
vor einem doppelten Problem: 
Der Guerillakampf gegen die 
Besatzung ist nicht zu ersticken. 
Und die Spannungen zwischen 
den ethnischen und religiösen 
Gemeinschaften nehmen zu. 



Das US-Militär war nach der Beset- 
zung des Irak auf einen lang anhal- 
tenden Untergrundkampf nicht vorberei- 
tet. Erst nach einiger Zeit ist es dazu über- 
gegangen, seine im Irak stationierten 
Kräfte neu zu gruppieren. Nachdem die 
offiziellen Verluste bis Mitte 2006 auf 
mehr als 2.500 tote US-Soldaten angestie- 
gen sind, hat man die Idee aufgegeben, 
das gesamte irakische Territorium per- 
manent zu kontrollieren. Seitdem be- 
schränkt man sich darauf, das »sunniti- 
sche Dreieck« und andere besonders auf- 
ständische Regionen, insbesondere den 
westlichen Grenzstreifen zu Syrien, regel- 
mäßig mit gezielten, aus der Luft unter- 
stützten Schlägen anzugreifen. Nach sol- 
chen Aktionen kehren die US-Soldaten in 
ihre Stützpunkte zurück, die zu wahren 
Garnisonsstädten angewachsen sind. 

Die eigenen Verluste sollen vor allem 
dadurch verringert werden, dass immer 
weniger US-Soldaten in den Städten pa- 
trouillieren und operieren. Denn auch 



die Aufständischen haben mit der Zeit 
ihre technischen Fähigkeiten verbessert. 
Sie operieren mit stärkeren Sprengstof- 
fen und vor allem mit ferngesteuerten 
Bomben, wie sie in den igejoer-Jahren 
von der Hisbollah im Südlibanon einge- 
setzt wurden. Diese Entwicklung kam für 
den US-Generalstab überraschend und 
hat den Amerikanern schwere Verluste an 
Menschen und Material zugefügt. 

Angesichts des wachsenden Drucks der 
Öffentlichkeit beginnt man in Washing- 
ton, eine schrittweise Reduzierung der 
1 50.000 im Irak eingesetzten Soldaten ins 
Auge zu fassen. Einige Verbündete redu- 
zieren bereits ihre Truppenkontingente 
oder haben dies angekündigt (siehe Seite 
47). Im Oktober 200 5 hat US-Außenminis- 
terin Condeleezza Rice bei einer Anhö- 
rung des außenpolitischen Ausschusses 
des US-Senats die Irakpolitik Washing- 
tons mit der Formel gekennzeichnet: 
»Säubern, halten und aufbauen«. Die Er- 
füllung dieser Aufgaben kann nach Ein- 



50 Jahre Krieg 

alte Konflikte 
I ^Üill i r^l ausländische Interventionen 
^| multinationale Interventionen 
aktuelle Kriege 

aktive Konflikte 

& eingefrorene Konflikte, ungelöste Probleme 
Gebietsstreitigkeiten und Grenzkonflikte 
^ beigelegte Konflikte (Jahr der Beilegung) 
laufende Verhandlungen 

von den USA und Großbritannien 2003 gegen 
den Irak deklarierte Flugverbotszonen 

Erdöl- und -gasförderung 

• Krieg zwischen Iran und Irak (1980-1988) 

Im September 1980 ließ Saddam Hussein den Iran und 
damit das Chomeini-Regime in Teheran angreifen. Am Ende 
des achtjährigen Krieges, der eine Million Menschenleben 
forderte, waren beide Länder ausgeblutet. Bagdad wie 
Teheran wurden von zahlreichen anderen Staaten unter- 
stützt; die USA, Großbritannien und Frankreich stellten sich 
hinter den Irak. 

• Golf krieg (1990-1991) 

Am 2. August 1990 marschierte der Irak in Kuwait ein. 
Am 16. Januar 1991 eröffneten die USA und 26 verbündete 
Staaten mit Mandat der UN die Kriegshandlungen gegen den 
Irak. Die Operationen waren bereits Ende März abgeschlos- 
sen. Doch danach ließen die alliierten Truppen es zu, dass das 
Bagdader Regime die Erhebung der kurdischen und der 
schiitischen Bevölkerung niederschlug, obwohl diese die USA 
um Hilfe gebeten hatten. 

• Die kurdische Frage 

Der unabhängige Staat, den der Vertrag von Sevres (1920) 
dem kurdischen Volk zugestanden hatte, wurde mit dem 
Vertrag von Lausanne (1923) wieder kassiert. Trotz vieler 
Aufstände (unter anderem die Rebellion von 1970 gegen 
Bagdad), leben die Kurden nach wie vor über die Staaten Iran, 
Türkei, Irak und Syrien verteilt. Diese vier Länder sind fest 
entschlossen, die Bildung eines kurdischen Staates nicht 
zuzulassen. 



► Eine Region und ihre Kämpfe 
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Schätzung hoher Offiziere die Präsenz der 
US-Armee noch »über Jahre« erforderlich 
machen. 

Auch die erhoffte Übernahme der Ver- 
antwortung durch die irakischen Sicher- 
heitskräfte wird sich über eine längere 
Periode hinziehen. Solange der irakische 
Sicherheitsapparat die Lage nicht in den 
Griff bekommt, werden die amerikani- 
schen und britischen Truppen im Lande 
bleiben. Bislang haben die irakischen Si- 
cherheitskräfte das erforderliche Niveau 
nicht erreicht. Und nach Einschätzung 
des Pentagon soll die Qualifikation der re- 
krutierten Polizisten miserabel sein. 
Schlimmer noch: Armee und Polizei sol- 
len von Aufständischen oder feindlichen 
Elementen infiltriert sein. Das gilt auch 
für die britische Besatzungszone im 
schiitischen Süden des Landes. 

In dieser Situation will die US-Regie- 
rung den Wettlauf mit der Zeit auf der po- 
litischen Ebene gewinnen. Die Wahlen 
im Januar 2005 haben die Einberufung ei- 
ner verfassunggebenden Versammlung 
ermöglicht, in der Schiiten und Kurden 
die Mehrheit haben. Nach dem Referen- 
dum vom 15. Oktober 2005 ist die neue 
Verfassung in Kraft getreten. Sie schafft 



einen föderalen und dezentralisierten 
Irak und gewährt den Provinzen weitge- 
hende Autonomie, was die Zentralregie- 
rung schwächt. 

Dieser politische Überbau steht aller- 
dings auf unsicherem Fundament, was 
sowohl für die fragile Parteienkonstellati- 
on als auch für die innere Sicherheit gilt. 
In dem Parlament, das aus den Wahlen 
vom 15. Dezember 2005 hervorgegangen 
ist, sind die sunnitischen Araber zwar 
stärker repräsentiert, doch wurden sie 
durch die weitere politische Entwicklung 
enttäuscht. Sie fühlen sich nicht zu Hau- 
se in einem Staat, der auf konfessioneller 
und ethnischer Grundlage errichtet ist 
und von dem sie glauben, dass er zur Aufl- 
ösung des Irak führen wird. Die Kurden 
versuchen, ihren Autonomiestatus noch 
stärker auszubauen, während bei den 
Schiiten, zumal bei jenen im Süden des 
Landes, ebenfalls die Neigung besteht, 
sich von Bagdad loszusagen. Und Kurden 
wie Schiiten wollen natürlich von den 
Profiten aus den Ölfeldern, die auf ihrem 
Gebiet liegen, möglichst viel für sich be- 
halten. 

Das von der Regierung in Washington 
erträumte Szenario von einem Staat, in 



dem sich die rivalisierenden Volks- und 
Religionsgruppen auf dem Boden einer 
demokratischen Verfassung begegnen, 
während der Aufstand von irakischen Si- 
cherheitskräften und nicht mehr von 
anglo-amerikanischen Truppen nieder- 
geschlagen wird, kann man wahrschein- 
lich ins Reich der Illusionen verweisen. 
Die USA bezahlen heute für die - vermeid- 
baren oder unvermeidlichen - Fehler, die 
sie bereits mit ihren ersten Schritten auf 
mesopotamischem Boden begangen ha- 
ben: Indem sie die Armee und die Sicher- 
heitsdienste des alten Regimes auflösten, 
den Plünderungen tatenlos zusahen und 
die Grenzen öffneten, haben sie selbst die 
Bedingungen geschaffen, die ihnen nun 
zum Verhängnis geworden sind. 

WWW 

Znet Iraq Watch 

•www.zmag.org/CrisesCurEvts/lraq/lraqCrisis.cfm 
Irakische Stimmen, auf englisch 

• www.electroniciraq.net 

Iraq Action Coalition (mit Links) 

•www.iraqaction.org 

zu den zivilen Opfern 

• www.iraqbodycount.org 

Berichte und Kommentare zu »Middle East« 

und »War on Terror« 

•www.juancole.com 



► Der dreigeteilte Irak 
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al-Zubaed 
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Im Irak gibt es etwa hundert Stämme und 25 Stammesverbände; 
darüber hinaus mehrere hundert streng gegliederte Clans, 
denen sich nahezu 50 Prozent der Bevölkerung zugehörig fühlt. 



157 



KAPITEL *¥ Ungelöste Konflikte 



Kurdistan, Land in vier Staaten 



Die Kurden sind ein Volk ohne 
Staat. Die 30 Millionen Kurden 
des Nahen Ostens leben im Irak, 
in Syrien, der Türkei und dem 
Iran. Bis vor kurzem waren sie 
nirgendwo als nationale Gruppe 
oder Minderheit anerkannt. 
Nun weckt das autonome 
Kurdistan innerhalb des Irak 
neue Hoffnungen - dies kann aber 
auch eine neue Zersplitterung der 
Region bedeuten. 



W r ie sehr die beiden Golfkriege von 
1991 und 2003 die Kurdenfrage ver- 
ändert haben, zeigt sich schon an der Tat- 
sache, dass der Kurde Dschalal Talabani 
im April 2005 zum Staatspräsidenten des 



Irak ernannt wurde. Nach Jahrzehnten 
der Unterdrückung hatten die Kurden am 
Ende des ersten Golfkriegs die Schwä- 
chung des Hussein-Regimes dazu ge- 
nutzt, sich der Kontrolle Bagdads zu ent- 
ziehen. Nach dem zweiten Golfkrieg, mit 
dem Washington im März 2003 das 
Baath-Regime zu Fall brachte (siehe Seite 
122), wurden die beiden kurdischen Par- 
teien, in einem durchaus spannungrei- 
chen Dialog mit den wichtigsten schiiti- 
schen Oppositionsgruppen, zu politi- 
schen Akteuren, ohne die ein Wiederauf- 
bau des Landes nicht möglich war. 

Bei der Parlamentswahl vom 30. Januar 
2005 stellten die beiden großen Kurden- 
parteien, Dschalal Talabanis Patriotische 
Union Kurdistans (PUK) und die von Mas- 
sud Barsani geführte Kurdische Demo- 
kratische Partei (KDP), ihr politisches Ge- 
wicht für die Konstruktion eines neuen 
Irak endgültig unter Beweis. Doch das 
Ende der diktatorischen Herrschaft Bag- 
dads hat zugleich die Unabhängigkeits- 
bestrebungen der irakischen Kurden wie- 
derbelebt. Emotional verstärkt wurde 



dieses Bedürfnis auch durch den Krieg, 
der sich vor allem in der nach Süden und 
Westen angrenzenden Region, dem sun- 
nitischen Dreieck, konzentrierte. 

Im Februar 2004 erhielt eine Petition, 
die von der Bewegung für ein Referen- 
dum über die Selbstbestimmung in Um- 
lauf gebracht wurde, mehr als eineinhalb 
Millionen Unterschriften - bei einer Be- 
völkerung von vier Millionen. Gleichwohl 
zogen es die Kurdenführer vor, in Bagdad 
über weitere Schritte in Richtung eines 
autonomen Gebiets zu verhandeln, das 
innerhalb eines föderalen, aber geeinten 
Irak verbleiben soll. Sie gehen davon aus, 
dass eine volle Selbstständigkeit ange- 
sichts der Einkreisung ihres Gebietes 
durch lauter feindlich gesinnte Länder il- 
lusorisch wäre. 

Denn die Türkei, Syrien und der Iran zei- 
gen sich durch die Aufwertung der kurdi- 
schen Region im Irak beunruhigt. Die Re- 
gierungen dieser Länder fragen sich, ob 
dieses Beispiel nicht bei der eigenen kur- 
dischen Bevölkerung zu ähnlichen Forde- 
rungen führen könnte. In der Türkei be- 
hauptete sich die prokurdische Partei De- 
hap bei den Kommunalwahlen im März 
2004 in allen größeren Städten des Südos- 
tens, obwohl sie im Vergleich zu den 
Wahlen von 1999 deutliche Einbußen er- 
lebte. Die Freilassung der seit 1994 inhaf- 
tierten kurdischen Parlamentsabgeord- 
neten Leila Zana und Hatip Diele im Jahr 
2004 hat deren Insistieren auf einer ei- 
genständigen kurdischen Identität legiti- 
miert. Und in Diyarbakir, der Hauptstadt 
des türkischen Kurdistan, waren die Kur- 
den in der Lage, Kundgebungen mit meh- 
reren hunderttausend Teilnehmern zu 
organisieren. Die Perspektive eines EU- 
Beitritts zwingt die Regierung in Ankara, 
die strenge Aufsicht über den östlichen 
Landesteil zu lockern. Doch der Frei- 
heitsspielraum bleibt eng begrenzt und 
stets gefährdet. Folter gehört nach wie vor 
zu den Instrumenten, um missliebige po- 
litische Äußerungen zu bestrafen oder zu 
verhindern. Und nachdem der 1999 an- 
lässlich des Prozesses gegen PKK-Chef 
Abdullah Öcalan ausgerufene Waffen- 
stillstand nicht mehr in Kraft ist, über- 
nimmt die Armee wieder schrittweise die 
Kontrolle über die Region. 

Die Konsolidierung eines autonomen 
irakischen Kurdistan stellt die türkische 
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Die Kurden in Georgien und Armenien verwenden 
das kyrillische Alphabet; die in der Türkei das lateinische 
Alphabet; die in Syrien, im Irak und Iran arabische bzw. 
arabisch-persische Schriftzeichen. 
Die Kurden sind vorwiegend Sunniten. 

Die kurdischen Dialekte A 



Kurdenbewegung vor eine völlig neue Si- 
tuation. Sowohl die militärischen Einhei- 
ten als auch die politische Führung der 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK), die sich 
nach der Verhaftung ihres Chefs in den 
Irak zurückgezogen hatten, haben sich 
inzwischen gespalten. Der eine Flügel um 
Osman Öcalan, den Bruder des PKK- 
Gründers, hat dem bewaffneten Kampf 
gegen den türkischen Staat und der Kon- 
frontation mit den irakischen Kurden- 
parteien abgeschworen. Im Gegensatz 
dazu opponiert die PKK-Kongra-Gel 
(Volkskongress Kurdistans), die von Ab- 
dullah Öcalan vom Gefängnis aus geführt 
wird, gegen die Politik von Massud Barsa- 
ni und Dschalal Talabani, den beiden Par- 
teichefs im kurdischen Irak, und stellt de- 
ren Allianz mit Washington infrage. Der 
in seiner Heimat nach wie vor populäre 
Abdullah Öcalan hat 2004 zur Wiederauf- 
nahme des bewaffneten Kampfes aufge- 
rufen und propagiert seitdem wieder ein 
autonomes kurdisches Gebilde in der 
Türkei. Dieses Ziel, dem er während sei- 
nes Prozesses vor einem türkischen Mili- 
tärgericht abgeschworen hatte, ist im 
Grunde identisch mit dem, das die iraki- 
schen Kurden verfolgen. 

Die Kurden im Iran verhalten sich soli- 
darisch mit dem autonomen irakischen 
Kurdistan, das bei ihnen Erinnerungen 
an die kurzlebige kurdische Republik von 



Mahabad weckt, die nach dem Zweiten 
Weltkrieg entstanden war. Die Hoffnung 
auf Reformen und Anerkennung ihrer na- 
tionalen Rechte durch die derzeitige Re- 
gierung von Teheran haben sie aber 
längst begraben. 

In Syrien hat sich die Repression gegen 
die Kurden nach den Aufständen vom 
März 2004 verschärft. Die Sicherheits- 
und Geheimdienstkräfte des Regimes 
nahmen dabei einige kurdische Dörfer 
im Grenzgebiet zum Irak ins Visier, deren 
Bewohner ihre Solidarität mit dem iraki- 
schen Kurdistan demonstriert hatten. 



WWW 

ausführlich: Informationsstelle Kurdistan (isku) 

•www.nadir.org/nadir/initiativ/isku 
Tägliche Nachrichten auf deutsch 
vom Rojname News Network (RNN) 

• www.rojname.com/index. kurd?ziman=german 
Kurdish Human Rights Project 
•www.khrp.org 

Kurdische Enzyklopädie 
•www.kurdistanica.com/german/index.html 
Englischer Dienst des Institut kurde de Paris 

• www.institutkurde.org/en 
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KAPITEL *¥ Ungelöste Konflikte 

Indien und Pakistan - 
im Schatten der Bombe 



Indien und Pakistan sind 1947 aus 
dem alten Kolonialreich Britisch- 
indien hervorgegangen. Die 
damalige Trennung erfolgte in die 
drei Teile Indien, Westpakistan und 
Ostpakistan, das heutige 
Bangladesch, und verlief vor allem 
entlang der religiösen Bruchlinien. 
Seitdem waren das mehrheitlich 
muslimische Pakistan und das von 
Hindus dominierte Indien jahr- 
zehntelangverfeindet. In jüngster 
Zeit hat sich - trotz des Kaschmir- 
konflikts - beiderseits eine Bereit- 
schaft zum Dialog entwickelt. 



Der Konflikt zwischen den »verfeinde- 
ten Brüdern« Indien und Pakistan ist 
nach wie vor einer der gefährlichsten po- 
litischen Sprengsätze der Welt. Die Kon- 
frontation, in der sich die föderale und 



laizistische Republik Indien und die Isla- 
mische Republik Pakistan gegenüberste- 
hen, speist sich aus einer Mixtur von his- 
torischen, geopolitischen und religiösen 
Faktoren. Seit der Aufteilung von Bri- 
tisch-Indien haben die beiden Länder 
drei mörderische Kriege gegeneinander 
geführt, wobei es in zwei Fällen um 
Kaschmir ging. Die Rivalität spitzte sich 
noch weiter zu, als die beiden Kontrahen- 
ten 1998 die Entwicklung von Atomwaf- 
fen verkündeten. 

Als die USA 2001 in Afghanistan interve- 
nierten, stützten sie sich auf Pakistan als 
ihrem Hauptverbündeten in der Region. 
Doch zugleich gingen sie auch auf Neu- 
Delhi zu, um zum einen die politischen 
Entwicklungen in der Region stärker be- 
einflussen zu können, zum anderen aber 
dem wachsenden Einfluss Chinas entge- 
genzutreten. Damit haben sich die USA 
eine entscheidende Position in einer 
Großregion verschafft, in der 1,3 Milliar- 
den Menschen leben. 

Ein erster Schritt zur Deeskalation des 
indisch-pakistanischen Konflikts erfolg- 
te im Januar 2004 mit dem Treffen zwi- 
schen dem damaligen indischen Pre- 
mierminister Atal Bihari Vajpayee und 
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dem pakistanischen Präsidenten General 
Pervez Musharraf in Islamabad. Dieser 
Dialog wurde auch mit dem neuen indi- 
schen Premierminister Manmohan fort- 
geführt. Bei ihrem Treffen in Neu-Delhi 
im Juni 2004 verständigten sich die Regie- 
rungschefs beider Länder auf Maßnah- 
men, die der Vertrauensbildung dienen 
und die Gefahr einer nuklearen Konfron- 
tation eindämmen können. Damit kam 
das Thema der Atomwaffen erstmals seit 
1998 wieder auf den Tisch. Beschlossen 
wurde eine Verlängerung des Atomwaf- 
fentest-Moratoriums von 1999 und die 
Einrichtung eines »roten Telefons« zwi- 
schen Neu-Delhi und Islamabad. 

Der Dialog hat die Spannungen zwar ver- 
ringert, doch in den beiden Kernfragen 
Kaschmir und Nuklearwaffen liegen die 
Standpunkte immer noch weit auseinan- 
der. Im Fall Kaschmir bleibt ein Kompro- 
miss unwahrscheinlich, da die eigentli- 
che Ursache des Konflikts, die auch zum 
ersten Krieg von 1947 geführt hat, nach 
wie vor besteht: Die Region Kaschmir 
wurde an Indien angegliedert, während 
die überwiegende Mehrheit der Bevölke- 
rung muslimisch ist und obwohl die Auf- 
teilung der ehemaligen Kolonie nach 
dem Kriterium der Religionszugehörig- 
keit erfolgte. 

Der bewaffnete Aufstand in Kaschmir, 
der 1989 begann, hat seine Ursachen un- 
ter anderem in der Haltung Neu-Delhis, 
das die Zugehörigkeit Kaschmirs zur In- 
dischen Union (siehe Seite ij2) für nicht 
verhandelbar erklärt, in der massiven in- 
dischen Militärpräsenz und der politi- 
schen Marginalisierung der Bevölkerung. 
Die Aktionen der Rebellengruppen, die 
sich aus jungen Kaschmiris, aber auch 
aus islamistischen Kämpfern pakistani- 
scher Herkunft zusammensetzen, kostet 
Jahr für Jahr mehrere tausend Todesop- 
fer. Neu-Delhi beschuldigt Islamabad, 
den »Terror« in Kaschmir zu unterstüt- 
zen. Dagegen spricht die Regierung in Is- 
lamabad von einem »nationalen Befrei- 
ungskampf«, die islamistische Bewegung 
sogar vom »heiligen Krieg«. 

Solange Präsident Musharraf Pakistan 
mit eiserner Hand regiert und die Unter- 
stützung der USA genießt, wird der 
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Kaschmirkonflikt auf Sparflamme gehal- 
ten, worüber sich Indien höchst zufrie- 
den zeigt. Doch der starke Mann in Isla- 
mabad hat zahlreiche Gegner, die ihm 
das Bündnis mit Washington nie verzei- 
hen werden, zumal seine Gegenleistung 
darin besteht, unter dem Etikett des 
Kampfes gegen den Terrorismus die radi- 
kalen Islamisten zu unterdrücken und 
die pakistanische Armee zur Jagd auf die 
afghanischen Taliban einzusetzen. 

Wenn in Islamabad demnächst die An- 
hänger des Dschihad an die Macht gelan- 
gen sollten, würde ihnen auch die Verfü- 
gungsgewalt über die Atomwaffen zufal- 
len. Eine solche Aussicht muss umso 
mehr beunruhigen, als weder Pakistan 
noch Indien die internationalen Abkom- 
men unterzeichnet haben, die eine Wei- 
terverbreitung von Atomwaffen verbie- 
ten. Völlig ungestraft konnte Kader Khan, 



ein der Armee nahe stehender pakistani- 
scher Atomwissenschaftler, nukleare 
Technologie nach Iran, Libyen und Nord- 
korea liefern, und der »Vater« der pakista- 
nischen Bombe gilt auch heute noch als 
Nationalheld. Der indisch-pakistanische 
Rüstungswettlauf wird auch deshalb so 
entschlossen fortgesetzt, weil die inter- 
nationalen Sanktionen, die 1998 nach 
den ersten atomaren Erfolgsmeldungen 
gegen beide Länder verhängt worden wa- 
ren, Ende 2004 praktisch wieder aufgeho- 
ben wurden. Die USA haben 2006 die Lie- 
ferung ziviler Atomtechnolgie zugesagt 
(siehe Seite 168). 

Manche Beobachter hoffen, dass die 
USA ihre Rolle als Rüstungslieferant und 
Partner beider Länder dazu nutzen wer- 
den, den indisch-pakistanischen Dialog 
voranzutreiben und wirksame Kontrollen 
durchzusetzen. Andere hegen im Gegen- 



teil die Befürchtung, dass die neue Rolle 
der USA dazu beitragen könnte, die 
Machtkonkurrenz zwischen beiden Län- 
dern und damit den Rüstungswettlauf in 
Südasien erneut anzuheizen - zu Lasten 
der wirtschaftlichen Entwicklung und 
der Demokratie. 

WWW 

United Nations Military Observer Group 
in India and Pakistan 

•www.un.org/Depts/dpko/missions/unmogip 
Analysen des International Institute 
of Strategie Studies 
•www.iiss.org/programmes/south-asia 
South Asia Citizens Web 
•www.sacw.net 
detaillierte Chronik 

•www.uni-kassel.de/fb5/frieden/regionen/lndien/ 
Aktuell-Chronik/Welcome.html 
zur Atomrüstung: Nuclear Issues 
in India and Pakistan 

•www.lib.berkeley.edu/SSEAL/SouthAsia/nuclear.html 
India-Pakistan Military Balance 

• news.bbc.co.uk/2/hi/south_asia/1735912.stm 
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Afghanistan: Waffen, Drogen, Taliban 



Seit der Invasion der US-Truppen 
im Herbst 2001 ist Afghanistan 
ins Zentrum der internationalen 
Politik gerückt. Die Regierung in 
Kabul versucht seitdem zwar, die 
staatlichen Institutionen wieder 
aufzubauen, aber sie kann 
das Land nicht einen. Im Norden 
ist die Macht der Warlords 
ungebrochen, und im Süden 
gewinnen die Taliban erneut an 
Boden. 



Die Zersplitterung der politischen 
Landschaft Afghanistans begann 
schon 1978 mit dem Staatsstreich der af- 
ghanischen Kommunisten, der sich als 
von Moskau inspiriert herausstellte. Die- 
ser Coup schwächte die Zentralregie- 
rung, die sich aus den afghanischen Pro- 
vinzen immer mehr zurückziehen muss- 
te, bis sie nur noch in Kabul herrschte 
und 1991 ganz von der Bühne ver- 
schwand. Die von 1980 bis 1989 andau- 
ernde sowjetische Besatzung verschärfte 
die inneren Gegensätze. In der Provinz 
wurde der Aufstand von hunderten von 
»Warlords« organisiert, von denen einige 
nur ein paar Dutzend, andere wiederum 
mehrere tausend Mann befehligten. Die 
Einnahme der Städte nach 1991 begüns- 
tigte in den einzelnen Regionen einen 
Konzentrationsprozess, der die schwä- 
cheren Organisationen politisch elimi- 
nierte. 

Von dieser Dynamik und der Rivalität 
zwischen den verschiedenen Mudscha- 



heddin-Gruppierungen profitierte am 
Ende die hauptsächlich von Pakistan un- 
terstützte Bewegung der Taliban, die 
1996 Kabul einnahmen und einen rudi- 
mentären Staat aufbauten. Die Taliban 
wurden zu Beginn auch von den USA un- 
terstützt, fanden sich aber bald schon in- 
ternational isoliert. Als sie nach den An- 
schlägen vom 11. September 2001 Ussa- 
ma Bin Laden in Afghanistan Asyl ge- 
währten, löste dies die Invasion der US- 
Truppen aus. 

Seitdem sind drei unterschiedliche Ent- 
wicklungen in Gang gekommen. Die ers- 
te ist ein eklatanter Rückfall in die politi- 
sche Fragmentierung, der die unmittel- 
bare Konsequenz aus dem Zusammen- 
bruch des Talibanregimes darstellt. Die 
USA ließen es zu, dass die wichtigsten 
Warlords ihre frühere Machtposition wie- 
der erlangten, denn sie wollten den Krieg 
»outsourcen«, also von lokalen Milizen 
führen lassen. Das erklärt auch ihre Unfä- 
higkeit, den früheren Talibanführer Mul- 
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Iah Mohammed Omar und Ussama Bin 
Laden zu fassen. 

Angesichts dieser Situation hatte der 
Wiederaufbau der staatlichen Institutio- 
nen widersprüchliche Folgen. Die Bemü- 
hungen der Zentralregierung, die lokalen 
Machthaber auszuschalten (auch durch 
Attentate wie den erfolglosen Anschlag 
auf Ismail Khan in Herat) waren letztlich 
wenig erfolgreich, da es dem Staat nicht 
gelang, das entstandene Vakuum sofort 
auszufüllen. Die Präsidentschaftswahlen 
vom Herbst 2004 demonstrierten nur die 
Stärke der lokalen politischen Kräfte, was 
durch den Ausgang der Parlamentswah- 
len von 2005 bestätigt wurde. Das einiger- 
maßen frei gewählte Parlament offenbar- 
te ebenfalls starke ideologische Gegen- 
sätze, abgesehen davon, dass es auch die 
untergeordnete Stellung der Frau bestä- 
tigte. Zudem sieht sich Staatspräsident 
Hamid Karsai dem Vorwurf ausgesetzt, 
nur Befehlsempfänger der US-Botschaft 
zusein. Der Vertrag, den der Präsident bei 
seinem Besuch in Washington im Mai 
2005 unterzeichnet hat, lässt den USA bei 
ihren militärischen Operationen auf af- 
ghanischem Boden praktisch völlig freie 
Hand. 



Die zweite Entwicklung betrifft die Rol- 
le der Guerilla. Obwohl sie immer wieder 
totgesagt wurde, konnte sie bisher dank 
der Hilfe aus Pakistan und der Unbeliebt- 
heit der amerikanischen Truppen durch- 
aus überleben. Dabei hat sie ihre Taktik 
verfeinert, indem sie Hilfstransporte an- 
greift und auch Selbstmordattentäter 
einsetzt. Auf diese Weise hat sie den US- 
Truppen im Frühjahr 2005 hohe Verluste 
zugefügt, was die Regierung in Washing- 
ton zu der Entscheidung brachte, einen 
Teil ihrer Soldaten abzuziehen und einige 
Aufgaben an die Nato abzugeben. In den 
Landesteilen, in denen die Aufständi- 
schen aktiv sind - das sind die Regionen 
mit paschtunischer Mehrheitsbevölke- 
rung -, hat die westliche Militärpräsenz 
inzwischen schon die Stärke der sowjeti- 
schen Truppen in den i98oer-Jahren er- 
reicht. Wie heftig diese Besatzung abge- 
lehnt wird, zeigten die Ausschreitungen 
bei antiamerikanischen Demonstratio- 
nen und die seit Anfang 2006 noch 
einmal deutlich zunehmende Zahl der 
Anschläge. 

Die dritte wichtige Entwicklung ist die 
Überhandnähme der Korruption, die den 
gesamten afghanischen Verwaltungsap- 



parat unterhöhlt, und der Trend zum Dro- 
genstaat. Im Osten und Süden wie auch in 
einigen Teilen des Nordens ist Opium das 
wichtigste Erzeugnis; auf nationaler Ebe- 
ne liegt sein Anteil an der Wertschöpfung 
bei 40 Prozent. Diese Entwicklung hat in 
einigen Regionen zu einem stark nach au- 
ßen orientierten Wirtschaftssystem ge- 
führt, wobei der Schmuggel (nicht nur 
mit Drogen) die entscheidende Rolle 
spielt. Der Wiederaufbau des Landes 
kommt nur schleppend voran, weil die 
Hilfsgelder zu spärlich fließen und zu- 
dem über allzu viele Nichtregierungsor- 
ganisationen (NGOs) kanalisiert werden. 
Damit ist in Kabul eine »humanitäre Sei- 
fenblase« entstanden, die auch durch 
ihre preistreibende Wirkung dazu bei- 
trägt, dass die im Lande tätigen Auslän- 
der immer unbeliebter werden. 

WWW 

Institute for Afghan Studies 

•www.institute-for-afghan-studies.org 
Projekt für Alternative Sicherheitspolitik 
•www.comw.org/pda/0201strangevic.html 
Arbeitsgemeinschaft Afghanistan 
• www.ag-afghanistan.de 
Revolutionary Association 
of the Women of Afghanistan 
•www.rawa.org 
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Tschetschenien, 

die ausgeblutete Republik 



Die Stabilität der nördlichen 
Kaukasusregion bleibt bedroht, 
solange für den Tschetschenienkon- 
flikt keine politische Lösung 
in Sicht ist. Die Situation in Grosny 
und Umgebung ist geprägt von 
wirtschaftlichem Niedergang, 
sozialem Zerfall und einer 
Atmosphäre der Angst. 
Dafür ist der - staatliche wie 
islamistische - Terror gegen die 
Zivilbevölkerung verantwortlich. 



Die Geschichte der Beziehungen zwi- 
schen Russen und Tschetschenen ist 
eine Abfolge von dramatischen Ereignis- 
sen, von denen jedes die gegenseitige 
Wahrnehmung stark negativ geprägt hat. 
Das gilt vor allem für die Kolonialisierung 
im 19. Jahrhundert und für die Deportati- 
on der Tschetschenen im Februar 1944. 
Doch der aktuelle Konflikt lässt sich nicht 
allein durch die Vergangenheit erklären. 

Im November 1991 nutzte der ehemali- 
ge Fliegergeneral Dschochar Dudajew die 
Krise in Moskau, um sich an die Macht zu 
bringen und Tschetschenien für unab- 
hängig zu erklären. Dieser einzige Fall ei- 
ner Sezession von der Russischen Födera- 
tion löste Ende 1994 die erste russische 
Intervention aus, die Moskau mit der 
Angst vor einem Dominoeffekt und dem 
Auseinanderbrechen des Landes begrün- 
dete. Die von Boris Jelzin befohlene »Wie- 
derherstellung der verfassungsmäßigen 
Ordnung« wurde rasch zum richtigen 
Krieg, der achtzehn Monate dauerte und 
zehntausende Tote kostete. 



Aslan Maschadow, der im August 1996 
den Waffenstillstand unterzeichnete und 
Anfang 1997 nach einer von der Organisa- 
tion für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (OSZE) beaufsichtigen Wahl 
das Präsidentenamt erlangte, konnte die 
quasi unabhängige Republik jedoch 
nicht stabilisieren. Ende 1999 begann im 
Namen der Terrorismusbekämpfung der 
zweite, noch blutigere Krieg, dieses Mal 
auf Befehl von Jelzins Nachfolger Wladi- 
mir Putin. Im März 2000 gewann er mit ei- 
nem Law-and-Order-Programm die Präsi- 
dentschaftswahlen. 

Nach dem 11. September 2001 setzte 
sich eine andere Lesart des Tschetsche- 
nienkonflikts durch: Hier war angeblich 
der »islamistische Terror« am Werk, und 
die zahlreichen Terroranschläge und vor 
allem die Selbstmordattentate gaben die- 
ser Version immer neue Nahrung. Viele 
dieser Taten entsprangen allerdings kei- 
ner radikalislamistischen Überzeugung, 
sondern viel eher einer persönlichen und 
kollektiven Verzweiflung angesichts ei- 
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• Chadschalmaki 

Städte und Dörfer, die teilweise oder vollständig 
von der russischen Armee zerstört wurden 

Gebiet, das von russischer Bevölkerung verlassen wurde 
tschetschenische Attacken jenseits der Grenze 

Georgien 

Abtrünniges Tschetschenien - militärische Antwort auf ein politisches Problem < 



nes ausweglosen Konflikts. Zwar sind die 
von Saudi-Arabien beeinflussten islamis- 
tischen Bewegungen seit Anfang der 
i99oer-Jahre im ganzen Nordkaukasus 
präsent und konnten ihre Reihen mit 
Kämpfern auffüllen, die aus Zentralasien 
und Afghanistan abzogen. Doch diese 
ausländischen Kämpfer sind nicht der 
einzige Machtfaktor. Viel Einfluss haben 
auch einheimische radikale Islamisten- 
gruppen wie die Dschamaat, aber auch 
die nichtreligiösen Fraktionen des be- 
waffneten Kampfes sowie Vertreter des 
traditionellen Sufi-Islam, von denen eini- 
ge eine gewisse Bereitschaft zum Bünd- 
nis mit Moskau zeigen. 

Diese Risse innerhalb der tschetscheni- 
schen Gesellschaft hoffte der Kreml aus- 
zunutzen, als er im Juni 2000 eine mos- 
kaufreundliche tschetschenische Regie- 
rung installierte. Der ehemalige Mufti 
Achmed Kadyrow, der das Land im russi- 
schen Auftrag zuerst als Chef der Verwal- 
tungsbehörde und dann als Präsident lei- 
tete, fiel im Mai 2004 einem Mordan- 
schlag zum Opfer. 

Seit 2004 sind jedoch Entwicklungen im 
Gange, die auf eine relative Stabilisierung 
hinauslaufen. Es fließen Entschädi- 
gungszahlungen (die freilich von Korrup- 
tion begleitet sind), viele Flüchtlinge keh- 
ren zurück (allerdings oft unter Zwang), 
der aufgeblähte öffentliche Dienst dient 
mangels einer realen Wirtschaft als Be- 
schäftigungspuffer. Die Hauptstadt Gros- 
ny gleicht zwar immer noch einem Trüm- 
merfeld, und die Infrastruktur ist erst 
zum Teil wieder intakt, aber der Handel 
belebt sich wieder, was auch an Verkehrs- 
staus abzulesen ist. 

Doch die innere Zerrissenheit und das 
Fehlen jeglicher kollektiven Perspektive 
können die Lage jederzeit umkippen las- 
sen. Nach wie vor gibt es ständig militäri- 
sche Scharmützel und Übergriffe auf Zivi- 
listen. Die von Ramsan Kadyrow, dem 
Sohn des früheren Präsidenten, befehlig- 
ten Tschetschenenmilizen der prorussi- 
schen Regierung verbreiten Angst und 
Schrecken. Um die Lage im Griff zu behal- 
ten, setzt Moskau heute vor allem auf die 
Regierung von Präsident Alu Alchanow 
und auf das aus den Wahlen vom Oktober 
2005 hervorgegangene Rumpfparlament. 
Doch vor allem hofft man auf ein Ermü- 
den der Guerilla. 

Dabei darf man allerdings die Strategie 
der islamistischen Gruppen nicht außer 
Acht lassen, die den Konflikt auf den ge- 
samten nördlichen Kaukasus ausweiten 
wollen und in den Nachbarregionen im- 



mer mehr Überfälle organisieren. Solche 
Aktionen können die Region zwar nicht 
richtig destabilisieren, aber die Spannun- 
gen haben sie bereits erheblich ver- 
schärft. Darüber hinaus dienen sie Präsi- 
dent Wladimir Putin als Vorwand, um die 
Kompetenzen der Regionalbehörden zu 
beschneiden. Und das könnte auf längere 
Sicht durchaus die labile Balance gefähr- 
den, die die nordkaukasischen Republi- 
ken seit 1991 mit Moskau ausgehandelt 
haben. 

Langfristige Auswirkungen hat der 
Tschetschenienkrieg aber auch in ganz 
Russland: Der Kampf gegen den Terror 
wird als Alibi benutzt, um immer mehr 
Bereiche der Gesellschaft der Kontrolle 
der Regierung zu unterwerfen. Dabei 
nimmt die staatliche Gewalttätigkeit 
ständig neue Formen an, von schikanö- 
sen »Gesichtskontrollen« der Polizei über 
rassistische Verbrechen bis hin zu bruta- 
len Ausschreitungen von Soldatengrup- 
pen, die häufig auf das Konto von Tsche- 
tschenienveteranen gehen. 



Als im März 2005 der frühere Präsident 
Maschadow ermordet wurde, der einen 
gemäßigten Unabhängigkeitskurs ver- 
folgt und Verhandlungen mit Moskau be- 
fürwortet hatte, reagierte die internatio- 
nale Öffentlichkeit darauf kaum. In den 
Medien taucht Tschetschenien nur noch 
auf, wenn eine Tragödie wie die Geisel- 
nahme von Beslan im September 2004 
stattfindet. Weil der Konflikt als »inner- 
russische Angelegenheit« betrachtet 
wird, ist eine politische Lösung weiter 
entfernt als je zuvor. 



WWW 

Gründliche Informationen, auch in englisch 

• www.groupetchetchenie.org 
im Überblick 

•www.friedensnews.at/Tschetschenien 
Chechnya Advocacy Network 

• www.chechnyaadvocacy.org 
aus islamischer Sicht 

• www.kavkazcenter.com/eng 
Menschenrechtsorganisation Memorial (Moskau) 
•www.memo.ru/eng/memhrc/hotpoint.shtml 
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Das Erdöl - Moskaus großer Trumpf 



Erdöl und Erdgas spielen beim 
Wandel in der ehemaligen 
Sowjetunion die entscheidende 
Rolle. Sie sorgen für die wirtschaft- 
liche Stabilisierung Russlands und 
dienen zugleich als Druckmittel 
gegenüber jenen Ländern, die diese 
Rohstoffe nicht besitzen und an 
ihrer zunehmenden Verschuldung 
ersticken. Die russischen Energie- 
vorräte ziehen jedoch auch 
ausländische Akteure an, die auf 
verschiedenen Wegen versuchen, 
das Monopol Moskaus zu brechen. 



Die reichen Erdöl- und Erdgasvorkom- 
men der ehemaligen UdSSR sind 
sehr ungleich verteilt, der größte Teil 
befindet sich in Russland und den Anrai- 
nerstaaten des Kaspischen Meeres. Russ- 
land erzielt mit Öl und Gas 60 Prozent sei- 
ner Ausfuhrerlöse, die zugleich einen be- 
trächtlichen Teil seiner Staatseinnah- 
men ausmachen. Nach der Krise von 1998 
wurden die Ölexporte zum Motor des 
wirtschaftlichen Aufschwungs, zumal bei 
der Privatisierung dieses Sektors die rus- 
sischen Unternehmen bevorzugt wurden 
und den westlichen Energieriesen nur 
eine bescheidene Rolle überlassen wur- 
de. Und auch der Staat blieb in diesem Be- 
reich ein aktiver Mitspieler. 

Die russischen Großunternehmen Gaz- 
prom, Lukoil und Yukos (bis zu seiner 
Zerschlagung) gründeten mächtige Fi- 
nanz- und Industrieholdings, denen es 
gelang, ihre Produktion trotz knapper Fi- 
nanzmittel und technischer Defizite zu 
stabilisieren. Sie agieren vermehrt auch 
in den anderen Staaten des »benachbar- 
ten Auslands« und in Osteuropa. Mehrere 
Länder ohne eigene fossile Energievor- 
kommen -wie Weißrussland, die Ukraine 
und Moldawien - sind inzwischen wegen 
ihrer Energieimporte gegenüber Russ- 
land stark verschuldet. Mit Unterstüt- 
zung des Staates drängen die russischen 
Unternehmen darauf, sich diese Schul- 
den in Form von Aktien erstatten zu las- 
sen und sich damit in strategische Unter- 



nehmen (Raffinerien, Kraftstoff- und 
Stromvertriebsnetze) einzukaufen. Das 
läuft auf die klassische Methode hinaus, 
die alte politische durch eine wirtschaftli- 
che Dominanz zu ersetzen. 

Paradoxerweise können die anderen ex- 
sowjetischen Förderländer über ihre 
Energieressourcen nicht verfügen. Sie 
waren alle nach dem Zusammenbruch 
der UdSSR von anderen Ländern um- 
schlossen und damit gezwungen, Transi- 
trouten für ihre Exporte mit einem oder 
mehreren Drittländern auszuhandeln. 
Mit der Erdölpipeline Baku-Supsa, die 
1997 fertig wurde, und der im Juni 2006 in 
Betrieb genommenen Transkaukasi- 
schen Pipeline Baku-Tiflis-Ceyhan, die 
auf einer Strecke von knapp 1800 Kilome- 
tern Rohöl aus Aserbaidschan und Ka- 
sachstan zum Terminal im türkischen 
Mittelmeerhafen Ceyhan transportiert, 
gelang es Aserbaidschan, das Transport- 
monopol Moskaus zu durchbrechen. Das 
gelang auch mit Hilfe westlicher Energie- 
konzerne, die sich so den Zugang zu den 
kaspischen Ölvorkommen sicherten. 

In der Vergangenheit musste Turkme- 
nistan, mangels eines Abkommens über 
Umfang und Preis der russischen Transit- 
leistungen, seine Gasproduktion deut- 
lich drosseln. Schließlich hat es den 
Export über Russland wieder aufgenom- 
men, und hofft auf den - nach wie vor hy- 
pothetischen - Bau einer Erdgasleitung 
in den Iran oder über Afghanistan nach 
Pakistan. Kasachstan, das engere Wirt- 
schaftsbeziehungen zu Moskau unter- 
hält, hat nach zähen Verhandlungen 
einen langfristigen Vertrag unterzeich- 
net, der den Transport seines Rohöls 
großenteils dem russischen Nachbarn 
anvertraut. 

Für Clans und Machteliten ist es ein 
Leichtes, sich die Gewinne aus der Erdöl- 
förderung anzueignen - der Besitz von 
derartigen Rohstoffen ist somit kein Ga- 
rant für wirtschaftliche und soziale Ent- 
wicklung. In ganz Aserbaidschan, wo sich 
einige wenige an den Erdöleinnahmen 
enorm bereichern, gibt es außerhalb der 
Hauptstadt nur ein bis zwei Stunden 
Strom am Tag. 

Noch schlechter geht es Ländern, die 
nicht über fossile Ressourcen verfügen. 
So haben die Energieknappheit und nicht 
bezahlte Gas- und Ölrechnungen erheb- 



lich zur Dauerkrise in Georgien, Molda- 
wien und der Ukraine beigetragen. Mos- 
kau stützt sich auf seine neuen Pipeline- 
Verbindungen nach Europa über seine ei- 
genen Häfen und die geplante Erdgaslei- 
tung unter dem Baltikum und konnte den 
Druck auf seine Nachbarn erhöhen. Das 
gilt inzwischen sogar für Weißrussland, 
das lange Zeit ein privilegierter Verbün- 
deter war. Seit Anfang 2006 hat Russland 
gegenüber Weißrussland die Energie- 
preise deutlich angehoben - und dabei 
ganz kühl mit den weltmarktüblichen 
Preisen argumentiert. 

Zweifellos können die Nichterzeuger- 
länder für den Aufbau alternativer Versor- 
gungsnetze und die Stärkung ihrer Unab- 
hängigkeit auf westliche Unterstützung 
rechnen. Nicht zuletzt die Zerschlagung 
des Energiekonzerns Yukos belegt die Ab- 
sicht des Kremls, den staatlichen Einfluss 
auf diesen Sektor zu verstärken und sei- 
nen wichtigsten Trumpf nicht aus der 
Hand zu geben. Mit dem Ausbau der 
Energietransportwege nach Japan und 
China wird Russland ein noch stärkeres 
Blatt auf der Hand haben. 



WWW 



Russisches Zentrum für Energiepolitik 

www.energy.ru/ 

Gazprom 

www.gazprom.ru 

Russian Petroleum Investor 

www.rpi-inc.com/ 

Radio Free Europe/Radio Liberty 

www.rferl.org/specials/caspian 
US Department of Energy 

www.fossil.energy.gov/international 
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Südkaukasus: Pipelines 
und ethnische Konflikte 



Die Auflösung der Sowjetunion 
hat im südlichen Kaukasus 
die Bildung unabhängiger 
Staaten ermöglicht. Damit 
wurden aber auch ethnische 
Konflikte freigesetztem die 
bislang noch keine Lösung in 
Sicht ist. 

Eine der wichtigsten Ursachen für die 
Instabilität des südlichen Kaukasus 
liegt darin, dass die nationalen Konflikte 
dieser Region noch keine endgültige poli- 
tische Lösung gefunden haben. Trotz der 
bestehenden Waffenstillstandsvereinba- 
rungen zwischen Georgien und seinen 
»autonomen« Gebieten (1992 mit Südos- 
setien, 1993 mit Abchasien) und auch 
zwischen Armeniern und Aserbaidscha- 
nern im Konflikt um Berg-Karabach kön- 
nen sich die Spannungen jederzeit wie- 
der in offenen Auseinandersetzungen 
entladen. So ist es im Mai 2004 in Südos- 



setien und im März 2005 in Berg-Kara- 
bach geschehen. 

Die soziale Polarisierung in diesen Ge- 
sellschaften hat einen tiefen Umbruch 
bewirkt. So führte die hohe Arbeitslosig- 
keit zu einer ständigen Emigration nach 
Russland und in die Europäische Union, 
womit Armenien, Georgien und Aserbai- 
dschan fast ein Fünftel ihrer Bevölkerung 
verloren haben, darunter viele gut qualifi- 
zierte Arbeitskräfte. Die Elite hat sich die 
Gewinne aus der Privatisierung der 
Staatsbetriebe zugeschanzt, während zu- 
gleich die Masse der Bevölkerung verarm- 
te. Viele Städte und ganze Regionen sind 
in Stagnation verfallen. In Georgien ent- 
lud sich die soziale Unzufriedenheit 
nach der manipulierten Präsident- 
schaftswahl vom November 2003 . Damals 
gelang es einer Gruppe junger Reformer, 
Präsident Eduard Schewardnadse im 
Zuge der so genannten Rosenrevolution 
zum Rücktritt zu bewegen. 

Auch in Armenien und in Aserbai- 
dschan versuchte die Opposition, mit 



Massendemonstrationen einen Regime- 
wechsel herbeizuführen, doch die Pro- 
testbewegungen wurden von Polizei und 
Geheimdiensten unterdrückt. In beiden 
Ländern sind die staatlichen Einrichtun- 
gen allerdings besser organisiert. Und da 
sie etwas mehr auf die Bedürfnisse der 
Bevölkerung eingehen, sitzen die Regie- 
rungen dort auch fester im Sattel. 

Jenseits der nationalen und sozialen 
Konflikte sind es die Ölvorkommen des 
Kaspischen Meers, die das internationale 
Augenmerk auf die Kaukasusregion len- 
ken. 1994 unterzeichnete ein internatio- 
nales Kartell unter Führung des briti- 
schen Ölkonzerns BP ein Förderabkom- 
men mit Aserbaidschan. Die bestehende 
Pipeline zwischen Baku und dem Schwar- 
zen Meer wurde renoviert und eine neue 
Ölpipeline zum türkischen Ölterminal 
Ceyhan gebaut. Die Investitionen im Öl- 
sektor rückten die Region noch stärker 
ins Blickfeld der USA, die hier seit 2001 
auch militärisch Fuß gefasst haben. 

Die USA und die Nato haben einige hun- 
dert Militärberater nach Tbilissi ent- 
sandt, wo sie angeblich die georgischen 
Sicherheitskräfte für den Kampf gegen al- 
Qaida ausbilden sollen. Für Washington 
ist der Kaukasus in mehrfacher Hinsicht 
von strategischem Interesse: als Bastion 
gegen das Wiedererstarken der russi- 
schen Großmacht; als Erdölregion, die 
dazu beiträgt, die Quellen für fossile 
Brennstoffe zu diversifizieren; und als Ba- 
sis für die US-Streitkräfte im Norden des 
»Greater Middle East« (siehe Seite 122). 

Moskaus Einfluss im Südkaukasus be- 
gann mit der Perestroika-Politik Mitte der 
i98oer-Jahre zu bröckeln, als auch die na- 
tionalistischen Bewegungen erstarkten. 
Mit der Unabhängigkeit der neuen Staa- 
ten verlor das Zentrum jede direkte Kon- 
trolle. Die mit den Konflikten verbunde- 
nen Blockaden ließen die Wirtschaftsbe- 
ziehungen zwischen ihnen zusammen- 
brechen. Auch der militärische Einfluss 
der Russen schwindet, seit ihre Stütz- 
punkte in Aserbaidschan geschlossen 
sind und Georgien die rasche Auflösung 
der Basen von Batumi und Achalkalaki 
zugesagt wurde. Zu Armenien hat Mos- 
kau noch enge militärische Beziehungen. 



► Geburtenschwache und geburtenstarke Regionen 
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Hier gibt es noch zwei Stützpunkte. Auch 
diese Kooperation ist wegen des Drucks 
von Seiten der USA, die in Eriwan immer 
aktiver auftreten, gefährdet. 

In allen drei Ländern hat Russland in 
die Wirtschaft investiert, vor allem im 
Energie- und Bergbausektor, aber auch in 
den Branchen, die mit dem früheren Mi- 
litärkomplex zu tun haben. Auf diese Wei- 
se hofft man, auf ökonomischem Gebiet 
wettzumachen, was man politisch einge- 
büßt hat. Doch weder die Militärstrategie 
Washingtons noch die Realpolitik Mos- 
kaus bietet den Völkern des südlichen 
Kaukasus eine Perspektive. Sie wollen in 
die EU, was sowohl den heimischen Eli- 
ten als auch der breiten Bevölkerung wirt- 
schaftliche und soziale Vorteile bringen 
könnte und die Rechte der Minderheiten 
garantieren würde. Die EU gewinnt an der 
Region ein immer größeres Interesse, 
und zwar zum einen aufgrund der Rosen- 
revolution, zum anderen im Hinblick auf 
ihre eigene Erweiterungsperspektive. 
Denn schon 2007 werden die drei Staaten 
des südlichen Kaukasus zu den »neuen 
europäischen Nachbarn« zählen, weil der 
Kaukasus von den EU-Mitgliedstaaten 
Rumänien und Bulgarien nur noch durch 
das Schwarze Meer getrennt sein wird. 



nach Russland, nach Russland 
r \ a\> Westeuropa, Russland 
Russland *\\ und in die USA in den Distrikt 

Krasnodar 



Wanderungsbewegungen und ihre Gründe < 

Kaspisches Meer 



\ 



in den Distrikt 
Stawropol 



TSCHETSCHENIEN *V Russland> 

.Nordossetien üros ny. Westeuropa, 
j V nach Russland un d in die USA 




in die Türkei 



0 50 100 150 200 km 



TÜRKEI 



nachitschewan 
(Aserbaidschan) 

Nachitschewan 



Flucht, Vertreibung, militärische u. politische Konflikte 
Migration (1988-2006) wirtschaftliche Gründe 



militärische u. politische Konflikte 



Georgier — ^^^^ Osseten — 

Aserbaidschaner — ^^^^ Russen 

Armenier -^^^ -^^^ Tschetschenen -^^^ 

Dagestaner — 

| | Umweltflüchtlinge: vom Anstieg des Kaspischen Meeres betroffene Bevölkerung 



wirtschaftliche Gründe 



169 



KAPITEL *¥ Ungelöste Konflikte 



Moldawien: Ein Land sucht 
den Anschluss 



Moldawien liegt an der Grenze 
zweier kultureller Großregionen, 
zwischen Zentraleuropa und dem 
Teil Osteuropas, der historisch 
an Russland orientiert war. 
Obwohl in Chi§inau heute ein 
»kommunistischer« Präsident 
regiert, hat sich das Land mit 
Moskau überworfen und 
orientiert sich an der EU. 
Ungelöst bleibt jedoch der 
Konflikt um die sezessionistische 
Region Transnistrien. 



Als die Rote Armee 1945 erneut in 
Bessarabien einmarschierte, nach- 
dem sie das Gebiet schon 1939 bis 1941 
aufgrund des Molotow-Ribbentrop-Pakts 
besetzt hatte, entschied Josef Stalin, die 



Budschaksteppe der Ukraine zuzuschla- 
gen, die damit einen Zugang zum Donau- 
delta erhielt. Für die neu gegründete Re- 
publik Moldawien bedeutete dies, dass 
sie vom Schwarzen Meer abgeschnitten 
war und zum Binnenstaat wurde. Dage- 
gen blieb Transnistrien ein Teil Molda- 
wiens. Der schmale Gebietsstreifen öst- 
lich des Dnjestr, der bei einer Länge von 
250 km durchschnittlich nur 20 km breit 
ist, war 1924 von der Ukraine abgetrennt 
und der neu gegründeten Moldawischen 
Autonomen Region angegliedert worden. 

Bis zum Zweiten Weltkrieg war Trans- 
nistrien eine Art Symbol für den russi- 
schen Anspruch auf die Kontrolle Bessa- 
rabiens, von 1918 bis 1945 eine Provinz 
Rumäniens. Die Region war mehrheitlich 
von Russen und Ukrainern bewohnt, hier 
war die Schwerindustrie des Landes - u. a. 
mit einem Stahlkombinat - konzentriert, 
und hier stand auch die 14. Armee, die 
Transnistrien zu einem wichtigen strate- 
gischen Raum an der Südostflanke der 
Sowjetunion machte. 

Als Moldawien 1990 seine Unabhängig- 
keit erklärte, plädierte ein Teil der natio- 
nalen Elite für den Zusammenschluss 
mit Rumänien. Die Begründung lautete, 



entgegen der zu Zeiten des sowjetischen 
Blocks gültigen Fiktion seien alle Molda- 
wier im Grunde Rumänen: Sowohl die in 
der vormaligen UdSSR als auch die in 
Ostrumänien lebenden Moldawier spre- 
chen Rumänisch und sind der Religion 
nach orthodoxe Christen. In diesem Sin- 
ne forderten die nationalen Kreise auch, 
die moldawische orthodoxe Kirche statt 
dem Patriarchat von Moskau dem Patriar- 
chat von Bukarest zu unterstellen. 

Die Russen und Ukrainer Transnis- 
triens waren gegen eine solche Fusion 
und schufen mit Hilfe Moskaus die 
Transnistrische Moldauische Republik 
(TMR), die sich von Moldawien abspalte- 
te. Auch die Absage des ersten moldawi- 
schen Präsidenten Mircea Snegur an die 
Idee eines Anschlusses an Rumänien 
(»ein Volk, zwei Staaten«) vermochte die 
Gemüter nicht zu beruhigen. Zumal die- 
ser Erklärung 1992 der fatale Versuch vo- 
rausgegangen war, das Territorium jen- 
seits des Dnjestr gewaltsam zurückzuho- 
len, was aber die 14. Armee unter Befehl 
von General Lebed vereitelt hatte. 

Andere Unabhängigkeitsbestrebungen 
konnte die Regierung in Chi§inau auffan- 
gen, indem sie zum Beispiel den Gagau- 
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sen, einem Turkvolk christlich-orthodo- 
xen Glaubens, einen territorialen Auto- 
nomiestatus zugestand. Der Transnis- 
trienkonflikt hingegen blieb ungelöst, 
nachdem auch eine Fünfergruppe - Russ- 
land, Ukraine, OSZE, Moldawien und die 
TMR selbst - keine Formel für einen poli- 
tischen Kompromiss finden konnte. 

Die TMR entwickelte sich unter ihrem 
Präsident Igor Smirnow zu einem 
»schwarzen Loch«, das dem Schmuggel 
mit Waffen, Menschen, Erdölprodukten 
und anderen Waren ideale Entfaltungs- 
bedingungen bot. Als der Regierung in 
Chi§inau klar wurde, wie halbherzig Mos- 
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kau die Wiedervereinigung des Landes 
unterstützte, gründete sie zusammen mit 
Georgien, der Ukraine und Aserbai- 
dschan die Guam (benannt nach den An- 
fangsbuchstaben der Mitgliedstaaten). 
Diese Gruppierung, der zeitweise auch 
Usbekistan angehörte, ist westlich orien- 
tiert und kritisiert immer wieder die Kon- 
flikt schürende Rolle Moskaus in sezes- 
sionistischen Regionen wie Abchasien 
und eben Transnistrien. 

Aus der Präsidentschaftswahl von 2001 
ging der Vorsitzende der kommunisti- 
schen Partei Moldawiens, Wladimir Wo- 
ronin, als Sieger hervor. Im Wahlkampf 
hatte er für die Wiederannäherung an 
Russland geworben. Er versprach sich 
von Moskau konkrete Hilfe bei der Lö- 
sung des Transnistrienkonflikts und 
machte dafür einige heftig kritisierte 
Kompromisse: Moldawisch gilt fortan als 
gegenüber dem Rumänischen eigenstän- 
dige Sprache, die moldawische Geschich- 
te soll umgeschrieben werden, russisches 
Kapital soll Großbetriebe kaufen dürfen. 

Im November 2003 schien eine Lösung 
in greifbare Nähe gerückt. Der unter Um- 
gehung der OSZE ausgearbeitete Kozak- 
Plan (nach dem Emissär des russischen 
Präsidenten Putin) sah eine asymmetri- 
sche Föderation mit zwei autonomen 
Gebieten vor (Gagausen-Region und 
TMR). Doch die Zugeständnisse an Mos- 
kau (Vetorecht für die TMR-Vertreter im 
Bundesparlament, weitere 20 Jahre russi- 
sche Militärpräsenz, obwohl die 14. Ar- 
mee schon 2002 hätte abgezogen werden 
sollen) lösten bei der Opposition Entrüs- 
tung aus. 



Unter dem Druck der Straße und der 
OSZE verwarf Präsident Woronin schließ- 
lich den Plan. Das Ergebnis war eine 
schwere Krise mit Moskau und eine An- 
näherung an die Europäische Union. 
Doch für Woronin hat sich der Kurswech- 
sel gelohnt, denn im April 2005 gelang 
ihm die Wiederwahl. 

Mit dem Erfolg der »Revolution in Oran- 
ge« in Kiew ist eine neue Situation ent- 
standen. Jetzt könnte erstmals die ukrai- 
nische Grenze zur TMR strikt kontrolliert 
werden, um den Schmuggel einzudäm- 
men. Auch die Guam-Gruppe gewinnt 
wieder an Bedeutung und wird um eine 
energiepolitische Komponente erweitert. 
Nach einem zwischen Kiew und Chi§inau 
vereinbarten Gebietsaustausch kann 
Moldawien seinen Zugang zur Donau 
ausbauen und in Giurgiulesti einen Öl- 
verladehafen und eine Raffinerie bauen, 
womit es von russischen Gaslieferungen 
unabhängiger wird. Doch eine Lösung 
des Transnistrienkonflikts ist immer 
noch nicht in Sicht. 



WWW 



Berichte der OSZE-Mission in Moldawien 

• www.osce.org/moldova 

Bericht des Europarats in englisch 

•www.coe.int/T/E/Com/Files/Events/2003-09- 

Frozen-conflicts 

über Transnistrien 

•transdniestria.com 
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Exjugoslawien: Der Zerfall 
ist noch nicht zu Ende 



Bei den blutigen Konflikten in den 
1990er-] ahren ging es um die 
territoriale Aufteilung, aber auch 
um den Status der Minderheiten in 
den neuen Staaten. Die »ethnischen 
Säuberungen« - in Bosnien wie 
auch in Kroatien und im Kosovo - 
bestimmen die Lage der 
Vertriebenen bis heute. Deren 
Rückkehr sowie eine allgemeine 
politische Versöhnung werden 
jedoch erst möglich, wenn die 
Kriegsverbrecher bestraft sind. 



Der Bosnienkrieg von 1992 bis 1995 
kannte im Grunde keinen Sieger. 
Dasselbe gilt für den kriegerischen Kon- 
flikt im Kosovo und erst recht für seine 
letzte Phase, die durch die Nato-Luftan- 
griffe im Frühjahr 1999 gekennzeichnet 
war. 

Die Waffenstillstandsvereinbarung, die 
Ende 1995 bei den Verhandlungen in Day- 
ton (USA) zustande kam, installierte in- 
nerhalb eines als souverän anerkannten 
Staates eine Art Protektorat. Der Staat 
Bosnien-Herzegowina blieb zwar inner- 
halb seiner alten Grenzen erhalten, wur- 
de jedoch in ethnische »Gebietseinhei- 
ten« aufgeteilt, die das Ergebnis eines 
Krieges waren, dessen Gründe und Ver- 
lauf noch heute innerhalb der einzelnen 
Bevölkerungsgruppen unterschiedlich 
dargestellt werden. 

Beim Aushandeln wie bei der Umset- 
zung der Dayton-Vereinbarungen waren 
die Großmächte auf die drei Repräsen- 
tanten der beteiligten Konfliktpartner an- 
gewiesen: den serbischen Präsidenten 
Slobodan Milosevic, den kroatischen Prä- 
sidenten Franjo Tudjman und den »Bos- 
niaken« (muslimischen Bosnier) Alija 
Izetbegovic, damals Präsident von Bos- 
nien-Herzegowina. Alle drei sind inzwi- 
schen gestorben. Milosevic 2006 als An- 
geklagter vor dem Internationalen Straf- 



gerichtshof für das ehemalige Jugosla- 
wien in Den Haag, Tudjman 1999 noch im 
Amt und Izetbegovic 2003 im Ruhestand. 
Die von ihnen unterzeichneten Verträge 
bescherten dem Land eine Verfassung, 
die man Ende 2005, zehn Jahre nach ih- 
rem In-Kraft-Treten, für nicht praktizier- 
bar erklären musste. 

Das Dayton-Abkommen hat die Macht 
des Belgrader Regimes auch dadurch 
konsolidiert, dass es sowohl das Thema 
Kosovo aussparte als auch die ethnischen 
Säuberungen, denen im Sommer 1995 
die etwa 300.000 Serben auf kroatischem 
Gebiet (vor allem in der Krajina) zum Op- 
fer gefallen waren. Die Großmächte seg- 
neten damit die Vertreibung der serbi- 
schen Minderheit ab, die seitdem nur 
noch 5 statt wie vorher 12 Prozent der Be- 
völkerung Kroatiens ausmacht. 

Trotz dieser Defizite des Dayton-Ab- 
kommens, die immer noch nicht beho- 
ben sind, hat die EU dem beitrittswilligen 
Kroatien Ende 2005 den offiziellen Kan- 
didatenstatus bescheinigt. Zum selben 
Zeitpunkt wurden mit Bosnien-Herzego- 
wina Gespräche über ein Stabilisierungs- 
und Assoziationsabkommen (SAA) eröff- 
net, das perspektivisch in die EU führt. 

Weniger klar ist, was mit dem Kosovo 
geschehen soll. Nachdem die albanisch- 
kosovarische Befreiungsarmee U(JK den 
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bewaffneten Kampf für die Unabhängig- 
keit intensiviert hatte, wurde sie als »ter- 
roristische« Organisation gesehen, bis sie 
1998 von Washington politisch instru- 
mentalisiert wurde. Nachdem es 1999 auf 
der Konferenz von Rambouillet nicht ge- 
lungen war, den Status der Provinz zu klä- 
ren, versuchte die Nato mangels Billi- 
gung der UNO, ihre Intervention durch 
die Beteiligung der EU zu legitimieren. 
Die Kosovoalbaner sahen jetzt die Chan- 
ce eines Bruchs zwischen Belgrad und 
Brüssel gekommen, der am Ende ihre Un- 
abhängigkeit ermöglichen würde. 

Der Krieg endete dann jedoch mit der 
Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrats. 
Mit Zustimmung von Slobodan Milosevic 
wurde das Kosovo damit der Verwaltung 
durch die UNO unterstellt, doch formal 
blieb es ein Teil Serbiens, das in diesem 
Punkt die Rechtsnachfolge Jugoslawiens 
antrat. Im Februar 2006 begannen neue 
Verhandlungen über den Status der Pro- 
vinz, an deren Ende ein Formelkompro- 
miss bei faktischer Unabhängigkeit des 
Kosovo stehen könnte. 

Inzwischen leiden sowohl das Kosovo 
als auch Bosnien-Herzegowina an einem 
Abhängigkeitssyndrom, insofern beide 
Gebiete für ihr Überleben auf die interna- 
tionalen Institutionen angewiesen sind. 
Der Wiederaufbau kommt nicht voran, 



die Arbeitslosigkeit liegt bei 50 Prozent, 
wozu die Härten neoliberaler Wirt- 
schaftskonzepte ebenso beitragen wie 
die Ungewissheit des künftigen politi- 
schen Status. 

Der Krieg hat Wunden geschlagen, die 
bis heute nicht verheilt sind. Und sein Re- 
sultat ist ein Friedenszustand, der weder 
funktionierende Staatswesen noch sozia- 
len Fortschritt gebracht hat. Auch nach 
mehr als zehn Jahren Quasiprotektorat 
sind in Bosnien-Herzegowina noch im- 
mer nicht alle Verschwundenen von Sre- 
brenica gefunden, und auch die Verant- 
wortung der Blauhelmsoldaten, die die 
muslimische Enklave schützen sollten, 
wurde noch nicht aufgearbeitet. Eine Mil- 
lion Menschen - die Hälfte aller Vertrie- 
benen und Flüchtlinge - sind noch nicht 
an ihre alten Wohnorte zurückgekehrt, 
darunter auch 200.000 Serben, die in 
Kroation lebten. Das liegt in den meisten 
Fällen an der Schwierigkeit, den verlasse- 
nen Besitz zurückzuerlangen, und an der 
allgemeinen Unsicherheit. Auch aus dem 
Kosovo sind seit Juni 1999 - trotz der Prä- 
senz von Nato-Truppen - fast 200 000 
Nichtalbaner, hauptsächlich Serben, ge- 
flohen. Besonders dramatisch ist dabei 
die Diskriminierung der Roma, die von 
vielen Albanern für Kollaborateure mit 
der serbischen Macht gehalten werden. 



Entscheidend für eine Versöhnung ist 
die Bestrafung der Verbrechen. Doch 
zehn vor dem Internationalen Strafge- 
richtshof für das ehemalige Jugoslawien 
(ICTY) angeklagte Verbrecher befinden 
sich nach wie vor auf freiem Fuß, darun- 
ter der militärische und der politische 
Führer der bosnischen Serben, Ratko 
Mladic und Radovan Karadzic . Und in ih- 
rem Herkunftsgebiet gelten die Beschul- 
digten vielfach als Helden. Die USA ma- 
chen es deren Unterstützern leicht. Wäh- 
rend Washington in Exjugoslawien mora- 
lische Noten verteilt, missachtet es selbst 
das internationale Recht, etwa in Guantä- 
namo, auf dessen Basis Kriegsverbrecher 
abgeurteilt werden. Und verweigert jede 
Zusammenarbeit mit dem Internationa- 
len Strafgerichtshof, der weltweit diesel- 
be Aufgabe wie das Jugoslawientribunal 
wahrnehmen soll. 

WWW 

Gründlich, auf englisch: Znet Balkan Watch 

•www.zmag.org/balkanwatch/balkanwatch.htm 
Analysen und aktuelle Nachrichten 

• balkans.courriers.info 

Website des Internationaler Strafgerichtshof 
für das ehemalige Jugoslawien 

•www.un.org/icty 
Informative Analysen 

•www.strategic-road.com/dossiers/balkanfr.htm 
zum Stabilitätspakt Südosteuropa (mit links) 

• www.stabilitaetspakt-soe.de 
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Kosovo: albanische Zukunft 
in einer unruhigen Region 




Es scheint nur noch eine Frage der 
Zeit zu sein, bis die internationale 
Gemeinschaft ein unabhängiges 
Kosovo zulässt. Dass sie noch 
zögert, hat vor allem einen Grund: 
Der neue, albanisch geprägte Staat 
könnte die großalbanischen Träume 
beflügeln, die extremistische Kräfte 
in Montenegro, Mazedonien und 
auch in Albanien hegen. 



Im Januar 2005 erschossen serbische 
Soldaten einen albanischen Jugendli- 
chen, als er im albanisch besiedelten 
Presevo-Tal die serbisch-mazedonische 
Grenze überschritt. Belgrad hat diesen 
»Irrtum« zwar bedauert, aber solche Zwi- 
schenfälle machen deutlich, dass im 
Dreiländereck Serbien, Mazedonien und 
Kosovo das Bewusstsein einer Grenze 
schwach ausgeprägt ist. Die Bewohner 
der albanischen Dörfer in Südserbien 
und in der Gegend von Kumanovo auf ma- 
zedonischer Seite fühlen sich seit jeher 
demselben kulturellen, historischen und 
wirtschaftlichen Raum zugehörig. 

Der Grenzverlauf zwischen Serbien und 
Mazedonien wurde erst im Februar 2001 
von den Parlamenten in Skopje und Bel- 
grad formell festgelegt, was klar zu Las- 
ten der albanischen Bevölkerung ging, 
die bei dieser Entscheidung nicht mitzu- 
reden hatte. Diese Missachtung diente 
dann als Vorwand zur Gründung von zwei 
albanischen Guerillabewegungen: der 
»Nationalen Befreiungsarmee« (UCKM) 
in Mazedonien und der »Befreiungsar- 
mee von Presevo, Medvedja und Bujano- 
va« (UCPMB) im Presevo-Tal, das von den 
Albanern auch als Ostkosovo bezeichnet 
wird. 

Tatsächlich waren diese Gründungen 
jedoch Teil einer umfassenden Strategie, 



mit der die albanischen Nationalisten 
eine schnelle Entscheidung über den Sta- 
tus des Kosovo erzwingen wollten. Ihnen 
war inzwischen klar geworden, dass die 
»internationale Gemeinschaft« sich nicht 
mit dem Gedanken an eine Unabhängig- 
keit der Provinz anfreunden mochte, die 




Die rote Linie umgrenzt das heutige Kosovo. 



seit Juni 1999 dem Protektorat der Ver- 
einten Nationen unterstand. Die Natio- 
nalisten hofften, neue Spannungsherde 
könnten die »albanische Frage« - im Sin- 
ne eines die bestehenden Grenzen über- 
schreitenden Großalbanien - auf die Ta- 
gesordnung setzen. 
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starke Präsenz von aus Griechenland 
✓"■n stammenden (Slawo-)Mazedoniern, 
die nach dem griechischen Bürger- 
krieg (1945-1948) ins Land kamen 



Der Nachbar im Süden - Mazedonien und seine Ethnien 4 



Doch Nato, UNO und EU stellten sich 
bei der Suche nach eine Lösung für die 
Krise im Presevo-Tal hinter Belgrad. Mit 
dem im Mai 2001 geschlossenen Konculj- 
Abkommen wurde die Auflösung der 
UCPMB erreicht. Als Gegenleistung er- 
hielt die albanische Bevölkerung eine 
bessere lokale Integration. Im August 
2001 folgte das Rahmenabkommen von 
Ohrid, das die albanische Guerilla in Ma- 
zedonien in einem Moment neutralisier- 
te, da das Land im Bürgerkrieg zu versin- 
ken drohte. Das Ohrid-Abkommen sah 
eine Verfassung vor, die allen in Mazedo- 
nien lebenden Volksgruppen (Mazedo- 
niern, Albanern, Türken, Roma, Serben) 
die gleichen Rechte verleiht und das Land 
weitgehend dezentralisiert, was vor allem 
den albanisch besiedelten Gebieten im 
Westen zugute kommt. 

Die konkrete Umsetzung beider Abkom- 
men kommt jedoch nur schleppend vor- 
an. Das hängt auch damit zusammen, 
dass der endgültige Status des Kosovo 
noch immer nicht feststeht und die wirt- 
schaftliche Misere die Menschen unzu- 
frieden macht. Immerhin hat es aber seit 
2001 keine Guerillagruppe mehr ge- 
schafft, in der Region neue Unruhe zu 
schüren. 

Zwar traten verschiedene bewaffnete 
Gruppen in Erscheinung, etwa die »Alba- 
nische Nationalarmee« (AKSH), die im 
Grunde nur aus jungen Leuten bestand, 
die im Kosovokrieg gekämpft hatten und 
seitdem ohne Beschäftigung waren. Die- 
se »Feierabendkrieger für ein Großalba- 
nien« sind stark mit kriminellen Aktivitä- 
ten beschäftigt. So ist das Presevo-Tal seit 
Jahrzehnten eine der wichtigsten Statio- 
nen auf der »türkischen Route«, über die 
Heroin nach Westeuropa gelangt. 

Entscheidend wird jedoch sein, was im 
Kosovo selbst geschieht. Die Albanerpar- 




teien rücken die Unabhängigkeit ins Zen- 
trum ihrer politischen Forderungen, wo- 
bei sie jede Veränderung der Grenzver- 
laufs ausschließen. Diese Haltung resul- 
tiert aus strategischen Erwägungen: Die 
Albaner wollen auch in einem unabhän- 
gigen Kosovo die Kontrolle über die über- 
wiegend von Serben bewohnten Regio- 
nen - vor allem um Mitrovica im Norden 

- behalten. Doch wer gegen eine Auftei- 
lung des Kosovo ist, muss logischerweise 
an allen bestehenden Grenzen festhalten 

- was wiederum den Albanern des Prese- 
vo-Tals überhaupt nicht gefällt, die den 
»Anschluss« an das Kosovo wollen. 

Eine vorgezogene Entscheidung über 
den endgültigen Status des Kosovo, die 
schon vor Ende 2006 fallen könnte, stellt 
die Region vor eine gefährliche Alternati- 
ve. Wird die Unabhängigkeit verweigert 
oder aufgeschoben, würde nicht nur die 



albanische Bevölkerungsmehrheit mit 
Empörung reagieren, es könnte auch zu 
neuen Unruhen im Presevo-Tal, in Maze- 
donien und sogar in Montenegro kom- 
men. Umgekehrt könnte ein unabhängi- 
ges Kosovo eine solche Anziehungskraft 
auf die albanische Bevölkerung der um- 
liegenden Länder ausüben, dass womög- 
lich Mazedonien auseinander gerissen 
würde. Dies würde mehrere Grenzen in 
der Region wieder infrage stellen. 

WWW 

United Nations Interim Administration Mission 
in Kosovo 

• www.unmikonline.org 

aus albanischer Sicht (mit Links) 

•www.alb-net.com 

fundierte Informationen vom Institute 
for War and Peace Reporting 

•www.iwpr.net 

Albanian-Serb Information Exchange Forum 

• www.kosovakosovo.com 



Die albanische Frage im 19. und 20. Jahrhundert 4 
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Zypern: Die EU erbt einen Krisenherd 



Das Zypernproblem steht 
seit fünfzig Jahren auf der inter- 
nationalen Tagesordnung, doch ein 
Kompromiss zwischen griechischer 
und türkischer Volksgruppe ist nicht 
in Sicht. Die Hoffnung der EU, dass 
die Aufnahme der geteilten Republik 
eine Wiedervereinigung fördern 
könnte, hat sich nicht erfüllt. 
Vielmehr schafft der Zypernkonflikt 
der Union erhebliche Probleme, 
auch im Verhältnis zum Beitritts- 
kandidaten Türkei. 



Das Zypernproblem ist eine Hinter- 
lassenschaft der Kolonialgeschichte, 
doch seine Schärfe und Dauer ist eine Fol- 
ge der konkurrierenden Aspirationen der 
griechischen und der türkischen Volks- 
gruppe und ihrer »Mutterländer«. Das ur- 
sprüngliche Ziel der griechischen Mehr- 



heit (80 Prozent der Bevölkerung) war die 
Vereinigung mit Griechenland (Enosis), 
das der türkischen Minderheit (18 Pro- 
zent der Bevölkerung) die Teilung (Tak- 
sim) und ein separater Staat. Beide natio- 
nalistischen Konzepte schienen i960 
durch die Gründung der Republik Zypern 
neutralisiert. 

Doch die Führer beider Volksgruppen 
verfolgten ihre Maximalziele weiter, 
wenngleich mit unterschiedlichem Er- 
folg. 1963 provozierte die griechische 
Führung einen Bürgerkrieg, der Enosis 
herbeiführen sollte, tatsächlich aber die 
Entflechtung beider Volksgruppen in 
Gang setzte, die bis dahin als gute Nach- 
barn gelebt hatten. Die Mehrheit der tür- 
kischen Zyprioten zog sich in Enklaven 
zurück, die ihre Führer auf Zypern und in 
Ankara als Keimform eines Separatstaats 
sahen (siehe Karte rechts: 1970). 

Das türkische Maximalziel erfüllte sich 
1974 mit dem Putsch der Athener Obris- 
ten gegen die Regierung Makarios. Der 
bot Ankara die Chance zu einer Invasion, 
deren Resultate den Zypernkonflikt bis 



heute bestimmen: dauerhafte Okkupati- 
on von 36 Prozent des Territoriums; 
Flucht von 160.000 griechischen Zyprio- 
ten nach Süden; Entstehung zweier »eth- 
nisch bereinigter« Zonen: eines türkisch 
besiedelten Nordens und eines grie- 
chisch besiedelten Südens. 

Obwohl der Süden völkerrechtlich ganz 
Zypern repräsentiert, ist der Norden bis 
heute faktisch ein türkisches Protektorat, 
das als Staat nur von Ankara anerkannt 
wird. Seit 1975 bemühten sich die Verein- 
ten Nationen vergebens, die Teilung wie 
auch die völkerrechtliche Anomalie zu 
überwinden. Die Erfolgschancen besser- 
ten sich erst, als die EU gleich doppelt in 
die Zypern-Frage involviert wurde: mit 
der Aufnahme der Republik Zypern zum 
1. Mai 2004 und mit der Beitrittsperspek- 
tive für die Türkei, ermöglicht durch die 
Reformpolitik der Regierung Erdogan. 

Als begünstigende Faktoren kamen hin- 
zu: die positive Haltung der Athener Re- 
gierung, die Rebellion der türkischen Zy- 
prioten gegen die Politik ihres Präsiden- 
ten Denktasch, der eine Lösung wie auch 
die EU-Perspektive blockiert hatte, und 
die konfliktfreie Begegnung beider Volks- 
gruppen nach Öffnung der »grünen Li- 
nie« im Frühjahr 2003. Diese Konstellati- 
on ermutigte den UN-Generalsekretär im 
November 2003 zu einer neuen Initiative. 
Doch der Annan-Plan, der ein wiederver- 
einigtes Zypern in Form einer »bizonalen 
Föderation« unter dem Dach der EU vor- 
sah, wurde von den griechischen Zyprio- 
ten mit großer Mehrheit abgelehnt, nach- 
dem ihr Präsident den Plan als »selbstzer- 
störerisch« bezeichnet hatte. 

Die Fronten haben sich seit dem Refe- 
rendum vom April 2004 noch verhärtet. 
Im Süden haben die Kräfte Oberwasser, 
die ihr politisches Kapital in die Teilung 
investieren. Die Politik der Regierung Pa- 
padopoulos zielt faktisch auf die indivi- 
duelle Reintegration der türkischen Zy- 
prioten in die griechisch dominierte Re- 
publik statt auf eine Föderation zweier 
gleichberechtigter Partner. Im Norden 
wiederum ist die vereinigungswillige Re- 
gierung Talat heute von der Regierung Er- 
dogan ebenso abhängig wie vormals das 
Denktasch-Regime von der türkischen 
Armee. Und dass die Polizei noch immer 
dem Oberbefehlshaber der türkischen 
Besatzungstruppen untersteht, zeigt, 
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dass weder Erdogan noch Talat die Inte- 
ressen der türkischen Armee in Zypern 
anzutasten wagen. 

Die Teilung wird auch durch die ökono- 
mischen Entwicklungen zementiert. Der 
Süden, dessen lebenswichtiger Touris- 
mus in der Krise steckt, hat kein Interes- 
se, den Tourismus des Nordens aufzuwer- 
ten. In anderen Branchen gibt es massi- 
ven Widerstand gegen die Öffnung für 
billige Produkte des türkischen Sektors, 
die von EU-Seite befürwortet wird. Im 
Norden lebt die Konjunktur von einem 
Bauboom in Form touristischer Projekte, 
die großenteils auf griechischem Grund- 
besitz entstehen. Das aber ist ein massi- 
ves Hindernis für eine politische Lösung, 
die maßgeblich von einer Regelung der 
Eigentumsansprüche abhängt, wobei die 
zypriotischen »Alteigentümer« ihre An- 
sprüche auf Entscheidungen der höchs- 
ten EU-Gerichte stützen können. 

Die EU selbst hat keinen großen Ein- 
fluss auf die Entwicklung der Dinge. Da 
die Regierung Papadopoulous dem Klub 
angehört, kann sie missliebige Initiati- 
ven der EU-Kommission zugunsten der 
türkischen Zyprioten jederzeit blockie- 
ren. Das gilt auch für das Verhältnis zwi- 
schen der Türkei und der EU, die z. B. die 
Öffnung türkischer Häfen für zyprioti- 
sche Schiffe fordert. Damit hängt die Zy- 
pernfrage wie ein Damoklesschwert über 
den Beitrittsverhandlungen Ankaras. Wo- 
bei die EU-skeptischen politischen Kräfte 
in Ankara wie auch die Türkei-skepti- 



schen Kreise innerhalb der Union diese 
Frage instrumentalisieren können, um 
die europäische Perspektive der Türkei 
zu torpedieren. Sollten diese Kräfte die 
Oberhand behalten, wäre die Teilung 
Zyperns endgültig. 



WWW 



aktuelle Nachrichten auf Englisch 

• www.cyprus-mail/com/news 
Deutsch-Zypriotischen Forum (mit Links) 

• www.dzforum.de/0401.php 
British High Commision in Cyprus 

•www.britain.org.cy 



Eine besetzte Insel <4 



Türkische Republik Nordzypern (TRNZ) 
(nur von der Türkei anerkannt) 
Fläche : 3.423 km 2 

Einwohnerzahl: 200.000 (davon etwa 88.000 türkische Zyprioten, 
110.000 türkische Einwanderer, 600 griechische Zyprioten) 
Armee : 36.000 Soldaten der III. türkischen Armee, 
5000 türkisch-zypriotische Soldaten und 26.000 Reservisten 
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□ britische Militärbasis 
(nicht zur EU gehörig) 
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Republik Zypern ohne besetzte Gebiete 

Fläche: 5.828 km2 

Einwohnerzahl : 703.000 (davon etwa 

500 türkische Zyprioten und 60.000 Ausländer) 

Armee : 10.000 Soldaten der griechisch-zypriotischen 
Nationalgarde und 60.000 Reservisten; 
1.300 Soldaten der griechischen Streitkräfte 
für Zypern (Eldyk) 
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Enttäuschte Hoffnungen im Maghreb 



Nordamerika 



Bis zu den Anschlägen vom 
11 . September 2001 zählten die 
Maghrebländer Marokko, Algerien, 
Tunesien und Libyen international 
eher zu den Nebenschau- 
plätzen des Nahostkonflikts. 
Der anschließende Krieg gegen 
den Terrorismus ermöglichte es 
denMachthabern der Region, 
an ihren autoritären Herrschafts- 
formen festzuhalten. 



SÜDAMERIKA 




Japan 
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Im Jahr 1999, als in Algerien Abdelaziz 
Bouteflika zum Staatspräsidenten ge- 
wähltwurde und in Marokko König Moha- 
med VI. den Thron bestieg, keimte in den 
Maghrebländern die Hoffnung auf Verän- 
derungen, obgleich das Regime in Tune- 
sien völlig verknöchert schien und Libyen 
noch im politischen Abseits stand. 



► Bürgerkrieg und Wirtschaft in Algerien 



Doch in der Folge hielten die neuen 
Machthaber in Algerien und Marokko 
nicht, was sich ihre Partner im Norden und 
Westen und viele Menschen im Maghreb 
(vor allem die Jugend und die Frauen) von 
ihnen versprochen hatten, sondern mach- 
ten im alten Trott weiter. Dabei kam ihnen 
zugute, dass sie nach dem 11. September 



2001 ihr rabiates Vorgehen gegen die Isla- 
misten als eine Variante der Terrorismus- 
bekämpfung legitimieren konnten. 

So versuchte die politisch-militärische 
Führung in Algerien, den Bürgerkrieg 
(mit mehr als 1 50.000 Toten und fast 7000 
»Verschwundenen«) zum Bestandteil ei- 
nes internationalen Kampfs zu erklären, 
unter dem Algerien besonders früh zu lei- 
den gehabt habe. Nach der neuen Lesart 
ging dieser Konflikt nicht etwa auf den 
Abbruch der Parlamentswahlen vom Ja- 
nuar 1992 zurück, sondern war ein Werk 
des internationalen Terrorismus. Alge- 
rien gab sich als leidgeprüftes Opfer und 
bot Washington einen »Erfahrungsaus- 
tausch« an - vor allem in Form von Infor- 
mationen über flüchtige Terrorverdächti- 
ge. Die Rechnung ging auf: Das Regime 
konnte seine Beziehungen zu vielen Staa- 
ten und internationalen Organisationen 
normalisieren. So unterschrieb Algerien 
ein Partnerschaftsabkommen mit der Eu- 
ropäischen Union (EU) und begann Ver- 
handlungen über den Beitritt zur Welt- 
handelsorganisation (WTO), Präsident 
Bouteflika durfte an den G8-Gipfeltreffen 
teilnehmen, der Handelsaustausch mit 
den USA nahm zu, die Streitkräfte veran- 
stalteten im Mittelmeer gemeinsame Ma- 
növer mit der Nato. 

Angesichts der neuen Situation intensi- 
vierten auch Rabat und Washington ihre 
Zusammenarbeit. 2005 erhielt Marokko 
57 Millionen US-Dollar an Hilfsgeldern 
aus den USA - 37 Millionen mehr als im 
Vorjahr. Im Juni 2004 hatten beide Län- 
der ein Freihandelsabkommen unter- 
zeichnet, das schrittweise 95 Prozent der 



Todesopfer bei 
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(Jan. 1994 bis Sep. 2002' 



i: Nach Zahlen von Algeria Watch 
und Angaben aus der algerischen 
und internationalen Presse 
(sicher nicht vollständig, genauere 
Angaben sind aber nicht verfügbar). 
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Sudan 



»Mauer«, die die marokkanische Regierung in der Westsahara 
gegen die Befreiungsbewegung Polisario hat errichten lassen 



Konflikte und Spannungen in Nordafrika A 



Zölle auf Industrie- und Konsumgüter ab- 
bauen soll. Zugleich erklärte US-Präsi- 
dent Bush Marokko zu einem »wichtigen 
Verbündeten außerhalb der Nato«. 

Auch Tunesien und Libyen wirkten im 
Krieg gegen den Terrorismus mit. Das 
gab Tripolis die Chance, das Image des 
»Schurkenstaats« los zu werden und sich 
auf der internationalen Bühne zurück- 
melden. Nachdem Staatschef Muammar 
al-Gaddafi auf die Entwicklung von Mas- 
senvernichtungswaffen verzichtet und 
der UN-Sicherheitsrat die 1992 verhäng- 
ten Sanktionen gegen Libyen aufgehoben 
hatte, konnte das Land auch seine Bezie- 
hungen zur EU verbessern. 

In Washington geht man davon aus, 
dass die innere Sicherheit der USA von 
der Demokratisierung in der arabischen 
Welt abhängt, während die EU den Zu- 
sammenhang zwischen der Entwicklung 
der Länder des Südens und der Stabilität 
im Mittelmeerraum betont. Die interna- 
tionale Rückendeckung, die sie mit ihrer 
Kooperationsbereitschaft im Kampf ge- 
gen den Terrorismus gewannen, konnten 
die Regime im Maghreb nutzen, um über- 
wunden geglaubte Formen autoritärer 



Herrschaft neu zu festigen. In Algerien 
baut die Partei des Präsidenten, obwohl 
der Bürgerkrieg offiziell als beendet gilt, 
auf ihre Macht als Einheitspartei, wobei 
dieses System mehr denn je auf Günst- 
lingswirtschaft und Korruption beruht. 

Nach den Anschlägen vom 16. Mai 2003 
in Casablanca, die 43 Todesopfer forder- 
ten, ermittelten die marokkanischen Be- 
hörden vor allem gegen eine kleine radi- 
kale Gruppe wahhabitischer Islamisten. 
Ein neues Antiterrorgesetz hat inzwi- 
schen die Befugnisse der Sicherheitskräf- 
te erheblich ausgeweitet. Bestimmte Din- 
ge dürfen nicht in Frage gestellt werden 
(Islam, Monarchie, die territoriale Inte- 
grität unter Einschluss der Westsahara) - 
Veränderungen darf es nur innerhalb des 
bestehenden Systems und nur mit dem 
Segen des Königshauses geben. Immer- 
hin hat eine Wahrheitskommission (IER) 
viele der Verbrechen aufgedeckt, die un- 
ter der Herrschaft König Hassan II. von 
staatlichen Organen begangen wurden. 

Libyens Staatschef arbeitet am neuen 
internationalen Image seines Landes, 
aber innenpolitisch ist von dieser Politik 
der Öffnung nichts zu spüren. Jede Art 



von Opposition wird noch immer gna- 
denlos unterdrückt. Das gilt ebenso für 
Tunesien. 

Insgesamt sieht es so aus, als gebe es ei- 
nen Zusammenhang zwischen den Loya- 
litätsbekundungen der Maghreb-Regime 
im Krieg gegen den Terrorismus und den 
zurückhaltenden Reformforderungen 
des Westens, die offenbar die Macht ihrer 
neu gewonnenen Verbündeten nicht ge- 
fährden wollen. Dieses Zusammenspiel 
dürfte den Menschen in der Region wie 
ein Täuschungsmanöver vorkommen, 
das darauf zielt, die Frage nach der Legi- 
timität der Machthaber gar nicht auf- 
kommen zu lassen. 



WWW 

Institut für zeitgenössische Maghreb-Studien 

www.irmcmaghreb.org/ 

Archiv der Zeitschrift Monde arabe Maghreb- 
Machrek 

www.ladocumentationfrancaise.fr/revues/mm/index.sh 
tml 

Umweltorganisation Enda Maghreb 

www.enda.org.ma 
Algeria Watch 
www.algeria-watch.org 
Maghreb des droits de Thomme 

www.maghreb-ddh.org 
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Westafrika: Putschisten, 
Warlords, Demokraten 



Die ölreiche Großregion ist 
zugleich die neue »Wetterzone« 
des afrikanischen Kontinents. 
Trotz vieler Konflikte ist die 
w est- afrikanische Wirtschafts- 
gemeinschaft Ecowas zu einem 
wirksamen Krisenmanagement 
noch nicht imstande. Und die 
Interventionen des Westens gelten 
nicht nur dem Wohl der Menschen, 
sondern auch der Sicherung 
der Rohstoffvorkommen. 



W r estafrika hat eine lange politische 
Tradition aus vorkolonialen Zeiten, 
als es bereits die Königreiche der Mossi 
und der Aschanti oder die Königreiche 
Mali, Songhai und Benin gab. 
Später stellte das koloniale »Französisch- 
Westafrika« dem französischen Mutter- 
land - während der beiden Weltkriege 
und in späteren Kolonialkriegen - dessen 
wichtigsten afrikanischen Truppen, die 
senegalesischen Schützenbataillone (ti- 
railleurs senegalais). Auch das britische 
Kolonialreich hatte seine westafrikani- 
schen »Juwelen«, zum Beispiel Nigeria, 
das mit 140 Millionen Menschen heute 



das bevölkerungsreichste und zugleich 
das ölreichste Land des Kontinents ist. 
Doch dieser Reichtum hat die Korruption 
gewaltig angeheizt. Er fördert zudem auch 
die separatistischen Bestrebungen der 
Völker im Nigerdelta, wo die Menschen 
die Umweltbelastungen der Ölförderung, 
aber nichts vom Geldsegen abbekom- 
men. Im Norden der Großregion verläuft 
auch die Grenze zwischen dem »weißen« 
Nordafrika und »Schwarzafrika«, die in Ni- 
geria und Elfenbeinküste zugleich eine 
ethnisch-religiöse Bruchlinie darstellt. 

Die Wirtschaftsgemeinschaft westafri- 
kanischer Staaten (Economic Community 
of West African States, Ecowas) ist die äl- 
teste regionale Organisation des Konti- 
nents. Ihre fünfzehn Mitgliedstaaten, zu 
denen ehemalige englische und französi- 
sche Kolonien gehören, versuchten eine 
Freihandelszone zu etablieren. Doch auf- 
grund der vielen Konflikte (Sierra Leone, 
Liberia, Elfenbeinküste) betätigt sich die 
Ecowas heute vor allem als »regionaler 
Gendarm«. Ihr bewaffneter Arm, die von 
der nigerianischen Armee dominierte 
Ecomog (Ecowas Monitoring Group), hat 
als provisorische Eingreiftruppe den UN- 
Blauhelmeinsätzen in Liberia (Unmil), 
Sierra Leone (Unamsil) und in der Elfen- 
beinküste den Weg bereitet. 

In diesen von mörderischen Bürgerkrie- 
gen heimgesuchten Staaten bemüht man 



sich mit so genannten DDR-Programmen 
(disarmement, demobilisation, reintegra- 
tion) um die Entwaffnung, Demobilisie- 
rung und soziale Wiedereingliederung 
von zehntausenden ehemaligen Kämp- 
fern und insbesondere der Kindersolda- 
ten. Damit sollen die Voraussetzungen für 
eine Rückkehr zur Normalität und für de- 
mokratische Wahlen geschaffen werden. 
Zudem setzte die »internationale Gemein- 
schaft« eine neue Regelung für den Dia- 
mantenhandel durch, um den Schmuggel 
mit »Kriegsdiamanten« zu unterbinden, 
mit dem sich die Milizen in Sierra Leone 
und Liberia finanzierten. Schließlich wur- 
de auch Charles Taylor, der ehemalige 
Präsident Liberias, von seinem Zufluchts- 
land Nigeria an das UN-Sondertribunal 
für Sierra Leone in Den Haag ausgeliefert. 

In Westafrika lebten 2004 rund 290 Mil- 
lionen Menschen, bis 2025 wird diese 
Zahl auf 430 Millionen steigen. Die ge- 
sundheitliche Lage in der Region hat sich 
trotz Aids und des Wiederauflebens der 
Malaria gebessert. Heute sind 45 Prozent 
der Bevölkerung junge Leute unter 15 Jah- 
ren, von denen viele in den städtischen 
Ballungszonen leben. Diese Jugend führt 
ein Leben zwischen Traum und täglicher 
Selbstbehauptung, weshalb »Warlords«, 
machtgierige Politiker und religiöse 
Heilsverkünder willige Anhänger finden. 
Für viele ist die letzte Hoffnung die Emi- 
gration - konkret der Versuch, irgendwie 
nach Europa zu gelangen 

In der Währungszone des CFA-Franc 
(dem ehemaligen Franc der französi- 
schen Kolonien) wächst das Bruttonatio- 
naleinkommen (BNE) nicht mehr schnell 
genug, um die demografische Explosion 
aufzufangen. In die Länder der Sahelzone 
kehrte 2005 nach fünfzehn Jahren ohne 
Hunger wieder die Angst zurück. Die Ursa- 
chen waren unzureichende Regenfälle 
und schlechte Ernten, die um 50 Prozent 
gesunkenen Baumwollexportpreise sowie 
die immer wiederkehrenden Heuschre- 
ckenschwärme. Die Binnenstaaten litten 
außerdem unter der politischen Krise, die 
1999 in der Elfenbeinküste ausgebrochen 
war. Dieses ehemalige »Musterland« er- 
brachte früher innerhalb der Ecowas ein 
Fünftel der gesamten Wirtschaftsleis- 



► Index der menschlichen Entwicklung: die Region im Vergleich 

Weltdurchschnitt : 0,74 
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Guinea-Bissau, Tschad, Mali, Burkina Faso, Sierra Leone, Niger 
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Der Human Development Index (HID, siehe Seite 45) misst den Stand der menschlichen Entwicklung der einzelnen 
Länder anhand von drei Größen: der durchschnittlichen Lebenserwartung, der Alphabetisierungsquote 
(bzw. Einschulungsquote) und dem kaufkraftgewichteten Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner . 
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ausländische Militärpräsenz 
| | französisch B US-amerikanisch 
U geplanter Militärstützpunkt der USA 
[W] UN-Friedenstruppen 

Kriege und innere Unruhen 

-bewaffnete Konflikte 1990-2000 

gewaltsame politische oder 
• ethnische Auseinandersetzungen 

I 1 Operationsgebiet der algerischen islamistischen GSPC 

1 1 (Salafistische Gruppe für Predigt und Kampf) 

|sN^| »Vertrauenszone« in der Elfenbeinküste 

I I Gebiet mit hohem Anteil von Flüchtlingen und Binnenvertriebenen 
£ größere Bevölkerungsbewegungen (Exil und Repatriierung) 

1 Die »Forces Nouvelles« (neuen Kräfte) sind die Truppen der Opposition im Norden des Landes. 

2 Die »Forces armees nationales de Cöte d'lvoire« (FANCI) sind die Truppen der Regierung. 

3 Die UN-Friedenstruppe (Minusil) ist im Januar 2006 
abgezogen, in Freetown blieb ein Büro. 
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Innere Konflikte und äußere Einflüsse < 



tung, 2005 war dieser Anteil auf ein Zehn- 
tel gesunken. 

Auf politischer Ebene sieht es nicht bes- 
ser aus: Umstrittene Präsidenten kleben 
an ihren Posten wie in Guinea; die Militärs 
zeigen Putschgelüste wie in Guinea-Bis- 
sau, wo sich die Armee seit der Unabhän- 
gigkeit ständig in die Politik einmischt. 
Und in Togo hat sich der Sohn des verstor- 
benen Präsidenten als Nachfolger instal- 
liert. Dennoch gibt es noch einige Oasen 
der Demokratie wie etwa Benin und Sene- 
gal. Und im anglophonen Westafrika bie- 
tet Ghana das Beispiel eines friedlichen 
Machtwechsels. 

Die 1994 erfolgte Abwertung des CFA- 
Franc, der Bankrott der multinationalen 



Air Afrique und die faktische Zweiteilung 
der Elfenbeinküste dokumentieren den 
Niedergang einer Region, die Frankreich 
früher als seine westafrikanische Domäne 
betrachtet hat. Dass der einstige »Pate« 
ständig an Einfluss verliert, wird seit eini- 
gen Jahren von den Vereinigten Staaten 
ausgenutzt, die in Westafrika auffällige 
militärische Aktivitäten entfalten (vor al- 
lem in Mali, in Senegal und in der Inselre- 
publik Säo Tome und Principe). Diese lau- 
fen zwar unter dem Deckmantel des 
Kampfes gegen den internationalen Ter- 
rorismus in der Sahelzone, sollen tatsäch- 
lich aber die reichen Ölvorkommen im 
Golf von Guinea und andere Rohstoffe 
sichern helfen. 



WWW 

tägliche Übersicht über Afrika-Beiträge (deutsch) 

• www.net-news-global.de/index. php?cat=58 deutsch 
West Af rica Review 

• www.westafricareview.com 
Medienanalysen, beim Institut Panos Afrique de 
l'Ouest 

•www.panos-ao.org 

Afrikastudien der Columbia University (mit Links) 

•www.columbia.edu/cu/lweb/indiv/africa/cuvl/ 
West.html 

englische Website der Westafrikanischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 

•www.ecowas.int 

West African Network for Peace Building 

•www.wanep.org 
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Das Afrika der Großen Seen: 
nach dem Genozid 



Politische Gewalt und ethnisch 
motivierter Hass haben in der 
zentralafrikanischen Region der 
Großen Seen besonders viele Opfer 
gefordert. Das Resultat von 
fünfzehn fahren Barbarei sind 
fast 5 Millionen Tote im Kongo, 
in Ruanda und Burundi. Weiterhin 
finanzieren sich die Milizen durch 
die in den Industrieländern 
begehrten Bodenschätze. 
Die Demokratisierung macht 
nur langsam Fortschritte. 



Die iggoer-Jahre waren im ostafrika- 
nischen Seengebiet von schreckli- 
chen Bildern geprägt. Die Plünderungen 
und Zerstörungen, die Ausbreitung be- 
waffneter Gruppen, der fortschreitende 
Verfall der Staaten schienen kein Ende zu 
nehmen. Doch jetzt ist ein Wendepunkt 
erreicht. Die Großmächte wollen nicht 
mehr zulassen, dass die Region zum Hin- 
terland für terroristische Gruppen und 
Schmuggelringe wird, und übernehmen 
die Stabilisierungsbemühungen selbst. 
Die UNO engagiert sich in Burundi und in 
der Demokratischen Republik Kongo (DR 
Kongo, früher Zaire), und die EU finan- 
ziert Wahlen und Entwicklungsprogram- 
me. Auch Südafrika, das seine regionale 
Führungsrolle behaupten und für seine 
Bergbauindustrie neue Auslandsmärkte 
erschließen will, hat sich ganz bewusst in 
die Friedensverhandlungen in Burundi 
und der DR Kongo eingeschaltet. 



Ruanda, das 1994 nach dem Völker- 
mord am Boden lag, hat sich rasch wieder 
gefangen. Statt auf Hilfsaktionen ange- 
wiesen zu sein, setzt man heute auf Ent- 
wicklungsprogramme. Das früher zum 
französischen Einflussgebiet gehörende 
Land wird neuerdings stark von den Ame- 
rikanern und Briten unterstützt. Es hat 
sich eine neue Verfassung gegeben, in der 
jeglicher »Divisionismus«, also jeder Be- 
zug auf ethnische Kriterien abgeschafft 
ist. 2004 wurde Paul Kagame mit 95 Pro- 
zent der Stimmen zum Präsidenten ge- 
wählt. Obwohl es formell ein Mehrpartei- 
ensystem gibt, regiert die Ruandische Pa- 
triotische Front (FPR) das Land mit eiser- 
ner Hand. So konnte Ruanda zwar eine 
politische Stabilisierung und ein zügiges 
Wirtschaftswachstum erreichen, aber zu- 
gleich mischt sich das Land permanent in 
die Politik der DR Kongo ein und beteiligt 
sich am hemmungslosen Raub der im 



► Migration und Ökologie 



^ Hauptflüchtlingsströme ■ Büro des UN HCR 

IUI 1994 verminte Grenze ^ Flüchtlingslager 

starker Zustrom von Flüchtlingen 

I Bevölkerungsdichte von mehr als 200 Einwohner pro km : 

geschützte Zonen (Nationalparks und Reservate) 

^ Sumpfgebiet ] illegale Waldrodung 

( , aufgrund exzessiver Wasserentnahme (land- 

! J wirtschaftliche Bewässerung, Stromerzeugung) 

von Trockenheit bedrohte Gebiete 



Der Faktor Gold 




wichtigste Goldminen 

Konzessionen für Goldgewinnung 

Hauptrouten des Goldhandels 

Stationierung von UN-Truppen 
(Monuc, seit 1. Nov. 2005) 
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Ostteil des Nachbarlandes lagernden Bo- 
denschätze (Gold, Zinn, Tantal). 

Wie die Regierung in Ruanda verweist 
auch die in Uganda auf Rebellengruppen, 
die angeblich aus dem Kongo heraus ope- 
rieren, um für sich ein Recht auf Einmi- 
schung in die Politik des Nachbarlandes 
zu reklamieren. Unter diesem Vorwand 
setzt Uganda seine Waffenlieferungen an 
Milizen auf kongolesischem Boden fort, 
damit es weiter die Bodenschätze, wie 
etwa das Gold der Provinz Ituri, ausbeu- 
ten kann. 

Auch in Burundi liegt eine Verflechtung 
der Konflikte vor, weil die Hutu-Rebellen 
von der DR Kongo aus das Territorium 
von Burundi angriffen. Diese Hutu aus 
Burundi hatten sich den Hutu ange- 
schlossen, die aus Ruanda geflüchtet wa- 
ren, wo viele von ihnen an dem Genozid 
mitgewirkt hatten. In Verhandlungen un- 
ter der Schirmherrschaft Nelson Mande- 
las und danach Thabo Mbekis wurde Bu- 
rundi gezwungen, eine Machtverteilung 
zwischen Hutu und Tutsi auszuhandeln. 
Die beinhaltet sogar die Gründung einer 
gemischten Armee, in der auch Kämpfer 
der ehemaligen Rebellengruppen die- 
nen. Dank der Anwesenheit einer UN- 
Friedenstruppe konnten dann im Som- 



mer 2005 die Kommunal- und Parla- 
mentswahlen ungestört über die Bühne 
gehen. Die meisten Sitze errangen dabei 
die Forces pour defence de la democratie 
(Kräfte für die Verteidigung der Demokra- 
tie), also die Bewegung, die 1993 nach der 
Ermordung von Präsident Melchior Nda- 
daye, eines Hutu, durch Tutsi-Militärs 
den bewaffneten Kampf aufgenommen 
hatte. 

In der DR Kongo, wo die 2003 offen ge- 
bliebene Machtfrage 2006 durch Wahlen 
geklärt werden soll, stellen sich schier 
unlösbare Aufgaben: Die im Lande statio- 
nierte 15.500 Mann starke Blauhelmtrup- 
pe (Monuc) ist mit einem Budget von über 
einer Milliarde Dollar die teuerste UN- 
Mission überhaupt. Die Organisation von 
Wahlen in einem Land, das so groß wie 
Westeuropa ist und über kein nennens- 
wertes Verkehrs- und Kommunikations- 
netz verfügt, ist ein logistischer Alb- 
traum. Gleichwohl gibt es den konkreten 
Willen, dem kongolesischen Staat einen 
Neubeginn zu ermöglichen, der im Übri- 
gen von allen Westmächten mitgetragen 
wird. Die Schreckensbilanz einer langen 
Reihe von Krisen und Kriegen hat die in- 
ternationale Öffentlichkeit aufgerüttelt. 
Aber die westlichen Regierungen wün- 



schen sich, auch angesichts der absehba- 
ren Konkurrenz Indiens und vor allem 
Chinas, stabile politische Rahmenbedin- 
gungen für eine rationelle Ausbeutung 
der erheblichen Bodenschätze, bei der sie 
freilich mit der Konkurrenz Südafrikas 
rechnen müssen. 

Die Stabilisierung des Kongo setzt aller- 
dings die Befriedung der Ostprovinzen 
voraus. Doch dort stehen weiterhin Re- 
bellengruppen, die von den Nachbarlän- 
dern Ruanda und Uganda bewaffnet wer- 
den. Diese Gruppen können die Wahlen 
jederzeit behindern. 



WWW 

Ausführliche Berichte auf deutsch 

• www.kongo-kinshasa.de 
Ökumenisches Netz Zentralafrika 

•oenz.de 

International Documentation Network 
on the Great African Lakes Region 

• www.grandslacs.net/home.html 

Great Lakes Center for Strategie Studies 

•www.glcss.org 

Beiträge zum Kongo der AG Friedensforschung 
der Uni Kassel 

•www.uni-kassel.de/fb5/frieden/regionen/Kongo 
Observatoire de l'Afrique centrale 

•www.obsac.com 
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Ostafrika - von Darfur 
bis Somalia 



Der grausam eskalierte ethnische 
Konflikt im Westen des Sudan 
ist ohne internationale Vermittler 
nicht einzudämmen. Im Süden 
des Landes scheint hingegen eine 
innersudanesische Friedenslösung 
gefunden worden zu sein. Die 
Konflikte am Horn von Afrika 
sind von außen kaum zu beein- 
flussen. 



Der Krieg in Darfur begann mit der Be- 
waffnung irregulärer »Arabermili- 
zen«, die von der sudanesischen Regie- 
rung in Khartoum gegen aufständische 
schwarzafrikanische Bauernstämme 
(Für, Masalit, Zaghawa) im Westen des 
Landes mobilisiert wurden. Die Milizen 
betrieben eine regelrechte »ethnische 
Säuberung«, indem sie Dörfer überfielen 
und in Brand steckten. Die schreckliche 



Bilanz sind bisher 200.000 Tote, 200.000 
Flüchtlinge, die in den Tschad ausgewi- 
chen sind, und mehr als 2 Millionen Ver- 
triebene - ein Drittel der Gesamtbevölke- 
rung der Provinz - in provisorischen La- 
gern in Darfur selbst. Seit Sommer 2004 
laufen in großem Maßstab internationale 
Hilfseinsätze, doch der Krieg geht weiter. 
Die UNO rief zunächst den Internationa- 
len Strafgerichtshof an und delegierte 
dann das Krisenmanagement an die Afri- 
kanische Union, die 6.000 Soldaten in die 
Region entsandte, allerdings ohne 
Kampfmandat. Die Soldaten mussten 
deshalb dem erneuten Aufflammen der 
Feindseligkeiten im Herbst 2005 ohn- 
mächtig zusehen. Die Verhandlungen 
scheitern einerseits an der Unnachgiebig- 
keit Khartoums, andererseits an der Unei- 
nigkeit der Sudanesischen Volksbefrei- 
ungsbewegung (Sudan Peoples Liberati- 
on Movement, SPLM), der wichtigsten Or- 
ganisation der Aufständischen. 

Bei der Frage der Aufteilung der Macht 
und der Ressourcen orientieren sich die 
Verhandlungsführer an dem Schema, das 
zur Beendigung des Kriegs im Südsudan 
geführt hat. Dort bemüht sich nach dem 
Tod von John Garang, dem historischen 
Chef der SPLM, dessen Nachfolger Salva 
Kür, den Friedensvertragvom Januar 2005 
umzusetzen. Der hat dem nunmehr auto- 
nomen Südsudan eine anerkannte Regie- 
rung beschert, die in Juba sitzt. Aber auch 



in Khartoum gibt es seitdem eine »Frie- 
densregierung«, in der die SPLM mit der 
islamistischen Partei von Präsident al-Ba- 
schir zusammenarbeitet. 

Der Frieden zwischen Nord und Süd 
bleibt jedoch zerbrechlich, zumal der 
Krieg in Darfur weitergeht und das Ver- 
hältnis zwischen den Regierungspartnern 
von Misstrauen geprägt ist. Zu Zusam- 
menstößen kommt es häufig selbst noch 
in Khartoum, wo mehrere Millionen 
(christliche) Vertriebene aus dem Süden 
leben, die hier kein Wahlrecht haben und 
den islamischen Gesetzen unterworfen 
sind. 

Die zweite offene Wunde in der Region 
ist der Grenzkonflikt zwischen Äthiopien 
und Eritrea. Nach dem von 1988 bis 2000 
dauernden Krieg, der 70.000 Tote gefor- 
dert hatte, einigten sich beide Länder auf 
ein Schiedsverfahren beim Ständigen 
Schiedsgerichtshof in Den Haag. Doch 
eine Entscheidung vom 13. April 2002 
wurde von Äthiopien nicht akzeptiert. Die 
Garantiemächte des Abkommens (UNO, 
USA, EU) wollten keine Lösung oktroyie- 
ren, und die Spannungen zwischen bei- 
den Ländern verschärften sich immer 
mehr. 

Das hatte vor allem für Eritrea gravieren- 
de Folgen. Präsident Isaya Afewerki hielt 
einen neuen Krieg für unvermeidlich und 
verwandelte sein autoritäres, gleichwohl 
populäres Regime 2001 in eine strenge 



► Die Grenze zwischen Äthiopien und Eritrea bleibt umstritten 
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von Äthiopien beanspruchte Gebiete, die Eritrea zuerkannt wurden 

von Eritrea beanspruchte Gebiete, die Äthiopien zuerkannt wurden 

Grenzverlauf nach der Entscheidung der Eritrea-Ethiopia Boundary 
Commission (EEBC) beim Ständigen Schiedsgerichtshof in Den Haag, 
von Äthiopien nicht anerkannt 
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Krieg und Hunger im Sudan 4 



Diktatur. Die Jugendlichen wurden zu 
permanentem Militärdienst verpflichtet, 
Oppositionelle ins Gefängnis geworfen, 
alle unabhängigen Presseorgane und Or- 
ganisationen verboten. Die militarisierte 
Wirtschaft hat das Land ausgeblutet und 
extreme Spannungen produziert. Außen- 
politisch wirft die Regierung der interna- 
tionalen Gemeinschaft und speziell UN- 
Generalsekretär Kofi Annan eine Kompli- 
zenschaft mit dem äthiopischen Regie- 
rungschef Meies Zenawi vor. 

Äthiopien ist seit den Anschlägen vom 
11. September 2001 der wichtigste Partner 
der USA in der Region. Doch als im Mai 
2005 die ersten freien Wahlen abgehalten 
wurden, musste die aus der Befreiungsbe- 
wegung hervorgegangene Regierungspar- 
tei EPRDF (Ethiopian People's Revolutio- 
nary Democratic Front) schockiert fest- 
stellen, dass die Opposition gewonnen 
hatte. Daraufhin beging das Regime eine 
skrupellose Wahlfälschung und sprach 
sich selbst zwei Drittel der Sitze zu. Pro- 
teststreiks und friedliche Demonstratio- 
nen der Opposition wurden blutig unter- 
drückt, die Anführer des Oppositions- 
bündnisses CUD (Coalition for Unity and 
Democracy) verhaftet. 

Somalia ist auch fünfzehn Jahre nach 
dem Sturz der Regierung von Siad Barre 
ein zerrissenes Land ohne Zentralstaat. 
Schon über ein Dutzend Male ist der Ver- 
such gescheitert, eine neue Regierung zu- 
stande zu bringen. Der neueste, von der 
UNO unterstützte Versuch konzentriert 
sich auf den starken Mann der Region 
Puntland, den von Äthiopien unterstütz- 
ten Abdullahi Yussuf. Doch dem ist es 
nicht gelungen, seine Residenz in die 
Hauptstadt Mogadischu zu verlegen, 
denn dort haben inzwischen die Islamis- 



ten die Macht übernommen. Innerhalb 
der Herrschaftsgebiete der jeweiligen 
Clans scheint das Alltagsleben nicht son- 
derlich unter dem Fehlen einer Zentralge- 
walt zu leiden. An der Küste hat allerdings 
die Piraterie beunruhigende Dimensio- 
nen angenommen. 

Im Vergleich zu Somalia sind die beiden 
Ministaaten der Region wahre Inseln des 
Friedens. Im international nicht aner- 
kannten Somaliland hat die Opposition 
ihre Niederlage bei den Wahlen von 2005 
sportlich genommen, was in Afrika eine 
seltene Ausnahme ist. Und Dschibuti lebt 



- inmitten seiner unruhigen Umgebung 
wie das stille Auge des Zyklons - von sei- 
nem Hafen. Der dient nicht nur Äthiopien 
als einziger Zugang zum Meer, sondern 
beherbergt auch zwei große Militärstütz- 
punkte, von denen der eine Frankreich 
und der andere den USA gehört. 

WWW 

AG Friedensforschung der Uni Kassel 

•www.uni-kassel.de/fb5/frieden/regionen/Sudan/ 
chronik/Welcome.html 
ausführliche Dokumentation des Konflikt 
zwischen Eritrea und Äthiopien 

• www.dehai.org/conflict 
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Kolumbien: Paramilitärs und Guerilla 



Obwohl er mit den rechtsextremen 
paramilitärischen Terrorgruppen 
bereits verhandelt hat, weigert sich 
der kolumbianische Präsident 
Uribe, einen Dialog auch mit 
den wichtigsten Organisationen 
der oppositionellen Guerilla zu 
beginnen. Die USA unterstützen 
diese einseitige Politik. 



Kolumbien bietet nach einem über 
Jahrzehnte andauernden inneren 
Krieg eine trostlose Bilanz: 3,5 Millionen 
Binnenvertriebene, 8.000 Morde mit poli- 
tischem oder sozialem Hintergrund, hun- 
derte spurlos Verschwundene. Die Regie- 
rung kontrolliert zwar Bogota und die 
großen Städte, doch die ländlichen Ge- 
biete sind in eine Vielzahl von Einflusszo- 
nen aufgespalten. Hier haben entweder 
Guerillabewegungen das Sagen, also die 
Fuerzas Armadas Revolucionarias de Co- 
lombia (Revolutionäre Streitkräfte Ko- 
lumbiens, Farc) und die Ejercito de Libe- 
raciön Nacional (Nationale Befreiungsar- 
mee, ELN), oder die rechtsextremen para- 



militärischen Gruppen, die AUC (Auto- 
defensas Unidas de Colombia, also Ver- 
einigte Bürgerwehren Kolumbiens). 
Gleichwohl spricht Präsident Uribe nicht 
von einem bewaffneten Konflikt, für ihn 
gibt es nur den »Terror der Guerilla«, wes- 
halb er sich auch nicht an internationale 
humanitäre Vereinbarungen gebunden 
fühlt 

Älvaro Uribe war als Vertreter einer har- 
ten Linie an die Macht gelangt und wollte 
»mit dem Krieg Schluss machen«, ohne 
mit der bewaffneten Opposition zu re- 
den. Doch er hat sein Ziel trotz massiver 
Hilfe der USA nicht erreicht. Im Zeitraum 
von sechs Jahren erhielt Bogota im Rah- 
men des Kolumbienplans US-Militärhilfe 
im Wert von über 3,6 Milliarden Dollar. 
Dieser Plan war angeblich zur Bekämp- 
fung des Drogenhandels gedacht, in 
Wirklichkeit war das Ziel, die Guerilla 
aufzureiben. Dazu lieferten die USA nicht 
nur Ausrüstung und Waffen, sondern bil- 
deten auch neue Elitebataillone aus. Zu- 
sätzlich entsandte das Regionalkomman- 
do Süd der US-Streitkräfte 800 Militärbe- 
rater in das Andenland, zu denen noch 
einmal 600 Mann von privaten Militär- 
dienstleistern kamen. Seit März 2004 
sind 18.000 kolumbianische Soldaten un- 
ter der Führung ihrer US-Militärberater 
im Einsatz. 

Diese »Operation Patriot« ist die bislang 
umfangreichste Offensive gegen die Farc 
überhaupt. Ihre Hauptstoßrichtung geht 
gegen die Provinzen im Süden (Caquetä, 
Meta, Guaviare und Putumayo), wo die 
südlichen und östlichen Formationen 
der Farc operieren. Aber auch die Einrich- 
tung imposant ausgestatteter Armeeba- 
sen und die Intensivierung der Antigue- 
rillaeinsätze konnten nicht verhindern, 
dass die Farc nach einem »strategischen 
Rückzug« seit Februar 2005 wieder eine 
Reihe mörderischer Offensiven startete. 

Ein ähnliches Konzept verfolgte die 
»Operation Escudo« mit der Entsendung 
von Truppen in die Provinzen Auraca und 
Norte de Santander, entlang der Grenze 
zu Venezuela, die im Übrigen Irritationen 
in Caracas auslöste. Diese Politik der »de- 
mokratischen Sicherheit«, die den Kon- 
flikt nicht im mindesten zu lösen ver- 
mochte, bedeutet eine schwere Belastung 
für die Bevölkerung. In ihrem Namen 
werden zum Beispiel die sozialen Bewe- 
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Ein überwachtes Land 4 



gungen und die Gewerkschaften unter- 
drückt, wurde ein Spitzelnetz mit über ei- 
ner Million Informanten gegründet, wer- 
den zehntausende »Bauernsoldaten« re- 
krutiert und so genannte Umerziehungs- 
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zonen eingerichtet, die von Militärs ver- 
waltet werden und in denen die Bürger- 
rechte nur eingeschränkt gelten. 

Gespräche mit den Guerillaorganisatio- 
nen lehnt die Regierung ab. Hingegen 
verhandelt sie seit Dezember 2002 mit 
den Paramilitärs, die sich als Hilfskräfte 
des Staates begreifen und enge Verbin- 
dungen zur Armee, zu den Großgrundbe- 
sitzern und insbesondere zur Drogenma- 
fia unterhalten. Als das kolumbianische 
Repräsentantenhaus im Juni 2005 das 
»Gesetz für Gerechtigkeit und Frieden« 
verabschiedete, waren 4.000 Mitglieder 
der paramilitärischen Gruppen trotz feh- 
lender gesetzlicher Regelung bereits de- 
mobilisiert. 

Dieses Gesetz wurde sowohl von den 
Menschenrechtsorganisationen als auch 
von den Vereinten Nationen kritisiert, da 
es das Problem des Drogenhandels aus- 
spart, die großen Vermögen der am Dro- 
gengeschäft beteiligten Kriegsherren le- 
galisiert und für tausende von Verbre- 
chen des AUC Straflosigkeit bedeutet. 
Nach Angaben der kolumbianischen Ju- 
ristenkommission kamen allein in der 
Zeit zwischen Dezember 2002 und Juni 
2005 - als die »Friedensverhandlungen« 
in vollem Gange waren - etwa 1.900 Tote 



und Verschwundene auf das Konto der 
AUC. Im Übrigen behalten die Paramili- 
tärs, und zwar die aktiven wie die »demo- 
bilisierten«, in gut jeder dritten Kommu- 
ne des Landes ihren Einfluss auf das poli- 
tische, soziale und wirtschaftliche Ge- 
schehen - dank vielfältiger Druckmittel, 
die ihnen mit ihren lokalen Herrschafts- 
instrumenten und mafiosen Befehls- 
strukturen zur Verfügung stehen. Mit sol- 
chen Methoden dürften sie auch maß- 
geblich zur Wiederwahl von Präsident 
Uribe im Mai 2006 beigetragen haben, 
der dank einer Verfassungsänderung ein 
weiteres Mal kandidieren konnte. 



WWW 



Einführend, auf englisch, »Drugs and Conflict 
in Columbia« beim Transnational Institute 

•www.tni.org 

Colombia Support Network 

• www.colombiasupport.net 
Material der AG Friedenspolitik 
•www.uni-kassel.de/fb5/frieden/regionen/ 

Kolumbien/Welcome.html 
Arbeitsgruppe Schweiz-Kolumbien 

• www.kolumbien-aktuell.ch 
Alternativer Informationsdienst 
»Rebeliön« (spanisch) 
•www.rebelion.org/plancolombia.htm 
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Abhängige Gebiete, letzte Kolonien 



Heute existieren nur noch sechzehn 
Kolonien. Außer diesen Territorien 
gibt es noch die über die Welt 
verstreuten »Krümel« der alten 
Kolonialreiche. Sie dienen 
entweder als strategisch wichtige 
Militärbasen oder als diskrete 
Finanzplätze und Steuerparadiese. 
Hier leben mehr als 10 Millionen 
Menschen. 



Seit 1945 führen die Vereinten Natio- 
nen ein Verzeichnis aller abhängigen 
Gebiete und Territorien. Darin waren bis 
Ende der i95oer-Jahre noch bis zu hun- 
dert Territorien aufgelistet, nach der Ent- 
kolonialisierungswelle zwischen i960 
und 1980 blieben davon nur noch sech- 
zehn übrig. 



Von der Fläche her ist die von Marokko 
okkupierte Westsahara das bei weitem 
größte der verbleibenden Gebiete und 
das einzige, das in Afrika liegt. Zehn die- 
ser Territorien mit insgesamt 220.000 
Einwohnern sind von Großbritannien ab- 
hängig: in der Karibik die Inseln Anguilla, 
Bermuda, Kaiman, Türks und Caicos so- 
wie die Britischen Jungferninseln; im 
Südatlantik Sankt Helena und die Falk- 
landinseln (von den Argentiniern, die sie 
beanspruchen, Malvinas genannt). 

Unter US-amerikanischer Verwaltung 
leben insgesamt 320.000 Personen, und 
zwar auf den Jungferninseln in der Kari- 
bik (eine wichtige Anlaufstation für 
Kreuzfahrtschiffe), auf Guam (eine wich- 
tige Militärbasis) und auf Samoa im Pa- 
zifik (das von der Thunfischverarbeitung 
lebt). Frankreich besitzt noch die Verwal- 
tungshoheit über Neukaledonien (mit 
wichtigen Nickelvorkommen), das sich 
nach den Verträgen von Noumea (1998) 
allerdings in einem Übergangsstatus 
befindet. 

Seit der Unabhängigkeit von Namibia 
(1990), Eritrea (1993) und Osttimor (2001) 
ist es um das zuständige Special Commit- 



tee of 24, das seit Anfang der i96oer-Jah- 
re existiert und den Entkolonialisie- 
rungsprozess begleiten sollte, sehr still 
geworden. Obwohl die Vereinten Natio- 
nen zu Beginn des dritten Jahrtausends 
ein zweites Jahrzehnt der Entkolonisie- 
rung ausgerufen haben, beschränkt sich 
das Komitee im Wesentlichen darauf, 
sich für die größtmögliche Integration 
der noch abhängigen Territorien in ihre 
regionale Umgebung einzusetzen. 

Viele Inseln und Territorien - insbeson- 
dere französische - wurden dem wachsa- 
men Auge der UN entzogen, indem man 
einfach ihren Status änderte. Die franzö- 
sischen Kolonien in den Antillen und im 
Indischen Ozean - Reunion, Martinique, 
Guadeloupe und Guayana, mit insgesamt 
1,7 Millionen Einwohnern - wurden be- 
reits 1946 zu Überseeprovinzen (Departe- 
ments d'outre mer, DOM). Mayotte im 
Komorenarchipel strebt denselben Sta- 
tus an. Diese Inseln sind heute als »ultra- 
periphere Regionen« in die Europäische 
Union integriert, womit sie denselben 
Status haben wie die Azoren und Madeira 
(portugiesisch) und die Kanarischen In- 
seln (spanisch). 
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Gebiete, die weiterhin unter Vormundschaft stehen 

Staaten mit weit entfernt liegenden Territorien 
»ultraperiphere Territorien« von EU-Ländern 

1 Diego Garcia: als Militärbasis an die USA verpachtet 
2 Somaliland: de facto unabhängig, international nicht anerkannt 
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Neue Staaten und koloniale Reste M 



Die französischen Territorien im Pa- 
zifik, Neukaledonien und Polynesien, die 
bis 1996 als Atomtestgelände dienten, ha- 
ben mittlerweile den Status von »Über- 
seeländern« (Pays d'outre-mer, POM). Im 
20.000 Kilometer entfernten Paris hat 
man eingesehen, dass auch sie auf mittle- 
re Sicht unabhängig werden müssen. Sie 
teilen ihren Status von »überseeischen 
Ländern und Territorien der Europäi- 
schen Union« mit den Niederländischen 
Antillen und der (ebenfalls niederländi- 
schen) Insel Aruba sowie mit den briti- 
schen Besitzungen, die größtenteils di- 
rekt von London aus verwaltet werden. 

Nicht auf der UN-Liste der abhängigen 
Gebiete verzeichnet sind auch einige spe- 
zifische oder private Territorien. Das gilt 
etwa für das British Indian Ocean Territo- 
ry (Biot) mit dem Diego-Garcia-Atoll. Die 
Bewohner von Diego Garcia wurden in 
den i97oer-Jahren nach Mauritius depor- 
tiert, weil ihre Insel von Großbritannien 
an die US-Kriegsmarine verpachtet wur- 
de. Ein Sonderfall sind auch die Isle of 
Man in der Irischen See und die Kanalin- 
seln Jersey und Guernesey, die übrigens 
nicht zum EU-Territorium gehören. Nicht 
erfasst sind auch die US-amerikanischen 
Midwayinseln und das Johnston-Atoll im 



Pazifik, desgleichen die angolanische Ex- 
klave Cabinda, die von Kongo-Brazzaville 
umschlossen ist. 

Seit mehr als 25 Jahren stehen einige 
dieser exotischen Orte im Verdacht, als 
Steuerparadiese und Offshore-Bankplät- 
ze Geldern aus illegalen Geschäften ein 
Refugium zu bieten. Auf den Jungfernin- 
seln gibt es 200.000 Firmensitze, das sind 
10 auf jeden Einwohner. Auf den Kaima- 
ninseln beträgt das Verhältnis zwar nur 2 
zu 1, doch über die 40.000 Firmensitze 
und 900 Offshore-Banken sollen jährlich 
800 Millionen Dollar transferiert werden. 
Die Bewohner der Bermuda-Inseln lehn- 
ten 1995 die Unabhängigkeit ab, weil sie 
den Abzug der in in ihren Banken lagern- 
den Geldsummen befürchteten. Heute 
belegen die Bewohner der Inseln laut 
Rangliste der Weltbank bei den Pro-Kopf- 
Einkommen hinter den US-Amerikanern 
und den Luxemburgern den dritten Platz. 

Die nur 21 Quadratkilometer große Ko- 
ralleninsel Nauru, zwischen Hawaii und 
Australien gelegen, die früher von ihren 
Phosphatvorkommen lebte, ist inzwi- 
schen zu einem beliebten Offshore-Fi- 
nanzplatz geworden, der insbesondere 
Gelder der russischen Mafia anzieht. Die 
Insel stand 2005 auf der schwarzen Liste 



der Aktionsgruppe gegen Geldwäsche, 
FATF (Financial Action Task Force on Mo- 
ney Laundering), auf der die mit Neusee- 
land assoziierten Cookinseln mittlerwei- 
le nicht mehr auftauchen. 

Ende der iggoer-Jahre verdoppelte der 
im Pazifik gelegene Mini-Inselstaat Tuva- 
lu seinen Etat, indem er die begehrte In- 
ternet-Domain-Kennung ».tv« verpachte- 
te - die moderne Version einer Einnah- 
mequelle, die von den Seychellen wenige 
Jahre nach der Unabhängigkeit entdeckt 
und mit dem »Economic Citizenship Pro- 
gramme« institutionalisiert wurde: der 
Verkauf von Pässen an Ausländer. 



WWW 

Detaillierte Übersicht der 
Decolonization Unit der UN 

•www.un.org/Depts/dpi/decolonization/index.html 
Lelio Basso International Foundation 
for the Rights and Liberation of Peoples 
•www.grisnet.it/filb/filbeng.html 
List of Dependent Territories 

• www.answers.com/topic/ 
list-of-dependent-territories 

Mouvement de decolonisation 
et d'emancipation sociale 

• www.mdes.org/accueil.php3 
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Metropole Bombay, 
Zukunft der Welt 



von SUKETU MEHTA 

Am 27. Juli 2004 ging in Bombay die größte Regenmenge 
. nieder, die je registriert wurde: 94 Zentimeter an einem 
Tag. Der Wolkenbruch brachte die besten und die 
schlimmsten Seiten der Stadt zum Vorschein. Hunderte 
Menschen ertranken in den Fluten. Aber im Unterschied zu 
den Zuständen in New Orleans nach dem Hurrikan »Katrina« 
brach die öffentliche Ordnung nicht zusammen. Und obwohl 
die Polizei keine Präsenz zeigte, gab es keinen Anstieg der 
Kriminalitätsrate. Das lag daran, dass die Menschen alles 
taten, um sich gegenseitig zu helfen. Slumbewohner liefen zur 
Stadtautobahn, um den dort liegen gebliebenen Autofahrern 
zu helfen. Vielen von ihnen wurde Zuflucht in Elends- 
quartieren angeboten, wo bis zu sieben Erwachsene in einem 
Raum leben. Freiwillige Helfer wateten durch das hüfthoch 
stehende Wasser, um die 150.000 Menschen, die in den 
Bahnhöfen eingeschlossen waren, mit Essen zu versorgen. 
Die Menschen fassten sich an den Händen und bildeten 
Ketten, um Ertrinkende aus den Fluten zu retten. 

Von der Regierung und ihren Organen war kaum etwas zu 
sehen, doch das hatte auch niemand anders erwartet. 
Die Einwohner von Bombay halfen sich gegenseitig, weil sie 
jede Hoffnung auf Hilfe seitens der Regierung verloren haben. 
Und genau so wird es im 21. Jahrhundert den meisten 
Menschen auf der Welt ergehen. 

Bombay ist mit den 15 Millionen Menschen, die innerhalb 
seiner Stadtgrenzen leben, die bevölkerungsreichste 
Metropole einer Erde, deren Bewohner mehrheitlich in 
Großstädten leben. Es ist die größte, reichste und am 
schnellsten wachsende Großstadt Indiens. Hier boomt die 
Wirtschaft, und zugleich herrscht sozialer Notstand. Bombay 
ist eine Insel der Hoffnung in einem sehr alten Land. Und weil 
die in Bollywood produzierten Filme so viele Menschen 
erreichen, ist Bombay zugleich die Stadt, von der die Massen 
in ganz Indien träumen. Wenn man die Stadt durchwandert, 
wird man entdecken, dass alles - ob Sex oder Tod, Handel oder 
Religion - auf offener Straße oder am Straßenrand stattfindet. 
Dies ist eine Stadt der Superlative: Hier sind Not und Elend am 
größten - wie auch die Herzen. 

Bombay ist der Inbegriff für eine Gruppe von Megastädten 
in den Entwicklungs- und Schwellenländern, zu der Städte wie 
Säo Paolo, Lagos und Jakarta gehören. In all diesen 
Ballungsräumen gibt es eine unkontrollierte Zuwanderung 
vom flachen Lande und gewaltige Infrastrukturprobleme, 
riesige Slumsiedlungen und einen permanenten sozialen 
Überlebenskampf - und doch bleiben diese Megastädte für 
die jungen Menschen ein Fanal der Hoffnung. 

Dabei entwickeln sie sich in eine ganz andere Richtung 
als die Metropolen, die das 20. Jahrhundert geprägt haben, 
also wie New York, London oder Paris, deren Wachstum 
inzwischen an seine Grenze gestoßen ist. Die Erste und die 
Dritte Welt sind nicht mehr auf die beiden entgegengesetzten 



Großregionen, auf »den Norden« und »den Süden« unseres 
Planeten verteilt, sie liegen dicht beieinander, ja sie prallen 
innerhalb derselben Stadt aufeinander. In Bombay gibt es 
Menschen, die so reich sind, dass sie ihre Hemden zum 
Waschen nach Paris schicken. Und umgekehrt liegt die 
Lebenserwartung eines Bewohners von Harlem niedriger als 
die ein Bürgers von Bangladesch. 

Indien entzieht sich jeder Beschreibung, denn alles, 
was man über dieses Land sagen kann, ist wahr und falsch 
zugleich. Gewiss, Indien dürfte schon bald das Land mit der 
größten Mittelschicht der Welt sein. Aber heute hat das Land 
noch die größte Unterschicht der Welt. Und dasselbe gilt für 
Bombay. In dieser Stadt wächst alles im exponentiellen 
Maßstab: die Call-Centers, die internationale Verbreitung der 
hier produzierten Filme, die Bedeutung der Börse als 
Eingangstor zum indischen Finanzmarkt, aber ebenso die 
Slums, die Anzahl der in absoluter Armut lebenden Menschen, 
der Verfall der städtischen Infrastruktur. 

Als Modell für die Entwicklung von Bombay haben die 
Stadtplaner ganz offensichtlich Shanghai vor Augen. Und die 
lokale Regierung hat sich einen von McKinsey vorgelegten 
Report zu Eigen gemacht, der den Titel »Vision Mumbai« trägt 
und als Ziel formuliert, Bombay »bis 2013 zu einer Stadt von 
Weltniveau« zu machen. Der indische Architekt und 
Städtebauer Charles Correa konstatiert, dass der Report 
»wenig Visionäres enthält. Die Vorschläge haben eher etwas 
von Halluzinationen.« 

Bombay braucht dringend eine drastische Verbesserung 
der elementaren kommunalen Leistungen, also des Straßen- 
und Abwassernetzes, des städtischen Transportwesens, 
der medizinischen Versorgung, der Sicherheit für die Bürger. 
Doch die Stadt steht vor einem Widerspruch, den einer der 
Stadtplaner so beschrieben hat: »Je angenehmer wir die Stadt 
machen, desto mehr Menschen werden herziehen, um hier 
zu leben.« 

Heute stammt die große Mehrheit der Binnenmigranten 
aus den verarmten nordindischen Bundesstaaten Uttar 
Pradesh und Bihar. Die Probleme von Bombay sind also nicht 
zu lösen, bevor nicht die Probleme von Bihar gelöst sind. 
Entscheidend ist, das der Bauer in Bihar auf seinem Acker 
bleibt. Und das bedeutet: Die kleinen Bauern müssen wieder 
von der Landwirtschaft leben können. Wenn die Vereinigten 
Staaten und die Europäische Union ihre verzerrenden 
Subventionen abschaffen würden, wäre das schon ein großer 
Schritt, um zum Beispiel die indische Baumwolle gegenüber 
der US-amerikanischen konkurrenzfähig zu machen. Bombay 
ist somit auf Gedeih und Verderb von nationalen und 
internationalen Faktoren abhängig, auf die es keinerlei 
Einfluss ausüben kann. 

Für uns alle, wo immer wir leben, ist es also wichtig, 
dass den Menschen in Megastädten wie Bombay geholfen 
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wird. Vor drei Jahren hat die UN anlässlich ihrer Habitat- 
Konferenz einen Bericht publiziert (»The Challenge of Slums: 
Global Report on Human Settlements 2003«), der die Prognose 
enthält, dass bis zum Jahre 2030 60 Prozent 
der Weltbevölkerung in Großstädten leben 
und dass 2 Milliarden Menschen in Slums 
wohnen werden. Der Bericht verweist auf die 
Gefahr, dass die Unternehmen der Ersten Welt 
im Zuge eines »Wettlaufs nach unten« ihre 
Investitionen und Arbeitsplätze ins Ausland, genauer: in die 
Städte mit den niedrigsten Arbeitskosten verlagern werden. 
Das bedeutet, dass die Verzweiflung der Slumbewohner in 
Städten wie Bombay unmittelbare Folgen für das ökonomi- 
sche Schicksal der Menschen in New York oder Los Angeles 
oder London oder Berlin haben wird. 

Derselbe UN-Bericht enthält auch die Warnung, dass diese 
Slums zum Nährboden für Extremisten werden können, falls 
wir keine politischen Rezepte entwickeln, die den kulturellen 
Unterschieden zwischen älteren und neueren Immigranten 
gerecht werden. Für London ist es genauso wichtig, Bombay zu 
verstehen, wie es für Bombay wichtig ist, London zu verstehen. 
Und sei es nur, weil die nächste Generation der Londoner 
in Bombay geboren wird. In der Stadt also, die unsere Zukunft 
ist, ob es uns gefällt oder nicht. 




Der Aufstieg Asiens 



► Suketu Mehta ist preisgekrönter indischer Autor. Zuletzt erschien 
»Maximum City: Bombay Lost and Found«, New York (Knopf) 2004 
(dt. »Bombay. Maximum City«, Frankfurt/Main, Suhrkamp, 2006). 
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KAPITEL O Der Aufstieg Asiens 



Ostasien meldet sich zurück 



Die Länder Ost- und Mittelasiens 
gewinnen die Bedeutung zurück, 
die sie vor der Industriellen 
Revolution in Europa hatten. Der 
Aufstieg Asiens könnte die 
internationale geopolitische 
Balance ins Wanken bringen. 
Deshalb besteht die wichtigste 
Zukunftsaufgabe darin, diese 
Entwicklung in friedliche Bahnen 
zu lenken. 



In den letzten Jahrzehnten haben die 
meisten Länder Asiens einen großen 
Entwicklungsschub erfahren, der vor al- 
lem auf technologischer Modernisierung 
beruht. Innerhalb weniger Generationen 
sind Agrarländer zu Industrienationen 
geworden und vormals unbedeutende 
Staaten zu entscheidenden Akteuren auf 
dem Weltmarkt. 

Den Anfang hatte Japan gemacht. Auf 
dessen Spuren sind in Ostasien in weni- 
ger als vierzig Jahren weitere »neue Indus- 
trieländer« entstanden, die den Über- 



gang von vorkapitalistischen Produk- 
tionsweisen zu einer kapitalistischen 
Ökonomie mit mittlerem bis hohem Na- 
tionaleinkommen geschafft haben. Chi- 
na und Indien vollzogen die wirtschaftli- 
che Neuorientierung in den 1980er- und 
i99oer-Jahren. Dabei hat China eine 
durchschnittliche Wachstumsrate von 
über 8 Prozent erreicht, sein Bruttoin- 
landsprodukt (BIP) mehr als versechs- 
facht und auf der Weltrangliste der Han- 
delsnationen Platz drei erreicht. In die 
Volksrepublik fließen mehr Ausländi- 
sche Direktinvestitionen als in jedes an- 
dere der so genannten Schwellenländer: 
2004 waren es 62 Milliarden Dollar. Im 
selben Zeitraum verzeichnete Indien eine 
durchschnittliche Wachstumsrate von 5 
Prozent, die 2005 auf 7 Prozent anstieg. 

Die dynamische Entwicklung der Regi- 
on ist nicht einfach die Folge einer Politik 
der wirtschaftlichen Öffnung und Libera- 
lisierung. Vielmehr haben die einzelnen 
Staaten jeweils eine spezifische merkan- 
tilistische Politik betrieben, die zum Ziel 
hatte, die Industrialisierung durch Ex- 
port zu fördern und die allmähliche Inte- 
gration in die kapitalistische Weltwirt- 
schaft selbst zu steuern. Dass die meisten 
Staaten nach der großen Finanzkrise von 
1997/1998 weiter auf Wachstum setzten, 



belegt die strukturelle Qualität ihrer 
Transformation, wobei allerdings die ein- 
geschlagenen Entwicklungsstrategien 
von Land zu Land erhebliche Unterschie- 
de aufweisen und in allen Ländern be- 
trächtliche soziale und geografische Dis- 
paritäten fortbestehen. 

Mit diesem grundlegenden Wandel ge- 
winnt Asien innerhalb des globalen Wirt- 
schafts- und Finanzsystems die zentrale 
Stellung zurück, die der Region vor dem 
Zeitalter der Kolonisierung und der euro- 
päischen Industriellen Revolution zu- 
kam. Damals stammte ein Großteil der 
Manufakturprodukte der Welt aus Asien, 
schreibt der Wirtschaftshistoriker Andre 
Gunder Frank: »China und Indien waren 
die beiden >zentralen< Regionen der Welt- 
wirtschaft.« Dabei sei Indien durch seine 
»relativ und absolut hohe Produktivität« 
im Bereich der Textilerzeugung wettbe- 
werbsfähig gewesen, insbesondere dank 
der Dominanz auf dem Weltmarkt für 
Baumwollstoffe. 

Der Konkurrenzvorteil Chinas lag laut 
Frank in seiner noch höheren Produktivi- 
tät im Bereich der Industrie, der Land- 
wirtschaft, der (Binnen-)Schifffahrt und 
des Handels. Ähnliches galt auch für klei- 
nere, aber wirtschaftlich erfolgreiche 
Länder, etwa für Siam (das heutige Thai- 



► Vom 16. zum 18. Jahrhundert: die Anfänge der Weltwirtschaft 
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keine Angaben 



Die 1990er-Jahre: ein Schlüsseljahrzehnt verändert das Gesicht der Welt A 



land) und die Region Java und Insulinde 
(Indonesien). 

Der Historiker Paul Bairoch hat berech- 
net, dass um 1750 auf China 32,8 Prozent 
der weltweiten Güterproduktion entfie- 
len, auf Europa dagegen nur 23,2 Prozent. 
Damals lebten in China 207 Millionen 
Menschen gegenüber 130 Millionen in 
Europa. 57,3 Prozent der Manufakturer- 
zeugnisse der Welt kamen aus Indien 
oder China. Und wenn man die Länder 
Südostasiens, Persien und das Osmani- 
sche Reich dazunimmt, lieferte Asien im 
weiteren Sinne (allerdings ohne Japan) 
nahezu 70 Prozent. Vor allem bei Textiler- 
zeugnissen beherrschte Asien den Welt- 
markt - genau in dem Bereich also, der in 
der Folge eine Schlüsselrolle für die In- 
dustrielle Revolution in Europa spielen 
sollte. 

Um das Jahr 1750 betrug das Brutto- 
nationaleinkommen (BNE) pro Kopf (aus- 
gedrückt in Dollar von i960) in China 228 
Dollar, in Europa hingegen nur 150 bis 
200 Dollar. Damals leben zwei Drittel der 
Weltbevölkerung in Asien, das auch 80 
Prozent des globalen BNE erzeugte. Fünf- 
zig Jahre später lagen das chinesische 
und das europäische Bruttonationalein- 
kommen etwa gleichauf, aber Frankreich 
und England zusammen erzeugten be- 
reits etwas mehr Manufakturgüter pro 
Kopf als China. 



Während seit Beginn des 19. Jahrhun- 
derts das Zentrum der Weltwirtschaft im 
Westen liegt, werden im 21. Jahrhundert 
mehrere Schwerpunkte entstehen. Die 
Herausbildung einer neuen Balance wird 
allerdings nicht ohne neue Spannungen 
abgehen. So heizt zum Beispiel der stän- 
dig wachsende Energiebedarf der chine- 
sischen Wirtschaft eine Konkurrenz zwi- 
schen China und den USA hinsichtlich 
der Kontrolle der Rohstoffmärkte an, die 
potenziell gefährlich ist. 

Das gilt vor allem für den Zugang zu fos- 
silen Brennstoffen. Die Internationale 
Energiebehörde (IEA) schätzt, dass Chi- 
nas Erdölimporte bis 2010 auf 8 Millio- 
nen Barrel pro Tag steigen werden, bis 
2030 sogar auf 10 Millionen. Damit wäre 
die Importmenge der USA aus dem Jahr 
2000 erreicht. Die große globale Zu- 
kunftsaufgabe besteht darin, dafür zu 
sorgen, dass die skizzierten Entwicklun- 
gen friedlich verlaufen. 



WWW 

Portale 

•de.wikipedia.org/wiki/Portal: Asien 
•coombs.anu.edu.au/WWWVL-AsianStudies.html 
Netzwerke von NGOs 
•www.aprnet.org 

•billie.lib.duke.edu/pubdocs/ngo/asia.asp 
Entwicklungspolitik online 

• www.epo.de/index. php?option=com_content&task 
=blogcategory&id=28&ltemid=70 
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Vom Maoismus zum Marktsozialismus 



Die ersten beiden Zwangs- 
modernisierungen im Nachkriegs- 
china, der »große Sprung« und die 
Kulturrevolution, sind gescheitert. 
Die Reformpoliktik unter 
Mao Tse-tungs Nachfolger 
DengXiaoping war hingegen so 
erfolgreich, weil sie behutsam 
begann und das Land nur langsam 
öffnete. Heute ist die soziale 
Ungleichheit die wichtigste Ursache 
für mögliche innere Konflikte. 



Nach dem Ende des Zweiten Welt- 
kriegs ging Mao Tse-tung aus dem 
Bürgerkrieg in China als Sieger hervor. 
Gestützt auf die Landbevölkerung baute 
Mao ein neues China nach dem Vorbild 
des Sozialismus in der Sowjetunion auf. 
Das Privateigentum wurde abgeschafft, 
die Unternehmen wurden verstaatlicht, 
die Versorgung mit Konsumgütern wurde 
rationiert. Die Investitionen erreichten 
Rekordhöhe und flössen vorzugsweise in 
die Entwicklung der Schwerindustrie. 

Diese Strategie erwies sich zu Beginn als 
erfolgreich. Das Land konnte seine Bevöl- 
kerung ernähren. Aber die neu gewonne- 
ne Stabilität ging mit einem starken de- 
mografischen Druck und mit bürokrati- 
scher Gängelung einher. Und die Tatsa- 
che, dass dieser Typ des »realen Sozialis- 
mus« keine Anreize jenseits politischer 
Parolen kannte, ließ die Produktion sta- 
gnieren. China blieb ein armes unterin- 
dustrialisiertes Agrarland: Nur 10 Pro- 
zent seiner Bewohner lebten in den Städ- 



ten, und der Anteil des Landes am Welt- 
handel lag unter einem Prozent. 

Mao Tse-tung unternahm zwei Versu- 
che, die Entwicklung des Landes durch 
künstliches Anheizen des »Klassenkamp- 
fes« zu beschleunigen. Der erste war die 
Kampagne »Lasst hundert Blumen blü- 
hen« von 1957, die im Jahr darauf zum 
Konzept des »Großen Sprungs« erweitert 
wurde. Der zweite war die Kulturrevoluti- 
on von 1966. Das Scheitern des »Großen 
Sprungs« bezahlte das Volk mit einer 
Hungersnot (1959-1962), die fast 30 Mil- 
lionen Menschenleben kostete. Die Kul- 
turrevolution wiederum brachte China 
an den Rand eines Bürgerkriegs und 
mündete in der Diktatur des Militärs. Als 
Mao 1976 starb, war das Wirtschafts- 
wachstum auf Null zurückgegangen. 

Unter Maos Nachfolger Deng Xiaoping 
begannen vorsichtige Reformen. Sie kon- 
zentrierten sich von 1978 bis 1984 auf die 
Landwirtschaft. Man löste die Volkskom- 
munen auf und ging zum bäuerlichen Fa- 



► China im 19. Jahrhundert 



Zentralasien 



Russland 



Sachalin 



Primorje 




Britisch-Indien 



Birma 



, x \ Formosa 

c # OShantou / 
□ u Hongkong (Großbritannien) 

^Aa^3n (Pnrh io5h k. 



1.000 km 

1 y 



INDOCHINA 



Hainan 
O 



□ _ nongKong ^uroib 
Macao (Portugal) ^ 

japanische 
Einflusssphäre am 
Ende des ig. Jhts. 



Der Niedergang der Oing-(Mandschu-)Dynastie 

Grenze des Kaiserreichs um 1850 m 

Gebietsverluste an Russland Mitte des 19. Jh. | 

Schutzstaaten, gegen Ende des 19. Jh. verloren Q 

Autonomiegebiete nach 1 1 

dem Kollaps des Kaiserreichs 1911/12 I 1 

europäische Einflusssphären 
russisch | | deutsch | | 
britisch | | französisch Q 

Taiping-Aufstand (1850-1863) 
Nian-Aufstand (1853-1868) £+2) 
islamische Aufstände (1855-1873) 

Boxeraufstand (1900-1901) C^f# 

für Ausländer geöffnete Städte 

europäische Kolonien ■ 

andere Städte und Handelshäfen, O 
Mitte des 19. Jhts. 

Opiumkriege: 1839-42 und 1856-60 

Stoßrichtung der britischen . 
und französischen Armeen 

Orte, in denen »ungleiche Verträge« I I 
unterzeichnet wurden 

weiße Linien: Grenzen von heute 



194 



Atlas der Globalisierung | LE MONDE diplomatique 



milienbetrieb zurück. Finanzielle Anrei- 
ze führten bei den Staatsbetrieben zu 
mehr Eigenverantwortlichkeit. Dadurch 
stiegen das allgemeine Konsumniveau 
und auch der Lebensstandard der Land- 
bevölkerung. 

Von 1984 bis 1989 wurden die autoritä- 
ren Methoden der Planwirtschaft durch 
neue Prinzipien abgelöst. Zum einen 
setzte man auf eine Dezentralisierung der 
politischen Entscheidungen zugunsten 
der Regionen, zum anderen auf mehr 
Marktwirtschaft. Alle diese Maßnahmen 
führten allerdings zu Inflation, Korrupti- 
on und Schwarzmarktgeschäften, also zu 
der Entwicklung, gegen die sich die De- 
monstrationen auf dem Tienanmen- 
Platz im Juni 1989 richteten. Nachdem 
diese niedergeschlagen waren, wurde der 
Reformprozess bis 1991 auf Eis gelegt. 

Die dritte Phase des Strukturwandels 
vollzog sich in den iggoer-Jahren. Die 
Staatsbetriebe wurden privatisiert, und 
der private Sektor wurde ausgeweitet; die 
Handelsschranken wurden abgebaut und 
Ausländische Direktinvestitionen ebenso 
wieder zugelassen wie bestimmte markt- 
wirtschaftliche Mechanismen und Insti- 
tutionen. Um die Jahrtausendwende lag 



► Unter japanischer Besatzung 
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der Anteil des staatlichen Sektors bei nur 
noch 40 Prozent des Bruttoinlandspro- 
dukts (BIP) und bei nahe 30 Prozent der 
Beschäftigung. Die »Kollektivbetriebe« in 
den Dörfern und Kleinstädten erwirt- 
schafteten 12 Prozent des BIP und be- 
schäftigten 6 Prozent der Arbeitskräfte. 
Für Privatbetriebe und Selbstständige lag 
der entsprechende Anteil bei 27 Prozent 
des BIP und 15 Prozent der Beschäfti- 
gung, für ausländische Kapitalgesell- 
schaften bei 6 Prozent des BIP und 3 Pro- 
zent der Beschäftigung. 

Trotz all dieser als »liberal« vorgestell- 
ten Reformen sind noch viele Bereiche 
der Volkswirtschaft staatlich geschützt 
und reguliert. So ist die chinesische Wäh- 
rung nicht frei konvertibel, was China je- 
doch in der asiatischen Finanzkrise von 
1997/98 vor dem großen Einbruch ge- 
schützt hat. Auch gibt es für Staatsunter- 
nehmen nach wie vor privilegierte Kredit- 
konditionen, und die eigene Produktion 
wird durch Schutzzölle abgeschirmt und 
durch Exportsubventionen gefördert. 

Dass China seit Dezember 2001 der 
Welthandelsorganisation (WTO) ange- 
hört, hat allerdings den Druck verstärkt: 
Die Führung ist nun gehalten, Einfuhr- 



zölle zu senken und mehr ausländisches 
Kapital ins Land zu lassen. Zugleich ent- 
wickeln sich in der Konkurrenz um die 
»Billiglöhne« Ansätze eines ungezügelten 
Kapitalismus. Unter den Bedingungen ei- 
ner zweigleisigen, staatlichen/privaten 
Wirtschaft bei gleichzeitigem Abbau der 
zentralen Finanzaufsicht haben die so- 
zialen Ungleichheiten und die daraus er- 
wachsenden Spannungen zugenommen. 
Aber andererseits ist der Lebensstandard 
der Bevölkerung seit 1978 deutlich gestie- 
gen. Von 1950 bis 1980 erhöhte sich auch 
die durchschnittliche Lebenserwartung 
von 40 auf 66 Jahre, und die Kindersterb- 
lichkeit sank von 175 auf 40 pro tausend 
Lebendgeburten. Dennoch: Seit den 
i99oer-Jahren verschärft sich die soziale 
Ungleichheit, weil das alte System der so- 
zialen Absicherung überfordert ist. 

WWW 

Einführend 

•de.wikipedia.org/wiki/Volksrepublik_China 
• de.wikipedia.org/wiki/Maoismus 
Portal 

•sun.sino.uni-heidelberg.de/igcs 
Geschichte 

•orpheus.ucsd.edu/chinesehistory 
offiziell 

•www.china.org.cn/german/index.htm 



Bürgerkrieg und Expansion nach 1945 A 

Sachalin 



UdSSR 



Kasachstan 



Russland 



Dsungarei 



Amur- 
Ussuri 



Mongolei 



Mandschurei 

Harbino 
Changchun/o^ 
Shenyang 



UdSSR 



- Xinjiang 
(ehemaliges Ostturkestan) 



Tibet (1950 von den kommunistischen 
Truppen erobert, 7957 von China annektiert) 



Arunachal k 
Pradesch 



^^^Äksai Chin 

vor dem Zweiten Weltkrieg 

+ Vormarsch der Nationalisten 
1926-1928 

t+ m + % kommunistische Hauptstützpunkte 
zu Beginn der i93oer-Jahre 
> Mao Tse-tungs Langer Marsch 1934-1935 
---- von den Nationalisten kontrollierte Gebiete 1937 
■ Hauptstadt der Nationalisten (Kuomingtang) 

die kommunistische Rückeroberung (1945-1950) 

| Hauptstützpunkt der Kommunistischen Partei Chinas 

China und seine Nachbarn (1950-1989) 

^\ beanspruchte Land- und Seegebiete 
— Grenzen des historischen Tibet 
Konflikte vor den Toren Chinas 
^^•^Unabhängigkeitskämpfe in China 
□ letzte europäische Kolonien 




Nordkorea 



Südkorea 



Shanghai 



Japan 

Henan-Hubei-AnhuHI 

pNankin 

Chongqjng-^ oWu ^) 

* )HuN_AN 0 ^chang Senkaku- 
O Fuzhou Insel 

- ,'Xiamen 



JlANGXI 



Guangzhou 



Vietnam 



von den Kommunisten 
kontrollierte Gebiete 

| | März 1947 

□ April 1949 

| | Dezember 1949 

I I Dezember 1950 



JL^ Taiwan 
(Formosa) 

□ Hongkong (Großbritannien) 
Macao (Portugal) 

Paracet- und Spratly-Inseln 
1974 und 1988 




195 



KAPITEL O Der Aufstieg Asiens 



China - die Risiken des Booms 



China bemüht sich aktiv um 
ausländisches Kapital, und die 
internationalen Konzerne lassen 
sich von der billigen chinesischen 
Arbeit anlocken. Die Bedeutung 
des Landes für die Weltwirtschaft 
steigt ununterbrochen. 

Seit Ende der i98oer-Jahre kann China 
als der beliebteste Produktionsstand- 
ort der Welt gelten. Das Land verzeichnet 
seit 2004 mit jährlich rund 60 Milliarden 
Dollar den höchsten stetigen Zufluss von 
Ausländischen Direktinvestitionen (ADI), 
wenn grenzüberschreitende Fusionen 
und Unternehmensverlagerungen inner- 
halb der EU unberücksichtigt bleiben. 
Die chinesischen ADI-Zahlen gelten zwar 
wegen der komplizierten Extraabrech- 
nung mit Hongkong als übertrieben, aber 
dafür werden wiederum nicht alle auslän- 
dischen Investitionen erfasst. 

Die Wettbewerbsvorteile des alten 
»Reichs der Mitte« liegen allerdings auf 
der Hand. Den internationalen Unterneh- 
men bietet China ein gewaltiges Reservoir 
disziplinierter Arbeitskräfte zu geringen 
Stundenlöhnen um etwa 0,20 Dollar - und 
nicht zu vergessen: Es gibt keine unab- 



► Ein- und Ausfuhren: Der größte Markt ist Asien 



hängigen Gewerkschaften. In den vergan- 
genen zwanzig Jahren haben zahlreiche 
westliche Konzerne dieses Angebot ge- 
nutzt und bedeutende Teile ihrer Produk- 
tion nach China verlegt. 

Auch das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
wächst seit längerer Zeit stetig um etwa 10 
Prozent pro Jahr. Die Regierung kalkuliert 
allerdings nun einen leichten Rückgang 
vor allem wegen zunehmender Überkapa- 
zitäten ein. Das Wachstum soll 2006 bei 
immer noch 9,3 und 2007 bei 8,8 Prozent 
liegen. 

Chinas Bruttoinlandsprodukt liegt in- 
zwischen, gemessen am Gesamtvolumen, 
weltweit auf dem vierten Rang und wird 
nur noch von den USA, Japan und 
Deutschland (siehe Seite 156) übertroffen. 
Wird nicht nach dem Wechselkurs, son- 
dern nach Kaufkraft verglichen, liegt Chi- 
na bereits auf dem zweiten Platz. Außer- 
dem ist China inzwischen die drittgrößte 
Handelsnation der Welt. 

Natürlich sieht die chinesische Führung 
darin einen Erfolg ihres Wirtschaftsmo- 
dells. Dieser hängt allerdings stark vom 
Außenhandel ab. Ein weiterer Garant des 
Erfolgs war der starke Zustrom von Anla- 
gekapital: Die Käufe von Aktien und ande- 
ren Wertpapieren stiegen im Jahr 2005 
auf mehr als 700 Milliarden Dollar. Pro- 



blematische Folgen der rasanten Wirt- 
schaftsentwicklung sind unter anderem 
der wachsende Energiebedarf (siehe Seite 
164), die zunehmende soziale Ungleich- 
heit (siehe Seite 162) und verschärfte inter- 
nationale Spannungen (siehe Seite 166). 

Die chinesische Regierung weiß, wie 
wichtig das soziale Gleichgewicht zwi- 
schen den Städten und den ländlichen 
Gebieten ist. Dieses Problem stand im 
Mittelpunkt der Debatten beim Kongress 
der Kommunistischen Partei, an dem 
2005 rund 500 Delegierte und Regie- 
rungsmitglieder teilnahmen. Nach offi- 
ziellen Angaben belief sich 2004 das 
durchschnittliche Jahreseinkommen in 
den Städten auf 9.422 Yuan (1.140 Dollar) 
und wuchs um 7,7 Prozent, in den ländli- 
chen Gebieten dagegen nur auf 2.936 
Yuan (355 Dollar), bei einem Zuwachs von 
6,8 Prozent. Noch nicht erfasst sind dabei 
die Wanderarbeiter, die von einer Provinz 
zur andern ziehen, um als Tagelöhner ein 
paar Yuan zu verdienen. 

Die zunehmende soziale Ungleichheit 
führt zu inneren Konflikten - von der 
»harmonischen Gesellschaft«, die Präsi- 
dent Hu Jintao immer wieder beschwört, 
ist man weit entfernt. Nach Ansicht eini- 
ger ausländischer Beobachter befindet 
sich China in einer weit schlimmeren so- 
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zialen und politischen Krise als 1989. Da- 
mals bestand die Antwort des Regimes 
auf die Demokratieforderungen vieler 
junger Chinesen in brutalen Unterdrü- 
ckungsmaßnahmen wie dem Massaker 
auf dem Platz des Himmlischen Friedens. 

Chinas Exportüberschuss hat bereits et- 
liche Konflikte ausgelöst. Peking muss 
fürchten, dass seine westlichen Partner 
auf offene und verdeckte protektionisti- 
sche Maßnahmen zurückgreifen werden. 
Außerdem fordert der Westen immer 
dringender die Aufwertung des Yuan. 
2005 betrug Chinas Handelsüberschuss 
100 Milliarden Dollar gegenüber den un- 
problematischen 20 bis 30 Milliarden 
Dollar in den Jahren 1998 bis 2004. Der 
Grund für den Exportschub: Die Ausfuh- 
ren wuchsen um 30 Prozent, die Einfuh- 
ren dagegen nur um 18 Prozent. 

Gegen Chinas Exportoffensive scheint 
kein Kraut gewachsen. Weder die Ein- 
fuhrbeschränkungen der EU und der USA 
für chinesische Textilien, noch die ge- 
ringfügige Abwertung des Yuan im Juli 
2005 haben diesen Trend gestoppt. Ohne 
Auswirkungen blieb auch, dass der Wert 
des Yuan nicht mehr nur gegen den Dol- 
lar errechnet wird, sondern gegen einen 
Währungskorb, der auch den Euro ent- 
hält. Inzwischen fordern EU und USA eine 
realistische Aufwertung der chinesischen 
Währung oder sogar die Freigabe des 
Wechselkurses. 

Die internationale Aufmerksamkeit 
konzentriert sich auf die Rivalität zwi- 



schen Peking und Washington im Ener- 
giebereich und die Rolle, die Japan dabei 
spielt. Doch die UN-Welthandels- und 
Entwicklungskonferenz (Unctad) macht 
in ihrem World Investment Report 2005 
auf eine noch gravierendere Entwicklung 
aufmerksam: Internationale Unterneh- 
men verlagern nicht nur immer mehr Pro- 
duktionsbereiche nach China, sondern 
auch immer mehr Abteilungen für For- 
schung und Entwicklung (Research and 
Development, R & D). Innerhalb von zehn 
Jahren waren es rund 700 R & D-Zentren 
ausländischer Unternehmen. Aus einer 
Unctad-Umfrage bei multinationalen Un- 
ternehmen geht hervor, dass 69 Prozent 
dieser Firmen bereit sind, in Zukunft 
noch mehr Geld in ausgelagerte R & D- 
Einrichtungen zu investieren. Die EU wie 
die USA betrachten diese Entwicklung 
mit Sorge - und bereiten neue Gesetze 
vor, die ihre »strategisch wichtigen« Wirt- 
schaftsbereiche schützen und den Tech- 
nologietransfer nach China eindämmen 
sollen. 



WWW 

offiziell 

•de.ce.cn/home 

•www.stats.gov.cn/english/index.htm 
•www.drcnet.com.cn/Drcnet.channel.web/english/ 
index. aspx 
für Unternehmer 

• www.chinaeconomicreview.com 
über die Bevölkerung 

• hdr.undp.org/reports/detail_reports.cf m?view=902 
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China erwirtschaftet mit den meisten Regionen 
der Welt Exportüberschüsse. Ein negativer 
Saldo ergibt sich nur mit den Asean-Ländern 
(siehe Seite 184), die die meisten Bauteile für 
die Fertigung in China liefern. 

Außenhandel mit regionalem Defizit 4 
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Rebellion in Stadt und Land 



China wird von heftigen sozialen 
Protesten erschüttert, doch über 
die häufigen und nicht immer 
friedlichen Demonstrationen 
wird im Ausland nur selten 
berichtet. Die tiefen Umbrüche 
bringen zahlreiche Gruppen dazu, 
sich für ihre Interessen stark zu 
machen und für neue soziale 
Rechte zu streiten. Das Regime 
hat es bislang geschafft, diese 
Bewegungen zu kanalisieren. 



Gut ein Drittel der chinesischen Be- 
völkerung lebt heute in den großen 
Städten, wo die rasante Urbanisierung zu 
sozialen Konflikten vielfacher Art geführt 
hat. Die Proteste gehen vor allem von den 
Bauern, den Arbeitslosen und den Rent- 
nern aus, die nicht genug zum Leben ha- 
ben, aber auch von anderen verarmten 
Bevölkerungsgruppen. Sie alle sind vom 
Zusammenbruch eines Systems betrof- 
fen, das früher nicht nur einen lebenslan- 
gen Arbeitsplatz, sondern auch eine um- 
fassende soziale Absicherung garantier- 
te. Sie fordern die Erfüllung ausstehender 
Sozialleistungen und protestieren gegen 
die schwindenden Chancen auf Wieder- 
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eingliederung in den Arbeitsprozess. Ihre 
Kundgebungen veranstalten sie vor den 
städtischen Gebäuden, um die verant- 
wortlichen Beamten zu zwingen, sie zu 
empfangen, wobei sie häufig auch die 
Straßen im Stadtzentrum blockieren. 
Doch gewaltsame Übergriffe auf Amts- 
personen oder Unternehmensleiter sind 
die Ausnahme, weshalb sich die Repressi- 
on der Staatsgewalt auch in Grenzen hält. 
Im schlimmsten Fall werden die Anführer 
verhaftet und vor Gericht gestellt. Die ent- 
scheidende Frage bleibt allerdings, ob 
der Staat die Mittel bereitstellt, um eine 
neue Form »sozialer Sicherung« zu finan- 
zieren und den Deklassierten das Überle- 
ben zu sichern. 

Konfliktträchtig ist auch die Urbanisie- 
rungspolitik als solche. In den engen Gas- 
sen Pekings kommt es immer wieder zu 



Ausländer bevorzugen die Ostküste 4 



Demonstrationen von »Ausquartierten«, 
die sich nicht so sehr gegen den Abriss ih- 
rer Behausung empören als vielmehr ge- 
gen die geringe Entschädigung, die man 
ihnen anbietet, gegen die Methoden der 
lokalen Baulöwen und gegen die Missach- 
tung geltender Vorschriften durch die 
Verwaltung. Auch die Wanderarbeiter ha- 
ben begonnen, gegen ihre Lebensbedin- 
gungen zu protestieren. Mit Eingaben an 
die Behörden und gerichtlichen Klagen 
versuchen sie, etwas gegen ihren rechtlo- 
sen Status zu unternehmen. Bislang ar- 
beiten sie zumeist ohne Vertrag und Sozi- 
alversicherung, weshalb ihnen die Unter- 
nehmer nach Belieben ihre Löhne vorent- 
halten können. Außerdem protestieren 
sie dagegen, dass es kaum Schulen für 
ihre Kinder und keinen angemessenen 
Wohnraum gibt. 
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Doch auch dabei handelt es sich weni- 
ger um eine Konfrontation zwischen 
»Herrschenden« und »Beherrschten« als 
vielmehr um das Problem, wie sich solche 
sozialen Ansprüche und die Bemühun- 
gen der Führungsschicht um soziale Sta- 
bilität auf einen Nenner bringen lassen. 
So werden etwa die Klagen gegen rück- 
sichtslose Unternehmer von der Regie- 
rung in Peking durchaus ermutigt, und ei- 
nige Leute in der Regierung unterstützen 
auch öffentlich den Kampf der Wanderar- 
beiter. 

Die Protestbewegungen der Bauern 
richten sich vor allem gegen die überhöh- 
te Besteuerung durch örtliche Behörden 
und die Enteignung von Grund und Bo- 
den ohne angemessene Entschädigung. 
Auf dem Land sind die lokalen Machtha- 
ber bei der Unterdrückung von Protesten 
weniger zimperlich als die städtischen 
Autoritäten. Und in Peking gibt es Leute, 
die mit diesen unzufriedenen Bauern 
durchaus sympathisieren. Sie kritisieren 
die örtlichen Kader als ungebildet und 
übermäßig korrupt und sehen es ohnehin 
nicht gern, wenn diese sich der Aufsicht 
Pekings entziehen wollen. Auch geraten 
die Behörden durch die vielfältigen For- 
men des Protests oft in eine schwierige Si- 
tuation: Es gibt nicht nur Demonstratio- 
nen, Petitionen und Zusammenstöße, zu- 
weilen wählen die Bauern auch Regime- 
gegner in die Gemeinderäte, oder sie wen- 
den sich an die Presse bzw. an ihre Für- 
sprecher innerhalb des Staatsapparats. 

Paradoxerweise könnten gerade diese 
kritischen Verhältnisse auf dem flachen 
Lande einen »politischen Wandel« am 
ehesten begünstigen, denn Peking for- 
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47% der Erwerbsbevölkerung 
arbeiten in der Landwirtschaft, 
31% im Dienstleistungssektor 
und 22% in der Industrie 
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dert offiziell eine bessere »Regierungs- 
ausübung«. Die oppositionelle Bewegung 
und die mehr oder weniger freien Wahlen 
haben inzwischen eine neue lokale Elite 
hervorgebracht, zu der »aufgeklärte« Par- 
teikader, neue Unternehmer, Mitglieder 
der einflussreichen Familien und örtliche 
Würdenträger gehören. Sie könnten sich 
als Katalysator einer Art konservativer De- 
mokratisierung erweisen. 

Alles in allem sorgen die vielfältigen 
Protestformen dafür, dass die Unzufrie- 
denheit in der Bevölkerung Ausdruck 
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► Die Armut bleibt auf dem Land 
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finden kann, zugleich aber auf Fragen be- 
grenzt bleibt, die gesellschaftlich zu be- 
wältigen sind. Genaue Angaben über die 
sozialen Konflikte sind schwer zu ermit- 
teln, denn von Transparenz kann nur be- 
grenzt die Rede sein. Überraschend ist je- 
doch, dass sich allmählich ein Raum für 
ziviles Aufbegehren herausbildet, der 
vom Staat legitimiert wird. 

Die Führung testet neue Formen der 
Konfliktregelung, ohne dass diese die alte 
Politik der gnadenlosen Unterdrückung 
vollständig ersetzen würden. Es bleibt die 
Frage, welche institutionelle Form dieser 
Wandel am Ende findet. So lange das 
Recht auf Gründung von Berufsverbän- 
den und freien Gewerkschaften nicht 
existiert, verfügen die Arbeiter über keine 
eigenen »Vertretungen« und müssen sich 
zwangsläufig auf eine Fraktion des politi- 
schen Apparats stützen. 



WWW 

Menschenrechte 

•web.amnesty.org/report2005/chn-summary-eng 

• hrw.org/doc/?t=asia&c=china 
Arbeit und Soziales 

• www.chinalaborwatch.org/ 
•www.labournet.de/internationales/cn/arbeit.html 

• www.clb.org.hk/public/main 
Radio Free Asia 

• www.rfa.org/english/china/ 
Blog und Portal 

• www.chinesische-welt.de/ 
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Umweltzerstörung auf Chinesisch 



Chinas rasantes Wirtschafts- 
wachstumführt zu gewaltigen 
Umwelt Schäden, die die 
Lebensqualität der Chinesen in 
den Städten wie auf dem Lande 
stark beeinträchtigen. 
Inzwischen hat auch auf 
Regierungsebene die Diskussion 
über die ökologischen Probleme 
begonnen. 

In China lebt fast ein Viertel der Weltbe- 
völkerung. Entsprechend kolossal ist 
die Ausbeutung und Belastung seiner na- 
türlichen Ressourcen. Das gilt vor allem 
für den Osten des Landes, wo zwei Drittel 
seiner Einwohner leben. Hier hat sich die 
ganze Geografie in nur wenigen Jahrzehn- 
ten drastisch verändert. 

Die tief greifenden ökologischen Verän- 
derungen sind inzwischen nicht mehr zu 
übersehen. Der Gelbe Fluss (Huang Ho), 
einer der größten Ströme der Welt, an des- 
sen Ufern die Kultur Nordchinas ihren Ur- 
sprung hat, war zum Beispiel im Jahr 1997 
an seiner Mündung ausgetrocknet, weil 
schon an seinem Oberlauf zu viel Wasser 
für landwirtschaftliche Zwecke abgezapft 
worden war. Und 2003 sank sein Pegel auf 
den niedrigsten Stand seit einem halben 
Jahrhundert. 60 der 560 großen und klei- 
neren Flüsse Chinas drohen zu versiegen 
oder sind bereits ausgetrocknet. Um den 
Wassermangel in den Nordprovinzen und 
in Peking (Beijing) zu beheben, wurde ein 
pharaonisches Projekt in Angriff genom- 
men. Ein mehr als 1.600 Kilometer langer 
Süd-Nord-Kanal wird einmal Wasser aus 
dem Jangtse in den Gelben Fluss einspei- 
sen. 

Im Norden Chinas fällt die Wüste aus 
dem Himmel: Die Trockenheit führt im- 
mer häufiger zu Sandstürmen, die immer 
schwerere Schäden verursachen. Fast die 
Hälfte des Territoriums leidet bereits un- 
ter der Bodenerosion. Damit rückt auch 
die Wüste immer weiter nach Osten vor 
und frisstjedes Jahr 2.500 Quadratkilome- 
ter Nutzfläche auf. Heute sind die ersten 
Sanddünen schon 70 Kilometer vor Pe- 
king angelangt. 

Der Temperaturanstieg - um 1,5 Grad 
seit 1950 - lässt die Himalajagletscher ab- 



schmelzen, die den Gelben Fluss speisen. 
So hat der Halonggletscher innerhalb von 
dreißig Jahren 17 Prozent seiner Masse 
verloren. Am Unterlauf des Gelben Flus- 
ses beeinträchtigt die Bodenerosion die 
landwirtschaftlichen Erträge, und überall 
in China sind die Bauern vom Absinken 
des Grundwasserspiegels betroffen. 

Dem Norden droht also die Dürre, dem 
Süden dagegen die Sintflut. Die Über- 
schwemmungen von 1998, die entlang 
dem Jangtse 4.000 Menschenleben for- 
derten und 18 Millionen Menschen ob- 
dachlos machten, hatten ihre Ursache da- 
rin, dass an den Flussufern 85 Prozent des 
Baumbestands abgeholzt wurden. Die Re- 
gierungverbot nach dieser Katastrophe je- 
den weiteren Holzeinschlag. Seitdem geht 
die Entwaldung der Bergregionen langsa- 
mer voran, aber die chinesische Industrie 
musste Holz importieren, um ihren wach- 
senden Bedarf zu decken. Die Über- 
schwemmungen in China heizten also 
den Raubbau an den Wäldern in Russland 
und Südostasien an, aus denen ein Groß- 
teil der illegalen Holzimporte stammt. 

China ist nicht nur der größte Kunstdün- 
gerkonsument der Welt, es ist auch der 
weltweit fünftgrößte Erzeuger von genma- 
nipulierten Agrarprodukten. Auf 3,7 Mil- 
lionen Hektar werden transgenes Soja 
und Baumwolle angebaut. Trotz der In- 
dustrialisierung seiner Landwirtschaft 
kann China die steigende Nachfrage nicht 
decken. Und wenn die wohlhabenden 
Schichten in China die heutigen US-ame- 
rikanische Konsumgewohnheiten über- 
nommen hätten, würde das Land bereits 
67 Prozent der weltweiten Getreide- und 
76 Prozent der Fleischproduktion bean- 
spruchen. 

Auch der Energiebedarf Chinas wächst 
ins Gigantische. Das Land hat heute be- 
reits die zweitgrößte Wasserkraftwerkska- 
pazität der Welt. Am Jangtse ist mit dem 
Bau des »Drei-Schluchten-Staudamms« 
der größte Stausee der Welt entstanden, 
der mit seiner Wasserfläche von 58.000 
Quadratkilometer größer ist als die 
Schweiz. Dieses Projekt hat nicht nur die 
Umsiedlung von 1,2 Millionen Menschen 
erzwungen, es gefährdet auch die einmali- 
ge ökologische Vielfalt dieser Region und 
bedroht Tierarten wie zum Beispiel den 
Jangtse-Delfin, der nur in diesem Fluss 
vorkommt. 



In China wurden 2004 2,5 Millionen pri- 
vate Kraftfahrzeuge produziert. Wenn die- 
ser Trend weitergeht, wird das Land rasch 
zum weltweit größten Erzeuger von Treib- 
hausgasen aufsteigen und die Preise für 
Erdöl und natürliche Rohstoffe weiter in 
die Höhe treiben. Bereits heute ver- 
braucht China mehr als 40 Prozent der 
Weltkohleproduktion, bei Stahl und Ni- 
ckel sind es 25 Prozent und bei Alumini- 
um 19 Prozent. Auf der Weltrangliste der 
Erdölkonsumenten hat China bereits 
Platz zwei (hinter den USA) erreicht und 
Japan hinter sich gelassen. Kein Land der 
Welt baut mehr Autobahnen. Derzeit 
kommen jährlich 5.000 Kilometer hinzu, 
womit das Schnellstraßennetz bis 2010 
auf 70.000 Kilometer ausgebaut sein wird. 

Ein Bericht der chinesischen Akademie 
der Sozialwissenschaften von 2004 kam zu 
dem Ergebnis, dass bei einer ungebrems- 
ten Fortsetzung dieser Entwicklung die 
sozialen Folgen und Umweltbelastungen 
so gravierend ausfallen würden, dass die 
Wachstumsrate um 2 Prozent reduziert 
würde. Für 2005 kalkulierten Beamte der 
Zentralregierung, dass die Umweltkosten 
bei 10 Prozent des Bruttonationaleinkom- 
mens liegen - ebenso hoch wie das Wirt- 
schaftswachstum. Aber in Peking scheint 
die Beschäftigung mit den ökologischen 
Problemen zuzunehmen. Premierminis- 
ter Wen Jiabao hat sich sogar zur »ressour- 
cenfreundlichen Gesellschaft« bekannt. 
Greenpeace sieht China in zehn Jahren als 
größten Wind- und Solarenergieprodu- 
zenten der Welt. Und selbst Ökosteuern 
auf Benzin, Abwasser und Emissionen 
scheinen nicht mehr undenkbar. 



WWW 

Worldwatch/China Watch 

•www.worldwatch.org/taxonomy/term/53 
Greenpeace 

• www.yellowriversource.org 
Drei-Schluchten-Staudamm 

•de.wikipedia.org/wiki/Drei_Schluchten_Staudamm 
Desertifikation 

•de.wikipedia.org/wiki/Chinas_Gr%C3%BCne_Mauer 
offiziell 

• www.cenews.com.cn 

• www.zhb.gov.cn/english 
Geografie und Umwelt 

• www.hphein.de/index.htm 
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KAPITEL O Der Aufstieg Asiens 



Die Welt aus der Sicht Pekings 



In seinem Bestreben, als Großmacht 
anerkannt zu werden, setzt China 
auf seine wachsende Bedeutung für 
die Weltwirtschaft. Zugleich sucht 
die chinesische Diplomatie neue 
Bündnisse auch in der Region - 
vor allem um für eine künftige 
Konfrontation mit den Vereinigten 
Staaten gewappnet zu sein. 

China möchte wieder eine starke Rolle 
auf der internationalen Bühne spie- 
len. Dank seinem Wirtschaftswachstum 
und seiner aktiven multilateralen Diplo- 
matie stehen die Chancen gut, doch die 
Führung in Peking muss darauf achten, 
den sozialen Frieden im Inneren nicht zu 
gefährden. National wie international 
setzt sie auf pragmatische Lösungen. Ein 
starker Staat soll allerdings Garant der 
Entwicklung bleiben, denn die Erniedri- 
gung durch die Invasionen westlicher 
Mächte im 19. und die japanische Beset- 
zung im 20. Jahrhundert bleibt unverges- 
sen. Aber auch der Zusammenbruch der 
Sowjetunion ist der chinesischen Füh- 
rungeine Lehre. 

Um alle Befürchtungen bezüglich des 
jüngsten Machtzuwachses zu zerstreuen, 
hat Peking die Losung vom »friedlichen 
Aufstieg« ausgegeben. Der erste Beleg für 
diese chinesische Variante der Versöh- 
nung mit der bestehenden Ordnung war 
2001 der Beitritt zur Welthandelsorgani- 
sation (WTO). China sucht keine grund- 
sätzlichen Konflikte, sondern hofft auf 
eine multipolare Weltordnung, die neue 
Allianzen und Formen des Ausgleichs er- 
möglicht. Es geht darum, die eigenen In- 
teressen in der internationalen Politik zu 
wahren und vor allem eine Konfrontation 
mit den USA zu vermeiden - die aller- 
dings manche Beobachter als unvermeid- 
lich ansehen. In Peking gilt die führende 
Weltmacht USA als wichtigster Partner. 
Andererseits ist die Regierung überzeugt, 
dass Washington finstere Pläne zur Ein- 
dämmung und Einkreisung, also zur Iso- 
lierung Chinas verfolgt. 

Frieden und Unabhängigkeit gelten da- 
her als die wichtigsten Ziele der chinesi- 
schen Außenpolitik , die auf den »Prinzi- 
pien der friedlichen Koexistenz« beruht. 



Zu diesen gehören die Zusammenarbeit 
mit den Nachbarländern und die Pflege 
freundschaftlicher Beziehungen, aber 
auch die Opposition gegen jedes Hege- 
monialstreben. Die Atommacht China 
hat nicht nur 1996 ihre Atomversuche 
ausgesetzt und den Atomwaffensperrver- 
trag ratifiziert, sondern auch zahlreiche 
Abkommen zur Rüstungskontrolle unter- 
zeichnet. Außerdem ist China in verschie- 
denen regionalen Organisationen vertre- 
ten, etwa der Asiatisch-Pazifischen Wirt- 
schaftskooperation (Apec, 1991) oder 
dem Asean+3-Forum (2000), einem Ver- 
bund der Asean mit China, Japan und 
Südkorea. 

2004 schloss Peking mit den Asean-Län- 
dern ein diplomatisch wichtiges Abkom- 
men, das die Einrichtung einer Freihan- 
delszone bis 2010 vorsieht. Seit 2000 be- 
steht das Asien-Forum von Boao, benannt 
nach seinem Tagungsort, einer Stadt in 
der südchinesischen Provinz Hainan. Zu 
dieser Konferenz, konzipiert wie das 
Weltwirtschaftsforum in Davos, entsen- 
den 26 Staaten ihre Vertreter. 

Die Taiwanfrage bleibt ein Unsicher- 
heitsfaktor in der Region und belastet die 
chinesisch-amerikanischen Beziehun- 
gen. Peking fordert die Wiedereingliede- 
rung der Insel ins Staatsgebiet Festland- 
chinas - nach der Formel »Ein China, 
zwei Systeme« - und hat dieses Ziel im 
März 2005 durch ein Antisezessionsge- 
setz bekräftigt. Zugleich verstärkten die 
USA und Japan ihre militärische Zusam- 
menarbeit. In einer Neufassung ihres bi- 
lateralen Sicherheitsabkommens vom 
Februar 2005 steht nun auch Taiwan auf 
der Liste »gemeinsamer strategischer In- 
teressen«. Diese Entscheidung hat ange- 
sichts der Rivalität Chinas und Japans um 
die Vorherrschaft in der Region unver- 
meidlich zu neuen Spannungen geführt. 

Nach dem militärischen Eingreifen der 
USA in Afghanistan (2001) und im Irak 
(2003) verstärkte die chinesische Diplo- 
matie ihre Bemühungen um neue politi- 
sche Bündnisse und um die multilaterale 
Absicherung der Energieversorgung. Bei 
der Ausrichtung der Sechsergespräche 
über Nordkoreas Atomprogramm (China, 
Russland, Japan, USA, Nord- und Südko- 
rea) hat sich China positiv profiliert. Auch 
zur Europäischen Union pflegt Peking 
gute Beziehungen. 



Das chinesische Vertrauen in Europa als 
verlässlichen Partner und Gegengewicht 
zur US-amerikanischen Hegemonie wur- 
de allerdings erschüttert, als die EU dem 
Druck Washingtons nachgab und den Be- 
schluss der Aufhebung ihres (nach der 
Repressionswelle von 1989 verhängten) 
Waffenembargos gegen China vertagte. 

China hat neue Kontakte zu Brasilien 
und Indien geknüpft und plant, seinen 
Handelsaustausch mit der arabischen 
Welt bis 2010 zu verdreifachen. Sehr aktiv 
ist die chinesische Diplomatie in ganz 
Afrika und Lateinamerika: Von dort be- 
zieht man Rohstoffe, dort findet man ei- 
nen Absatzmarkt für die eigenen Indus- 
trieprodukte. Darüber hinaus hat sich die 
Shanghai Cooperation Association 
(SCO), ein Forum, in dem neben China 
und Russland auch Kasachstan, Tadschi- 
kistan, Kirgisien und Usbekistan vertre- 
ten sind, zu einer »strategischen Partner- 
schaft« mit Russland entwickelt. Dass 
Washington sich in der öl- und gasrei- 
chen zentralasiatischen Region wieder 
stärker engagiert, bedeutet eine Heraus- 
forderung für Peking. Erste Erfolge der 
chinesischen Außenpolitik sind hier be- 
reits zu verzeichnen. Im Juli 2005 forder- 
te die SCO die Auflösung der US-Militär- 
stützpunkte in der Region. Im Juli 2006 
wurde ein erstes Manöver aller sechs 
Staaten angekündigt, nachdem bereits 
gemeinsame Übungen einzelner SCO- 
Mitgliedstaaten stattfanden. Eine »ost- 
asiatische Nato« sei allerdings nicht ge- 
plant, und die militärische Kooperation 
sei »nicht gegen dritte Parteien gerich- 
tet«. Diese Erklärung sollte die USA beru- 
higen, denen allerdings eine andere Ent- 
scheidung noch wichtiger sein dürfte: 
Irans Bestrebungen scheiterten, vom Be- 
obachter zum Vollmitglied der SCO auf- 
zurücken. 



WWW 

offiziell 

•www.fmprc.gov.cn/eng/default.htm 

• www.bjrundschau.com 

• english.peopledaily.com.cn 
•www.chinaview.cn 
Konflikte 

•de.wikipedia.org/wiki/Taiwan-Konflikt 
•de.wikipedia.org/wiki/Volksrepublik_China# 
Territoriale_Ansprüche 
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Die Welt aus der Sicht Neu-Delhis 




Die indische Regierung sucht bessere 
Beziehungen zu China und Südost- 
asien. Auch der Kontakt zu Russland 
wird intensiver. Doch der wichtigste 
Partner Neu-Delhis sind die USA - 
sie sollen Indien den Weg zur 
Großmacht ebnen. 

Die indische Außenpolitik bemüht 
sich sowohl um ein Gleichgewicht 
der Beziehungen zu den wichtigsten 
Machtzentren der Welt als auch um einen 
Ausgleich mit seinen unmittelbaren 
Nachbarn. Angesichts dessen ist die An- 
näherung an Washington geradezu spek- 
takulär. Nach den Atomtests von 1998 hat- 
te es noch eine kurze Spannungsphase ge- 
geben, weil die USA Sanktionen verhängt 
hatten. Doch schon 2001 haben Indien 
und die USA eine strategische Partner- 
schaft geschlossen. Die verbleibenden 
Unstimmigkeiten, besonders in Hinblick 
auf das indische Nuklear- und Weltraum- 
programm, wurden Anfang 2006 durch 
die Vereinbarung überwunden, die seit 
1974 bestehenden Lieferbeschränkungen 
für zivile Atomtechnologie zu beenden. 
Und dies, obwohl Indien den Atomwaf- 
fensperrvertrag immer noch nicht unter- 
schrieben hat. Im Gegenzug verpflichtete 
sich Neu-Delhi, seine zivilen Anlagen den 
Inspektionen der Internationalen Atom- 
energiebehörde (IAEA) zu unterstellen, 
nachem es diese aus dem militärischen 
Nuklearkomplex herausgelöst hatte. 



Dieser Kurswechsel sorgt für Unruhe im 
Land. So wird es als Verlust einer unab- 
hängigen Außenpolitik moniert, dass In- 
dien im Rahmen der IAEA auf Druck der 
USA gegen den Iran und sein Atompro- 
gramm stimmte, obwohl Neu-Delhi mit 
Teheran über ein Gasleitungsprojekt ver- 
handelt, das für Indien von vitalem Inte- 
resse ist. 

Die Europäische Union ist zwar zum ers- 
ten Handelspartner Indiens aufgestiegen 
und zeichnet auch für die meisten neuen 
Direktinvestitionen verantwortlich, aber 
für die Inder tritt die EU politisch zu wenig 
in Erscheinung, trotz der indisch-europäi- 
schen Gipfel, die seit 2000 einmal im Jahr 
stattfinden und den Dialog so weit voran- 
gebracht haben, dass 2004 eine strategi- 
sche Partnerschaft beschlossen wurde. 

Die Beziehungen zu Russland haben 
sich seit dem Zusammenbruch der Sow- 
jetunion gelockert, genießen aber auch 



dreieinhalb Jahrzehnte nach dem in- 
disch-sowj etischen Freundschaftsvertrag 
von 1971 weiterhin große Bedeutung. Au- 
ßer einer engen militärischen, nuklearen 
und raumfahrttechnologischen Zusam- 
menarbeitwollen beide Länder ihre Han- 
delsbeziehungen verstärken und Projekte 
für die gemeinsame Nutzung von Öl- und 
Gasquellen vorantreiben. Der Besuch 
Wladimir Putins im Dezember 2004, 
schon der dritte seit 2000, und weitere 
hochrangige Treffen lassen gleichartige 
Interessen erkennen, aber auch dieselbe 
Einschätzung separatistischer Bestre- 
bungen in multikonfessionellen Vielvöl- 
kerstaaten, des radikalen Islamismus und 
der Veränderungen in den zentralasiati- 
schen Diktaturen. Indien will insbeson- 
dere eine islamische Zone unter Ein- 
schluss Pakistans verhindern und zu- 
gleich von den reichen Energiequellen 
der Region profitieren. 
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Auf der Suche nach neuen Partnern < 



Im Rahmen einer Politik, die vor allem 
»nach Osten« blickt, durchbricht Neu-De- 
lhi auch seine traditionelle Isolierung ge- 
genüber Ostasien, das ein rasantes Wirt- 
schaftswachstum erlebt und wegen des 
chinesischen Einflusses eine latente Ge- 
fahr für die Sicherheit Indiens darstellt. 
Als Dialogpartner der Association of 
South-East Asian Nations (Asean) und de- 
ren regionalem Sicherheitsforum hat In- 
dien 2003 ein Abkommen über wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und den Aufbau ei- 
ner Freihandelszone mit den Asean-Staa- 
ten geschlossen, die freilich eher von poli- 
tischer als von wirtschaftlicher Bedeu- 
tung ist. Zugleich hat Neu-Delhi die Han- 
delsbeziehungen zu Japan, Singapur und 
Südkorea verstärkt, wie auch die militäri- 
sche Zusammenarbeit mit Vietnam, Ma- 
laysia, Indonesien und Thailand. 

Obwohl die Stärke Chinas ein beunruhi- 
gender Faktor bleibt, schlagen die indi- 
schen Machthaber auch gegenüber Pe- 
king eine neue Linie ein. Seit dem China- 



besuch das damaligen Premierministers 
Vajpayee im Jahr 2003 besteht der wech- 
selseitige Wille, die alten territorialen 
Streitigkeiten in einer »politischen Per- 
spektive« zu regeln. Vertrauensbildende 
Maßnahmen im militärischen Bereich 
und die erhebliche Intensivierung der 
wirtschaftlichen Kooperation können das 
eingefleischte Misstrauen zwischen den 
beiden Ländern abbauen. 

Selbst die Idee einer multilateralen Zu- 
sammenarbeit zwischen Russland, China 
und Indien dürfte schon bald auf der Ta- 
gesordnung stehen. Aber Neu-Delhi sieht 
hier keinen Gegensatz zu den indisch- 
amerikanischen Beziehungen, die ange- 
sichts des indischen Strebens nach einer 
Großmachtrolle absoluten Vorrang ha- 
ben. Diese Sichtweise macht den Weg für 
substanzielle Kompromisse gegenüber 
Washington frei. Davon zeugt die Geset- 
zesänderung bezüglich der Herstellung 
von Nachahmer-Medikamenten (Generi- 
ka), die im Dezember 2004 von der indi- 



schen Regierung beschlossen wurde und 
weit über die Forderungen der Welthan- 
delsorganisation (WTO) hinausging. Auf 
Druck der Linksparteien und der Bürger- 
bewegungen hat das indische Parlament 
allerdings im März 2005 wesentliche Ver- 
änderungen an der Novelle vorgenom- 
men. Aber es ist nicht ausgeschlossen, 
dass Neu-Delhi in der letzten Verhand- 
lungsphase bei der Doha-Runde der WTO 
die verheerenden Folgen für das eigene 
Land und die armen Bevölkerungen der 
Dritten Welt akzeptiert - nur um den USA 
entgegenzukommen. 

WWW 

Einleitend 

• de.wikipedia.org/wiki/lndien 
offiziell 

•www.goidirectory.nic.in 

•www.meaindia.nic.in 

Medien 

• www.hinduonnet.com 
•www.tehelka.com 

• www.outlookindia.com 
•www.world-newspapers.com/india.html 
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Indiens später Aufschwung 



Indien ist es nicht gelungen, sich 
der Weltwirtschaft zu entziehen. 
Die ursprüngliche Strategie der 
Import Substitution hat aber die 
Voraussetzungen für schnelles 
Wachstum geschaffen. Trotz der 
Erfolge bei High-Tech-Dienst- 
leistungen: Der Agrarsektor bleibt 
für Indien die Schlüsselgröße. 

Jawaharlal Nehm, Indiens erster Pre- 
mierminister, von 1947 bis 1964 im 
Amt, und die regierende Kongresspar- 



tei orientierten sich am Entwicklungsmo- 
dell der Importsubstitution, das den Er- 
satz von teuren Einfuhren durch preiswer- 
tere einheimische Produkte vorsah. Das 
Modell beruhte auf einer zentralisierten 
Planwirtschaft, mit Hauptaugenmerk auf 
der Industrie, der Herausbildung eines 
großen öffentlichen Sektors und der Ein- 
richtung eines Systems staatlicher Geneh- 
migungen zur Kontrolle des privaten Sek- 
tors. Hohe Zollmauern schützten die 
Wirtschaft vor ausländischer Konkur- 
renz. 

Durch ausgleichende Subventionen 
blieb das soziale Gefälle begrenzt. Zu- 
gleich entstand eine breite Mittelschicht 



sowie eine solide, von internationalen 
Einflüssen abgeschirmte ökonomische 
Basis. An seine Grenzen stieß das System 
vor allem wegen seiner schwachen Pro- 
duktivität und der für Indien immer 
dringlicher werdenden Notwendigkeit, 
sich in den Welthandel einzugliedern. 

Der Staat förderte den äußerst bürokra- 
tischen öffentlichen Sektor, um die Ar- 
beitslosigkeit in den Griff zu bekommen, 
während die vor ausländischer Konkur- 
renz geschützten und staatlich kontrol- 
lierten Privatunternehmen weder nen- 
nenswerte Gewinne machen noch expan- 
dieren konnten. Schwach war auch die Ex- 
portfähigkeit, obwohl die Importe, vor al- 
lem Energieträger, zunehmend teurer 
wurden. Der Anteil der indischen Exporte 
am Welthandel sank von 1950 bis 1973 
von 1,9 auf 0,6 Prozent. Im Zuge der Ölkri- 
sen der i97oer-Jahre musste das Land im- 
mer mehr auf Kredit importieren; 1991 
belief sich die Auslandsverschuldung auf 
72 Milliarden Dollar. Die Devisenvorräte 
reichten nur noch für den Importbedarf 
von vier Wochen. 

Angesichts dieser Schwierigkeiten, des 
Aufschwungs in China und der Unzufrie- 
denheit im Lande akzeptierte die indische 
Regierung einen Strukturanpassungs- 
plan des Internationalen Währungsfonds 
(IWF). Seither wird die Wirtschaft deregu- 
liert, ausländische Investoren dürfen Fi- 
lialen gründen und Mehrheitsanteile an 
indischen Unternehmen erwerben. Im 
gleichen Zuge werden die Importquoten 
abgeschafft und die Zölle, die 1991 noch 
38 Prozent der staatlichen Steuereinnah- 
men ausmachten, abgebaut. Zwischen 
1991 und 2000 sind die durchschnittli- 
chen Zolltarife von 79 auf 30,2 Prozent ge- 
sunken, im extremsten Fall von 400 Pro- 
zent 1991 auf 35 Prozent im Jahr 2000. 

Heute hat die wirtschaftliche Öffnung 
Indiens einen Stand erreicht, der mit dem 
Argentiniens und Brasiliens vergleichbar 
ist, aber hinter dem anderer asiatischer 
Länder wie China oder Thailand liegt. 
Auch die Ausländischen Direktinvestitio- 
nen bleiben hinter denen in anderen Län- 
dern Asiens zurück. Während ausländi- 
sche Gesellschaften in zahlreichen Sekto- 
ren, vom Hotelgewerbe bis hin zum Ver- 
kehrswesen und der Energieversorgung, 
bis zu 100 Prozent und in der Automobil- 
branche immerhin 51 Prozent eines indi- 
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Alphabetisierungsquote bei den Frauen: mehr als die Hälfte der Inderinnen können nicht lesen und schreiben < 



sehen Unternehmens besitzen dürfen, 
müssen sie sich etwa im Versicherungsbe- 
reich mit einem Kapitalanteil von 27 Pro- 
zent begnügen. 

Obwohl Indien zwischen 1991 und 2002 
Direktinvestitionen in Höhe von 24 Milli- 
arden Dollar sowie 23 Milliarden Anlage- 
gelder angezogen hat, liegt die Gesamt- 
summe zehnmal niedriger als in China. 
Doch seit einigen Jahren steigen die Zu- 
wachsraten, nicht nur wegen des An- 
sturms der multinationalen Softwarekon- 
zerne, sondern auch wegen der Verlage- 
rung industrieller Produktionsstätten, 
nicht zuletzt in der Automobilbranche. 

Das Wachstum der indischen Exporte, 
hauptsächlich Textilien und Pharmapro- 
dukte, lag zwischen 1990 und 2000 durch- 
schnittlich bei 9 Prozent und damit über 
dem Anstieg der Importe um 7 Prozent. 
Generika, also nachgeahmte Arzneimit- 
tel, spielen dabei eine wesentliche Rolle, 
ebenso die Softwareproduktion. Den für 



diese Bereiche geltenden Regeln und Pa- 
tentvorschriften der Welthandelsorgani- 
sation hat sich Indien 2005 unterworfen. 
Weltweit hat Indien es mittlerweile auf 
ein Fünftel aller Softwareexporte ge- 
bracht. Dabei liegt der Anteil der Dienst- 
leistungen am Exportgeschäft Indiens 
mit 3,9 Prozent höher als der Chinas mit 
2,9 Prozent. Das ist volkswirtschaftlich 
von erheblicher Bedeutung, weil die Wert- 
schöpfung bei Dienstleistungen oft grö- 
ßer ist als bei agrarischen oder gewerbli- 
chen Gütern. 

Die spektakulärste Entwicklung der letz- 
ten Jahre ist jedoch die Offensive multi- 
nationaler indischer Konzerne, die sich 
neuerdings im Ausland - auch im Westen 
- sehen lassen. Im Jahr 2005 haben diese 
Firmen 12 Milliarden Dollar ausgegeben, 
um überall auf der Welt Unternehmen zu 
kaufen. 

Zur Abwahl der nationalistischen indi- 
schen Regierung im Jahr 2004 trug we- 



sentlich bei, dass sie die noch immer zen- 
trale Bedeutung der Landbevölkerung 
und des Agrarsektors ignoriert hatte. Die 
neue Regierung unter der Leitung der 
Kongresspartei räumt ein, dass das hohe 
Wachstum (allein 8 Prozent von 2004 bis 
2005) nicht zwangsläufig Entwicklung be- 
deutet. Mit anderen Worten: Der blühen- 
de Baum der Dienstleistungen darf nicht 
den Blick auf den noch sehr verkümmer- 
ten Wald der Landwirtschaft verstellen. 



WWW 

Überblick 

•de.wikipedia.org/wiki/Wirtschaft_lndiens 
•hdr.undp.org/statistics/data/country_fact_sheets/ 
cty_fs_IND.html 
Links 

• www.digaachen.de/links. htm#Wirtschaft 
Forschungsinstitute und -gruppen 

•www.cess.ac.in 

• www.observerindia.com 

• www.weforum.org/india 

• www.economywatch.com 
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Kaschmir: Entspannung, 
aber keine Lösung 



Im ehemaligen Himalaja- 
Fürstentum stehen sich Indien und 
Pakistan hochgerüstet gegenüber. 
Nach mehreren Kriegen gibt es erste 
Entspannungszeichen, und die 
Grenze wird allmählich durchlässi- 
ger - aber das Misstrauen bleibt. 



Das Fürstentum Kaschmir hat sich 
1947 dem unabhängigen Indien 
durch einen Beitrittspakt angeschlossen, 
der juristisch unanfechtbar ist. Die Moda- 
litäten des Anschlusses führten aber zu 
Konflikten und Kriegen mit den beiden 
Nachbarn Pakistan und China. Und auch 
im Verhältnis der Regionalhauptstadt Sri- 



nagar zur Zentrale in Neu-Delhi sorgte die 
Integration von Anfang an für böses Blut. 

Denn Neu-Delhi hat die in diesem Pakt 
vorgesehene größtmögliche Autonomie 
des neuen Unionsstaates Jammu und 
Kaschmir, die 1951 im Artikel 370 der in- 
dischen Verfassung garantiert und 1952 
durch das mit Premierminister Sheikh 
Abdullah unterzeichnete »Delhi Agree- 
ment« bestätigt wurde, systematisch un- 
terwandert. 1953 ließ die indische Zen- 
tralregierung Sheikh Abdullah verhaften. 
Man verdächtigte ihn erneuter Unabhän- 
gigkeitsbestrebungen, nachdem seine 
Partei, die National Conference, bei den 
Wahlen von 1951 alle 75 Sitze der verfas- 
sunggebenden Versammlung von Jammu 
und Kaschmir gewonnen hatte. Diese 
stimmte dennoch 1957 der endgültigen 
Integration in die Indische Union zu. Ihre 
Beschlüsse liefen auf einen neuen, weni- 
ger autonomen Sonderstatus hinaus, der 
1975 von Sheikh Abdullah selbst verbürgt 




wurde. Neu-Delhi hatte ihn nach fast 
zwanzigjähriger Freiheitsberaubung wie- 
der an die Macht gebracht. 

Zugleich entwickelte sich unter den 
Kaschmiris eine tiefe Unzufriedenheit 
mit der eigenen Führung. Autoritarismus, 
Vetternwirtschaft und Korruption mach- 
ten zunichte, was die Bevölkerung sich 
von den Investitionen der indischen Zen- 
tralregierung erhoffen konnte. Die Wohl- 
taten kamen nur einer Elite zugute. Auch 
die Rückkehr Sheikh Abdullahs an die 
Macht änderte nichts daran. Nach seinem 
Tod im Jahr 1982 verschlimmerte sich die 
Situation. Neu-Delhi spielte offen den 
»Königsmacher« in Srinagar. Vor allem 
der gebildeten Jugend blieb damit jeder 
politische Einfluss verwehrt. 

Der Diskreditierung der National Confe- 
rence und der Wahlbetrug von 1987 gaben 
das Signal zum bewaffneten Kampf. An 
diesem beteiligten sich zunächst ver- 
schiedene Gruppen, von denen sich als 
wichtigste die unabhängige laizistische 
Jammu and Kaschmir Liberation Front 
QKLF) hervortat. Doch im Lauf der Kämp- 
fe übernahmen die von Pakistan unter- 
stützten islamistischen Dschihadisten 
eine immer größere Rolle. 

Nach mehr als zehn Jahren grausamer 
Repression und eskalierendem Terror 
sind heute die ersten Anzeichen von Ent- 
spannung zu bemerken. Seit 1996 knüpft 
Neu-Delhi wieder an den 1990 ausgesetz- 
ten Demokratisierungsprozess an. Zwar 
boykottierte die All Party Hurriyat Confe- 
rence, einer Gruppierung separatistischer 
Parteien mit unterschiedlichen Zielen, 
die Wahl von 2002. Aber trotz der Versu- 
che, die Wähler einzuschüchtern, brach- 
ten diese als relativ frei eingestuften Wah- 
len die Autonomisten der demokrati- 
schen Volkspartei Peoples Democratic 
Party (PDP) an die Macht. 

Von Neu-Delhi unterstützt, verfolgt die 
PDP gegenüber den separatistischen 
Gruppierungen eine Politik der Normali- 
sierung. Es ist ihr gelungen, die gemäßig- 
ten Elemente der Hurriyat in den Dialog 
einzubinden, die mittlerweile überzeugt 
sind, dass die Dschihadisten-Gruppen der 
Sache Kaschmirs schaden, und die den 
bewaffneten Kampf für aussichtslos hal- 
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ten. Vor allem aber lassen Indien und Pa- 
kistan heute den gemeinsamen Willen er- 
kennen, aus der Sackgasse herauszukom- 
men. Bisher hatte die pakistanische Seite 
eine Volksabstimmung über die Zukunft 
ganz Kaschmirs verlangt, die nach An- 
sicht Indiens durch den Beitrittsbe- 
schluss von 1957 gegenstandslos ist. 
Doch jetzt hat der pakistanische Präsi- 



► Eine Region, drei Religionen 




dent Pervez Musharraf seine Bereitschaft 
angedeutet, auf ein Referendum in Kasch- 
mir zu verzichten. Wünschenswert sei, 
beiden Teilen Kaschmirs weitestgehende 
Autonomie zu gewähren. Zudem schlug 
Musharraf vor, die Grenzlinie zwischen 
dem indischen Kaschmir (Jammu und 
Kaschmir) und dem pakistanischen 
Kaschmir (Asad Kaschmir) mit der Zeit »ir- 
relevant« zu machen. 

Indien scheint indes bereit, die Kasch- 
miris in die Friedensgespräche mit Pakis- 
tan einzubeziehen. Konkrete Zeichen die- 
ses Tauwetters sind Lockerungen an der 
Grenze. So wurde etwa eine tägliche Bus- 
verbindung zwischen Srinagar und Mu- 
zaffarabad, der Hauptstadt von Asad 
Kaschmir, eingerichtet. Ihr soll mögli- 
cherweise eine zweite, zwischen Kargil 
und Skardu in den Nordgebieten, folgen. 
Auch erlaubte Neu-Delhi der Führungs- 
spitze der Hurriyat, in die pakistanische 
Hauptstadt Islamabad zu reisen. 

Doch eine endgültige Lösung liegt noch 
in weiter Ferne. Außer dem eingefleisch- 
ten Misstrauen zwischen Indien und Pa- 



kistan und den unberechenbaren Manö- 
vern von Präsident Musharraf bereitet 
eine andere Frage der Regierung in Neu- 
Delhi Kopfzerbrechen: wie sie den Forde- 
rungen der hinduistischen Bevölkerung 
von Jammu und Kaschmir gerecht werden 
soll, insbesondere denen der durch den 
Terror seit 1990 aus dem Kaschmirtal ver- 
triebenen 350.000 Pandits. Aber auch die 
hinduistische Bevölkerungsmehrheit in 
der Region Jammu und die Buddhisten 
der Region Ladakh wollen nicht dem Ein- 
fluss einer anderen Religion unterworfen 
sein. Dabei stellen die Muslime nicht nur 
im pakistanischen, sondern auch im indi- 
schen Teil Kaschmirs die Mehrheit der Be- 
völkerung. 

WWW 

Einführend 

• de.wikipedia.org/wiki/Kaschmir 
•www.suedasien.net/laender/indien/unionstates/ 
jammukashmir.htm 
Portal 

•www.southasianist.info/kashmir 
offiziell 

•jammukashmir.nic.in 
•www.klc.org.pk 
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Sri Lanka fehlt der Wille 
zur Föderation 



Eine Zeit lang gab es Fortschritte in 
den Verhandlungen zwischen den 
separatistischen »Befreiungstigern« 
und der Regierung in Colombo. Doch 
die Falken haben sich wieder durch- 
gesetzt. Auch die furchtbaren Folgen 
des Tsunami brachten die verfeinde- 
ten Parteien nicht zur Besinnung. 

Nördlich von Vavuniya endet die Auto- 
rität des Staates Sri Lanka. Hier be- 
ginnt das Verwaltungsgebiet der Libera- 
tion Tigers, der Befreiungstiger, die mit 
unverhohlener Genugtuung von sich be- 
haupten: »Wir sind ein expandierender 
Staat.« Ein gnadenloser »Staat«, der Kin- 



dersoldaten rekrutiert, seine inneren 
Gegner eliminiert und seinen Chef und 
Gründer Vellupillai Prabhakaran zur öf- 
fentlich angebeteten Kultfigur erhoben 
hat. 

Von der britischen Kolonialmacht ge- 
fördert, befanden sich die hinduistischen 
Tamilen - 18 Prozent der Bevölkerung ge- 
mäß der Volkszählung von 1981 - nach 
der Unabhängigkeit 1948 in einer heiklen 
Lage: Sie waren eine Minderheit, die von 
der Kolonialherrschaft profitiert hatte. 
Der neue Staat wurde nun von der 
buddhistischen singhalesischen Mehr- 
heit beherrscht, die den Tamilen keine 
Chance gab. Diese versuchten vergebens, 
sich gegen ihre Diskriminierung mit par- 
lamentarischen Mitteln zu wehren. Unter 
dem Eindruck von Pogromen griff die 



nach der Unabhängigkeit geborene Ge- 
neration zu den Waffen und schuf eine 
gefürchtete Guerilla - die Liberation Ti- 
gers of Tamil Eelam (LTTE) . 

Für die große Masse der Tamilen sind 
die Tiger eine diktatorische Gewalt ge- 
worden, der sie ihre Sicherheit und ihre 
Emanzipation als Volk anvertraut haben. 
Dafür haben sie alte individuelle Freihei- 
ten wie auch Rechtssicherheit und politi- 
schen Pluralismus aufgegeben. Im Jahr 
2003 haben die meisten tamilischen Par- 
teien die Befreiungstiger als ihre einzigen 
Repräsentanten anerkannt. Wer die Un- 
terwerfungsgeste verweigerte, wurde von 
der Guerilla bedroht. 

Die breite Masse der Singhalesen ist 
überzeugt, das kulturelle Erbe des Thera- 
vada-Buddhismus zu hüten und gegen 
eine indische Welt, der sie die Tamilen 
zurechnen, verteidigen zu müssen. Aber 
Neu-Delhi lehnt die Idee eines separaten 
Tamilenstaats in Sri Lanka entschieden 
ab. Im südindischen Bundesstaat Tamil 
Nadu, wo die LTTE ihre Nachhut-Basis 
hatten, leben 50 Millionen Tamilen. 

In Sri Lanka gibt es zwar auch Christen, 
aber sie spielen in dem Konflikt keine be- 
sondere Rolle. Die Muslime, auch Moors 
genannt, stellen 7 Prozent der Inselbevöl- 
kerung und sind die großen Verlierer. Sie 
sprechen Tamil, fühlen sich aber als Sri- 
Lanker. Sie leben vor allem in der Umge- 
bung von Batticaloa und Trincomalee, ei- 
nem der besten Naturhäfen Asiens. Sie 
werden wegen ihrer gesellschaftlichen 
Stellung beneidet und von den Tigern der 
Kollaboration mit der Regierung in Co- 
lombo bezichtigt. Um nicht unter deren 
Fuchtel zu leben, fordert die muslimi- 
sche Minderheit ein eigenes föderales 
Gebiet nach dem Muster des indischen 
Unionsterritoriums Pondicherry, das als 
ehemalige französische Kolonie über ein 
eigenes Parlament und eine eigene Regie- 
rung verfügt. 

Bei den Friedensverhandlungen haben 
die LTTE zwar auf die Forderung nach ei- 
nem separaten Staat verzichtet und einer 
föderativen Lösung zugestimmt. Aber ihr 
Vorschlag einer Interimsverwaltung, bei 
der Colombo nicht mitzureden hätte, 
ging weit über den Rahmen eines autono- 



► Völker und Religionen 
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► Auf der Flucht vor Tsunami und Bürgerkrieg 



men Status hinaus. Damit kam der Frie- 
densprozess ins Stocken. 

Aus Angst vor einer Teilung der Insel 
hat sich auch die singhalesische Mehr- 
heit zunehmend radikalisiert. Bei den 
Parlamentswahlen von 2004 verlor der 
neoliberale Premierminister Ranil Wick- 
remasinghe, der als zu nachgiebig gegen- 
über den Tigern galt, gegen ein nationa- 
listisches Bündnis unter Führung von 
Staatspräsidentin Chandrika Kumara- 
tunga, dem sich die Kommunisten der 
JVP und eine Fraktion buddhistischer 
Mönche anschlössen. Am 17. November 
2005 wurde der »Falke« Mahinda Raja- 
pakse, bis dahin Premierminister, in auf- 
geheizter Atmosphäre mit der knappen 
Mehrheit von 50,3 Prozent gegen die 
»Taube« Wickremasinghe zum neuen 
Staatspräsidenten gewählt. 

Geschwächt sind die LTTE inzwischen 
durch die Abspaltung des für den Osten 
zuständigen Tiger-Kommandanten Karu- 
na, durch den wahrscheinlich von den 
LTTE verübten Mord an dem srilanki- 
schen Außenminister und Hardliner Ka- 
dirgamar im August 2005 und durch die 
sukzessive Ausschaltung der norwegi- 
schen Regierung, dem langjährigen Ver- 
mittler zwischen den Kriegsparteien. Die 
singhalesische Seite hatte Oslo aber für 
zu guerillafreundlich gehalten. Von sei- 
nen Bündnispartnern, den Kommunis- 
ten und den Mönchen an die Kandare ge- 
nommen, ignorierte der neue Präsident 
das föderale Modell und steuerte damit 



auf die Wiederaufnahme der militäri- 
schen Auseinandersetzung zu. 

Auch die schlimmste Katastrophe in der 
Geschichte der Insel, der Tsunami vom 
26. Dezember 2004 mit über 38.000 To- 
ten, ließ die Volksgruppen nicht zusam- 
menrücken, sondern hat den Konflikt im 
Gegenteil noch weiter verschärft. Jede 
Seite warf der anderen vor, die internatio- 
nale Hilfe zu monopolisieren. Als endlich 
als Ergebnis zäher Verhandlungen zwi- 
schen Colombo und den LTTE eine Ver- 
einbarung zur Aufschlüsselung der Hilfs- 
gelder erzielt war, wurde es vom Obersten 
Gerichtshof für ungültig erklärt. 

Sri Lanka verfügt mit seiner hohen Al- 
phabetisierungsrate von über 92 Prozent 



Die Wirtschaft der Insel A 



der Erwachsenen (Indien: 61,3 Prozent) 
über ein starkes Entwicklungspotenzial. 
Doch nach zwanzig Jahren Krieg und 
60.000 Toten hängt die Zukunft der Insel 
allein von der Fähigkeit der Kriegspartei- 
en ab, einen föderalen Kompromiss zu 
finden. 



WWW 

Überblick 

•de.wikipedia.org/wiki/Sri_Lanka 

•www.suedasien.net/laender/sri_lanka/sri_lanka.htm 

• www.lankalibrary.com 

Konfliktparteien 

•www.priu.gov.lk 

•www.eelam.com 

NGO 

•www.cpalanka.org 
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Japan: Lernen aus der Wirtschaftskrise 



Seit Mitte der 1990er-] ahre ist 
die japanische Gesellschaft damit 
beschäftigt, ihre Wirtschafts-, 
Vertrauens- und Identitätskrise zu 
überwinden. Erst in jüngster Zeit 
gibt es Anzeichen der Besserung. 



Als die japanische Wirtschaft gegen 
. Ende der i98oer-Jahre »die Welt 
einkaufte«, brach in zahlreichen Ländern 
eine regelrechte Nippophobie aus. Die 
Presse fragte sich nach den nächsten Zie- 
len dieser alles verschlingenden Japaner, 

► Hauptabnehmer chinesischer Exporte 

Einfuhren aus China, Mrd. Dollar, nach ... 
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die Unternehmen, Schlösser, Weinberge 
oder auch Kultursymbole an sich rissen - 
etwa die Columbia-Studios, die 1989 von 
Sony aufgekauft wurden. 

Zugleich führte diese unglaubliche Er- 
folgsgeschichte zum Nachdenken über 
die Bedingungen, die Japan diese domi- 
nierende weltwirtschaftliche Rolle er- 
möglicht hatten. Das angebliche Modell 
wurde unter die Lupe genommen, und 
manche kamen sogar auf die Idee, es zu 
kopieren. Japanische Begriffe wie »keiret- 
su« (verflochtene Unternehmensgrup- 
pen), »kaizen« (ein kontinuierlicher Ver- 
besserungsprozess) oder »kanban« (eine 
flexible Produktionssteuerung) berei- 
cherten das Vokabular der europäischen 



► Geplatzte Blase, stagnierende Wirtschaft 
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und amerikanischen Manager. Sie hoff- 
ten, damit die Zauberformeln entdeckt 
zu haben, um die westlichen Wirtschafts- 
systeme aus ihrer chronischen Krise zu 
führen. 

Doch die Schwärmerei für das japani- 
sche Modell war nur von kurzer Dauer. Ja- 
pan stürzte in eine tiefe Wirtschaftskrise, 
von der es sich bis heute kaum erholt hat. 
Eine Spekulationsblase, die sich seit Mit- 
te der i98oer-Jahre aufgebaut hatte und 
die Aktienkurse und Immobilienpreise in 
die Höhe trieb, platzte Anfang der 1990er- 
Jahre. Die »Bubble Economy« ging zu 
Ende, der Börsenindex Nikkei fiel von 
40.000 auf 10.000 Punkte, und der gesam- 
te Finanzsektor war auf einmal horrend 
überschuldet, da die Banken die überteu- 
erten Immobilien als Sicherheiten akzep- 
tiert hatten. Technisch gesehen war das 
Land bankrott. 

Japan fand sich damit in einer seit 1945 
nie da gewesenen Problemsituation wie- 
der. Grundlegende wirtschaftliche Refor- 
men unterblieben, die Folge war eine 
zehnjährige Wachstumskrise. Eine kor- 
rupte Führungsriege zeigte sich unfähig, 
anders als mit einem unwirksamen key- 
nesianischen Auffangverhalten zu reagie- 
ren; immer neue Konjunkturprogramme 
trieben nun auch noch die Staatsver- 
schuldung in ungekannte Höhen. Aber 
auch die globale Situation änderte sich. 
Bis dahin hatte sich Japan mit seiner wirt- 
schaftlichen Entwicklung beschäftigen 
können, ohne nennenswerte Rüstungs- 
ausgaben finanzieren zu müssen oder 
eine regionalpolitische Verantwortung zu 
übernehmen. Jetzt aber drängte Wa- 
shington, die militärische Zurückhaltung 
aufzugeben. 

Damit nicht genug: 1995 geschah der 
Giftgasanschlag auf die U-Bahn von To- 
kio und wenige Monate später das Erdbe- 
ben von Kobe, bei dem der Katastrophen- 
schutz vollkommen versagte. Das war für 
einen großen Teil der Bevölkerung ein 
ähnlicher psychologischer Schock wie 
1945 die Bombenabwürfe auf Hiroschi- 
ma und Nagasaki. Die Krise des Selbstbe- 
wusstseins verlangte einen Aufbruch auf 
allen Ebenen der Gesellschaft. 

Dieser Prozess war und ist insofern 
nicht einfach, als viele Japaner die Be- 
zugspunkte, an denen sie sich ihr Leben 
lang orientiert hatten, verloren haben. 



► Tendenzieller Fall der Wachstumsrate 

jährliches Wirtschaftswachstum, in Prozent 
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► Angst vor Kündigung, eine neue Erfahrung 

Arbeitslosigkeit, in Prozent der Erwerbsbevölkerung 
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Der Handel mit den asiatischen Nachbarn < 



Zunächst mussten sich die meisten gro- 
ßen Unternehmen vom Konzept der An- 
stellung auf Lebenszeit und eines mit den 
Dienstjahren steigenden Gehalts verab- 
schieden, um die Lohnkosten zu senken 
und auf internationalem Niveau wieder 
eine gewisse Wettbewerbsfähigkeit zu er- 
langen. Der Staat, dem es seit dem Krieg 
gelungen war, die nationale Wirtschaft zu 
lenken, erwies sich als unfähig, dem 
Druck der neoliberalen Anforderungen 
zu widerstehen. Arbeitslosigkeit, Defla- 
tion und eine schrumpfende ökonomi- 
sche Basis beendeten den Traum von der 
Wohlstandsgesellschaft. Und schließlich 



Die alternde Bevölkerung 
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verbreitete sich in der Gesellschaft die 
Einsicht, dass ein Schulsystem überholt 
war, dessen Auftrag darin bestand, den 
japanischen Unternehmen gehorsame 
Untertanen zu liefern. 

Der Verlust dieser Bezugspunkte führte 
in eine Zeit sozialer Instabilität, in der 
wachsende Kriminalität, politischer Po- 
pulismus oder auch eine steigende 
Selbstmordrate Schlagzeilen machten. 
Gleichzeitig hat sich die Gesellschaft wei- 
terentwickelt. Angesichts der zögernden 
Reaktionen des Staates auf das Erdbeben 
von Kobe - Fehler, die sich seither wieder- 
holt haben - entstanden Netzwerke ge- 
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genseitiger Hilfeleistung, die 1998 zu ei- 
nem Gesetz führten, das die Bildung ge- 
meinnütziger Vereine zuließ. Diese Ini- 
tiativen, die für japanische Verhältnisse 
etwas Neues sind, kümmern sich beson- 
ders um die Versorgung der alternden Be- 
völkerung. 

Neu ist das Auftauchen von Online- 
Diensten, die am Fundament der bislang 
vorherrschenden großen Gesellschaften 
rütteln. Bei den neuen Technologien, 
vom Handy über Computer bis zu Video- 
spielen und Zeichentrickfilmen, konnte 
Japan allerdings eher an seine alten Stär- 
ken in der Kommunikations- und Unter- 
haltungsindustrie anknüpfen. Seit 2004 
hat die Exportbranche wieder Anschluss 
an die weltwirtschaftlichen Entwicklun- 
gen gefunden. Deshalb ist nicht ausge- 
schlossen, dass Japan uns in weiteren 
zehn Jahren ein zweites Mal mit einer glo- 
balen Einkaufstour überrascht. 

WWW 

Überblick 

•de.wikipedia.org/wiki/Wirtschaft_Japans 
•www.britannica.com/wdpdf/Japan.pdf 
•www.weltpolitik.net/Regionen/AsienPazifik/Japan/ 
offiziell 

•www.boj.or.jp/en 

•www.jetro.go.jp 

•www.stat.go.jp 

nichtkommerziell 

•japanfocus.org/ 

Jugendliche 

•www.taz.de/pt/2006/05/121/mondeText.artikel, 
a0050.idx,15 

•www.atimes.com/atimes/Japan/FG28Dh01.html 
• en.wikipedia.org/wiki/Livedoor 
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Die Welt aus der Sicht Tokios 



Außenpolitisch hat Japan 
hauptsächlich den asiatischen 
Kontinent im Blick. Aber auch 
andere Regionen werden 
interessant. Vor allem als Geld- 
geber in der Entwicklungshilfe 
und durch mehr Präsenz in den 
internationalen Organisationen 
verstärkt Japan sein Gewicht. 

Es gab eine Zeit, da präsentierte der ja- 
panische Premierminister Nakasone 
sein Land als den »unsinkbaren Flug- 
zeugträger« der USA. Anfang der 1980er- 
Jahre, mitten im Kalten Krieg, schockier- 
te eine solche Äußerung kaum - außer 
vielleicht die Sowjets, die befürchteten, 
das Land der aufgehenden Sonne könnte 
ihnen die Durchfahrt zwischen dem 
Ochotskischen Meer und dem Pazifik ver- 
sperren. 

Die Japaner waren von den sowjetischen 
Expansionsbestrebungen beunruhigt, 
vom Einmarsch in Afghanistan ebenso 
wie von der Stationierung von SS-20-Rake- 
ten in Sibirien. Zugleich wollten sie ihre 
wirtschaftliche Entwicklung ohne die 
Last von Militärausgaben fortsetzen. So 
sahen sie keinen Grund, das seit 1952 be- 
stehende Militärbündnis mit den USA in- 
frage zu stellen, und glaubten sogar, es 
noch ausbauen zu können. Und als Naka- 
sone von einer »Schicksalsgemeinschaft« 
zwischen Tokio und Washington sprach, 
wusste jeder, dass er eine unverbrüchli- 
che Bindung an die USA meinte, in deren 
Windschatten es international häufiger 
aufzutreten gedachte. 



Die Handelsstreitigkeiten mit dem Part- 
ner, der Druck aus den USA, für die eige- 
ne Sicherheit tiefer in die Tasche zu grei- 
fen, aber auch der Zusammenbruch der 
Sowjetunion setzten Nakasones Ambitio- 
nen ein Ende. Hinzu kam, dass 1990 die 
Spekulationsblase im japanischen Im- 
mobiliengeschäft platzte und die Volks- 
wirtschaft in die tiefste Krise seit dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs stürzte. Ja- 
pan musste seine Außenpolitik überden- 
ken und seinen Platz im internationalen 
Geschehen neu definieren - eine schwie- 
rige Aufgabe angesichts der engen Bin- 
dungen an Washington und einer Frie- 
densverfassung, die dem Land verbietet, 
eine eigene Armee zur Kriegsführung zu 
unterhalten. 

In Zukunft möchte Tokio seine Stimme 
in den internationalen Organisationen 
stärken, um seine Interessen durchzuset- 
zen. Dabei setzt es vor allem auf seine Fi- 
nanzmacht und wählt dazu den Umweg 
der öffentlichen Entwicklungshilfe. Seit 
Premierminister Takeshita 1988 erklärt 
hat, er wolle Japan zum weltweit größten 
Geberland für die Entwicklungshilfe ma- 
chen, hat es große Anstrengungen in die- 
se Richtung unternommen. 

Die marode Verfassung der öffentlichen 
Finanzen hat Japan zwar gezwungen, die 
zur Verfügung gestellte Summe zurückzu- 
fahren - sie lag 2004 mit 8,9 Milliarden 
Dollar bei nur 0,19 Prozent der Wirt- 
schaftsleistung. Dennoch ist sich die am- 
tierende Regierung der Nützlichkeit die- 
ser Politik bewusst. Sie hat die Zielgebie- 
te nach und nach auf afrikanische und la- 
teinamerikanische Länder ausgedehnt, 
die lange zugunsten Asiens vernachläs- 
sigt worden waren. Die von Japan initiier- 



ten Internationalen Konferenzen für die 
Entwicklung Afrikas (Ticad I 1993, Ticad 
II 1998, Ticad III 2003) in Tokio bestäti- 
gen den Willen zu einer ausgeglicheneren 
Außenpolitik. Premierminister Koizumi 
hat im Übrigen erklärt, sein Land wolle 
die Afrikahilfe, die derzeit mit 530 Millio- 
nen Dollar 8,8 Prozent der Entwicklungs- 
hilfe ausmacht, bis 2008 verdoppeln. 

Parallel zu diesen Bemühungen räumt 
die japanische Politik den asiatischen 
Ländern weiterhin Priorität ein. Sowohl 
strategisch als auch ökonomisch ist der 
Ferne Osten für das Land die entschei- 
dende Region. Die Verbrechen der kaiser- 
lichen Armee im Zweiten Weltkrieg ha- 
ben in Korea und China schmerzliche Er- 
innerungen hinterlassen. Beide Länder 
sparen übrigens nicht mit Hinweisen auf 
diese belastende Vergangenheit, um vor 
einem möglichen Wiederaufleben von 
Nationalismus und Militarismus in Japan 
zu warnen - und sie können dabei auf das 
Verhalten zahlreicher politischer Füh- 
rungskräfte verweisen, die sich bis heute 
weigern, die japanischen Kriegsverbre- 
chen anzuerkennen. 

Der kräftige Aufschwung der chinesi- 
schen Wirtschaft und Pekings Streben 
nach einer Vormachtstellung in Asien 
nähren neue Spannungen zwischen den 
beiden Staaten. Chinas Widerstand ge- 
gen eine Beförderung Japans zum Ständi- 
gen Mitglied des UN-Sicherheitsrats ist 
den Beziehungen nicht gerade förderlich 
und trägt dazu bei, Japan in der Rolle des 
»kleinen Vollzugsgehilfen« der USA zu 
halten. Dabei möchte es mit gleichem 
Recht wie die wichtigsten Staaten der Eu- 
ropäischen Union als Mittelmacht aner- 
kannt werden. 



► Umstrittene Kurilen 
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► wichtige Seewege 
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Überblick 

•de.wikipedia.org/wiki/Außenpolitik_Japans 

• de.wikipedia.org/wiki/ 
Japanisch-Chinesische_Beziehungen 

offiziell 

•www.mofa.go.jp 

• www.esri.go.jp/index-e.html 
•www.jica.go.jp 

kritisch 

• www.tokyoprogressive.org 
•kyotojournal.org 

•oohara.mt.tama.hosei.ac.jp/english/ 
Afrika-Politik 

•www.ticad.org 
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Japan: kalte Freundschaft zu den USA 



Die beiden pazifischen Mächte 
haben sowohl wirtschaftlich 
als auch vor allem militär- 
politisch viele gemeinsame 
Interessen. Doch inzwischen 
werden die Rufe nach einem 
»Bündnis ohne Militärbasen« 
lauter. 



Nachdem sich Japan 1868 der Welt 
wieder geöffnet hatte, orientierte es 
sich an europäischen Staats- und Ent- 
wicklungsmodellen. Die Niederlage von 
1945 führte dann aber zu einer immer 
stärkeren Orientierung an den USA, die 
das Land bis 1952 besetzt hielten. Die da- 
raus entstandenen bilateralen Beziehun- 
gen waren entscheidend für das ökono- 
mische und geostrategische Gleichge- 
wicht des Kalten Kriegs in Ostasien und 
im westlichen Pazifik. Seit 1989 versucht 
Tokio, sie zu vertiefen. Zugleich will es 
sich von dem Partner emanzipieren, des- 
sen neue Rolle als globale Hegemonial- 
macht ihn noch unersetzlicher, zugleich 
aber auch weniger berechenbar macht. 

Auch wirtschaftlich waren die USA ein 
halbes Jahrhundert lang der wichtigste 
Partner Japans. Mit den Dollarerlösen 
seiner enormen Exportüberschüsse kauf- 



te Japan US-Staatsanleihen und finan- 
zierte damit zum Teil die Handels- und 
Haushaltsdefizite Washingtons. Die aus- 
gewogene wechselseitige Abhängigkeit, 
die sich trotz vieler Reibungen daraus er- 
gab, wird heute durch den rasanten Auf- 
stieg Chinas unterlaufen: Seit einigen 
Jahren hat Peking als Großkäufer von US- 
Schatzanweisungen Tokio abgelöst und 
ist zugleich der wichtigste Handelspart- 
nerjapans geworden, was dessen schwie- 
rige wirtschaftliche Erholung unter- 
stützt. Die antiamerikanischen Nationa- 
listen Japans sehen in dieser Entwick- 
lung eine Schwächung des Verhältnisses 
zu den USA. Für die proamerikanischen 
Nationalisten dagegen ist eine Vertiefung 
der Beziehungen mit Washington uner- 
lässlich, damit das Land seine Position 
behaupten kann. 

Auf der strategischen Ebene bleibt der 
1952 geschlossene Vertrag mit den USA 
für die Sicherheit Japans lebenswichtig. 
Obwohl Tokio heute eine mächtige Ar- 
mee besitzt und mit fast 50 Milliarden 
Dollar das - nach Angaben des Friedens- 
forschungsinstituts Sipri für das Jahr 
2005 - vierthöchste Militärbudget der 
Welt aufzuweisen hat, wird sein Hand- 
lungsspielraum durch die Verfassung 
stark eingeschränkt. Dies gilt insbeson- 
dere in Hinblick auf ballistische Waffen, 
über die nicht nur Nordkorea verfügt, 
sondern vor allem China, das seine regio- 



nale Vormacht wiederherstellen möchte. 
Die Eindämmung der »chinesischen Be- 
drohung« - dieser Ausdruck wurde 2004 
erstmals gebraucht - ist die größte strate- 
gisch-diplomatische Sorge Tokios. Weite- 
re Prioritäten sind die Stabilisierung der 
koreanischen Halbinsel, der Einfluss im 
Mittleren Osten, auf dessen Öl Japan an- 
gewiesen ist, und das Streben nach einem 
Ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat. 

Keines dieser Ziele kann ohne Unter- 
stützung Washingtons erreicht werden. 
Diese Abhängigkeit äußert sich seit gut 
zehn Jahren in der Teilnahme an bilatera- 
len Raketenabwehrplänen und der wach- 
senden militärischen Zusammenarbeit, 
neuerdings auch in den Diensten der ja- 
panischen Marine beim Transport von 
US-Truppen nach Afghanistan (2001) und 
in der Entsendung von 600 Soldaten in 
»humanitärer Mission« in den Irak 
(2004). Mit neuen Richtlinien für die An- 
wendung des Sicherheitsvertrags (1996) 
verpflichtete sich Tokio gegenüber den 
US-Streitkräften zu logistischer Hilfe, 
sollte es im asiatischen Raum - entspre- 
chend der Erklärung vom Februar 2005 
einschließlich Taiwans - zu einer Krise 
kommen. So hat Japan seinen Status als 
Protege überwunden und ist zum aktiven 
Partner der Supermacht USA geworden. 

Diese Partnerschaft bleibt jedoch be- 
grenzt. Die japanischen Streitkräfte dür- 
fen sich nicht an Kampfhandlungen be- 



► Wo Japan investiert: Industrieländer verlieren an Attraktivität, und Asien bleibt nachrangig 
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teiligen, und ihre Missionen außerhalb 
Asiens werden nur durch befristete Über- 
gangsgesetze gebilligt. Zum großen Ärger 
der Falken im Pentagon bekräftigt Tokio 
bei jeder Gelegenheit den Vorrang der 
UNO vor einseitigen Aktionen und die 
Verweise auf Friedensprinzipien derjapa- 
nischen Verfassung, die auf einem brei- 
ten nationalen Konsens beruhen. 

Mehrfach hat Japan sich zum Schutz sei- 
ner nationalen Interessen entschieden, 
anderweitige Partnerschaften zu verstär- 
ken, insbesondere in Korea und im Mitt- 
leren Osten, wo es mit dem Iran, von dem 
es 16 Prozent seines Rohöls bezieht, und 
den diversen arabischen Regimen koope- 
riert. Damit geht man auf Distanz zu den 
Neokonservativen in den USA, die ihre 
»demokratische Mission« notfalls auch 
militärisch durchsetzen wollen. Von Wa- 
shington abgesetzt hat sich Tokio auch 
durch die Ratifizierung des Kiotoabkom- 
mens, die Unterzeichnung der Ottawa- 
Konvention zur Ächtung von Antiper- 
sonenminen und sein Engagement bei 
der Etablierung des Internationalen 
Strafgerichtshofs (IStGH). 

Unklar ist, ob die Doppelstrategie ge- 
genüber Washington auf Dauer trägt. Der 



Ruf nach einem »Bündnis ohne US-Mili- 
tärbasen« ist in der Öffentlichkeit neuer- 
dings lauter zu hören. Eine Rolle spielen 
dabei auch die von US-Soldaten insbeson- 
dere auf Okinawa begangenen Verbre- 
chen - und der neonationale Wind, der 
im ganzen japanischen Archipel zu spü- 
ren ist. 

Unausgeglichene Handelsbilanzen 
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Atomwaffen und Hungersnot 
in Nordkorea 



► Die geteilte Halbinsel 
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Das Regime in Pjöngjang fühlt sich 
von den USA bedroht und sieht die 
eigene Bombe als einziges Mittel, 
sich vor einem Angriff zu schützen. 
Die Krise wäre leichter zu lösen, 
wenn Washington auf seine 
»Schurken«-Rhetorik verzichtete. 



Der erste Schritt zu Nordkoreas Atom- 
waffenprogramm war eine Antwort 
auf die Stationierung von US-amerikani- 
sche Raketen in Südkorea während des 
Kalten Krieges. In dieser Zeit sah die stra- 
tegische Doktrin Washingtons für den 
Ernstfall den Einsatz von Atomwaffen 
vor. Dies galt für Korea ebenso wie für 
Europa. Doch in Europa waren Atomwaf- 
fen nur als letztes Mittel vorgesehen, falls 
eine Invasion mit konventionellen Waf- 
fen absolut nicht zu verhindern war. Da 
außerdem auch die Sowjetunion über die 
Atombombe verfügte, hätten die USA 
beim Einsatz ihrer auf dem Kontinent 
stationierten taktischen Atomwaffen ei- 
nen totalen Krieg riskiert. 

Washington glaubte jedoch, in Korea 
taktische Atomwaffen »unmittelbar nach 
Ausbruch eines Krieges« ungestraft ein- 
setzen zu können. Derartige Absichten 
wurden durch Militärübungen verdeut- 
licht, denen Szenarien eines Atomkriegs 
zugrunde lagen. Sicher war es das Ziel 
dieser Manöver, Pjöngjang abzuschre- 
cken und vor einem konventionellen An- 
griff zu warnen. Doch wie Peter Hayes 
vom Nautilus-Institut gezeigt hat, wurde 
Nordkorea durch all die Drohungen so 
»überabgeschreckt«, dass es die Gefahr 
eines tatsächlichen Atomangriffs »für 
vorstellbar, ja sogar für wahrscheinlich 
hielt«. 

1999, dreiunddreißig Jahre nach der 
Stationierung von 1958, kündigte Präsi- 
dent Clinton den Abzug der amerikani- 
schen Atomwaffen aus Südkorea an. So 
machte er den Weg für das Abkommen 
von Pjöngjang frei, in dem 1994 das Ein- 
frieren der nordkoreanischen Bemühun- 
gen um eine Atomwaffenproduktion auf 
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acht Jahre verabredet wurde. Der nordko- 
reanische Machthaber Kim Jong Ii unter- 
zeichnete den Vertrag gegen den Willen 
seiner Hardliner-Generäle, in der Hoff- 
nung, von den USA diplomatische Aner- 
kennung und wirtschaftliche Unterstüt- 
zung zu erhalten. 

Aber nichts davon ging in Erfüllung. Der 
Clinton-Administration waren die Hände 
gebunden, weil die republikanische 
Mehrheit im Kongress das Abkommen 
ablehnte. Diese argumentierte, einem to- 
talitären Staat wie Nordkorea könne man 
nicht vertrauen und wenn die USA die 
Pjöngjang zugesagten Öllieferungen ein- 
stellten, würde Nordkorea von selbst zu- 
sammenbrechen. Es sei wünschenswert, 
das Ende des Nordens und seine Einver- 
leibung in den Süden oder zumindest ei- 
nen Regimewechsel herbeizuführen. 

Die Befürworter des Abkommens hiel- 
ten dem entgegen, es seien schon wesent- 
liche Reformen eingeleitet worden und 
eine Normalisierung der bilateralen Be- 
ziehungen würde die politische Liberali- 
sierung Nordkoreas vorantreiben. Nach- 
dem im Januar 2001 George W. Bush ins 
Weiße Haus eingezogen war, erklärte Au- 
ßenminister Colin Powell, er wolle den 
Rahmenvertrag bewahren, um die Dinge 
»dort wieder aufzugreifen, wo die Clin- 
ton-Administration sie gelassen« habe. 
Aber auch er scheiterte am Widerstand 
der Kräfte, die einen »Regimewechsel« 
wollten. 

Am 20. September 2002 präsentierte die 
Bush-Administration eine neue nationa- 
le Sicherheitsdoktrin, die Washington 
das Recht zusprach, einen Präventivkrieg 
gegen Nordkorea und andere »Schurken- 
staaten« oder potenzielle Feinde zu füh- 
ren. Nur drei Monate später wurde der 
Rahmenvertrag von den USA aufgekün- 
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digt. Daraufhin wies Nordkorea die inter- 
nationalen Inspekteure, die sein Atom- 
programm seit 1994 überwacht hatten, 
aus dem Land. Die Vertreter einer harten 
Linie fühlten sich durch die so genannte 
Bush-Doktrin in ihrem Misstrauen gegen 
das Abkommen bestätigt, und Pjöngjang 
nahm sein Atomprogramm wieder auf. 

Die Bush-Administration rechtfertigte 
sich mit dem Vorwurf, Nordkorea habe 
die Urananreicherung zur Waffenpro- 
duktion weiter verfolgt und gegen das Ab- 
kommen von 1994 verstoßen. Ein Beweis 
dafür wurde jedoch niemals vorgelegt. 
Und Ko Young Koo, der Leiter des südko- 
reanischen Geheimdienstes, erklärte An- 
fang 2005, nach seinen Erkenntnissen sei 
»Nordkorea nicht in der Lage gewesen, 
die Ausrüstungen zu importieren«, deren 
es bedurft hätte, um eine Atomwaffenfa- 
brik zu errichten. Wie im Fall des Irak hat 
das Weiße Haus die Geheimdienstinfor- 
mationen zu politischen Zwecken mani- 
puliert. 

Wie auch immer die realen Vorausset- 
zungen sein mögen, seit 2005 strebt 
Nordkorea seine Anerkennung als Atom- 
macht an, um die USA von der Herbeifüh- 
rung eines »Regimewechsels« abzuhal- 
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ten. Zugleich haben Nordkorea, Südko- 
rea, China, Japan, die USA und Russland 
am 19. September 2005 in einer von allen 
unterzeichneten Erklärung gemeinsame 
Ziele festgelegt. Nordkorea kündigt darin 
die baldige »Aufgabe« seiner Nuklearwaf- 
fenproduktion an, während die USA im 
gleichen Zuge eine stufenweise Normali- 
sierung der wirtschaftlichen und diplo- 
matischen Beziehungen in Aussicht stel- 
len. 

Seither haben die Spannungen wieder 
zugenommen. Eine Raketentestreihe 
vom 5. Juli, die vor allem Japan beunru- 
higte, führte zu einer Resolution des 
UN-Sicherheitsrats, in der er die Einstel- 
lung des nordkoreanischen Raketenpro- 
gramms fordert. Ob Nordkorea tatsäch- 
lich in der Lage ist, einsatzfähige Atom- 
waffen zu produzieren, bleibt ungewiss. 

WWW 

Einführend 

• de.wikipedia.org/wiki/Portal :Korea 
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• www.ciponline.org/asia 
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Südostasien lebt vom Export 



Die Volkswirtschaften der »Tiger-« 
und »P anter Staaten« haben sich in 
der Vereinigung Südostasiatischer 
Staaten (Asean) zusammen- 
geschlossen. Die Finanzkrise von 
1997/98 ist überwunden, und die 
Region wächst mit den wirtschaft- 
lich mächtigen Nachbarn im 
Norden zusammen. 



V'or einem Jahrzehnt war noch vom 
»asiatischen Wunder« und den »asiati- 
schen Werten« die Rede. Die japanische 
Wirtschaft gab das Tempo vor. Südkorea, 
Taiwan, Hongkong und Singapur, die »Ti- 
ger-« oder »Drachenstaaten«, zogen mit - 
erfolgreiche Varianten des Staatskapita- 
lismus. Die »Panterstaaten« Malaysia, 
Thailand, Indonesien und die Philippi- 
nen folgten dicht auf, und selbst in den 
Ländern Indochinas nahm das Wachs- 
tum zu. 



Vor allem in Südostasien zerstörte die 
regionale Finanzkrise von 1997/98 man- 
che Illusion. Während sich Südkorea bald 
wieder kräftig erholte, brauchten Thai- 
land und Indonesien lange, um wieder 
hoch zu kommen. Auch die »asiatischen 
Werte« wurden nüchterner betrachtet, 
denn Leistung, Disziplin und Meritokra- 
tie - eine Art Herrschaft der Verdienten - 
sind schlicht ein Teil der neokonfuziani- 
schen Sozialethik. Der wichtigste neue 
Faktor für die Region ist aber die ökono- 
mische Dynamik Chinas. Auch nach Jah- 
ren zeigen sich noch keine Anzeichen für 
ein Abflauen der chinesischen Konjunk- 
tur. 

Demgegenüber erscheint der Wohl- 
stand der Asean-Staaten (siehe nebenste- 
hende Karte) eher bescheiden: Aktuell 
summiert sich das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) aller zehn Mitgliedsländer auf 600 
Milliarden Euro. Das ist ebenso viel wie 
das BIP Südkoreas, aber nur ein Drittel 
des chinesischen und ein Siebtel des ja- 
panischen BIP. Südkorea hat nur 48 Mil- 
lionen Einwohner, in den Asean-Staaten 
leben dagegen mehr mehr als eine halbe 
Milliarde Menschen. Allein Japans wirt- 
schaftliche Erholung mit einer Wachs- 
tumsrate von 2 Prozent bedeutet, dass 83 
Milliarden Euro zusätzlich erwirtschaftet 
werden - das ist fast so viel wie das BIP 
von Singapur mit seinen 4,2 Millionen 
Einwohnern und das Doppelte des BIP 
von Vietnam mit 82 Millionen Einwoh- 
nern. 

Solche Vergleichszahlen ergeben je- 
doch kein vollständiges Bild der Entwick- 
lung. So ist in Thailand und Indonesien 
in den vergangenen vierzig Jahren die 
Säuglingssterblichkeit um 75 Prozent zu- 
rückgegangen. Mitte des 20. Jahrhundert 
lag in Malaysia, auf den Philippinen und 
in Vietnam die Lebenserwartung unter 
fünfzig Jahre - heute erreicht sie fast 
siebzig Jahre. Abgesehen von wenigen 
Armutsregionen - in Birma (Myanmar), 
Kambodscha und Laos - wurde überall 
die Einschulungsquote erhöht, die Strom- 
versorgung wurde verbessert, und die 
Telekommunikationsnetze wurden aus- 
gebaut. 

Die wirtschaftlichen Zuwachsraten in 
diesen Ländern liegen zwischen 4 und 8 
Prozent im Jahr und damit deutlich über 
dem Bevölkerungswachstum. Vietnam 



► Großregion mit gewaltigem Entwicklungsgefälle 
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► Exportüberschüsse der Asean-Staaten 



führt diese Statistik an, hatte allerdings 
auch besonders viel nachzuholen. Doch 
der wachsende Wohlstand hat seinen 
Preis: Zu Umweltzerstörung und Raub- 
bau an den natürlichen Ressourcen kom- 
men häufig Einkommensunterschiede. 
Es bildet sich also eine Gesellschaft zwei- 
er Geschwindigkeiten heraus. Vorerst 
scheint diese Region Asiens aber in der 
Lage, ihre Krisen und selbst Katastro- 
phen zu bewältigen (Sarsvirus, Vogelgrip- 
pe, Ölkrise, Tsunami). 

Wachstumsmotor bleibt dabei der Ex- 
port. Für die Asean-Staaten sind nach wie 
vor die USA und Japan die wichtigsten 
Handelspartner. Südostasien bekommt 
jedoch gerade auf diesen beiden großen 
Märkten zunehmend Konkurrenz aus 
China. Der mächtige Rivale zieht aber 
nicht nur deutlich mehr Auslandsinvesti- 
tionen an als jedes andere asiatische 
Land, sondern bietet auch durch die Öff- 
nung seiner eigenen Märkte Anreize für 
Handel und Investitionen. 

Langsam, aber stetig nimmt somit auch 
der Handelsaustausch zwischen China 
und den Asean-Ländern zu. Japans Wirt- 
schaft könnte weitere Wachstumsimpul- 
se für die Region geben, wenn sich, nach 
fünfzehn Jahren der Stagnation, der Auf- 
wärtstrend stabilisiert. Obwohl Ostasien 
insgesamt noch auf die US-Verbraucher 
als Kunden angewiesen ist, integrieren 
sich die Asean-Staaten immer stärker in 
diesen größeren Wirtschaftsraum, der 

WWW 
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zunehmend preisgünstige Güter für die 
entwickelten Märkte produzieren wird. 

Auch als Finanzzentrum gewinnt der 
Raum zwischen China und Indonesien 
eine immer größere eigenständige Be- 
deutung. Hier lagern bereits mehr als die 



Hälfte der Devisenreserven der Welt, das 
meiste davon in der Volksrepublik China, 
Japan und Taiwan. Südostasien bleibt al- 
lerdings der Schwachpunkt dieser Groß- 
region. Und die Asean wird daran nicht so 
schnell etwas ändern können. 



Wirtschaftssektoren im Vergleich A 
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Indonesien - langsam voran 
in die Demokratie 



In kleinen Schritten verwandelt sich 
das bevölkerungsreichste 
muslimische Land der Welt in einen 
Rechtsstaat. Doch Wirtschaftskrise, 
islamistischer Terror und Natur- 
katastrophen halten den Fortschritt 
auf. Und das letzte Wort behalten 
immer noch die Militärs. 

Das von der Weltbank gepriesene 
»Wirtschaftswunder« Indonesiens 
beruht auf dem Export von Industriegü- 
tern und dem geringen Preis der Arbeits- 
kraft. Die asiatische Finanzkrise von 
1997/98 hat dem Land dauerhaften Scha- 
den zugefügt, der noch verstärkt wurde 
durch die Wirkungen der rigiden Anpas- 
sungsmaßnahmen, die der Internationa- 
le Währungsfonds (IWF) diktiert hat. 

In der Folge dieser Krise wurde General 
Suharto, der 1965 nach dem Massaker an 
einer halben Million Kommunisten an 
die Macht gekommen war, zum Rücktritt 



gezwungen. Suharto hatte die politische 
Stabilität mit repressiven Mitteln durch- 
gesetzt. Doch in den iggoer-Jahren be- 
gehrte die Öffentlichkeit gegen »die Fa- 
milie« auf, die sich der Reichtümer des 
Landes bemächtigt hatte. 

Nachfolger Suhartos wurde sein vorma- 
liger Vizepräsident Habibie, der die De- 
mokratisierung einleitete. Ihm ist auch 
das Referendum zu verdanken, das Ostti- 
mor trotz des rachsüchtigen Zorns der in- 
donesischen Militärs die Unabhängigkeit 
verschaffte. Die ehemalige portugiesi- 
sche Kolonie Osttimor war 1976 annek- 
tiert worden, wobei die indonesische Ar- 
mee etwa ein Viertel der Bevölkerung um- 
gebracht hatte. 

Im Oktober 1999 brachten die ersten 
freien Wahlen seit 1955 Abdurrahman 
Wahid an die Macht. Der charismatische 
Führer der Nahdlatul Ulama (NU), einer 
großen muslimischen Organisation, die 
den auf Java vorherrschenden traditio- 
nellen Islam repräsentiert, engagierte 
sich seit langem für die Demokratie. Es 
gelang ihm zwar, die Macht der Armee 



einzuschränken, aber die juristische Ver- 
folgung des Suharto-Clans wurde bald 
eingestellt. An den zunehmenden Ge- 
walttätigkeiten ließ sich ablesen, wie viel 
Einfluss die Kräfte des alten Regimes 
bewahrt hatten. Von Skandalen ge- 
schwächt, konnte Wahid weder die erwar- 
teten Reformen durchsetzen noch die 
schweren religiösen und separatisti- 
schen Konflikte auf den Molukken und in 
Aceh und Westpapua beenden. 

Im Juli 2001 wurde Wahid von seiner Vi- 
zepräsidentin Megawati Sukarnoputri 
abgelöst, die als Gründerin und Vorsit- 
zende der »Kämpferischen Demokrati- 
schen Partei Indonesiens« (PDI-P) schon 
1999 ein Drittel der Stimmen geholt hat- 
te, deren Präsidentschaft aber an der Op- 
position der islamischen Parteien schei- 
terte. Die Tochter des ehemaligen Präsi- 
denten Sukarno hat die großen Hoffnun- 
gen, die in sie gesetzt worden waren, bald 
enttäuscht. Sie musste Kompromisse mit 
den Muslimen und mit der Armee einge- 
hen und war damit politisch gelähmt. Die 
wirtschaftlichen Probleme, die von der 
Krise von 1998 herrührten, dauerten 
ebenso an wie die regionalen Konflikte. 
Die Korruption blühte, mehr als ein Drit- 
tel der erwerbsfähigen Bevölkerung war 
arbeitslos, und die Hälfte der Gesamtbe- 
völkerung lebte von weniger als zwei Dol- 
lar am Tag. 

Nach dem 11. September 2001 hatte Me- 
gawati Sukarnoputri versprochen, sich 
am Kampf gegen den Terrorismus zu be- 
teiligen. Aber das zu 87 Prozent muslimi- 
sche Indonesien, wo ein gemäßigter Is- 
lam vorherrscht und religiöse Toleranz zu 
den Grundlagen des Gesellschaft gehört, 
wurde plötzlich selbst vom islamisti- 
schen Terror getroffen. Das Attentat auf 
Bali vom 12. Oktober 2002, dem 202 Men- 
schen, vor allem westliche Touristen, 
zum Opfer fielen, galt als Werk einer Un- 
tergrundorganisation, der von Afghanis- 
tan-Veteranen inspirierten Jemaah Isla- 
miyah. Weitere Anschläge machten deut- 
lich, dass der islamistische Terrorismus 
Anhänger in Indonesien gefunden hatte. 

Trotz Festnahmen und Verurteilungen 
steht die indonesische Regierung vor ei- 
nem Dilemma, da sie weder als islam- 
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Konflikte und Spannungen A 



feindlich noch als Büttel der USA erschei- 
nen möchte. So vermied sie, dem Druck 
aus Washington und Canberra nachzuge- 
ben und die Jemaah Islamiyah zu verbie- 
ten oder deren mutmaßlichen Führer, 
den alten Abu Bakar Baschir, als Verant- 
wortlichen zu verurteilen. Zugleich wei- 
gerten sich die USA, dem indonesischen 
Gericht Beweise für ihre Behauptungen 
zu übermitteln. Am Ende protestierten 
die USA auch noch, als der Prediger im 
Juni 2006 nach Verbüßung einer Haft- 
strafe wegen minderer Delikte in einem 
korrekten Verfahren vorzeitig freigelas- 
sen wurde. 

Der neue Staatschef Susilo Bambang 
Yudhoyono, genannt »SBY«, wurde 2004 
zum ersten direkt gewählten indonesi- 
schen Präsidenten. Der 57-jährige pen- 
sionierte General aus Java gilt als Hoff- 



nungsträger, obwohl er unter Suharto 
Karriere gemacht und mit der Tochter des 
Kommandanten Sarwo Edhie, der 1965 
viele Massaker unter den Kommunisten 
befohlen hatte, verheiratet ist. Bezeich- 
nenderweise haben die Indonesier kei- 
nen der Kandidaten gewählt, die sich auf 
den Islam berufen, sondern denjenigen, 
der den Kampf gegen Arbeitslosigkeit 
und Korruption, ein neues Wirtschafts- 
wachstum, Ordnung und nationale Ein- 
heit verspricht. 

Angesichts dieser fast unlösbaren Auf- 
gaben war der Tsunami vom Dezember 
2004 mit mindestens 131.000 Toten und 
500.000 Obdachlosen trotz internationa- 
ler Hilfe ein besonders harter Schlag. 
Seitdem hat SBY ein Friedensabkommen 
mit den Separatisten der Provinz Aceh ge- 
schlossen, indem er die Armee abzog. 



Aber das Vertrauen der Investoren ist 
noch nicht wiederhergestellt. Die Wachs- 
tumsrate von 5,6 Prozent im Jahr 2005 
sieht nicht schlecht aus, ist aber unzu- 
länglich. Und der indonesische Ölreich- 
tum ist nahezu versiegt. Das Opec-Mit- 
glied Indonesien ist Netto-Ölimporteur 
geworden. Zugleich wird das Mineralöl 
weiter subventioniert, was bis zu einem 
Viertel des Staatshaushalts verschlingt 
Jede weitere Preiserhöhung führt den- 
noch zu Massenprotesten. Nun soll auf 
der dicht bevölkerten Insel Java ein erstes 
Atomkraftwerk entstehen. 

WWW 

Einführend 

•de.wikipedia.org/wiki/lndonesien 
Medien 

• www.tempointeractive.com 

• www.thejakartapost.com 
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KAPITEL O Der Aufstieg Asiens 



Muslime, Christen und Buddhisten - 
das Südostasien der Religionen 



Es gibt kaum einen Konflikt in der 
Region zwischen Burma, Bali und 
den Philippinen, der nicht unter 
religiösen Gesichtspunkten 
analysiert wird. Aber nur selten 
spielt der Islamismus hinein - in 
Wirklichkeit gehen die Gewalttätig- 
keiten meist auf soziale und 
politische Konflikte zurück. 



Das Interesse an den Muslimen Süd- 
ostasiens resultiert häufig aus ihrer 
angeblichen Feindseligkeit gegen Ange- 
hörige anderer Konfessionen, und zwar 
nicht nur im religiösen und kulturellen, 
sondern auch im sozialen und politi- 
schen Bereich. Ein reines Vorurteil? Wer 



sich genauer damit befasst, wie der Islam 
vor fast tausend Jahren über den friedli- 
chen Weg des Fernhandels seinen Einzug 
in Südostasien gehalten hat, wird aller- 
dings kaum daran zweifeln, dass die dort 
lebenden Muslime zu einem nachbar- 
schaftlichen Miteinander in der Lage 
sind. Der Islam hat in der soziokulturel- 
len Landschaft dieser Region seinen Platz 
unter den anderen Religionen gefunden, 
häufig sogar in enger Symbiose. 

In Indonesien sind von den 220 Millio- 
nen Einwohnern 87 Prozent Muslime. 
Auch die malaiische Bevölkerung Malay- 
sias beruft sich auf den Islam, genau wie 
die Bewohner einiger Randgebiete Thai- 
lands oder der Philippinen. Der früh nach 
Südostasien importierte Hinduismus 
lebt bis heute in Glaubensgemeinschaf- 
ten auf der Insel Bali weiter, wie auch in 
den indischen Vierteln von Großstädten 



wie Bangkok in Thailand oder Kuala 
Lumpur in Malaysia. Die christlichen Re- 
ligionen sind auch jenseits ihrer philippi- 
nische Hochburg fast überall vertreten. 
Ein Teil der chinesischen Diaspora ist un- 
ter europäischem Einfluss zum Christen- 
tum konvertiert, und in jüngster Zeit ha- 
ben die Baptisten eifrig Missionsarbeit 
bei den Minderheiten der Hochländer ge- 
leistet, von Birma über Zentralvietnam 
bis hin nach Neuguinea. Der Buddhis- 
mus schließlich kann in Birma, Kambo- 
dscha und Thailand als Staatsreligion be- 
trachtet werden. 

Die Unterwerfung des muslimischen 
Königreichs Patani durch das Thai-Kö- 
nigreich Siam gegen Ende des 18. Jahr- 
hunderts war der Auslöser für lange an- 
dauernde Konflikte, die religiös einge- 
färbt waren. Ähnliche Wirkung hatte 
auch der von den Kolonialmächten er- 
zwungene Zusammenschluss christli- 
cher und muslimischer Glaubensge- 
meinschaften auf den spanischen Philip- 
pinen und in Niederländisch-Indien, 
dem späteren Indonesien. Aber auch in 
jüngster Zeit waren es eher lokale Interes- 
sen als die Religionszugehörigkeit, die 
solche Konflikte auf die Spitze getrieben 
haben. 

Mit den Anschlägen vom 11. September 
2001 beginnt sich eine neue Lesart der 
Konflikte in Südostasien durchzusetzen. 
Ohne Rücksicht auf lokale Eigentümlich- 
keiten wird seitdem die Religion zum aus- 
schließlichen Kriterium des Unter- 
schieds, ja zum notwendigen und ausrei- 
chenden Grund für die Konfrontation er- 
klärt. Verstärkt wurde diese von den 
Theoretikern des »clash of civilizations« 
beförderte Sichtweise durch das Auftre- 
ten der islamischen Organisation Jemaah 
Islamiyah, einer regionalen extremisti- 
schen Bewegung in Indonesien, die mit 
dem weltweiten Al-Qaida-Netzwerk in 
Verbindung gebracht wird. 

Was lässt sich im Jahr 2006 über diese 
Organisation sagen - vier Jahre nach dem 
mörderischen Anschlag auf eine Disko- 
thek auf Bali, der Jemaah Islamiyah be- 
kannt gemacht hat? Es handelt sich um 
eine Hand voll Leute, die seit langem von 
sich reden machten. Die ältesten waren 
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sich in den i97oer-Jahren bei islamisch- 
extremistischen Abenteuern irgendwo 
zwischen Zentraljava, Malaysia und Af- 
ghanistan begegnet und wurden weitge- 
hend außer Gefecht gesetzt. Für diese 
Weltuntergangspropheten war es die 
größte Überraschung, dass die Jemaah Is- 
lamiyah trotz der oft ungeschickten west- 
lichen Reaktionen auf ihre Attentate bei 
der allergrößten Mehrheit der Muslime 
in der Region keine Sympathie gefunden 
hat. 

Zwar gewinnt der Islam aus regionalen 
und globalen Gründen seine Identität 
stiftende Kraft zurück, doch blinde Ge- 
walt stand nie auf dem Programm der po- 
litischen Bewegungen, die sich im Süden 
Thailands oder auf den südlichen Philip- 
pinen im Krieg mit der Zentralregierung 
befinden. Ihre Kampfhandlungen sind 



heute wie gestern auf Ziele gerichtet, die 
durch ihre Aktionen nicht unglaubwür- 
digwerden sollen. Zwar werden Fanatiker 
immer die Möglichkeit zu spektakulären 
Aktionen haben. Aber die Attentate wa- 
ren für die allermeisten Muslime Südost- 
asiens ein derartiger Schock, dass die 
meisten, manchmal sogar die radikalsten 
sie gegen jede Vernunft den »Feinden des 
Islam« zur Last legen, allen voran Israel 
und den USA. 

Dabei ist es durchaus gerechtfertigt, 
über das Aufleben eines islamischen Neo- 
fundamentalismus beunruhigt zu sein, 
der in Südostasien wie anderswo nur In- 
toleranz und systematische Verdum- 
mung fördert. Doch die Spannungen und 
die Gewalt, die diesen Teil Asiens er- 
schüttern, sind ohne Zweifel anderen 
Gründen zuzuschreiben. Arbeitslosig- 



keit, wirtschaftliche Schwierigkeiten und 
soziale Ungleichheit wecken manchmal 
den verzweifelten Wunsch, die eigene 
Identität in Opposition zu einer als feind- 
lich empfundenen herrschenden Ord- 
nung auf spektakuläre Weise zur Geltung 
zu bringen. 



WWW 

Statistik 

•de.wikipedia.org/wiki/Bild:Weltreligionen.png 
Institute 

• www.irasec.com/en 
•www.isim.nl 
•www.zmo.de 
Religionen und Gruppen 

•www.sistersinislam.org.my 

•www.hfph.mwn.de/igp/res/Religionsfreiheit-StdZ.pdf 

•en.wikipedia.org/wiki/2002_Bali_bombing 

Robot 

•www.einnews.com/south-east-asia/ 
newsfeed-south-east-asia-religion 
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Aus der Werkstatt des Kartografen 



von Philippe Rekacewicz 

Mittels einer Karte kann man die Welt aus der Luft betrachten, 
ganze Länder oder Kontinente mit einem Blick erfassen. Eine 
Karte vermittelt ein Gefühl der Macht, erzeugt die Illusion, das 
abgebildete Gebiet zu beherrschen. Kein Wunder, dass bei der 
Entstehung von Karten höchste Sorgfalt gepflegt wird und dass 
von der konzeptionellen Idee über die Wahl des Ausschnitts 
bis zur grafischen Umsetzung nichts dem Zufall überlassen 
bleibt. 

Karten dienen unter anderem auch der »Unterwerfung« 
von anderen Völkern, können also einen absoluten Macht- 
anspruch ausdrücken. Das wird höchst evident, wenn man 
in Rom die Via dei Fori Imperiali von der Piazza Venezia zum 
Kolosseum entlangwandert und nahe dem Eingang zum 
Forum Romanum die grotesk dimensionierten Karten 
betrachtet, die Mussolini in den i93oer-Jahren zum Ruhme 
des Römischen Reiches aufstellen ließ. Oder wenn man die 
Gallerie delle Carte Geografiche des Vatikanischen Museums 
besucht, wo die Wände vom Fußboden bis zur Decke mit 
topografischen Karten Italiens vollgehängt sind. 

Karten sind Herrschaftsinstrumente. Mit ihrer Hilfe kann 
man unter anderem ethnische oder nationale Ansprüche 
formell untermauern, zum Beispiel durch die Fixierung der 
aktuellen Grenzverläufe, wenn andere Staaten mit irrationalen 
Argumenten einen Teil des eigenen Staatsgebiets 
beanspruchen. Auch kann man mittels einer Karte einem Volk 
das Existenzrecht bestreiten. Die Vorstellung, es könnte eine 
»offizielle«, das heißt allseits akzeptierte Aufteilung der Welt 
geben, ist eine Illusion, die zu zerstören die Aufgabe der 
Kartografen ist. 

Wie sollte eine solche »gute Karte« beschaffen sein? Alle 
Betroffenen haben »ihre« Wahrheit, berufen sich auf ihre 
eigenen Identität stiftenden historischen und geografischen 
Argumente. Eine »Autorität«, die gültige Regeln aufstellt und 
einfache Lösungen bietet, gibt es nicht. Es gibt nur mehr oder 
weniger überzeugende intellektuelle Konstrukte, die sich auf 
die Kultur, die Geschichte oder die Geografie berufen und die 
sich die Kartenhersteller aneignen, und das heißt vor allem die 
Staaten. Im besten Fall könnte eine vermittelnde Institution 
wie die UNO die Legitimität beanspruchen, in strittigen Fällen 
eine faire Lösung vorzuschlagen. 

Bei der Umweltministerkonferenz der Vereinten Nationen 
im Februar 2001 unterbrachen die Vertreter der Volksrepublik 
China eine Plenarsitzung und verließen vor den ungläubig 
staunenden Delegierten den Saal. Sie boykottierten die 
weiteren Verhandlungen, weil Taiwan auf einer Karte und in 
einem Arbeitspapier als unabhängiger Staat auftauchte. 
Sie kehrten erst wieder an den Verhandlungstisch zurück, 
nachdem die beanstandeten Dokumente aus dem Verkehr 
gezogen waren. 

In ähnlicherweise zensiert die Regierung von Marokko 
sämtliche Publikationen mit Karten, in die eine Grenzlinie 



(und sei es nur eine gestrichelte) zwischen der »exspanischen« 
Westsahara (die Marokko seit 1976 besetzt hält) und dem Rest 
des Landes eingezeichnet ist. Einige andere Staaten - wie etwa 
Südkorea und Japan, der Iran, Indien, Griechenland und Israel 
- unterstützen ganz offen spezielle Lobbygruppen, die mit 
ziemlich brachialen Methoden der »internationalen 
Gemeinschaft« diktieren wollen, wie sie ihr nationales 
Territorium zu benennen und darzustellen habe. 

Die Karte ist außerdem und vor allem ein Bild, das mit 
künstlerischen Mitteln hergestellt wird. Eine Karte, könnte 
man mit Jean-Claude Groshens sagen, entsteht am 
»Zusammenfluss von exakter Wissenschaft und Kunst« 1 . 
Sie ist nicht ganz exakte Wissenschaft und auch nicht ganz 
Kunst, und doch ist sie insofern Kunst, als sie sich durch 
Farben und Formen artikuliert, und insofern Wissenschaft, 
als sie auf wissenschaftlich erhobenen Daten basiert. 

Für die Kartografen früherer Jahrhunderte war die Karte 
fraglos ein Kunstwerk, ja manchmal fast ein Lebenswerk. 
Stundenlang kann man diese Meisterwerke an Präzision und 
Eleganz bestaunen und darüber fast ihre politische Funktion 
vergessen: dem Monarchen eine Darstellung seines Reiches zu 
bieten, die Zwecken der Verwaltung und Verteidigung dient. 
Es bedurfte jahrelanger Arbeit, um diese Karten anzufertigen, 
auf denen kleine Engel trompeten, pausbäckige Windgötter 
den Galeonen und Karavellen die Segel blähen, Neptune und 
Sirenen aus den Wogen emportauchen. Heute schaut man 
gerührt auf die ungeschlachten und falsch proportionierten 
Umrisse der Kontinente, aber dafür, dass es damals keine 
Satellitenaufnahmen gab, waren die Darstellungen bei aller 
Ungenauigkeit doch verblüffend realitätsgetreu. 

Heute stehen dem Kartenmacher weit mehr Elemente zur 
Verfügung, um sein jeweils eigenes Darstellungssystem zu 
entwickeln. Dabei kann er frei auf den grafischen Zeichen- 
kodex zurückgreifen und seine Objekte nach den drei 
grundlegenden Kategorien - Linie, Punkt und Fläche - 
organisieren. Dabei vollendet sich sein Bild von der Welt in der 
Suche nach einem harmonischen Gleichgewicht zwischen den 
verschiedenen Grundelementen. Mit seinem künstlerischen 
Ausdruckswillen kann er jedem seiner kartografischen Werke 
ein eigenes Gesicht verleihen, zugleich aber auch die 
Interpretation des Karteninhalts beeinflussen. 

Jeder Leser ist vorgeprägt. Sein Verständnis der Farbe ist 
von seiner kulturellen Umgebung abhängig und somit relativ. 
Er erwartet zum Beispiel, dass ein bedrohliches Phänomen 
auch in einer bedrohlichen Farbe dargestellt wird. Mindestens 
zwei Generationen von Schülern haben noch die Karten des 
Kalten Krieges mit ihren typischen Farben im Kopf 
gespeichert: Rot für die Bösen, und Blau für die Guten. Ein 
bedrohliches, brutales Blutrot für die Sowjetunion und deren 
Satellitenstaaten und ein sanftes Aquamarin für die USA und 
ihre Verbündeten. Nach Michel Pastoureau war »Blau (...) die 
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Lieblingsfarbe aller westlichen Staaten, weil es nicht 
angreift, keine Grenzen verletzt« 2 . Grün dagegen kann sehr 
verschiedene Bedeutungen haben: In Norwegen symbolisiert 
es Naturschutz, in Saudi-Arabien den Islam, und in Irland 
verbindet Grün als Nationalfarbe sogar die verschiedenen 
Gruppen über die innerirische Grenze hinweg. 

Betrachtet man die Afrikakarten, insbesondere die in 
Europa produzierten, fallen als dominierende Farbeindrücke 
ein sanftes Ockergelb und ein Dunkelgrün auf: die trockene 
staubige Savanne und der dichte Äquatorurwald. Dabei genügt 
ein Gang über den Markt von Ouagadougou oder Bamako, um 
den tatsächlichen Farbenreichtum Afrikas zu erfassen. Ein 
Lehrer im Tschad hat es einmal, als noch alle Schulbücher im 
Lande aus Frankreich kamen, auf den Punkt gebracht: 
»Irgendwas stimmt nicht mit den Karten. Sie sind so bleich, 
so fahl. Man könnte meinen, sie seien krank.« 

Die Kartografie bedient sich also der Kunst, um die Welt 
geschönt darzustellen - oder auch hässlicher, als sie ist. Dann 
verstärkt der Kartenmacher womöglich einen Strich wie Paul 
Klee oder Joan Miro, legt Linien oder Flächen übereinander 
wie Jasper Johns oder Wassily Kandinsky, übertreibt 
Bewegungen oder Formen wie Lyonel Feininger oder Pablo 
Picasso, manipuliert die Farben wie Josef Albers, Johannes 
Itten oder Liubov Popova, dramatisiert sein Thema durch 
Licht und Schatten, wie Edward Hopper und Kasimir 



Malewitsch es so wunderbar konnten. Und all dies, um Gutes 
oder Schlechtes deutlicher hervortreten zu lassen. 

Ist jede Karte also ein individuelles Werk? In dem Maße 
jedenfalls, in dem sie nicht nur eine miniaturisierte 
Darstellung eines Territoriums bleibt, sondern auch die 
Eigenheiten der Bewohner zum Ausdruck bringt, oder die 
Wahrnehmungen, die sie von ihrer Gesellschaft und deren 
räumlicher Organisation haben. In diesem Wechselspiel 
zwischen Fakten und Wahrnehmungen ist der Kartograf 
Zeitzeuge und Akteur zugleich. Er wird also nacheinander zum 
Beobachter, zum Ökonomen, zum Demografen, zum 
Geomorphologen usw. und schließlich zum Geografen und 
zum Künstler. Um »seine Welten« zu erschaffen oder richtiger: 
zu erfinden, kommt er am Ende zu einem subtilen Gemisch 
aus der Welt, wie sie ist, und der Welt, wie er sie sich wünscht. 

► Philippe Rekacewicz, Geograf und Kartograf, ist Autor von 
»L'Atlas mondial de l'eau«, Paris (Autrement) 2003. 



1 Vorwort zum Katalog der Ausstellung »Cartes et figures de la Terre«, 
Paris (Centre Georges Pompidou) 1980. 

2 Michel Pastoureau, »Dictionnaire des Couleurs de notre temps«, Paris (Bonneton) 
1999, zitiert nach: Jean-Paul Bord, »Cartographie, geographie et propagande«, 

in: Vingtieme Siede (Paris) Oktober-Dezember 2003. 
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Quellen der Karten 



Die Quellenangaben wurden so gestaltet, 

dass Internet-Recherchen möglichst einfach sind 



Mehrfach verwendete Abkürzungen: 
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of Agri-Biotech Applications 
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Agence France-Presse 


Jetro 


Japan External Trade Organization 
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Mierinter 


Mierations Internationales 


ADB 


Asian Development Bank 


Nato 


North Atlantic Treaty Organisation 


BAN 


Basel Action Network 


NTI 
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CEIP 


Carnegie Endowment for International Peace 


OCHA 


UN Office for the Coordination 


CEPII 


Centre d'etudes prospectives et d'informations 




of Humanitarian Affairs 




internationales 


OECD 


Organization for Economic Cooperation and 


CNRS 


Centre national de la recherche scientifique 




Development 


DoD 


U.S. Department of Defense 


OSZE 


Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 


EEA 


European Environment Agency 




in Europa 


EIA 


U.S. Energy Information Administration 


UN 


United Nations 


FAO 
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Unctad 
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FAS 


Federation of American Scientists 


UNDCP 
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HDR 
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UNDESA 


UN Department of Economic and Social Affairs 
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Human Rights Watch 


UNDP 


UN Development Programme 


IEA 


International Energy Agency 


Unep 
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Ifremer 


Institut francais de recherche pour 


UNHCR 


UN High Commissioner for Refugees 




l'exploitation de la mer 


Unicef 
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IISS 


International Institute for Strategie Studies 


U.S. 


United States of America 


ILO 
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USDA 


U.S. Department of Agriculture 


IMF 


International Monetary Fund 


USGS 


U.S. Geological Survey 


Inalco 


Institut national des langues et civilisations 


WFP 


UN World Food Programme 




orientales 


WMO 


World Meteorological Organization 


Isemar 


Institut superieur d'economie maritime 


WTO 


World Trade Organisation 
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